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IV Korwor: 

Als ich die Arbeit begann, ſtand noch nicht feft, welche Form 
für fie gewählt werben follte. Zie konnte eine erzählende Dar- 
ftelung fein ober auch vorwiegend in der Mitteilung von Briefen 
und Atenftüden beftehen. Ich habe mich ſchließlich für Die Wer 
arbeitung bes reihen Stoffes zu einer zufammenhängenden Dar- 
ftelung entſchieden und nur gelegentlih einige mir befonderg 
beachtenswert ericheinende Briefe in fie aufgenommen. Allen 
denen, welde fi für Hanjemann intereffieren oder fi noch für 
ihn intereffieren werben, und jomit aud dem Andenfen dieſes 
treuen und thätigen preußiichen Patrioten hoffe ich auf dieſe 
Weiſe einen befleren Dienft geleiftet zu haben, als wenn ich in 
der Hauptfache unverarbeitetes Material geboren hätte, jo fehr es 
-auc an fih zur Veröffentlihung geeignet ift. Auf einen Anhang 
von Briefen und Aktenftüden habe id) verzichten müſſen, um den 
Umfang des Buches nicht zu ſehr anſchwellen zu laſſen. 

Berlin, Ende Mai 1901. 

Alerander Bergengrün. 
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zu feinem Tode 1821 in Heiligenfelde in der ehemaligen Graf—⸗ 

ſchaft Hoya. Es ift nicht viel, was von ihm berichtet wird. Er 
jol mit Ausnahme feiner lebten Lebensjahre, in denen feine 

geiftige und körperliche Kraft gebrochen war, ein an Seele und 

Leib gejunder, friiher Mann gemejen fein, treu im Berufe als 

Seeljorger, theologiſch und philoſophiſch vortrefflich gebildet, von 

ungeheuchelter tiefer Frömmigkeit „ohne jeden pietiftifchen An- 
ſtrich“, ein mürdevoller Kanzelredner, dazu ein mwißiger und 

munterer Geſellſchafter, von vielen geliebt, von niemandem gehaßt. 

Seine glüdlihe Ehe mit Luiſe Hornboflel wurde nach neun Fahren 

1781 durch den Tod gelöft. Diefer ſchwere Schlag drohte jeine 

Geſundheit wie jeinen jeelifchen Gleichmut zu zerrütten. Aber 

er fand einen Erjaß für die Verlorene in deren befter Freundin 

Amalie, der Tochter des Bürgermeifters Moller zu Hameln, !) 

feiner „zweiten Luiſe“, wie er fie wohl nannte. Auf ihrem lebten 

Krankenlager hatte die Verftorbene den Gatten auf dieje treue 

Seele bingewiefen und fie ihm als Lebensgefährtin, als zweite 
Mutter ihrer Kinder empfohlen. Schon 1782, ein Yahr nad 

Luiſens Tode, wurde von deren Bruder, dem Superintendenten 

Hornboftel, die neue Ehe eingejegnet. Neununddreißig jahre 

haben die Gatten in ungetrübter Harmonie mit einander leben 

dürfen. Luiſe Hatte ihrem Eheherrn fünf Kinder geboren, von 
denen zwei in zartem Alter geitorben waren; ſechs Kindern jchenfte 

Amalie binnen neun Jahren daS Neben. Nur drei von den 

legteren erreichten ein höheres Alter. Das jüngfte Kind mar der 

am 12. Yuli 1790 zu Finkenwerder geborene David Juſtus 

Ludwig, den fein um fünfzehn Jahre älterer Stiefbruder Karl 
noch am jelben Tage zur Taufe hielt. 

So galt es denn mit jchmalen Mitteln ſechs Kinder, zwei 
Töchter und vier Söhne, zu erziehen und für- ihre Berufsbildung 

zu ſorgen. Das bielt aber um fo fchwerer, als weder der Pater 

noch die Mutter für die ökonomiſche Seite des Lebens ſonderlich 

5 Amaliens Bruder war der bekannte Architekt Georg Moller, der die erfte 

träftige, fpäter von Boifferee aufgenommene inregung zum YWusbau des 
Köhner Domes ab | 
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Mit dem größten Teile Hannovers trat 1807 aud die Braf- 

Ihaft Hoya unter die unmittelbare Herrichaft des franzöftichen 

Kaiſers. Verglichen mit Preußen befand man fich hier wirt- 
Ichaftli” noch immer in günftiger Lage. Bald aber machten fidh 

bie finanziellen und militäriſchen Bedürfniſſe des neuen WBeltreiches 

immer fühlbarer geltend. Bon Jahr zu Jahr wurde die Steuer- 

ſchraube fefter angezogen und ber neue Blutzoll der Konffription 

unerbittlid) eingefordert. Da gingen aud die Einkünfte der Pfarre 

zu SHeiligenfelde allmähli zurüd, die Sparpfennige und bas 

Kapital mußten angegriffen werden, und die Familie fam aus den 

Geldverlegenheiten nicht mehr heraus. 

Dazu traf den alternden Pfarrer manch drüdendes häus- 

lihe8 Ungemach. Die ältefte Tochter Charlotte heiratete 1799 

den Baftor Peters zu Elsdorf. Wenige Jahre darauf fehrte fie 

als mittelofe Witwe mit drei Kindern ins Elternhaus zurüd, 

deren Verſorgung nun gleichfall3 den Eltern zur Laft fiel. Bei 

weitem jchwerer zu tragen war aber daS unbeilbare Geelen- 

und Nervenleiden, dem die unglüdlide Yrau, wohl infolge 

bes ſchweren Schidjalsichlages, der fie getroffen, verfiel. Es 

äußerte fi) in fteter Aufregung und Unrube, die Unfrieden 

und Mißftimmung ins Haus brachten. Leidlich ging es dem 

älteften Sohne Karl, der Theologie ftudierte und, nachdem er 

einige jahre hindurch) Prinzenerzieher beim Grafen Bentheim- 

Zedlenburg zu Rheda gemwejen war, bie Feine hannöverſche Pfarre 

Heiligenroda erhielt, die ihn und feine Familie fümmerlich näbrte. 

Der zmeite Sohn Anton wurde Kabinettsjefretär beim Yürften 

Dienburg zu Meerholz. Im Jahre 1818 rüdfichtslos und ohne 

Grund entlaffen, verbitterte er ſich und den Seinen durch un- 

fruchtbares, thatenlojes Klagen das Dafein und fonnte nur mit 

Mühe, insbejondere dur die männlichen Troſtworte und Er- 

mahnungen feines jüngften Bruders David, dazu bewogen werden, 

fih einen anderen Erwerb zu fuhen. — Der dritte Sohn 

Adolf wurde zu feinem Unglüde gleichfalls Theologe. Von un- 

rubigem, aber ziellojem Schaffensprang erfüllt, ein, wie er fi} 

ſelbſt nannte, ſpekulativer grüblerifcher Kopf, fand er weder in 
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geiftige Entwidelung und Gharalteransbildung ihres jũngſten 
Sohnes David einen unvergleidhlih viel größeren Einfluß geübt, 

als ihr Gemahl. — Wenn fie mit einer der hervorragenden all- 
befannten beutichen ‚srauengeitalten verglichen werden joll, to ift 

es Frau Rat Goethe, deren Züge dem Bilde der Frau Piarrer 

Hanfemann am meiften gleiden. Fenes Gortvertrauen, innige 
Herzensgüte und die glüdlihe Gabe, an der Lañ böier Tage 
nicht allzu ſchwer zu tragen, weil die Hoffnung aut eine Wendung 

zum Belleren nie eritarb, dazu eine berzlihe Freude an allem 

Schönen und Guten, das im Berlauf eines langen Lebens ihr 

entgegentrat, bildeten die Elemente ihres im vollen Sinne liebens- 
würdigen Weſens. Einer brieilihen Klage darüber, daß fie und 
ihr Mann noch in hohem Alter fteis mit Geldiorgen zu fämpfen 

hätten, fügte fie die Worte hinzu: „Wir iind aber darum nicht 

weniger heiter und brummen nicht.” Aufgeichlotten und mitteil- 
fam, mit reichen Geiftesgaben ausgeitattet, aller Verſchwommenheit 

und Myftif abHold, Flar im Tenfen und Gmpfinden, mußte 

fie ihre Umgebung auch durdy ein vortreitlihes Crzählertalent zu 

erfreuen und zu unterhalten. Für ihre Perjon in jeltenem Maße 

bedürfnis- und anſpruchslos, legte fie auf ihre Kleidung und 

äußere Haltung nur geringen und mit zunehmendem Alter, wie 

ihre erwadhjenen Kinder oft Flagten, immer geringeren Wert, fo 
daß fie fi” manche leile Mahnung, der äußeren Würde ihrer 

Stellung und ihres Haujes mehr eingedenf zu fein, gefallen lafjen 
mußte. Sie mar ftetS bereit, ihren beften Staat dem Hilfsbedürftigen 

Nächſten fortzugeben und fi) jelbit mit dem Allernotdürftigften 

zu begnügen. Ihre Frömmigkeit war echt und unverfälfcht. 

Wohl und Wehe der Kinder trug fie unausgelegt auf fürbittenden 

Herzen. In den Äußerungen ihres religiöfen Gefühles und den 
Ermahnungen, mit weldyen fie den Lebensweg auch der erwachſenen 

Kinder, insbejondere ihres Lieblings David, ihres Benjamins, wie 
fie ihn zu nennen pflegte, begleitete, zeigte fie fi) oft ganz als 
Kind ihres rationaliftiich gerichteten Zeitalters; jo wenn fie z. 8. 

den Hauptnachdruck auf die Befolgung „der moralifchen Lehren 

Jeſu“ Iegte, welche die irdifche und himmliſche Glüdfeligfeit ver- 





8 L Rapitel. 

muß fi) davon nicht fortreißen laſſen. Man will jetzo feine 

Dffenbarung .. . Mein Sohn, mein geliebter David! Seins 

fagt, nicht alle, die zu mir Herr jagen, fondern die den Willen 

meines Bater8 im Himmel thun, werden ſelig. Dies tröfter 

mid einigermaßen wegen Peiner jetigen Meinungen. Denn 

Du bift ein redlider Mann; aber Dankbarkeit ift auch eine 

Tugend und die vergik nicht gegen den größten Wohlthäter der 
Menichen, dem Du fo viele edle Grundſätze verbanfft. Beſonders 

ſprich nicht profan über dasjenige der heiligen Schrift, was wir 

nicht begreifen fünnen. Wir fönnen uns ja jelbft und vieles in 

der Natur nicht begreifen, mie wollen wir armen blinden Wichter 
denn beftimmen, wie Gott nad jeiner Weisheit handeln jollte. 

Wir wollen uns aljo, mein David, aller voreiligen Urteile be- 

geben, bis wir zu dem Unfichtbaren, Emwigen gelangen. Mein 
David, ich drüde Dich jegnend an mein Herz... Emig, 

mein geliebter Sohn, Deine treue Mutter Amalie Hanjemann.“ 

Es gelang David in feiner Antwort die Beſorgniſſe der Mutter 
einigermaßen zu vericheuchen. „Dein Brief vom 28. Dezember“, 

ſchrieb fie ihm einige Zeit darauf, „ein Abdrud Deiner braven 

Gefinnungen, hat mir viel Freude gemacht, auch wegen Deiner 

religiöjen Gefinnungen ziemlidy beruhigt und ich zweifle nicht, dat 

der Vorhang, der Dir das Göttliche, Herrliche und hohe Gewiſſe 

der Dffenbarung verdunfelt, nody vor Deiner fchönen Seele ver- 
ſchwindet.“ 

So war denn dieſe vortreffliche Frau die Seele des Hauſes, 

in dem David Hanſemann aufwuchs. Unverkennbar hat er einige 

Eigenſchaften von ihr geerbt: Klarheit des Geiſtes, wohlwollende, 

menſchenfreundliche Gefinnung, ſchlichtes Weſen und wohl auch die 

Gleichgültigkeit gegen den Eindruck der äußeren Erſcheinung, eine 
gewiſſe Ungeniertheit und Nachläffigfeit in Haltung und Kleidung. 

Über Hanjemanns Kindheit hat ſich Genaueres nicht er- 
mitteln laffen. In feinem vierten Xebensjahre fiedelte die Familie 

von Finkenwerder nad Heiligenfelde über. Dort blieb er bis 

zum 14. jahre. Unterricht erhielt er zunächft in der Dorfichule, 

dann vom Vater und gelegentlich von den älteren Brüdern. Einen 
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mannes von einer jo völligen, ja leidenjchaftlichen Hingebung an 

die Intereſſen der Allgemeinheit, wie Hanjemann, doch von hoher 

Bedeutung, wenn man fid) einmal vergegenmwärtigt, welche politiiche 

Luft ihn während feiner Sinderjahre ummehte, in welcher Art 

von StaatSwejen er aufwuchs. 

Das Gebiet, welches bi3 zum Zuſammenbruch des alten Reiches 

als Kurfürftentum Hannover bezeichnet wurde, war ein Konglomerat 

von fieben verjchiedenen Territorien, die nur loje durch das unficht- 

bare Band eines außer Landes, in England, weilenden Monarchen 

zufammengehalten waren. Ein gejchlofjener Adelsitand führte als 

erbliches Privilegium die Regierung, bejebte in Armee und Ber- 

maltung alle Hohen und einflugreichen Poſten und duldete den 

gebildeten Mittelitand nur ſoweit in fubalternen Stellungen neben 
fi), als ihn deſſen techniiche und wifjenfchaftliche Kenntnifje unent- 

behrlich machten. Ein jelbftändiges Anjehen behauptete neben dem 

Adel nur noch die Tutherifche Geiſtlichkeit. Die Städte, an Zahl 

geringer als in den meiften anderen deutichen Landen, bis auf 

die Hauptftadt Hannover und die mit Recht berühmte Univerfitäts- 

ftadt Göttingen, in der aber faft nur Ausländer lehrten, flein und 

unbedeutend, jpielten eine völlig untergeordnete Rolle. Die Land— 

wirtichaft bildete den einzigen Erwerbszmweig; Handel und Induſtrie 

genügten gerade den primitivften Bedürfniſſen menſchlichen Zu- 

jammenlebens. Das Mdelsregiment zeigte ſich völlig unfähig, 
jchlummernde Kräfte zu weden, die Leiftungsfähigfeit von Re— 

gierenden und Negierten auf einen höheren Grab zu ſpannen. 

Angſtlich ging e3 jeder Neuerung aus dem Wege; feine „Ombrage“ 

zu maden, war einer der oberften Grundſätze feiner politifchen 

Weisheit. Im übrigen zeigte es ſich milde und mwohlmollend, ſo— 

weit nicht die jchläfrige Ruhe geftört wurde oder ein vermeffener 

Ehrgeiz jemanden aus den unteren Ständen bazu trieb, feine 
Hand nad) der verbotenen Frucht politifcher oder Jozialer Neuerungen 

auszuftreden. Ein ſolcher Zuftand mußte eine Staatögefinnung 

in Hannover jo gut mie unmöglich machen. Auch die Fremd— 

herrſchaft brachte hier zunädhft noch feinen Wechjel der Stimmung 
und der Anjchauungen hervor. 
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Zedlenburg zu Rheda lebte. So trat denn Hanfemann i. %. 
1804 in das Detailgeichäft der Gebrüder Ferdinand und Daniel 

Schmwenger zu Rheda als HandlungSlehrling ein. Die Kleine Stadt 

(im beutigen Regierungsbezirk Minden), die jeht gegen 3000 

Einwohner zählt, war: damals nody unbedeutender und mweltabge- 

ſchiedener. Die öffentlichen Intereſſen drehten fi) vor allem um 

das, was die bald darauf mebiatifierte gräfliche Herrſchaſt auf 

dem Schlofje trieb, zu der man aus alter Gewohnheit und Treue 

in einem Bietätsverhältniffe verharrte und deren vornehme Hof- 
haltung gewiß noch jo manchem Bürger eine Duelle von Nahrung 

und Verdienſt blieb. So fonnte das Leben dieſer Stadt an fich 

den Ideen- und Intereſſenkreis des Knaben nur wenig erweitern. 

Um fo mehr wird es die Berufsarbeit gethan haben. Ein größeres 

Detailgefchäft auch in einer fleinen Stadt, wie das Schmengerjche 

in Rheda, das die Landbewohner ringsum mit allen Bedarfs- 

artifeln verforgt, die nicht auf dem Lande jelbft erzeugt werden 

fönnen, birgt ja oft ein jehr reges Leben in fi. Einem ftreb- 

jamen jungen Kaufmanne, der unter rechter Leitung fteht, ermög- 
lit es, dank der Bielfeitigfeit der Geſchäfte, eine ausgebreitete 

WarenfenntniS auf den verfchiedenften Gebieten. Beide Voraus: 

ſetzungen trafen bier zu. 

Zmwifchen dem einen Chef des Hauſes, Ferdinand Schwenger 

(geb. 1764, 1836), der jelbft Finderlos war, und dem lerneifrigen 
fleißigen Lehrling, vor dem fich hier eine ganz neue Welt auj- 

that, bildete fih bald ein ſchönes Verhältnis gegenfeifiger Wert- 
ſchätzung, Achtung und bald auch Freundichaft, die bis weit in 

die Mannesjahre Hanjemanns fortdauerte. Das hatte dann nod) 

eine weitere für Hanſemann bedeutungsvolle Folge. In der 

guten alten Zeit pflegte der Lehrling nicht nur für die eigentlichen 

Handelsgeſchäfte jeines Lehrherrn zu arbeiten, ſondern er mußte 

auch allerhand andere, mit dem Geſchäft in feiner oder nur loſer 

Beziehung ftehende Hantierungen, perjönliche Dienftleiftungen aller 

Art für den Chef, verrichten. Nun traf es fich gut, daß Schwenger 
als der angejebenfie Bürger Rhedas, nad) der Errichtung des 

Großherzogtums Berg zum Maire des Drtes beftellt wurde und 
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tagte, um vier Uhr morgens, jtellte fi) David auf dem Schloſſe 
ein, um zwei Stunden mit dem treuen Bruder zu arbeiten, der bereits 

um ſechs Uhr den gräflichen Kindern zur Verfügung ftehen mußte. 

Davids frühere Unluft zum Lernen hatte fi) in ihr gerabes 

Begenteil verwandelt. Nach einiger Zeit jeßte er die Studien 
auf eigene Hand jelbftändig fort. Er überjeste jchriftlich ganze 

Romane und Memoiren aus dem Franzöfiichen, Engliichen und 

Stalienifchen; er ftellte Wörterverzeichniffe und grammatifalijche 

Regeln, ja eine zwei ftarfe Duartbände füllende Erbbeichreibung 

zujammen, für die er die Notizen mehreren geographiichen Hand- 

büchern entnahm, und in der, den Zeitverhältniffen entiprechend, 
das franzöfiiche Weltreich den breiteften Raum einnahm. 

Beicheiden mie feine Bezüge — von Haufe 30— 40 Thaler, vom 

Brinzipal Naturalien im Werte von 20—35 Thalern und ein 
Louisdor (5 Thaler) als Neujahrsgeſchenk — waren feine Bedürfnifje. 

Die von Anfang an mit peinlicher Genauigfeit geführten Bücher 

Hanjemanns weiſen neben den Ausgaben für den gewöhnlichen 

Lebensunterhalt nur felten andere Boften auf. Die größte Aus- 

gabe verurjachte der jährliche Beſuch in der Heimat; jonft finden 

fih gelegentlich ein Beſuch in der Komödie, ein Konzert, „Entree 

die unfichtbare Jungfrau bey Palatini zu ſehen“, Eleine Gaben für 

den Klingbeutel, Bücher und einmal „Beym Baden getrunfener 

Wein”. Doch mußte er fpäter feinen Bermögensverhältniffen 
dur) ein in verjchiedenen Artifeln, insbejondere Stahlfedern, 

jelbftändig betriebenes Nebengeſchäft aufzuhelfen, deſſen Ertrag 
er jedoch in gemiljenhaftefter Weife fapitalifierte und nur jelten 

für die laufenden Bebürfnijfe angriff. Mit Stahlfedern, einem 

damals noch raren und foftbaren Artikel, fcheint er auch einen 

Buchhändler und Buchbinder in Gütersloh, von dem er und jein 

Prinzipal Ieihmeife Bücher bezogen, befriedigt zu haben. Er las 
viel und eifrig. Auch die deutiche, fchöne Litteratur trat in feinen 

Geſichtskreis, wenn fie auch jeiner ganzen Veranlagung und jeinen 
vorwaltenden Intereſſen nad) für ihnniemals die Bedeutung gemann, 

wie biftorifche, politifche, ſtaats- und vollswirtichaftliche Schriften. 

Für Schiller trat er einige Jahre ſpäter jeiner Stieffchweiter 
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erflärte, ihn jedem Hauie beitens empiehlen zu founen Heniemaum 

Blide wandten fid) nach den weitiäliihen und rheinikhen “Jubufirie- 
gebieten, die am meilten Ausſichten zum Borwärsiommen als 

Kaufmann boten. Zunähft eriebie er die Entänidheng dab er 
von dem Befiter einer großen Zud- und Wolliabrik in Montjsie, 

J. H. Elbers, wegen zu großer jugend und UInertabrenheit zurüd- 

gewieien wurde. Erit im folgenden Jahre 1810 fam ein Fertrag 
mit Elbers zuftande, der ihn als Comptoiritten und Reiienden auf vier 

Jahre gegen treie Wohnung und Peföitigung mit einem Anfangs- 

gehalt von 250 Thalern in feine Tientte nahm. Am 31. Uftober 

1810 trat Hanjemanı, nunmehr ;zwanzigjährig, in Montjoie ein. 

Auf die Yehrjahre folgten im mwirfliden Sinne des Wortes fieben 

Wanderjahre, mährend welcher er den größten Teil Mittel: 

europas aus eigener Anichauung gründlich fennen lerneniollie. Xeider 
trübte fi das Berhälmis zu dem neuen Chef ſehr bald. Hante- 

manns heißeftes Sehnen war es, ſchnell auf eigenen Fügen zu 
ftehen und die für eine jelbfitändige Etablierung erforderlichen 

Mittel zu gewinnen. Er hoffte daher als Reiſender durch günftige 
Abſchlüſſe und hohen Umſatz das Vertrauen des Chefs fo ſehr 

zu gewinnen, daß dieſer fich möglichſt bald zu vorteilhafteren 

Bedingungen für ihn verstehen werde. Daneben hatte es für ihn 

einen unmiderftehlichen Reiz, jelbftändig zu disponieren, und er 

zweifelte nicht daran, daß jeine Welt, Menſchen- und Waren- 

kenntnis ausgebreitet genug ſei, um jedesmal das Richtige zu 

treffen. Es tritt hierbei eine Eigenichaft zu Tage, welcher er 

jpäter einen großen Zeil jeiner Erfolge verdanfte, die jedoch 

oft auch jeinen näheren Freunden den Umgang mit ihm erichwerte: 

das Gefühl, auf Grund einer überlegenen Einficht und einer un- 

fträflichen Abficht feinen Willen unbedingt durchſetzen zu müflen. 

Stets hat Hanfemann auf den Gebieten, in denen er jeine Meifter- 

Ichaft fühlte, Alleinherricher fein wollen, wie alle, die ein ftarfer 

Mille über die andern hinaushebt. Da war es ihm denn eine 

herbe Enttäufchung, aber wohl auch eine gute Lehre und Schulung, 
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waren, nämlich Wolle, Krapp, DI und Farbhölzer, zu gründen. 
Bon vielen Seiten wurde er ermumntert, fein Glüd zu verjuchen. 

Sejchäftsfreunde verjprachen, ihn mit Aufträgen und Em— 
— zu unterſtützen. Anderſeits bot ſich ihm die Ausſicht, 
der Firma Eller und Orth als Aſſoeié beizutreten. Ein Konflikt 
zwiſchen den beiden Inhabern des Geſchäftes beſchleunigte die 
Entſcheidung. Um in den Streit nicht hineingezogen zu werden, 
verließ er das Geſchäft, begleitet von den beſten Wünſchen der 
hadernden Prinzipale. Beide verſprachen, mit ihm in Geſchäfts— 
verbindung zu bleiben. 

Im September 1817 gelangte Hanſemann endlich an das 
Ziel ſeines Strebens. Unter den günſtigſten Ausfichten eröffnete 
er ein Kommiffionsgeichäft in Nachen. 

63 waren arbeitsreiche, anftrengende aber auch unrubige umd 
darum wenig befriedigende Sabre, die hinter ihm lagen. Geit er 
Rheda im Jahre 1810 verlaffen, war er einen großen, wenn nicht 
den größten Teil der Zeit auf Reifen gemwejen. „Gewöhnlich made 
ich,“ jchrieb er 1812, „des Frühjahrs eine Reiſe den Rhein hinauf, 

durch die Schweiz und fomme durch die Franche-Comté und Loth— 
ringen zurüd; im Sommer die Neije durd) Brabant und im Spät- 
berbit diejelbe Tour wie im Frühjahr, nur nicht durch die Schweiz“. 

In den folgenden Fahren dehnten ſich die Neijen noch meiter aus. 
Ganz Süddentjchland, ein Teil von Ofterreich und Sachjen wurden 
in fie einbezogen. Leider ift der größte Teil der aus jener Zeit 
erhaltenen Briefe Hanjemanns rein gejchäftlicher Art. Aus den 
Antwortichreiben jeiner Eltern und Geſchwiſter ergiebt ſich aber, 

dab er Natur, Menſchen und PVerhältnifje offenen Auges anjchaute 
und auf den Reifen einen reichen Schatz an Erfahrungen und Kennt- 
niffen ſammelte. Seine Berichte nach Hauje müſſen anjchaulich und 
interefjant gewejen jein. Mit Spannung wurden fie in Heiligen- 
felde erwartet, ihr Eintreffen wie ein feftliches Ereignis begrüßt; 
nachdem fie gelefen waren, wurden fie den andern Familiengliedern 
zur Kenntnisnahme weitergejandt. Er eröffnete den Seinen in 
ihrer ftillen Zurüdgezogenheit den Einblid in eine neue, fremde 
und größere Welt. Und mit welchem Jubel wurde der Meitge- 

ET en 
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für ihn eine hohe Nummer, fo daß er unter gewöhnlichen Ver—⸗ 

hältnifjen wohl hoffen konnte frei zu bleiben. Aber die unge- 
heueren Rüftungen für den ruffiichen Feldzug verlangten eine Mebr- 

aushebung von Rekruten und 1812 follte auch er maridieren. 

Da blieb nichts anderes übrig als einen Stellvertreter mit 

dem Reſte des väterlichen Bermögens zu faufen. Ein joldyer ftellte 

fi) denn aud) für die Summe von 200 Pijtolen oder 4080 Franks, 

die ihm fontraftmäßig in Raten auszuzahlen waren. Die Be- 

Ihaffung des Geldes fiel dem alten Paſtor jehr Ichwer. Auch nad 

dem Zufammenbrud) der Fremdherrſchaft forderte der „Reniplagant” 

den Bezug der Raten, obwohl die Recdhtsfrage jetzt ftrittig war, 
und es find ihm vom 10. März 1812 bis zum 28. Januar 1817, 

an welchem Tage er gegen jofortige Aushändigung einer größeren 

Zeillumme auf den Reſt verzichtete, 754 Reichsthaler gezahlt 

worden. Hanſemann nahm dieſes Dpfer dankbar an, in Der 

fiheren Hoffnung, es dereinft reichlich vergelten zu fönnen. Nach 

Eröffnung feines eigenen Gejchäftes zahlte er allmählich die Summe 

zurüd. Zum Entgelt aber für die ihm gemwordene Hilfe in 

dringender Not nahm er Auguft Peters, den Sohn feiner Schweiter 

Charlotte, zu ſich, einen unentwidelten, ftotternden und blöden 

Knaben, der bi dahin in Heiligenfelde erzogen worden war und 
deffen Zukunft die Seinen mit banger Sorge erfüllt hatte. Hanie- 
mann ließ fein Gebrechen jachgemäß behandeln, Torgte für guten 

Unterriht und förderte die geiftige und körperliche Entwidelung 
bes Neffen jo weit, daß er ihn nach einiger Zeit in fein Comptoir 

aufnehmen fonnte. Hanſemann gewann in Auguft Peters einen 

pflichttreuen, zuverläffigen Gebilfen, der in den jpäteren Jahren 

fein vollite8 Vertrauen genoß und ihn bei feiner häufigen Ab- 

weſenheit von Aachen felbftändig im Gefchäft vertreten fonnte. 

Da Hanjemanns Briefe aus diefer Zeit nicht erhalten find, 

fo fehlt es leider auch an allen direften Äußerungen von ihm 
jelbft, aus denen fi) der Entwidelungsgang feiner politifchen Ge— 

finnung und der Eindrud erkennen ließen, welchen die Ereignifje 

von 1812— 1815 auf ihn madten. Unzweifelhaft lernte er auf 

den Reifen, die ihn ja meift in die beutich-franzöfilchen Grenz- 
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drängten und zwei andere, durch das Los Getroffene, entlajteten. 

Die Yamilie werde es nicht gereuen, zu Davids Rettung (d. 5. 
zur Beichaffung des Remplacant) ihr Vermögen geopfert zu haben; 

der Gedanfe aber fei unerträglich, daß das alles vergeblich geweſen 

fein folle und er fih ganz unnötigerweile in Gefahr ftürzen 
wolle. — Man kann zugeben, daß Karl in der Sache nicht jo un- 

recht hatte. Das Weſentliche der Differenz lag aber in der ver- 
ſchiedenen Herzenzitellung zur Frage der Befreiung Deutichlands. 

Ähnlich wie Karl, nur gemäßigter, äußerte fi) im folgenden 
Monate Anton Hanjemanns Frau, Luife, in Meerholz. Schwager 

David hatte ihr brieflih daS Zeugnis ausgeftellt, daß fie von 

echter Waterlandsliebe glühe. Diejes Urteil läßt fie gelten. 

„Aber“, fährt fie fort, „ich billige e8 nicht, wenn Du aufs neue 

wieder zum Militärdienft Di hinneigſt — oder erhebſt. Du 

barfit nur im äußerften Notfall die Waffen ergreifen und jelbft 

dann trage es mir nicht auf, Deine Eltern davon zu benachrichtigen, 

joviel Ehrenvolles in dem Auftrag aucd liegen mag. . . Ich 

bin Dir wirklich ein bißchen böfe, daß Du den Patriotismus jo 

weit treibt.“ Sei ed nun, daß die briefliche Mitteilung Karls, 
wonad) auswärts weilende Landesfinder nicht eingezogen werden 

ſollten, faljch war, fei es, daß Adolf und David ſich doch freiwillig 

der Loſung unterzogen, am 7. Februar 1814 meldete die Mutter, 

daß bei der Loſung für beide hohe Nummern gezogen worden feien 

und ihre Dienjte als Landwehrmänner wahrſcheinlich nicht in An« 

ſpruch genommen werden würden. 

In der That hatte es damit auch für beide fein Bewenden. 

Damals zum lebtenmale fühlte und handelte Hanſemann als 

Hannoveraner. Dasjelbe Jahr 1814 brachte die Vereinigung der 

Rheinlande und damit auch feines damaligen Wohnfiges Montjoie 
mit dem preußifchen Staate. Nicht mehr dem Geburtslande 

Hannover, fondern dem neuen Baterlande, Preußen, und der neuen 

jelbitgewählten Heimat, den Rheinlanden, galt von jest ab fein 
patriotilch-politifches Denken. 





24 I. Kapitel. 

Weſtfalen einen beträchtlichen Kern altpreußiicher Gebiete in fi 

barg, hatte in den neuen Rheinprovinzen nur der äußerfte nörd— 

liche Winkel, das Herzogtum Kleve und der Preußen verbliebene 

Reit von Geldern, ſchon früher zu Preußen gehört, aber erſt recht 

feine politiichen Beziehungen zu den Gebieten im Süden, den 

Herzogtümern Jülich und Berg, den Erzftiften Köln und Trier 

und den reichSunmittelbaren Zmergftaaten gehabt. Es waren mit- 

hin jehr ungleichartige Beltandteile zu einer Provinz zujammen- 

geſchweißt. Natürlich ging die innere Verſchmelzung der neu er- 
mworbenen Gebiete mit dem preußilchen Staatsweſen in derjenigen 

Provinz raſcher und leichter von ftatten, in der mit dem größeren 

. Umfang der altangeftammten Länder auch ihr Einfluß auf die nen 

binzulommenden ftärfer hervortrat. Die Aufgaben der Regierung 

waren in MWeftfalen troß der auch bier obmaltenden Schwierig- 

feiten leichter zu löfen als in der Rheinprovinz. Auf dieje Provinz 

verwandte der Staat darum aud) ganz bejondere Sorgfalt. 

Die Stimmung, melde bier dem Zuſammenbruch der Fran— 

zoſenherrſchaft und der Einverleibung in Preußen entgegengebradht 

wurde, fonnte bei der Ausdehnung des Landes, bei der Mannig- 

faltigfeit jeiner Verhältniffe, wie fie durch Natur und Gejchichte 

bedingt waren, nicht überall die gleiche fein.) Als die Franzofen 

das Land räumten und die Verbündeten, ihnen voran die behenden 

Koſaken, einrüdten, übermog aber wohl überall das eine Gefühl der 

Freude über die Erlöfung von einem brutalen, alles Xeben er: 
tötenden Despotismus. Getrübt wurde die „Sreude freilich durch 

die jchmeren Kriegslaften und die nicht endenmwollenden Truppen: 

durchzüge, welche keineswegs mit dem Friedensſchluß 1815, fon- 

dern erft 1818 aufbörten, als die Dccupationsarmee der Verbün- 

beten Franfreich verließ. Und zu alledem famen die Unzuträglich- 

feiten, welche mil einer anberthalbjährigen provijoriichen Bermal- 

tung notwendig verbunden waren. Alle Not und alle Beichwer- 

1) Ich folge im nachſtehenden zum Zeil dem anfprechenden und inftruls 

tiven Aufſatz von Dr. W. Brüning, Aachen während der Fremdherrſchaft und 

der Befreiungskriege (Zeitſchrift des Aachener Geſchichtsvereins Bd. 19, 1897) 
S. 171. 
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Es war freilid ein Anderes um diefe gehobene Stimmung 

nach erfochtenem Siege und ein Anderes, ſich nach der Rückkehr ins 

Alltagsleben mit dem neuen fremden Weſen in deſſen nüchterner 

Wirklichkeit zu befreunden. Preußenfeindlich oder undeutſch war 

aber die Grundjtimmung ber führenden Kreiſe im Rheinlande nicht 
und diejes Urteil fann auch die Thatſache nicht anfechten, daß 

viele Gejchäftsmänner mit banger Sorge den ökonomiſchen Folgen 
des politifchen Umfjchwunges entgegenfahen. Und wenn der alte 

Banfier Schaaffbaufen in Köln bei der Nachricht von der Ver- 

einigung jeiner Heimat mit Preußen ausrief: „Jeſſes, Marja, 
Joſeff! Do Hirohde mer in a ärm Famillige!" — So hatte er nicht 

unrecht. Denn jo unzweifelhaft der ungeheure Gewinn in poli- 
tileher, nationaler und ethiſcher Hinficht war, den der Wechſel der 

Herrſchaft brachte, jo empfindlich waren die Erjchütterungen bes 

gejamten Erwerbslebens, die Einbußen, welche Handel und In—⸗ 

duſtrie erlitten. 

Das politifche Elend der Kleinftaaterei im Rheinlande, die 

Unfäbigfeit der Regenten, auch der wohlwollenden, die alles Maß 
überfteigende Gebundenheit und Behinderung des Berfehrs hatten 

gegen Ende des 18. Jahrhunderts auch einen wirtichaftlichen 
Rüdgang herbeigeführt. Zwar war daS Land bevölferter, die 

Wirtichaft vielfach intenfiver, der Boden weiter urbar gemadht 

als im öſtlichen Deutichland. ES war das aber nicht das Ber- 

dienft einer tieferen mirtichaftlichen Einſicht, größeren Fleißes 

und anderer Tugenden, jondern nur die Folge einer um Jahrhunderte 

älteren Kultur, eines gejegneteren Klimas und eines größeren 

Reichtums an natürliden Bodenſchätzen. Vielmehr ftand in den 

Krummftabslanden und in den verfuöcherten Reichsſtädten der 

MWohlitand der Bevölkerung zur Ertragsfähigfeit des Landes in 

gar feinem Verhältnis. Die feudalen Zuftände auf dem flachen 

Lande, die Entartung des Zunftwejens, die oligardhiiche Vettern- 
wirtihaft in den Städten, die zahllofen Zollgrenzen hemmten 

nicht nur den Aufihwung von Handel und Wandel, jondern führten 

bireft zur Erichlaffung und Trägheit. Nirgends gab es einen 

Zuchtmeifter, der zur Anjpannung der Kräfte nötigte. Von den 
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ihiden eines großen Staatsweſens; ein neues, unermeßliches Ab- 

ſatzgebiet eröffnete fi} der rheinländifchen Betriebfamleit. Der 

Segen geordneter Verwaltung und prompter Juſtiz murde allen 
fühlbar. Dieſer Eindrud war jo mächtig und nachhaltig, daß nur 
unter den Formen der modernen franzöfifchen Geſetzgebung ein 

geveihliches Zufammenleben der Menihen möglich zu fein chien. 

Die fünf franzöfiichen Codes galten als Hort des Fortichrittes, ja 

als der wahre Ausdrud rheinländiicher Eigenart. Mächtig blühte 

die Jnduftrie auf. Und was fonnte ihr günftigere Chancen bieten 

als der völlige Ausfchluß der gefährlichiten Konkurrenten, der Eng- 

länder, und die Verfehrögemeinfchaft mit dem gejamten Länder: 

gebiet des Kaiſerreichs? Zumal die Stadt Aachen, der Napoleon 
als der Refivenz feines „Vorfahren“ Karls des Großen feine volle 

Huld zumandte, und die gewerbreichen Orte in ihrer Nachbarſchaft 

Burticheid, Eupen, Malmedy, Düren, Montjoie zogen aus den 

Berhältniffen Vorteil. Der Wert der Aachener Wollmaren 

hatte fich in der Franzoſenzeit biS 1806 faft verboppelt.!) Einen 

ähnlichen Aufſchwung nahmen die Meffing-, Nähnadel- und Leder- 
induftrie. Freilich wurden die materiellen Wohlthaten des fran- 
zöfifchen Regiments beeinträchtigt durch die mit jedem Jahr fich 

fteigernde Härte des napoleonifchen Syſtems. Die vollftändige 

Bernadläffigung, ja Unterbrüdung aller idealen Momente und 

Bedürfniſſe des Volkslebens raubte dem Gemwaltherricher die Sym- 

pathien. Ihm murde, als er ftürzte, im Rheinlande feine Thräne 

nachgeweint. Aber immerhin, die trübe Zeit der Fremdherrſchaft 
war nun mal zugleid; die Zeit eines gewaltigen Sulturfort« 
ſchritts und die Erinnerung daran konnte nicht erlöjchen. Gie 

mußte bei jeder Kalamität unter der neuen Regierung, bei jeder 

Unzufriedenheit mit ihr wieder aufleben. 
: Die materielle Blüte des Landes erhielt nun durch die Frei— 

heitsfriege und den neuen Wechſel der Herrichaft einen ſchweren 
Stoß. Waren die Kriegsleiven auch mit dem nicht zu vergleichen, 

1) Alphond Thun: Die Induftrie am Niederrhein I, 19. (Staatd- und 

foctalmifjenfchaftlihe Forſchungen. Herausgegeben von &. Schmoller, Band II, 

Heft 2 und 8, 1879.) 
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Auslande verlangt wurde. Die Folgen traten unmittelbar zu 
Tage. Diele Kleine Tuch und Kafchmirfabrifanten mußten die Ar- 

beiten ganz aufgeben, bie größeren durchgehends den Betrieb ein- 

ſchränken. Arbeitsftillftand, Zahlungsftodungen, Fallifjemente maren 
an der Tagesorbnung. Die Meifingfabrifen in Stolberg gehörten 
zu den bebeutendften in Europa. Dort waren in der franzöfiichen 

Zeit gewöhnlich 130 bis 140 Ofen im Gange gemejen; feit 1814 
blieb kaum ein Drittel derjelben im Betrieb.") Vielerorts vollendete 
fi) gerade damals der Übergang vom handmwerfsmäßigen Be— 
triebe der Induſtrie, insbeſondere ihres mwichtigiten Zmweiges, der 
Weberei, zum hausinduſtriellen oder aud) fabritmäßigen, ein Prozeß, 
der an fich ſchon mit einer mefentlichen Berjchlechterung in der 

Lage ber arbeitenden Klaffen verbunden mwar.?) Nun fteigerten 

Entlafjungen und Lohnreduftionen das Elend. Natürlid) waren 
die Verhältniffe nicht überall die gleichen; e8 gab auch Gegenden, 

bie durch diefe Krifis nicht litten. In Aachen aber herrichte eine 

Mafjenarmut, wie man fie vorher nicht gekannt hatte. Dazu 

gejellte ſich 1816—1817 eine furdtbare‘ Teuerung und Hungers- 
not. Sie machte für Furze Zeit die Not in Weftfalen und am 

Rhein zu einer allgemeinen und laftete auf dem Landvolf nicht 

weniger ald auf den Fabrifarbeitern der Städte. Das Jahr 

1817 brachte zwar eine vorzügliche Ernte; aber nod) zu Martini 

dieſes Jahres ftand in Meftfalen der Scheffel Roggen jo 

hoch wie zu Martini in den argen Notjahbr 1795, nämlich 

auf 4 Thlr. 30 Stüber g. G. = 10 Mark 40 Pfennig, und fo 
langjam glichen ſich die Preisunterfchiede für Getreide in den von 

der Hungerönot betroffenen und den getreidereichen öftlichen 

Provinzen aus, daß noch 1818 der Scheffel Weizen am Rhein 

2 Thlr. 9 Sgr. 6 Pf. teurer als in Poſen war. Vierzig Jahre 

fpäter betrug ber höchfte Preisunterfchieb innerhalb der preußifchen 

Monardjie nur 10 Sgr. 7 Pf.) Nur allmählich traten normale 

I) [v. Reimann] Der Regierungsbezirt Aachen in feinen adminiſtrativen 

Berhältnifien 1816—1822. Aachen. (1828) ©. 172 ff. 
2) Thun a. a. D. ©. 22. 

8) 2. Berger, Der alte Harlort. Leipzig 1891. ©. 149. — Treitſchke, 
Deutſche Geſchichte 2, 172 fi. 
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wirtfchaftlihen NRüdgangs nicht zu teuer erfauft waren. Die 
Thatjache des letzteren aber ließ ſich nicht leugnen. Auch Friedrich 

MWilhem II. erfannte fie unummunden an und fand es begreiflich, 

daß die Anhänglichleit der Bevölkerung an Preußen unter ihr 

leiden mußte. „Ich will,“ fchrieb er bereit8 am 31. Januar 1816 

dem Fürften Hardenberg, „daß die Einwohner in den Provinzen, 

die Meinen Staaten anheimgefallen find, es fühlen, daß fie Mir 

angehören; in der Lage, worin fie jebt find, finden fie fi) gegen 

den vormaligen Drud nicht nur um nichts gebeflert, jondern durch 

neue Auflagen, welche das verfloffene Yahr nötig machte, noch 
unglüdlicher al8 zuvor und das kann feine Anhänglichkeit an den 

Staat erzeugen, dem fie gewonnen werden follen.“ 

Es gab mithin hier eine Reihe ſehr erheblicher Umftände, 

welche die Gewöhnung der Kheinländer an den Gedanlen un- 

widerruflicher Zugehörigkeit zum preußifchen Staat beträchtlich er- 

ſchwerten, und es bedurfte, nachdem auf Die außerordentlichen, 

erregten Zeiten der Befreiungsfriege die ftillen, langweiligen und 
leider auch bald jo faulen Friedensjahre gefolgt waren, des beften 

Willens auf beiden Seiten, um die Nheinländer zu guten Preußen 

zu maden. — 

So lagen die politifchen und wirtſchaftlichen Verhälmiſſe, 
al8 Hanjemann im Jahre 1817 feine kaufmänniſche Thätigfeit in 

Aachen begann. Für eine unbefangene Würdigung der Verhältniffe, 

in welche er fich bineinverjett fand, brachte er zwei unſchätzbare 

Eigenjchaften mit: er war Fremder und er mar Proteftant. Beide 
Umftände waren gerade in Aachen für feine faufmännifche und 

foziale Stellung nicht gleichgültig. Trotz des regen, durch bie 

Bäder bedingten Fremdenverkehr hatte fid) Aachen in ganz be= 

fonderer Weile den Charakter einer fatholiichen Stabt zu wahren 

gemußt. Auf Koften der wirtichaftlichen Profperität war im Jahre 

1617 eine katholiſche Reftauration durchgeführt worden, melche 

bie Stadt von Proteftanten rein fegte. Die Vertriebenen, unter 
denen fich die beiten Fabrifanten und Arbeiter befanden, Tießen 

fich in den benachbarten Drtichaften nieder und verhalfen deren 
Induſtrie zu einem außerordentlichen Aufichwunge, während früher 
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daß Aachener und Eupener Wollhandlungen, welche ebenjo gut wie 
Wiener Häufer aus erfter Hand in Dfterreich einfauften, genötigt 
feien, einen fehr großen Zeil ihrer Ware durch Frankfurter 

Häufer verfaufen zu laflen, und daß Aachen als Stapelplab für 

Wolle im Gegenſatz zu Frankfurt in den öffentlichen Blättern faft 

gar nicht erwähnt werde, obmohl ſein Umſatz dem Frankfurts mit 

der Zeit mindeſtens ebenbürtig geworden jei.!) Aachen Woll- 

handel hatte alfo troß feines Umfanges eine mehr provinzielle 

Bedeutung. Er verjorgte vor allem die Rheinlande und daS be- 
nachbarte Belgien. Auch dieſer Ermwerbszweig hatte unter den 

Kataftrophen der Kriegszeit zu leiden gehabt, jedoch lange nicht 

in dem Maße wie die mduftrie, weil das Ausland nad) wie 

vor feinen Bedarf an Wolle größtenteil$ in Deutichland deden 

mußte. Als Hanſemann nad) Aachen fam, war ber Handel 

dort in erfreulichem Aufnehmen. Er hatte jein Terrain vortrefflich 

gewählt. 

Hanjemann eröffnete im September 1817 fein Geſchäft 

mit einem eigenen Kapital von 1000 Thalern, die er fich eripart 

hatte, und mit den bejcheidenen Summen, welche die nächſten An- 

gehörigen, auch der Vater, ihm anvertrauten. Anfangs arbeitete 

er allein. Nach einem halben “fahre trat ein Durch unverfchuldeten 

Banfrott verunglüdter Kaufmann Höning mit einem Fleinen 

Rapital als ftiller Affocie hinzu, deffen Hilfe fid) als ſehr ſchätzbar 

erwies. Nach einigen Jahren trennte fi) Hanjemann wieder von 

ihm im beiten Einvernehmen. In der erfien Zeit beichränfte fich 

Hanfemann auf das Kommiſſionsgeſchäft. Ye größer aber jein 

Kundenfreis wurde, je mehr man ihm anvertraute, um jo häufiger 

ah er fih, zum Zeil im Intereſſe feiner Kunden, genötigt, auch 

für eigene Rechnung Waren zu laufen. „Der Geichäftsplan, 

wonach ich arbeite," fchrieb er Ende 1822 einem Freunde „ift 

unverrüdt berjelbe. Ich wende meine eigenen Fonds vorzüglich 

zu IAntizipationen auf Warenjendungen und zum Eskomptieren 

1) Denkſchrift Hanfemanns als Deputierten der Stadt Aachen an dem 

Staatd- und Schapminifter Grafen von Wylich und Lottum, d. d. Berlin, 

2. Sanuar 1829. 
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ziemlich angewachſenen faufmännijchen Geichäfts da, als mie ich 

es als untergeorbneter jtiler Aſſocie von E. und D. je 

würde gethan haben. ES iſt eine jchöne Sache um volllommene 

Unabhängigfeit. — Berdiene id) aud) nicht zum Schnell-Reichwerden, 

jo verdiene ich doch zum Hinreichenden Ausfommen und das ift 

heutzutage Ihon von großem Werte.” Es im äußeren Auftreten 

der Aachener Geldariftofratie gleich zu thun oder ihre Lebens: 

gewohnheiten nachzuahmen, zeigte er nicht das geringfte Bedürfnis. 

Sein Umgang bejchränfte fi) auf die Familie feines Afjocies und 

einige andere Familien, die aber, wie er in feinen Briefen ber- 

vorhob, nicht zur faufmänniichen Noblefje gehörten. „Doch herricht 

bei ihnen“, jchrieb er der Baftorin Bedhaus, „ein bherzlicher 

Zon und Bildung. In vornehme Zirkel ſchicke ich mich ſchlecht 
und, id mag daher nicht das Geld für die Koften anlegen, welche 

es mir verurjachen würde, wenn ich fie bejuchte.“ 

Dagegen hegte er das Lebhaftefte Verlangen nad) eigener 

Häuslichkeit. Doc ſtand jein Entichluß feit, nicht eher zu heiraten, 

als bis er genug erworben babe, um auch die Tochter eines an— 

gejehenen Hauſes als Ebenbürtiger heimführen zu fönnen, ein 
Grundfag, der feiner alten Mutter volle Billigung fand. 

Marnend rief fie ihm jedoch zu: „Hüte Dich für eine Katholikin.“ 

Im Sabre 1820 war er jo weit, daß er, ohne feinem Grundſatze 

untreu zu werden, der erwachenden Neigung zu Fanny Yremerey, 

einer Tochter des einer franzöfilchen Hugenottenfamilie entftammenben 

angejehenen Fabrikanten Johann Fremerey in Eupen, nachgeben 

fonnte. Im Frühling diejes Jahres warb er um ihre Hand. 

Nachdem Fremerey Einblid in die Bücher und Gejchäftsverhält- 

niffe Hanſemanns genommen und ihren befriedigenden Zuftand 

feftgeftellt hatte, gab er freudig feine Zujtimmung. Sn rühren- 
der Weile war Hanjemann bemüht, feine Braut, die jchlicht 

und anſpruchslos erzogen und in der Enge Hleinftädtilcher Ver- 

hältniffe aufgewachſen mar, zu feinen größeren Intereſſen heran- 

zuziehen, ihren GefichtsfreiS zu ermeitern und mit feiner Liebe 

ihre jchüchterne Zurüdhaltung zu überwinden. Die Brautbriefe 

der Verlobten lejen fi) noch wie ein Kapitel aus der guten alten, 
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In wenigen Jahren umgab ihn eine blühende Kindericher. 
Frau Fanny jchenkte ihm vier Töchter und zwei Söhne. Sie war 
eine viel in Anfprud) genommene Mutter und Hausfrau. Denn 

die Hanſemannſche Häuslichfeit umſchloß nicht nur die nädhften 

Angehörigen. Gefchäftsfreunde, politiiche Gefinnungsgenofien und 

Verwandte von nah und fern weilten häufig unter dem gaftlichen 

Dache und regelmäßig jpeiften einige der jungen Leute, die in 

dem fchnell wachſenden Geſchäfte thätig waren, an Hanjemanns 
Tiſche. Wie er ein liebevoller, aufmerkſamer Gatte und Bater 

war, jo erwies er ſich auch als mwohlmwollender, pflichttreuer Chef 

und Lehrherr gegen die Lehrlinge und PVolontärs. Mit aller 

Strenge heiſchte er von ihnen Fleiß, Amtelligenz und in fittlicher 

Hinfiht eine tadelloje Haltung. Denn er fühlte fi) im höchften 

Grabe verantwortli für die jungen Leute, die ihm anvertraut 

waren, und jdheute feine Unannehmlichfeiten, feine Korreipondenz 

und feine Zerwürfnifje, wenn e3 galt, einen Trägen zur Arbeit zu 

erziehen oder einen Verirrten auf den rechten Weg zurüdzuführen. 

Seine Ichriftliden Ermahnungen zeichneten fid) durch große Be— 

ftimmtheit und eine würdige Strenge aus, ließen aber ftetS menſch— 

liches Mitgefühl und Wohlwollen durchbliden.!) Er war als 

Lehrherr jehr geſucht. Aus weitentlegenen Orten fandten die Ge- 

Ichäftsfreunde ihm ihre Hoffnungsvollen Söhne zu. Da fehlte eg 
nit an Anſpruchsvollen und mit allzu reichlichen Mitteln Ver— 

jehenen, die fil) dem Zwange einer genauen Hausordnung nur 

1) Als Beifpiel ſei hier der nachftehende, allerdings einer etwas fpäteren 

Zeit angehörende Brief mitgeteilt: „Werter Her U... .! Es fehlt mir an 
Beit jet Ihre Briefe umftändlid” zu beantworten; alfo nur ein paar Worte. 

Einem Jüngling von 20 Jahren verzeiht man leidenfchaftlihe Xiebe; der 

40jährige verheiratete Mann begeht dadurd eine Thorheit. Iſt er verheiratet 

und will fi einer ſolchen Liebe wegen fcheiden laſſen, jo handelt er umebel, 

fündhaft und ſchlecht gegen feine rau, gegen das Mädchen feiner Leidenfchaft 

und gegen deren Eltern. Alſo erft reiben Sie Ihre verwerfliche Leidenſchaft ganz 

aus Ihrem Herzen, damit ich wieder einen rechtlihen und vernünftigen Mann in 

Innen ertenne. Alsdann wird e8 mir Freude machen, wenn ich Ihnen nüßen 

tan; fiir jemand, den tolle Leidenfchaft zu unedlen und vermwerflichen Schrnten 
drängt, thue ich nichts.“ 
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fenne, mein lieber Hanjemanı, die außerordentliche Zuverficht, Die 

Du in Deine Anfichten und Argumente fegeft und ift mir noch 

Dein farbonilches Lächeln ganz wohl gegenwärtig, weldjes Deine 

Bermunderung begleitet, wenn jemand ſich erlaubt, anderer 
Meinung zu feyn ....” Aber Hanjemann war ſolchen 

Vorhaltungen gegenüber nicht empfindlich und frei von perjön- 

licher Animofität. Sache und Perſon mußte er ftetS auseinander 

zu halten. Meinungsverichiedenheiten und Ausſprachen wie die 

. erwähnten führten in der Regel nicht zur Entfremdung, ſondern 

pflegten vielmehr ein geſundes Verhältnis herzuftellen, in dem jeder 

Zeil die ihm gebührende Selbjtändigfeit wahrte. 

An Jakob Aders feilelten ihn anfangs rein geichäftliche 

Beziehungen; jehr bald aber jtellte ſich troß aller Verſchiedenheit 

eine Geiſtes- und Gefinnungsvermandtichaft zwilchen den beiden 

Männern heraus, welche durd; mündlichen und brieflichen Ge— 

dankenaustauſch das Band einer edlen feften Freundfchaft wurde. 

Keinem andern Manne verdankte Hanjemann eine jo reiche An- 

regung und zugleich joviel Förderung jeines inneren Lebens. 

Aders war ein großgefinnter Kaufmann, der den Handel nicht 

nur um des eigenen BorteilS willen, jondern mit vollem Bewußt- 

fein aud) als einen Zweig der nationalen Volkswirtſchaft betrieb. 

Die Hebung des Handels, die Achtung des Auslandes vor dem 

beutichen Kaufmann waren ihm eine Ghrenjache des deutichen 

Volkes. Eine ſolche Auffaffung vom Berufe des Großkaufmanns 

ift undenkbar ohne gleichzeitige Bethätigung des Gemeinfinnes in 

fommunalen und vaterländiichen Angelegenheiten. Aders ganzes 

Leben war dem Gemeinmohle geweiht. Etwa zwanzig jahre 

älter al3 Hanſemann hatte er erit das väterliche Gelchäft in 

Elberfeld fortgeführt und war dann Teilhaber und Leiter der 

großen Firma J. H. Brinf u. Comp. in Elberfeld geworden. 

Seit 1799 Bürgermeifter, erwarb er fi) um die Baterftabt die 
größten Verdienſte. Er rief u. a. die Elberfelder Armenanftalt 

ins Leben und legte damit den Grund zu dem Ruhme Elberfelds, 

ein muftergültig geleitete8 Armenwejen zu befiten. Obgleich 1818 

durch die Konfisfatton engliicher Waren von ſchweren Berluften 
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einmal begonnen hätten, „feinen Sonntag vorübergehen laffen, 

ohne fi an Dielen vortrefflichen und einzigen Predigten zu er- 

bauen“. Die brieflihen Erörterungen wurden dann mündlich 
weiter gepflogen, als daS junge Paar das erite MWeihnachts- 

feft als Saft zu Elberfeld in Aders' Haufe verbrachte. — Wurden 

aber im Berfehr der Freunde diefe intimften Angelegenheiten be- 

fprochen, jo verfteht es fich erft recht von felbit, daß die Gemein- 

famfeit vaterländiichen Gefühles, des Intereſſes für die Allgemein- 

heit und bie beiden eigene Überzeugung, daß fie zu Höherem 

berufen und verpflichtet feien, als lediglich ihrem Privatvorteil 

zu leben, fie noch fefter mit einander verband. Aders war es, 

ber Hanſemann zu jeinem erjten jchriftftellerifchen Verſuche anregte. 

Der Sprechſaal für die öffentlichen Angelegenheiten der beiden 

weftlichen Provinzen Preußens war damal3 der in Hamm er- 

jcheinende „Rheinifch-meitfälifche Anzeiger”. Bier veröffentlichte 

Aders 1820 einen Artikel, in dem er für fchranfenloje Hanbels- 

freiheit eintrat und auch jede Art von Retorſion anderen fchuß- 

zöllneriichen Handelsftaaten gegenüber verwarf. Hanjemann war 

anderer Meinung. Bollitändig einverfianden mit dem preußiichen 

Zollgejeß von 1818, das auf dem Prinzip des Freihandels rubte, 

billigte er doch auch die mäßigen Zölle desfelben; er verlangte 
aber gerade zur Durdführung einer allgemeinen Handelsfreiheit 
die Anwendung von Madhtmitteln, von Netorfionen gegen alle 

die Staaten, welche fi) diefem Syſtem noch verſchloſſen. Yür 

Deutichland forderte er dem Programm des Allgemeinen Deutichen 
Handelsvereins gemäß die Aufhebung aller Binnenzölle und die 

Errichtung eines gemeinfamen Grenzzollſyſtems. Auch hierin mid) 

er von Aders ab, der die Agitation des HandelSvereins auf Die 

Beleitigung der Binnenzölle befchränft jehen mwollte, fi) aber von 

dem gemeinjamen Grenzzolliyftem ebenſowenig wie von Retorfionen 

etwas verjprach. Über diefe Fragen forrefponbierten die Freunde mit - 

einander und Aders forderte Hanjemann auf, ihn öffentlich zu wider- 
legen. Das that Hanfemann im Juliheft des Rheiniſch⸗weſtfäliſchen 
Anzeiger von 1820. Der Aufiat erregte einiges Aufjehen. Der 
Redakteur H. Schulze dankte ihm in herzlichen anerfennenden Worten. 
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Charakter. Solche herbe Wunde, dem Herzen geichlagen, vernarbt 
nur durch die Zeit.“ 

Dasjelbe Jahr 1825 brachte ihm einen weiteren tief 

empfundenen Berluft, den Tod feiner treuen, innig geliebten 

Mutter. Sie ftarb in Leeſe, der Pfarre Adolf Hanfemanns, bei 

dem fie ihre leten Jahre verbracht hatte. ALS ein jchönes Zeugnis 

des innigen BVerhältniffes, in dem Mutter und Sohn bi$ zulegt 

zu einander gejtanden haben, mag folgende Stelle aus dem 

Teſtament Amalie Hanjemanns hier Plab finden: „Wie gerne 

vermachte ich auch meinem lieben Sohn David Hanjemann etwas; 

aber ihm kann mit meinen jchlechten Sachen nicht gedient fein; 

fein gutes findliches Herz nimmt alſo meinen Segen für ſich und 

feine Nachkommen als unfichtbares Kapital von mir an, welches 

in einer beſſeren Welt für ihn niedergeleget und von oben ver: 
zinjet wird ...“ 

ALS diefe beiden Menſchen, die von Weib und Kind abgefehen, 

Hanjemann bis dahin vor allen anderen teuer gemejen maren, 

von denen er, hier als Snabe, dort in den erften Mannesjahren, 

die edelften Antriebe dankbar empfangen hatte, die Augen ſchloſſen, 
ftand er bereits mitten im öffentlichen Leben. Seiner Teilnahme 

an diefem haben wir jet unfere Aufmerkſamkeit zuzumenden. 

Hanfemann war bald nad) feiner Niederlajlung in Aachen 

Zeuge eines Creignifjes, das für Preußen und jomit auch für die 
Rheinlande von folgenichwerer Bedeutung wurde. Im Herbft 1818 

fand in Aachen der erite jener Monarchenkongreſſe ftatt, die dem 

Progamm der Barijer Verträge wie der Heiligen Mlliance gemäß 
die Gemeinfamfeit der monarchiſchen Intereſſen zum Ausdrud 

bringen jollten. 
Bon den Beichlüffen des SKongrefjes drang damals nur 

wenig in die Offentlichfeit. Die vier verbündeten Mächte bildeten 

den Areopag für die internationalen Beziehungen der europätfchen 
Staaten. Eine große Zahl von. Streitigkeiten und Anſprüchen 

wurden teils erörtert, teil$ erledigt. Das Hauptergebnis war 

die zeitigere Räumung des franzöfifchen Bodens von der Decupa- 
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Rußland und die Furcht vor deflen unheimlich wachſender Macht, 

die, wie das ganze auf dem Wiener Kongreß neu begründete 

Staatenfyitem, die politifche Nichtigkeit Mitteleuropas, die Ohn⸗ 

macht Deutichlands, zur Vorausſetzung hatte. Er mochte damals 

wohl zum erſtenmale höfiſchen Glanz, militärifches Gepränge, 

taufchende Feftlichkeiten aus eigener Anſchauung Fennen lernen. 

Das alles machte aber feinen Eindrud auf ihn. Er betrachtete 

die Vorgänge mit den Augen eines teils unbeteiligten, teils nur 

gezwungen in fie hineingezogenen humorvollen Zujchauers. In einem 

Briefe an die Baftorin Bedhaus vom 11. Auguft 1818 faßte er 

feine Eindrüde zuſammen: 

„Sie erwarten — und vielleicht mit Recht — eine ziemlich umſtändliche 

Beichreibung der Herrlichleiten des gepriefenen Monarhen-Kongrefied von mir. 

Aber was fol ich Ihnen fchreiben, was die Zeitungen nicht bereit? alles ſattſam 

aufgeriicht Hätten? Der ſchöne Geſang der Gatalani, das Springen Parifer 

Tänzer, da8 Spiel der Eßlair 2c., die Epekulationen des Silberhändler® und 

Juweliers ©., der Parifer gefälligen Frauenzimmer — alles ijt hinlängli dem 

Bublitum vorgetrager, idem der magnifique Ball, den wir Kaufleute den 

Monarchen gegeben (der, beiläufig gefagt, auch mir ein ziemliches gefoftet), das 

Spazierenfahren, Eſſen, Trinten, Beſuchen ꝛc. der Monarchen — alle das iſt 

wohlbelannt. Bon den Monarden nur foviel: Yranz bat dur feine Bon- 

hommie die Herzen der Menge gewonnen; Fr. Wm. wenig durch Mangel an 
Popularität, Alerander fo halb und Halb. Der rufliihe Barbaridmus bat 

fi) wieder (dadurch) beurkundet, daß in dem Hotel des Kaijerd fein Möbel bei 

der Abreije unbefchädigt geblieben, — auch neuerdings wieder durch die jchlechte 

Aufführung der durchgekommenen ruffiihen Truppen. Der Herr wolle uns 

vor dem Wiederjehen diefer ungeſchlachten Menſchen bewahren.“ 

Mit geipanntem Intereſſe beobachtete erin den folgenden Jahren 

den Gang der Ereigniſſe in Europa, in Deutſchland und in 

Preußen. Tas meifte von dem, was er wahrnahm, mußte ihn 

wie die Beften feiner Zeitgenofjen mit lebhafter Entrüftung er- 

füllen. Das Mißtrauen der Regierungen gegen die Völker, ihre 
Angſt vor jeder Regung felbitthätiger Teilnahine an den öffent- 

lichen Angelegenheiten, das Syitem der Benormundung auf der 

einen Geite, der Mangel an Gemeinfinn und Intereſſe auf der 

anderen, — die ganze Erbärmlichfeit diefer Zeit der Demagogen- 
« furdjt und politiichen Stumpffinnes empörte fein menfchliches 
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So mie Jeſus, Karl der Grobe und Luther zu ihren Zeiten, fcheint jept 

&anning berufen zu feyn, den Umſchwung der Welt, zu welchem fie reif ift, 

befördern zu Helfen. Er iſt's. der mit bemunderungdwürdiger Klugheit und 
Vorherſehungsgabe auf das Schidjal der Menſchen einwirkt, der die Philoſophie 

in die Diplomatik einführt, der den Grundſatz des unfterblihen Adam Smith, 
dab der Handel ein Mittel der Verbindungen und der gegenjeitigen Bereicherung 

der Bölter fein müfje, wenn dieje einmal ihre alten Borurteile abgelegt hätten, 

in das Leben ruft. 

Das Jahr 1825 Hat ferner gezeigt, dab die jeden Verehrer der Auf⸗ 

klärung interefjierende Angelegenheit der Griechen in die eigenen Hände der 

legteren Ddergeftalt gelegt ift, dab, wenn die Maſſe jenes Volkes der Freiheit 
würdig ift, fie ihm auch zu teil werden wird. 

Die außerordentlihen YFortfchritte, welhe die Mechanik und Schiffahrt 

macht, beſonders aud) die Anwendung des Dampfes auf die Kriegskunſt, ſichern 

vollends den Sieg der NAufflärung. Die Herrſchaft erringen fortan nur die 

aufgellärten und reicheren Nationen; wollen die Regierungen ftarf jeyn, fo find 

fie gezwungen, ihre Untertbanen flüger zu machen. Mathematik muß binfüro ein 

Hauptgegenftand des Unterricht3 werden — und damit wird der Dummheit und 

was im Gefolge derjelben ijt, der Todesſtoß gegeben. 

Alexanders Tod und die Furcht der Völker bei der Thronbejteigung feines 

lieben Bruders zeigt neuerdings, wie ſchwach die Gewährleiſtungen find, melde 
die Völker in den Tugenden der Yüriten haben.“ 

UÜbertreibungen und Überjchwenglichfeiten, wie fie in dieſem 

Briefe vorfommen, lagen der nüchternen Klarht und Verſtändigkeit 
Hanfemanns ſonſt ganz fern. Sie laſſen fid) nur aus der Em- 

pfindung hodjgradigen Abſcheus vor der bisherigen Bolitif der 
Großmädte erklären. 

In nod) weit höherem Maße als die Verhältniſſe Europas 

im allgemeinen beichäftigten Hanſemann die Angelegenheiten 

des eigenen Baterlandes. Die Hoffnung auf eine gelunde Be- 

ftaltung der deutſchen Verhältniſſe hatte er natürlich jehr bald 

aufgegeben. „Im allgemeinen erwarte ich vom deutichen Staaten- 
bunde als jolhem nichts VBernünftiges. Wahrjcheinlid) wird der 

Deutiche Bund wie bisher nur gedrudt und an den Tafeln der 
Gejandten in Frankfurt eriftieren.” So lautete 1820 fein Urteil 

in einem Briefe an Aders. Wie eine perjönlide Schande und 

Demütigung brannte die Zerriffenheit und Wehrlofigfeit Deutjch- 
lands auf feiner Seele. Dunkel und unglüdverheißend lag bie 
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fonnte nur von Kennern und Eingemweihten gewürdigt werden; 
was fie aber verjäumte, mas fie durch Polizeimillfür und Be- 

amtenhochmut pofitiv fündigte, wurde von allen empfunden. 

Klar zu Tage lag vor allem die Thatjadhe, daß der Staat des 
Großen Königs weder im Rate der Großmächte noch Üfterreich 
gegenüber oder im Deutichen Bunde die ihm zufommende Rolle 
ipielte, daß an allerhöchſter und höchfter Stelle kleinliche Rüdfichten, 

ängjtliche Scheu vor politischer Freiheit daS Verhalten der Regierung 

in erſter Linie beeinflußten. Es ift aber ein gefundes Empfinden, 

wenn ein Bolf jein Urteil durch die ideale Erwägung beftimmen 

läßt, wie weit die Ehre und Macht des Staates nad) außen ge- 

wahrt wird. Daß damals die ungeheueren Schmwierigfeiten unter: 

Ihägt wurden, mit denen die Neugeftaltung Preußen® und Die 

Durchführung der vollen ftaatlihen Einheit zu ringen hatte, ift 

richtig. Aber ebenjo richtig ift es, daß ein freierer und freubigerer 

Geiſt an den höchſten Stellen, der das Volf nicht fürchtete, ſondern 

deſſen Gemeinfinn und Staatsgefühl durch Gewährung politifcher 

Sreiheit ftärfte, zu dem Segen der Verwaltungsreform den eines 
feften Bertrauensverhältniffes zwiſchen Krone und Volk gefügt hätte. 

Auch Hanfemanns Hoffnungen und Ermartungen wurden 

durch die preußilche Politif enttäufht. ES war ein fühlbarer 

Abftand zwiſchen den an freifinnigen Berheißungen jo reichen erften 

Jahren nach der Franzoſenzeit und den folgenden, in denen eine 

harte und thörichte Reaktion ihr Werft begann. Gerade in den 

rheinifchen Städten geſchahen einige der ärgiten Greuel der Dema- 

gogenverfolgung. Die Mipitimmung wurde allgemein; das 
provinziale Sondergefühl erwachte; für alles Übel wurde das 

ſpezifiſche Preußentum verantwortlich gemadt. PBielen Leuten 
redete Görres aus der Seele, wenn er von dem dumpfen, ftarren 

Preußentum ſprach und den Preußen zurief: ihr jeid Litauer. 

— Mie hätte fi Hanjemann der allgemeinen Stimmung ent- 

ziehen fünnen! Aber es mar doch ein Unterfchied, ob man, fei 

es über die ganze Richtung der Regierung, jei es über einzelne 

ihrer Maßnahmen, Flagte, oder ob man dieſe Mißftimmung zu 

einer Abneigung gegen den ganzen Staat ausmachen ließ. Davon 
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ser Aressyr emp IS ei ı ve Scivear vieliach Gemein- 
"ur und Iprermat el Te imer Me runjöride Gemeinde 
orsrung berzeben Bizer, 95 "2m? Sue Berileruiı ım ATieden wieder 
rı emen beixzeriien Jr? 232er Gleichgũltigkeit gegen 

bie eigenen !ommuzcier Amzaexrenz zurie Wumen doch 

nicht zur die Perserzanz Icoderz uch Ne wenigen Mitglieder 

des Gecietrdere:s ven der Keyiemag emenm. Es blieb jomit 
bie Bethãtigeng des Rirgerkzues act procie Sereinsarbeit ange 
zieren. Und cuch >iere nelt ñch im engen Grenzen, weil eben 
die Anregung fchlie, weite die Zainchme an einem freien Staats- 
und Rommunclleben gemäbr. Sieht man ven den Geichworenen 
ab, io gab es önentlide Cbrenämter böchnens für Die ange 
sehenen Kaufleute und xabrifanıen der grögeren Städte. Bier 

boten die Handelsgerichte und die Handelskammern einem fleinen 
Kreile Begüterter in der That ein Feld gemeinnügiger Thätigfeit. 
Zap Die 1323 eingeführıen Proovinziallandıage, auf denen nur 
der Grundbeñtz vertreien war, bei der allgemeinen Abneigung gegen 

fie, der politiihen Erziehung des Volkes nur minimale Dienfte ge 
leiftet haben, it befann: genug. Die Teilnahme der wenigen 
Bereditigten an den Landtagswahlen fonnte in feiner Weiſe einen 
Eriag für das uniteie Gemeindeleben bieten. 

Hanjemann war ron der Bermwerflichkeit vieles Zuſtandes tief 
durchdrungen; immer wieder flagte er über die Apathie der höheren 

Klaſſen in Bezug auf alles, mas das Gemeinwohl und den Staat 

betraf.” Zah er aber auf die unteren Kreiie ber Bevölferumng 

ipeziell jeiner neuen Heimat, Aachens, io entrollte fi ihm ein 
nod betrübenderes Bild. Die Arbeiterverhälmiiie waren, wie er: 

wähnt, die denfbar traurigiten. Dem Elend des mwadjjenden 

Habrifproletariats ftand man damals nod; völlig ratlo3 gegenüber. 

Die veränderte Produftionsmeile infolge des immer großartiger 
werdenden majchinellen Betriebes einerjeits, Die Not in welcher 

fi) die Fabrifanten anderfeits während der eriten Friedensjahre 

befunden hatten, waren den Arbeitern verhängnisvoll geworben. 
Dazu fam die alle Köpfe beherrichende und die Gewiſſen ab- 
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Intereſſe dafür nicht beizubringen.” Erit als es Reimann 1825 

gelang, den Erzbiichof Spiegel für die Angelegenheit zu geminnen, 

und diefer auf Reimanns Vorſchlag den Pfarrer Claeſſen zum 
Propſt des MünfterftiftS ernannte, der damit die Leitung der Vollks⸗ 

icyule übernahm, wurde durch die Bemühungen dieſer drei Männer 
in den jahren 1826—28 eine bejjere Geftaltung der Schulverhält- 

niffe ermöglicht, fo daß nun auch der Schulzmang in Ausficht ge- 

nommen werden fonnte. Selbſt der Stadtrat nahm jebt auf Be- 

treiben Reimanns eine Anleihe‘ von 20 000 Thalern für Schul: 
zwede auf.') 

Noch bevor diefer Anfang einer Wendung zum Beſſeren ge- 

macht war, hatte Hanſemann fid) entichloflen, felbft Hand ans 

Werk zu legen und feine ganze Kraft für die Hebung der unteren 

Bolfsflafjen einzufegen. Was not that, war eine erzieherifche 

Einwirfung auf das Volk ſowohl in ökonomiſcher wie in fittlicher 

Hinfiht. Hanſemann wies aljo jeden Gedanken einer ſolchen Hilfe- 

leiftung ab, die den Charafter des Almofengebens an fid) trug. 
Die Hilfe mußte jo gebracht werden, daß fie dem Bedürftigen nur 

als Kohn und Folge eines fleißigen, jparfamen Wandels erfchien. 

Sn jedem alle bedurfte es großer Geldmittel und Hanjemann 

fand mit faufmännifchem Scharfblid die Goldgrube, mit deren Er- 

trägen fid) feine menfchenfreundlichen Abfichten verwirklichen Tießen. 

1) Geh. Staatdarhiv: Polizeiberihte au8 Aachen vom NReg.:PBräfidenten 

von Reimann v. 1. und 6. November 1828. Veranlaßt war die Berichterftattung 
durch eine Kabinett8ordre vom 28. Sept. 1828, in welcher der König fih unmwillig 

über das „ungeftüme Benehmen de3 gemeinen Volkes“ in Aachen äußerte, das 

ihm bei feiner legten Anweſenheit dafelbft aufgefallen fei und da8 er bereits in 

einem Erlaß gerügt habe. Diefelbe KabinettSordre befahl auch die ftrenge Unter: 

fuhung eines Tumultes, bei dem am 8. Sept. in Anlaß der Grundfteinlegung 

des Negierungsgebäudes ein preußifcher Adler zerrümmert worden war. Rei- 

mann führte in feinem Bericht den, übrigens unpolitifchen, Exceß und „das 

ungeftüme Benehmen“ des Pöbels überhaupt auf die Verwahrlofung der Fabrik: 

jugend zurüd. Die Yabrifherren hätten für die Arbeiter und erjt recht für deren 

Kinder gar fein Herz und ließen fie in den entjeblihen Wohnungsverhältnifien 
und bei zu früher Yabrifarbeit gänzlich verfommen. Diefen Bemerkungen 
folgt eine Überficht des Elementarſchulweſens in Wachen. 
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vorbereitet, daß er an die Ausführung gehen konnte. Zunächft 

gab er fi) noch einmal Rechenfchaft über die Grundgedanken des 

Unternehmens: es follten dur ein nad) ftreng kaufmänniſchen 

Srundjägen geleitetes Geſchäft Mittel zu gemeinnügigen Zmeden 

beichafft werden, indem der Gewinn zwifchen den Teilhabern 

und den zu begründenden gemeinnügigen Inſtituten geteilt murbe. 

Der Ermerbstrieb der MWohlhabenden, nicht ihre Nächftenliebe, 
jollte zum Beften der Notleidenden in Bewegung gelebt merben. 

Dieſe Gedanken brachte er im Juli 1824 zunädft noch in Lofer 

Berfnüpfung zu Papier als „Plan zu einer allgemeinen preugifchen 

Berfiherungsgejellichaft". Es war eine Denkichrift, die er auch 

als „Plan der mohlthätigen Feuerverficherungsgeiellichaft” be— 

zeichnete. Unverſchuldetes Brandunglüd, Heißt es da, ift ein 

hartes, ſchweres Geſchick; eine Anftalt, die den Schaden erjeßt, 

mithin fegensreih. Aber es gilt Größeres. Sthlimmere Übel als 
Brandichäden find in Hanfemanns Augen: 1. Arbeitsicheu und 

Bettelei; 2. daS Berfommen der armen Kinder ohne Aufficht, Er- 

ziehung und Unterricht; 3. der Mangel allgemeiner Teilnahme 
am öffentlihen Wohle, — denn fie „hindern und untergraben die 

Sittlichfeit und den Wohlitand nicht nur Einzelner fondern ganzer 

Länder und Städte”. Auf die erftgenannten Punkte geht er bier 

nicht näber ein; dagegen erörtert er den dritten. Wenn man bie 

Menſchen über ungünjtige Verhältniffe und ſchlechte Regierung 

Magen hört, jo glaubt man nur Batrioten vor fich zu haben. Wie 

fteht es aber, wenn gehandelt werden fol? „Da jehen mir 

Millionäre, die es nicht über ſich gewinnen fönnen, eine kleine 

Summe für gemeinnügige Anftalten anzuwenden, wenn fie 

nicht gerade den eigenen Nuben fid) Flar herauszurechnen ver- 

mögen; wie man alle Mittel anwendet, fill dem Geichworenen- 

amte, dent ®ienfte als Gemeinde-Rat, Ortsvorftand, Handels- 

rihter u. ſ. m. zu entziehen; wie man enbdli jede Aus— 

gabe an Geld oder Zeit für daS Gemeinmohl doppelt fo body an- 

ſchlägt al3 die für den eigenen Vorteil oder für Vergnügungen.“ 

Slänzende Ausnahmen von diefer Regel giebt es; doch finden fie 
wenig Nahahmung. Woran liegt das? „Nach meiner Meinung“, 
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Moral, melde, als das beite Mittel zu Erziehung fittlic) guter 
Menfchen, als ein Hauptteil des Unterrichtes zu betrachten ift.“ 

Der eigentliche Neligionsunterricht dagegen fei Sache der Geiftlich- 
keit. „Das Proſelytenmachen“, jo fchließt Hanſemann dieſen Ent- 

mwurf, „darf bei den armen Kindern durchaus nicht ftattfinden.” 

Diefen Grundgedanfen gemäß arbeitete Hanfemann am 
26. Juli einen „Vorichlag zu den Statuten der Aachener Feuer- 

Berfiherungs-Gefellichaft” und zwei Tage darauf einen „Borfchlag 

zu den Statuten des Aachener Bereins zur Beförderung der 

Arbeitſamkeit“ aus, der hauptſächlich durch die Mittel der Ver- 

fijerungsgefellfchaft ins Leben gerufen und unterhalten werben 

jollte. Beratungen mit dem Regierungspräfidenten Reimann, der 

Hanjemann fofort feine Unterftügung zufagte, mit Aders und mit den 

maßgebenden Kapitaliften hatten ihn indeflen belehrt, daß er feine 

Ziele vorlänfig etwas tiefer fteden müffe. Ohne den urfprüng- 

lihen Plan, nad) welchem die Wohlthaten des zu begründenden 

ArbeitSvereins der ganzen Monarchie zugute fommen follten, 

völlig aufzugeben, bejchränfte er in dem definitiven Statuten- 

entwurf die Wirkſamkeit des Vereins zur Beförderung der Arbeit- 

famfeit zunächſt auf den Negierungsbezirf Aachen. Gegen Aders 

äußerte er fich offen (23. Auguft), daß ihm der Verein die Haupt» 

ſache fei, jo ſicher er auch auf den faufmännilchen Erfolg der 
Berfiherungsgefellichaft rechne, und daß er hoffe, e8 werde fidh 

noch dereinft ein Net ähnlicher Vereine über die ganze Monarchie 

ausbreiten. Doc könne man das jet den Aktionären noch nicht 

fagen, da fie font mißtrauifch würden. Aders wiederum jchüttelte 

wohl den Kopf zu der originellen dee. Er meinte, der Verein 

fei etwas für Patrioten, aber aud nur für Patrioten, und die 

fönne man mit der Laterne fuchen. Deshalb werde es fchmer 

halten, die Aktien unterzubringen. „Was Ahnen das fchönfte 

Kleid an Ihrem Kindlein dünft,“ ſchrieb er, „und mas aud in 

der That das Belte ift, findet Anftoß überall.” Aber der fieghaften 

Energie Hanjemanns gelang es, die Schwierigfeiten zu überwinden. 
Er gewann eine genügende Anzahl mwohlhabender Leute für feine 
Gedanken und fchon am 13. Auguft 1824 fonnte, nachdem bie 
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und erreichte auch feinen Zweck. Bald nad) der Rückkehr traf die 

vom 24. Yuni 1825 Ddatierte königliche Sanftion ein, in der 

Friedrich Wilhelm Ill. feine beſondere Freude über den mohl- 

thätigen Zweck des Unternehmens zu erfennen gab. — Große 
Schwierigkeiten hatte mittlerweile die Unterbringung der Aktien 

gemadt. War es mit Rüdfidht auf das Aachener Bublifum und 

um die Gejellichaft überhaupt gründen zu fönnen, notwendig ge 
weſen die Beteiligung an ber zu gemeinnüßigen Zwecken be- 

ftimmten Gewinnhälfte jtatutenmäßig zunädit auf den Regierung 

bezirf Aachen zu beichränfen, jo erichmerte gerade diefer Umftand 

die Unterbringung der Aktien in anderen Gebieten. Aber auch 
ohne das waren die Stapitaliften wenig geneigt, ihr Geld in 

einem Unternehmen anzulegen, von deſſen Ertrage fie nur Die 

Hälfte beziehen jollten. Bor den Schwierigfeiten ſeines Debüts 

auf dem Schauplat des Wirfens für das Gemeinwohl habe Aders 

ihn gewarnt, jchrieb er im Dezember 1824 einem Gejchäftsfreunde, 

jo daß er ſich in dieſer Hinficht über nichts mehr wundere. Troß 

aller Bemühungen konnten nicht viel mehr als 300 Aftien ab- 

gejegt werden und gerade diejer Umſtand verhinderte eine jchnellere 

Entieidung in Berlin. Erſt die Nachricht von der wirklich er- 

folgten Beftätigung hob das Vertrauen zur Sadje ſo weit, daß die 

notwendige Zahl von 500 Zeichnungen erreicht wurde. Die Ber- 

zögerung war Hanjemann aber um fo peinlicher und um fo 

ſchwerer zu ertragen, als bereit3S 300 Hauptagenten und Agenten 

gewonnen waren, eine große Zahl von Verficherungen in Ausficht 

ftand und wieder verloren zu gehen drohte, Bublitum und Aftionäre 

bedenflih ungeduldig wurden und er jelbft jehr beträchtliche Aus— 

lagen hatte machen müfjen. 

Hanſemanns Verdienft ift es nicht nur gemejen, die Gründung 
der Gejellihaft angeregt und ihr zum Leben verholfen zu haben, 

ſondern die ganze jchwierige Drganilation bes Geſchäfts, die Auf- 

ftellung des fpezifizierten Verficjerungstarifs, die umfangreichen In⸗ 

ftruftionen für die Agenten find durchaus fein eigenes Werl. Mit 

Rat und That ftand ihm befonders Aders zur Seite. Ein glüd- 
liher Griff war e8, daß er den Hanptagenten der Pariſer 
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wurde ein freundichaftlich Follegiales Verhältnis angebahnt, dagegen 
erfuhr die Aachener Gejellichaft die heftigſten Angriffe von jeiten 

der Gothaer VBerfiherungsbant, die in dem Beftreben, ihren BWirfung$- 
freiß zu erweitern, überall auf die unbequeme, rührige Konfurrentin 

ftieß. Was die Gothaer Bank aber am meiften verdroß, mar der Um— 

ftand, daß dieſe neue Aktiengeſellſchaft den Anſpruch erhob, als ein 

gemeinnüßiges Inſtitut zu gelten, und in allen ihren Kundgebungen 

barauf hinwies, daß die Aktionäre ftatutenmäßig auf die eine Hälfte 

des Gewinns verzichteten, ein Umftand, der ihrem moralifchen An- 

jehen und ihrer Beliebtheit bei dem verfihernden Publikum nicht 

wenig förderlich) war. Die Gothaer Bank Hatte fid) aber bisher 

als die allein gemeinnüßige, weil feinen Gewinn der Teilhaber 
bezwedende Berficherungsanftalt beim Publifum eingeführt und 

fi) diefen Ruhm ebenfo zur geichäftliden Empfehlung dienen 

laffen, wie die Aachener Geſellſchaft es mit ihren Prinzipien that. 

Daß die legteren gemeinnübiger Natur waren, ließ fi) freilich 

nicht in Abrede ftellen; mohl aber wurde der Verſuch gemadjt, die 

Aufrichtigfeit der Abfichten zu bezweifeln und der gute Zweck als nicht 

realifierbar oder nur zur Täuſchung des Publikums beftimmt ver- 

dächtigt. In einer Ankündigung, welche im November 1825 

dreimal in der Stadt-Aachener Zeitung abgedrudt wurde, rühmte 

die Gothaer Verſicherungsbank von ſich, daß fie allein rein 

gemeinnüßig jei, weil fie nur den natürlichen Beitrag fordere im 

Gegenjat zu anderen „mit verführerifchen ftrahlenden Titeln und 

Aushängeichilden“ prangenden Aljefuranzanftalten. Hanjemann 

verteidigte feine Schöpfung in einer ausführlichen Rechtfertigungs— 
ſchrift. Die Direktion ließ fie durch ein Flugblatt veröffentlichen, 

dem die Gothaer ein anderes entgegenjebten. So begann denn Der 

erbitterte Kampf innerhalb der beiden Zweige des deutſchen 

privaten Verficherungsgeichäfts, der Gegenfeitigfeitsvereine und der 

Aftiengejellichaften, ein Kampf, der nad) einigen Zeiten des Friedens 
immer wieder ausbrad) und erſt jüngft, im Zeitalter der jozial- 

politiichen Gejeggebung, vor der prinzipiell noch bebeutungß« 

volleren Frage, ob dem öffentlicjen oder dem privaten Ber 

fiherungSwejen der Vorzug zu geben jei, in den Hintergrund ge 
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wurde demgemäß dem Minifterium ein Geſuch um entſprechende 

Abänderung der eben erft beitätigten Statuten eingereicht. Aber 

nur zögernd und nur zum Zeil ging die Regierung auf dieſe 

Wünſche ein. Trog jährlich wiederholter Bitte und Hanſemanns 

größtem Eifer, der durch Denfichriften und Eingaben an die ver- 

Ihiedeniten Adreflen die Regierung dafür zu gewinnen juchte, ge 
ftattete Dieje die Verteilung der bezeichneten Geminnhälfte nur im 

Umfang der preugiihen Monardie. Da gelang es der Direltion, 

hauptſächlich durch Brüggemanns Bermittelung, von der bayerifchen 

Regierung die Zuiicherung zu erhalten, daß die Aachener Gejellichaft 

in Bayern, wo bis dahin fremde Verficherungsgeiellichaften nur 

unter erjchiverenden Bedingungen zugelaſſen wurden, die Rechte 

einer indigenen bayeriichen Geſellſchaft erhalten ſolle, wenn 

auch Bayern an der einen Gemwinnhälfte beteiligt werde. Wieber- 

holt hatte Hanjemann bei der preußifchen Regierung darauf ge- 

drungen und es in mehreren Eingaben als ein Gebot der Ehre 

und Klugheit hingejtellt, daß, wie in der HandelSpolitif überhaupt 

Gleiches mit Gleihem zu vergelten ſei, auch die AZulafjung 

fremder Berfiherungsagenten in Preußen auf dem Yuß der 
Gegenjeitigfeit geregelt werden müſſe. Er war in jehr nachdrück⸗ 
licher Weile abſchlägig beſchieden worden. Franzöfiſche und 

öfterreichifche Agenten arbeiteten in Preußen, während den preußiſchen 

die fremden Länder verſchloſſen blieben. Die Regierung hatte es 

bisher abgelehnt, irgend etwas für den Schuß und die Ausbreitung 

des preußilchen Verſicherungsweſens im Auslande zu thun. Die 

günftige Gelegenheit aber, melche fich jett bot, einem angejehenen 

preußilchen Inſtitute eine zufunftSreiche Erweiterung jeines Arbeits- 

gebietes außerhalb Preußens zu ermöglichen, durfte fie doch nicht 

verſcherzen. Der König genehmigte endlich die verlangte Statuten- 

änderung. 

Mit Bayern fam ein Vertrag im ‘jahre 1834 zuftande, 

demzufolge die Gejellichaft den Namen „Aachener und Münchener 

Tseuerverficherungsgejellichaft“ (innerhalb Bayerns „Münchener und 
Aachener”) annahm und die bayerijche Regierung an der einen 

Gewinnhälfte behufs Verwendung zu mohlthätigen Zweden mit 
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Förderung des Feuerlöſchweſens und der Landwirtſchaft direlt 

dienen ober mit ihr in näherem Zuſammenhang ftehen, in neuerer 
Zeit auch der Pflege verwundeter und kranker Krieger und der 
Zinderung von Landesfalamitäten. Die Errichtung der technifchen 

Hochſchule in Aachen i. %. 1870 ift nur durch die Munifizenz der 

Berficherungsgefellichaft und des ArbeitSvereind möglich geworden. 
Jedes ber beiden Spnftitute hat für dieſen Zwed gegen 1 400 000 

Mark Hergegeben. Auch andere Bildungsanftalten find von ihnen 
ausgiebig unterjtügt worden. 

Hanfemann wandte, fo lange er an der Leitung der Gefell- 

ſchaft beteiligt war, feine Fürſorge jedoh nicht nur ihren 

finanziellen und verficherungstechniichen Aufgaben zu; auch die 

Perjonenfragen der höchſten und oft auch der niederen Beamten 

wurden vielfad; von ihm bearbeitet und erledigt. Er mar der 

allgemeine Bertrauensmann für die zahlreichen Angeftellten, an 

den fid) jeder mit feinem bejonderen Anliegen zu wenden pflegte. 

Ihm fiel vor allem die fchwierige und undanfbare Aufgabe zu, 

die Reibungen und Gegenjäße, die fi) von vornherein unter 

den höchſten Beamten herausftellten, auszugleichen. Zwiſchen dem 

Generalagenten und bevollmädtigten Direktor Seyffardt und dem 
bochbegabten, aber auch herrichlüchtigeren und eigenmilligeren 

Brüggemann, der, nad) Berlin übergefiedelt, als Subbdireftor die 
zweite Stellung inne hatte und ſich feinem Borgejegten nicht 

fügen wollte, gab es unaufhörliche, peinliche, aufregende GStreitig- 
feiten. Beide wandten fich mit Klagen und Borftellungen an 

Hanjemann, der jahrelang gebuldig zmwifchen ben Gegnern ver- 

mittelte, biS endlich Seyffardt 1845 zurüdtrat und dem über: 
legenen Nebenbuhler den Pla räumte. Hanſemanns umfangreiche 

Korreipondenz mit Brüggemann erftredte ſich aber auch auf viele 

theoretiihe und praftiihe das Verſicherungsweſen berührende 

Stagen, deren Erörterung die beiden Männer, die faſt um biefelbe 

Zeit ihr Intereſſe dem Berficherungsmeien zugewandt hatten, fo 

weit förderte, daß fie auch litterariich in den Kampf der Meinungen 

eingreifen fonnten und die Mitwirkung beider für die Geſetzgebung 
auf diefem Gebiete in Anjprud; genommen wurde. Im Frühjahr 
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Der Zwang zu größerer Feuerſicherheit als vollSmwirtichaftliches 

Erziehungsmittel einerleits, das Riſiko der Unternehmer und bie 
Solidität des Geſchäftes anderjeit3 waren damals die ausſchlag⸗ 

gebenden Momente. Nach) den Grundfäten, welche Hanjemann 

aufitellte, jollte ein Werficherungsgefeg nachſtehende Zwecke ver- 

folgen: Sicherheit der verjichernden Vereine, der Verficherten und 
der auf den Gebäuden haftenden Hypothefen, Verhütung des Mik- 
braud)s der Berjicherungen, Woblfeilheit der Prämien und Pro- 

Iperität inländifcher Anjtalten bei einem vernünftigen Reziprozitäts- 

item gegen das Ausland. Hanjemann mar wohl auch der Ber: 

fafer eines 1833 von der Direktion ausgegebenen Flugblattes, 
in dem gegen die von der Regierung beabfichtigte Vereinigung Der 

beiden bisherigen Yandes-BVerficherungsanftalten in der Rhein- 

provinz (Bergiſche Feuer-Berj..-Societät und Vereinigte Brand» 

Berj.-Anfta der Reg.-Bezirfe Koblenz und Trier) mit gleidj 

zeitiger Berleihung weitgebender Vorteile proteftiert wurde. Zu 

einem umfaflenden „yeuerverficherungsgeleg ift es damals in 

Preußen überhaupt nicht gekommen; nur ein Gejeß über Mobiliar- 
verficherung, an deſſen Ausarbeitung namentlid Brüggemann 

hervorragenden Anteil hatte, erfhien 1837. Brüggemann lie 

ihm unmittelbar darauf jein Buch über Mobiliarverficherung in 

Preußen folgen.!) Einiges Verdienſt um das Zuftandefommen diejes 

Geſetzes durfte aber auc, Hanjemann für fid) in Anipruch nehmen. 
Gewiß war Hanjemann aud als Aktionär au dem glänzenden 

Erfolge der Aachener }Feuerverficherungsgejellichaft beteiligt. Die 

Zahl feiner Aftien war aber eine bejcheidene und fonnte ſchon 

aus diefem Grunde niemals ein leitendes Motiv für das feiner 

Schöpfung gebrachte Opfer an Zeit und Arbeit jein, die er jeinem 

faufmiännifchen Gefchäfte im jelben Maße entzog. Bielmehr waren 

es das Gefühl der Berantwortlichfeit für das, mas er hervorgebradht 

hatte, der jchöne Ehrgeiz, ihm die größtmögliche Vollkommenheit zu 

geben, e8 zu einem mujtergültigen Inſtitute zu madjen, und ein 

raftlojer Schaffenstrieb, die jein Verhalten beftimmten.) Darum 

1) Brüggemann, Die Mobiltarverficherung in Preußen. Berlin 1888. 

2) Erit nachdem das Vorſtehende bereitö gelebt war, ijt mir die von der 
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forderte fie zu Beiträgen auf, damit ber Verein um jo eber ins 

Leben treten könne. Als Gegenftände der Vereinsthätigfeit be 
zeichnete Hanfemann bier außer den ſpäter wirklich begründeten 

Anftalten noch Kolonien für Bettler, Arbeitsfcheue oder auch arme 

Arbeitfuchende. Vorübergehend hatte Hanjemann in jener Zeit 

wohl auch daran gedadıt, einen Gewerbeverein für Aachen zu 

gründen und ihn mit den Mitteln des Vereins oder der Yeuer- 
verficherungsgejellichaft zu jubventionieren. Die Beziehungen zu 

Beuth und Kunth legten den Gedanken nahe und Hanjemann 
forrefpondierte mit ihnen darüber. Indeſſen hatte der Aufruf nicht 
den gewünſchten Erfolg. Durdy freimillige Beiträge Tießen fich 

die Mittel für den Verein nicht bejchaffen. Seine Gründung 
mußte ausgeſetzt werden, bis die erfte Auszahlung an ihn dur 

die Feuerverficherungsgefellichaft erfolgen konnte. Erſt als dieſe 

in naher Ausficht jtand, trat Hanjemann mit einer neuen Kund- 
gebung der Direktion, einem Aufruf an die Mitbürger im Re- 

gierungsbezirt Aachen,!) hervor, in den der Gedanfe an Arbeits- 

folonien, als Anftalten, in denen nur einzelnen Individuen ge- 

bolfen werde, fallen gelafjen wird. „Dagegen“, begründet Hanfe- 

mann diefen Entichluß, „wirft eine Fleine Verbeſſerung des Zu- 

itandes oder der Moralität der Menichen, wenn dieje Verbeflerung 

auf eine große Zahl ſich ausdehnt, im großen Ganzen weit mehr, 

als jene große Berbeflerung einzelner Menjchen.” Am zmed- 
mäßigjten werde der Verein handeln, wenn er die Arbeitfamleit 

bei den handarbeitenden Klaſſen in der Art befördere, „daß die 

jenigen Menjchen, welche nicht Hilfsbedürftig find, arbeitfam 

bleiben, oder es noch mehr werden,“ wenn aljo die äußerfte Rot, 

Arbeitsiheu und Bettelei nur indireft befämpft würden. Für 

eine ſolche Zhätigfeit des Vereins hatte Hanfemann bereits Die 

umfafjendfter Vorbereitungen getroffen. Eifrig ftudierte er das 

Armenweſen verfchiedener Länder, wobei ihm das englifche als 
das elendeite eridhien, pflog nad) allen Seiten hin, auch mit den 

Berliner Autoritäten, einen regen Briefwechfel über die ihn be- 

u 1) (8. Hanjfemann.) Unferen Mitbürgern im Regierungsbezirk Wachen. 
Die Direktion der Uachener Feuer⸗Verſicherungs⸗-Geſellſchaft. 1884. 
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geftellten Handwerker und Arbeiter beftimmt, ftanden jedermann 

offen. Sie vergüteten 3'/,%% Zinſen für Guthaben bis zu 
600 Thalern, darüber hinaus bis zu 2000 Thalern wurden bie 

Guthaben nur mit 2'/,%, verzinft. Die regelmäßigen Über: 
weilungen von feiten der Verſicherungsgeſellſchaft ermöglichten 
die weitere Ausbreitung der Kaſſen: nad) 10 Jahren gab es 

20 Prämienkaſſen und 15 Sparkaſſen. Ihre Benugung war 

anfangs eine jehr geringe troß der jährlich in großer Zahl unter 

das Bolf verteilten Flugblätter, die dasſelbe mit der Einrichtung 

der Kaſſen befannt machen und zum Sparen anregen Jollten. 

“immerhin zeigte die Benutzung eine fteigende Tendenz und es 

mollte jchon etwas bedeuten, wenn Sanlemann, der in diefem 

Punkte jehr ftreng dachte, in der Bezirfsverfammlung von 1840 

feitftelen konnte, daß in der Zunahme der Benutzung der Kaffen 
„der Beweis für den Kortichritt des Geiltes der Ordnung, des 

Fleißes und der Sparjamfeit“ zu erbliden fei. Bis zum Schluffe 

des Jahres 1834 waren die Brämienfaflen von 1147 Berjonen 

mit 8090 Thalern Eriparniffen, die Sparfaflen von 44 Perſonen 

mit 5847 Thalern benugt worden. Nach Verlauf der erften zehn 

Jahre Hatten 9796 Perſonen 577000 Thaler in die Prämien: 

fallen, 7277 Berfonen 3'/, Millionen Thaler in die Sparkaſſen 

eingelegt. Dieſes günftige Ergebnis veranlaßte die Bezirks: 
verjammlung 1844 zu dem Beſchluß, die Prämien- und Spar: 

fallen über den Regierungsbezirf Aachen hinaus auch in den be- 

nachbarten Gebieten einzuführen, womit nur Hanſemanns an- 

fänglichen Plänen entiprochen worden wäre. Doch iſt diefer Be- 

Ihluß nie zur Ausführung gelangt. Der Verein beichränfte jeine 
Thätigfeit nad) wie vor auf den Aachener Regierungsbezirk. 

innerhalb desjelben aber hatte es bei den Prämien- und Spar- 

faffen feineswegs jein Bewenden. Schon im November 1839 

wurde mit der Errichtung von zwei „Verwahr-Anftalten” für 

zwei- bis fiebenjährige Kinder aus den unteren handarbeitenden 

Klafien der Anfang zur Ausführung des anderen Teils des 
Hanjemannihen Programms gemacht. Auch bier jollten im 
Gegenfab zu der fonft üblichen Praris die Kinder armer Leute 
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309g, die jein wie jedes politiihen Mannes öffentliches Wirken be- 

gleiteten. Er hatte eine gute That vollbracht; ihr reicher Segen 

lag fihtbar vor aller Augen und uneingeſchränkt Fonnte er fidh 

ihrer freuen. 

Obwohl in jeiner Wirfjamfeit auf den Regierungsbezirt Aachen 
beichränft, gehört der Arbeitsverein doch zu den ausgedehnteften 

MWohlthätigkeitsanftalten der Welt. Die Organiſation hat im Laufe 
der Zeit manche Abänderungen erfahren. Der Berein ilt ein 
großes Geldinftitut geworden und fteht feit 1875 völlig felbftändig, 

auf fein eigenes Vermögen geftügt, da. Im genannten Jahre 

löfte die Aachener Feuerverfiherungsgejellihaft die Beziehungen 

zum ArbeitSverein, der ihrer Zuſchüſſe nicht mehr bedurfte. Die 

reichen Mittel des Vereins werden Jahr für Jahr zu gemeinnütigen 
Zwecken verjchiedenfter Art, die aber ſtets in Beziehung zur 

Wohlfahrt der arbeitenden Volksklaſſen jtehen, verwendet. So 

unterftüßt der Verein die Fortbildungsichulen in Stadt und Land, 
mehrere Handwerks» und Landmwirtichaftsichulen, Krankenhäuſer, 

Taubftummen- und Blindenanftalten u. a. m. hm und der 

Feuerverficherungsgejellichaft verdankt, wie erwähnt, die technijche 
Hochſchule in Aachen zum großen Teil ihr Entftehen; fie hat die 

Summe von 1376000 Darf vom Verein bezogen. Im Mittelpunkt 
der Vereinswirkſamkeit ftehen aber noch heute die von Hanjemann ins 

Leben gerufenen Prämien: und Sparkaſſen. Nach 5Ojährigem Be- 

ftehen, 1884, betrug das Guthaben der Sparer in den Prämienkaſſen 

23Millionen Marf, das in den Sparfajlen 37 Millionen. Der Abſchluß 

für 1898 meift 38 Millionen für die Brämienfaffen bei einer Zahl 

von 88284 Einlegern auf; an den Sparkaſſen waren in biejem 

Jahre beteiligt 54600 Perfonen mit einem Guthaben von 
77 Millionen Mark. Der jährliche Zinfenzufchuß des Vereins für 

die Sparer an den Prämienfafjen beträgt jebt mehr als eine halbe 

Million Marl. Nur die Kleinfinderbemahranftalten haben fich 

nicht im entiprechenden Maße entwidelt; ihre Zahl ift dieſelbe ge- 
blieben; bejucht wurden fie 1898 von 2500 Kindern. 
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eröffnete fi) ihm ein Wirkungsfreis, der jeiner Begabung und 

feinen Neigungen ganz bejonders entſprach. Sein fritifcher Kopf 

hatte längit eine Reihe fühlbarer Mipftände in den allgemeinen, 

provinziellen und den bejonderen Handelsverhältniſſen Aachens 

herausgefunden, denen abgeholfen werden mußte; Berbefjerungen, 
zeitgemäße Einrichtungen Hatte er ſich bereitS gründlich überlegt. 

Nun war er zur amtlichen Mitwirkung bei diefer Reformthätigkeit 

berufen. Hatten doch die Handelsfammern die Beftimmung, in ber 

Weile die Geſamtintereſſen der Handel- und Gemerbetreibenden 

wahrzunehmen, daß fie die Behörden in der Förderung des 

Handel3 und der Gewerbe durch thatſächliche Mitteilungen, durch 

Anträge aus eigener Snitiative und durch erbetene wie freimillige 

Gutachten unterjtüßten. 

In der Fabrifitadt Aachen waren die Intereſſen der Stadt 

aufs engſte mit denen des Handels und der Induſtrie verwachſen 

und oft waren es diejelben Angelegenheiten, die in der Handels— 

fammer und im Stadtrate zur Beratung famen. Der Dber- 

bürgermeijter hatte Sig und Stimme in der HandelSfammer und 

war ihr nächſter Borgejegter; aud) waren mehrere Stadträte 

gleichzeitig Mitglieder der Handelsfammer. Am 31. Dftober 1828 

wurde aud) Hanjemann in den Aachener Gemeinde: oder Stadtrat 

berufen. Geſucht war die Zugehörigfeit zu dieſer Körperſchaft da- 
mals nicht. ES herrichte, worüber ja Hanjemann fo oft zu 

flagen Gelegenheit fand, wenig &emeinfinn in Machen. Bie 

Schuld daran trug zum großen Teil die franzöfiidde Gemeinde: 

ordnung, welche dem Gemeinderat eine ſehr untergeorbnete 

Stellung zumies, ohne mejentlichen Einfluß auf die Verwaltung, 

die ausſchließlich vom Dberbürgermeifter in völlig bureaufratifchen 
Formen geübt wurde. Damit nicht genug, hatte diefer als Präfes 

des Stadtrates derart meitgehende disziplinare Befugniffe, die oft 

rückſichtslos genug gehandhabt wurden, daß jelbitbemußte PBer- 
jönlichkeiten, die unter ihren Berufsgenofjen und in der Gejellichaft 
eine angejehene oder gar dominierende Stellung einnahmen, es 
nur ſchwer über ſich gewannen, als Stadträte fih dem Joche 

des oberbürgermeifterlichen Despotismus zu fügen. Trotz leb- 
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zwilchen ihnen gemacht murde, anderſeits die rein bureaukra⸗ 

tiiche Verwaltung der Gemeinden durch Einzelbeamte. Die Bürger- 
meifter oder Maires wurden in den Städten und auf dem Lande, 

ebenfo mie, auf Vorſchlag des Bürgermeifters, die Mitglieder des 
Gemeinderats (Stadtrat) von der Regierung ernannt. Der 
Gemeinderat war zur Bewilligung der gewöhnlichen Bermwaltung3- 

ausgaben verpflichtet, der Bürgernieifter aber an die Beichlüffe des 

Semeinderat3 nur teilmeife gebunden. Der Bürgermeifter fonnte 
fie, wenn fie ihm nicht zweckmäßig zu fein fchienen, durch die 

Regierung einfach Fajlieren lafjen; ihm allein lag ihre Ausführung 

ob; der Gemeinde fehlte jedes Mittel der Einwirfung auf die Ber- 

maltung und der Kontrolle über fie. 

Die preußiiche Regierung Hätte die freie Steinſche Städte- 

ordnung von 1808 gerne in den Rheinlanden eingeführt, ftieß 
aber bei ihrem Bejtreben auf heftige DOppofition. Denn jo wenig 

die Einfichtigen und Borurteilsfreien unter den Rheinländern 

die ſchweren Mängel des geltenden franzöfiichen Hecht? verfannten, 

fo hoch hielten fie an einigen Grundanſchauungen desjelben feft. 

Durch die Fremdherrichaft war die Gefellihaft bier eine rein 

bürgerliche geworden; angefichts der geringen Zahl und der völligen 

Bedeutungslofigfeit des Adels gab es mit Ausnahme der Standes» 

berrichaften feine andere Ariftofratie al$ die der Bildung und des 

Geldes, und in den induftriellen Bezirken, welche dem Gejamt- 

bilde der Provinz die enticheidende Färbung verliehen, waren im 

Gegenjah zu den übrigen Zeilen der Monarchie die jozialen und 

wirtſchaftlichen Berhältnifje in Stadt und Land fait gleichartig 

geworden. Das mobile Kapital jpielte hier auch auf dem Lande 

eine ganz andere Rolle alS in den öftlihen Provinzen mit ihrem 

Großgrundbefit. So fam es, daß am Rhein die aus Frankreich 
importierte Gleichheit der Verfaſſung für Stadt und Land, nach— 

dem einmal die alte Beſitz- und Geſellſchaftsordnung durch Die 

Revolution bejeitigt war, fich feit eingebürgert hatte und die be» 

ligenden Klajjen in ihr einen ganz bejonderen Borzug gegenüber 
den ariltofratijcehen Agrarverhältniffen des Ditens ſahen. Nicht 

meniger feit hielt die öffentliche Meinung ar der bureaufratifchen 
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einer größeren Gemeinſchaft das Wort nahm und daß die Denl: 

Ichrift entweder für die Regierung oder für den Landtagsmarſchal 

beftimmt war. 

Die Mängel des franzöfiihen Verwaltungsſyſtems hatte 

Hanjemann oft genug gerügt. Dankbar erfennt er darum bie 

Bereitwilligfeit der aufgeflärten preußifchen Regierung zur Ber: 
leihung einer freifinnigeren Gemeindeordnung an. Der ftändifche 

Antrag aber eigne fich für die NRheinprovinz durchaus nicht, nur 

die ſehr flüchtige, oberflächliche Beratung im Landtage madje die An- 

nahme des Antrages begreiflih. ALS wichtigfte Erfordernifje einer 
neuen und bejjeren Gemeindevermwaltung nennt Hanjemann Einfady 

beit, Wohlfeilheit, Freiheit von jtaatlicher Einmiſchung, ſoweit dieſe 

nicht durch höhere Staatszwede geboten jei, und Anpaflung an bie 

Verhältniſſe, „welche fich al$ den Wohlftand des Landes fördernd er- 

probt haben.” Aus diejen bejonderen Berhältnifjfen und aus allge- 

meinen Gründen folgert er dann die Notwendigkeit für die Rhein- 

provinz, daß Stadt und Land nicht grundfäglich von einander getrennt 

merden. Die Ämter müffen nad) Möglichfeit unbefoldete Ehrenämter 
fein und darum nur den „Beſſeren und Angejeheneren“, d. 5. 

den Begüterteren, anvertraut werden. Kür die Ausübung des 

Gemeinderecht3 fordert Hanjemann einen Grundfteuer- oder Ge- 

werbefteuerzenfus. Wohl würden dadurd) manche tüchtige Elemente, 

die feine der beiden Steuern entrichten, von der VBermaltung fern- 

gehalten; aber das Einfommen allein als Grundlage des Ge 

meinderechts führe zu argen Willfürlichfeiten und Unzuträglichleiten. 

Die Städteordnung von 1808 erjcheint ihm in mancher Beziehung 

viel zu demokratiſch. Bor allem bedürfe Die Gemeinde einer Fraft- 

vollen Erefutive und diefe müfje in der Hand eines Einzelbeamten 

ruhen. Nur fei ein &emeindeorgan zu jchaffen, daS die Aus 

führung der Gemeindebejchlüffe durch) den Bürgermeifter zu fon- 
trollieren habe. Hanſemanns Vorſchläge behalten alſo im mejent- 

lien die ihm von Jugend auf vertrauten Formen des franzö⸗ 

fiihen Gemeindemwejens bei. Im einzelnen ftellen fie ein doch 

recht Fompliziertes Syitem von Wahlberechtigungen und Be— 

fugniffen zur Teilnahme an der Verwaltung auf. Die Haupt« 
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Publikums anzuhören, fie ernftlich zu prüfen oder gar einen Rat 

von fachverftändiger Seite anzunehmen. Dieſe erflufive SelbR- 

berrlichfeit der zwar pflichttreuen, auch mwohlmeinenben, fi aber 

allweiſe dünfenden Büreaufratie hat viel Erbitterung und Unze 
friedenheit erzeugt. Oft war die beflere Einficht unfragli auf 
ihrer Seite, keineswegs immer; langfam, aber unvermeidlich ſpitzte 

fih das Verhältnis auf den Gegenjab des befchräntten Unter- 
thanenveritandes und der unfehlbaren Weisheit einer an frucht- 

baren Gedanken doch immer ärmer werdenden Büreaufratie zu, ein 

Gegenfag, der jchließlich zur Revolution geführt hat. Zu dieſer 

Schärfe war das Verhältnis freilich noch lange nicht gediehen, als 

Hanjemanns öffentliches Wirken begann. Er fand in mandger 

Beziehung Entgegenfommen. So dankbar er das anerfannte, jo 

aufrichtig er Leute wie Motz, Maaßen, Beuth, Kunth, Stägemamı 
u. a. verehrte, fo kehrt doc) die anfangs leife, allmählich heftiger 

werdende Klage über den Dünfel und die Selbftgenügjamleit des 
Beamtentums, auch über den Mangel an Sachkenntnis in Detail- 
fragen, in allen jeinen Erörterungen über die politifchen und mirt- 

Ichaftlichen Berhältnifje Preußens wieder. 

Als Hanjemann im Frühling 1825 in Berlin meilte, um dort 

die Beltätigung der Yeuerverficherungsgejellichaft zu betreiben, 

lernte er eine charafteriftiiche Neminiszenz an die, wie er gemeint 

hatte, völlig abgethane Zeit ängftlicher ÜÜbermahung und fiske- 
liſcher Ausbeutuug des Verkehrs kennen. Ihm murde nämlid 

von der PBolizeibehörde der Paß zur NRüdreife nad) Aachen mit 

der Forderung verweigert, er ſolle einen Nachweis darüber er- 
bringen, daß er in Berlin feine unerlaubten Geſchäfte betrieben 

und daheim jeine Gemerbefteuer entrichtet babe. Da er natürlid 

ohne Steuerquittung nach Berlin gefommen war, jo erlitt feine 

Rüdreife eine völlig unmotivierte Verzögerung, bis endlich ein 

Geichäftsfreund für ihn Bürgſchaft leiſtete. Stets hielt er ftreng 

auf feine und ſeines Standes Ehre. Heimgekehrt, beichwerte er 
fi) daher bei dem Generaldireftor der Steuern Maaßen über 
die ihm widerfahrene Behandlung und betonte bejonders, wie be- 

leidigend, abgejehen von allem anderen, es für jeden reifenden 
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der Staat die Einnahme aus dieſen Gewerbeſcheinen nicht ent- 
behren könne, eine würdigere Behandlung der Gefchäftsreifenben 
durch Erhöhung der Gemerbejteuer zu erfaufen. Yreimütig 
äußerte fih Hanjemann gegen Beuth, den er um Befürmortung 

der Petition erjucht hatte: „Dieje Steuer ift ein wahrer Schimpf 

für die Kaufleute und ... eine Satire auf den bon sens ber 

Regierung.” Der Beſcheid der Minifter des Innern und der 
Finanzen, gerichtet an „Kaufleute Hanjemann und Mehrere“ 

(vom 15. Auguft 1826), lautete zwar abſchlägig. Ganz ohne 
Frucht blieb aber das Vorgehen Hanjemanns nicht, da den Petenten 

mitgeteilt wurde, es würde durch königliche Kabinettsordres dafür 

gejorgt werden, daß in Zufunft reiſende Kaufleute beſſer behandelt 

und den Haufierern nicht mehr gleichgeitellt werden ſollten. Hanfe- 

manns Beiſpiel folgte der rbeiniiche Landtag, der dreimal in 

derjelben Sache Petitionen an die Krone beichloß, bis diefe endlich 
am 12. Februar 1831 die vollftändige Befreiung der Handlung& 
reifenden von dieſer Steuer zugeitand. 

Ungleich wichtiger war eine andere den Handelsſtand berührende 

Frage, der Hanjemann jein volles Intereſſe zumandte: die Er- 

richtung einer Notenbanf in Aachen. 

Als nad) den Freiheitsfriegen Wohlftand und Verkehr fi 

wieder hoben, machte fich in Preußen jehr bald ein Mangel an 

Kreditinftituten und mohlfeilen QTaufchmitteln fühlbar. Die von 

Friedrich dem Großen mit dem Recht der Notenausgabe gegründete 

Königliche Bank Fonnte damals ihren jtiftungsgemäßen Aufgaben 

nur jehr ungenügend nachfommen. Sie war in den Kriegsjahren 
völlig zerrüttet worden. Obwohl fie fi) in den zwanziger Jahren 

wieder erholte, genügte fie doch den Anſprüchen der Gejchäftsmwelt 
bei weitem nicht. Die Ausgabe von Banknoten wurde jogar 1836 

ganz eingeftellt. Die Zahl der Zweigfontore in den Provinzen war 

eine viel zu geringe. Die Schwerfälligfeit des Gefchäftsbeiriebes beein- 

trächtigte zudem den Dienft, den die Bank der VBollswirtichaft Teiften 
jollte, im höchiten Grade. Noch im Jahre 1845 Fonnte 3. B. 

Friedrich Harfort, der bekannte hochverdiente weſtfäliſche Volks— 

mann, in ſeinen „Bemerkungen über das Bedürfnis der Errichtung 
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damals erſt recht ſchwer ein ficheres Urteil fällen. In Preußen 
war jedenfalls eine jo ftrenge geſetzliche Staatsaufficht über 

Privatbanken möglich, daß die Gefahren des Mißbrauchs auf ein 

Geringes zufammenfchrumpfen mußten. Klar am Tage lag aber, 

daß Preußen und ganz Norddeutichland eine große Zettelbank und 

den Provinzen Lokalbanken fehlten und daß hierdurch das Erwerbs- 
leben des Volkes Hinter dem der Nachbarjtaaten zurüdbleiben, ja 

unmittelbar gejchädigt werden mußte. Wenn trogdem die Regierung 
fi) zu allen Anträgen und Wünfchen in biefer Richtung durchweg 

ablehnend ftellte, jo hatte der Büreaufratismus, der fich feine 

Kreife durch die jelbftändige Initiative des Publikums nur ungern 
ftören ließ, ebenjoviel Schuld daran wie die gemillenhafte, 

ängftlihe Sorge um den geordneten Stand der Finanzen, der 

gefährdet ſchien, ſobald die Regierung fich ihren Einfluß auf die 

Regulierung des Geldmarftes durch die Erlaubnis privater Noten- 
ausgabe aus der Hand mwinden ließ. 

In den Rheinlanden fonzentrierte fi) faft das ganze Geld— 

geichäft in den Händen weniger Banfiers, unter denen die Kölner, 

wie Schaaffhaufen und Oppenheim, die erfte Rolle jpielten. Ber 

Gedanke lag daher nahe, in Aachen eine jelbjtändige Bank zu gründen, 
und Hanjemann benupte 1825 feine eben angefnüpften Beziehungen 

zu Beuth, um in Erfahrung zu bringen, ob das Minifterium die 

Errihtung von Esfonto- und Zettelbanfen in den Provinzen wohl 
genehmigen würde.) Um diejelbe Zeit tauchte in Berlin das 
Projekt einer großen Nationalbank auf,?) für das fi) Hanfemann 

aus dem Grunde nicht erwärmen fonnte, weil er eine Zentralijation 

des Banfmwejens und eine bureaufratijche Leitung befürchtete, Die 

auf die Bedürfniſſe der Provinzen feine Rüdficht nehmen werde.?) 

Die Nothiwendigfeit von Zettelbanfen ſuchte er im Weftfälifchen 

Anzeiger nachzuweiſen. Dem Gedanken einer Zettelbanf in Aachen 

praftifch näher zu treten, jcheint Hanjemann zunächſt durch Die 

ſchwere Handelskriſis der Jahre 1826/27 verhindert worden zu 

1) Hanjemann an Beuth 28. Febr. 1826. 

2) Poſchinger I. 289. 

3) Hanfemann an Becher in Elberfeld, 18, Juli und 25. Dezember 1826. 
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präfident von Reimann in Aachen, der für den ihm anvertrautem 

Bezirk ftetS ein warmes Herz Hatte, zögerte nicht, ſobald 
er von der Aachen drohenden Gefahr hörte, den Präfidenten ber 
Handel3fammer, Bürgermeifter Deder, davon zu benachrichtigen. 

Er ftellte ihm die Ergreifung von Geyenmaßregeln anheim unb 
regte die Frage an, ob Aachen nun nicht ſeinerſeits um einen 
Wollmarkt petitionieren jolle. Die Angelegenheit wurde im GStabt- 

rate wie in der Handelskammer erörtert. Hanjemann erlannte 

jofort die Größe der dem Handel Aachens und auch feinem eigenen 
Geichäfte drohenden Gefahr. Er arbeitete im Frühling 1827 ein 
Memorial über dieje Frage aus, in dem er die Gefahr eines 

Wollmarftes in Köln, die Vorteile eines ſolchen in Aachen aus- 

einanderjeßte, aber auch darauf hinwies, daß ein Wollmarft in 

Aachen die bisherige Art des Geſchäftes weſentlich modifizieren 
werde und daß die Mollhändler natürlich genötigt fein würden, 

ihren Betrieb den veränderten Verhältniflen und erhöhten An: 

ſprüchen gemäß umzugeftalten.) Da erlebte er eine Enttäufchung, 

auf die er nicht gefaßt war. Mehrere Wollhändler verfaßten eine 

Gegenſchrift, in der fie fi) jcharf gegen den Wollmarkt und die 

mit ihm verbundenen Neuerungen ausſprachen und beim guten 
Alten bleiben zu mollen erflärten. Die Gründe dafür waren im 

mejentlichen durch die Furcht vor dem Berlafjen der altgemohnten 

Gleiſe diktiert; es fpielte aber auch perfönliches Übelmollen gegen 

Hanfemanı mit, dejlen überlegenen Geiſt und geichäftliche Kon- 

furrenz fie als gleich unbequem empfanden. Das wurde nod 

deutlicher, als im Herbſt das Leipziger „Elbeblatt” einen Artifel 

brachte, der die Lauterfeit der Gefinnungen und Abfichten Hanje 

manns verdächtigte, fo daß dieſer fi) genötigt Jah, die hämifchen 

Angriffe in einer Zuſchrift an dasſelbe Blatt zurüdzumeifen.?) 

Hanſemann ließ fi) dadurd nicht irre machen. Stadtrat und 

Handelsfammer mußte er auf feiner Seite. Kam der Wollmark 

suftanbe, jo mar mit dem vorausfichtlich außerordentliden Auf- 

N Gedrudted® Memorial Hanſemanns betr. die Errihtung eines Boll 

marktes in Machen vom 16. Mai 1828. 

2) Elbe-Blatt. 1828. Nr. 47 v. 21. November. 
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Der beabfichtigte Zweck wurde nur teilmeife erreicht. Wohl 
gelang es den Schlag gegen Aachens Handelsblüte abzuwenden; 

Köln erhielt die verlangte Meile nicht; aber aud) Aachen wurde 

die Erlaubnis zur Errichtung des MWollmarkte verweigert, wohl 

weil die MWollhändler ſelbſt eine jo große Abneigung gegen das 

Projekt zeigten. Als einige Jahre darauf bei der Gründung der 

Rheiniſchen Eifenbahn der Konfurrenzlampf zwiſchen Aachen und 

Köln mit gefteigerter Heftigfeit aufs neue ausbrach, tauchte auch 
in beiden Städten der Gedanfe an den privilegierten Wollmarft 
wieder auf. Eine zmeite als Manuskript gedrudte Denkichrift 

Hanjemanns über diefen Gegenjtand vom Jahre 1836 wiederholte 

im wejentlichen die bereit3 1828 vorgebradhten Argumente. Hanſe⸗ 
manns Anficht, daß ein Wollmarft für Aachen nicht gerade unbe 

dingt notwendig, aber jehr mwünfchenswert fei, machten fi) dieſes 

Mal vier andere Wollhändler zu eigen; alle übrigen verblieben, 

wie Deder in einem Schreiben an Hanjemann vom 1. März 1836 
bezeugte, aus Eigenfinn, teils wider beſſeres Willen, und aus 

Rancüne gegen Hanfemann bei ihrer früheren ablehnenden Haltung. 

Es ift wohl anzunehmen, daß das Scheitern des Wollmarkt- 

projeftes auch das Banfprojeft zu Fall bradjte, wenn nicht Die 

Zaubeit der kaufmänniſchen Kreije und ihre geringe Unternehmungs- 

luft ſchon an ſich ſeine Verwirklichung unmöglid) madjten. Biel- 

leicht überzeugte fi) Hanlemann auch während feines Aufenthaltes 

in Berlin 1829 davon, daß er jo gut wie gar feine Ausficht auf 

Beitätigung jeiner Niederrheinifchen Bank hatte. Es iſt von ihr 
feitdem nicht mehr die Rede. Tod) Icheinen Hanjemanns Be- 

mühungen um ihr Zuftandefommen, vielleicht verbunden mit An- 

regungen von anderer Seite, die Regierung bewogen zu haben, 

ber Banffrage näher zu treten. Unterm 31. Dftober 1829 richtete 

das Minifterium des Innern an die rheinischen Handelsfammern 

die Anfrage, ob „geiellichaftliche Verbindungen mehrerer Kaufleute, 

welche zur Erreichung ihres kaufmänniſchen Gewerbebetriebs-Zweckes 
al8 Mittel Schuldverjchreibungen an jeden Inhaber lautend in 

Umlauf bringen . . . ganz zu unterfagen oder nur mit befonderer 

Genehmigung der Staats-Polizei-Behörde und unter deren 
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lehrt, zu der Überzeugung, daß Privatbanfen, deren Thätigfeit ge- 

ſetzlich auf den Zweck der Erleichterung des Berfehrs beſchränkt 

wird und die unter angemejjener Kontrolle ftehen, der Verſuchung 
mißbräuchlicher Notenausgabe — mißbräuchlich im banftechnifchen 

Sinne — in viel geringerem Grade ausgelegt find als reine Staats: 

banfen. Bisher ſei noch jeder große Staat genötigt geweſen oder 

dazu verführt worden, die Staatsbanken aus politifchen, militärifchen 

und anderen Gründen zu einer ungemeflenen Notenausgabe zu 

veranlajien, jo daß die Banknoten auf lange Zeit hinaus uneinlös- 

bar wurden. Hanſemann leugnete die Berechtigung des Staates 
nicht, in Zeiten der Not zu außerordentlichen Mitteln, bier alſo 

zur Ausgabe von Noten ohne bankmäßige Dedung, zu greifen. 
Er hielt es aber nicht für jeine Aufgabe, ein politifches Urteil 
abzugeben; er hatte nur die fommerzielle und techniiche Seite der 

Frage zu prüfen. An einer anderen Stelle gab er jogar zu, daß 

troß der angeführten Bedenken der Staat doch berechtigte Gründe 

haben fönne, die StaatSbanfen beizubehalten. Mit größter Energie 

verurteilte er dagegen als gefährlich, unzweckmäßig und ſchädlich 
alle jogenannten Privatbanten, die unter befonderem Staatsſchutze 

ftehen oder an meldyen der Staat mitbeteiligt ift, jo daß fie im 

Grunde doc nichts anderes als Staatsbanfen feien. „Solche 

find: provinzielle Banfen, Banken gemilfer bejonderer Stände, 

(fogenannte) Nationalbanfen, in welchen eine Art Aſſoziation reicher 

Unternehmer mit dem Staate bejteht. Die Errichtung folcher In⸗ 

ftitute jei durchaus verboten und der Staat geitatte außer feinen 

eigenen Banfen, wenn er deren hat oder haben will, nur reine 

Brivatbanfen.” Bon foldhen Inſtituten fürdhtete er, daß fie das 

Staatsintereffe dem der Unternehmer dienftbar machen fönnten. 

Bejonders mißtrauiſch war er gegen ftaatlich unterſtützte und privi- 

legierte Landſchaftsbanken, die den Leichtfinn verjchuldeter Guts⸗ 

befiger nur beförberten. Als ein ſolches oder ähnliches Inſtitut 

betrachtete er auch die einzige Privatzettelbanf in Preußen, die 

ritterfchaftliche Bank in Stettin, deren Hauptzwed darin beftand, 

den Nittergutsbefigern die Bezahlung der Schulden zu erleichtern, 

und deren Gejchäftsprinzipien viel zu wünfchen übrig ließen, da 
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Fälle Regeln vorausjehen laffen, teils weil jedes Geſetz, das bie 
Borficht und Klugheit der Menfchen ganz und gar erfegen foll, nicht 
taugt.“ Ahnlich verhalte es fi) mit der ftaatlichen Kontrolle der 
Brivatbanfen. Sie möge etwa zweimal jährlich durch verichwiegene 

Beamte ftattfinden. Eine zu fpezielle Kontrolle werde zur gejchäft- 

lihen Mitwirkung, welche die Geſchäftsführung gar nicht verbeflere, 
wohl aber eine moraliiche Verantwortlichkeit des Staats bedinge 

und den Banfen den Charakter von WBrivatinftituten nehme. 
Gute Brivatbanfen, deren Thätigfeit nicht durch ein Monopol der 

Staat3banfen behindert jei, müffen dem Lande den größten Nutzen 
bringen. Die Befürdhtung aber, daß fie den Staatsbanten und 

dem ftaatlichen Papiergelde eine bedrohliche Konkurrenz machen 

fönnten, fommen für einen Staat wie Preußen nicht in Frage. 
Müßte doch ſonſt folgericytig der Handel mit allen den Artifeln 

unterjagt werden, die in den Gefchäftsbereich der königlichen See- 
handlung fallen. 

Der Präfivdent der Kölner Handelsfammer, dem dieſes Gut⸗ 
achten zur Einficht mitgeteilt wurde, nannte e8 eine Differtation, 

welche über den Rahmen der geftellten Aufgabe weit hinausgehe 

und den geiftreichen Verfaſſer fofort erkennen laſſe. Db es an 

maßgebender Stelle irgendmelche Beachtung gefunden hat, ift nicht 

befannt. Zwar entitand 1831 durch die Bereinigung von adjt 

Banfhäufern der „kaufmänniſche Kafienverein zu Berlin“, der 

Kafjenicheine zu 100 bis 1000 Thalern ausgab. Der SKaflen- 

verein war ein joldhes Inſtitut, wie es die Regierung in ihrer 

Anfrage vom 31. Dftober 1829 im Auge gehabt hatte. Er war 

aber doch nur geduldet und Hatte nicht den auögejprochenen 

Charakter einer Zettelbanf. Die Regierung ſcheint feine geſetzliche 
Handhabe gegen die Emiſſion dieſer Kafjenjcheine gefunden zu 
haben, jo viel Borftellungen gegen fie die fönigliche Banf auch er- 
hob.!) 1836 mußte auch der Kafjenverein feine Scheine einziehen, 

als allen öffentlichen Anjtalten die Ausgabe von Bapiergeld unter: 

jagt wurde. Yedenfalls hat Hanfemanns Gutachten in der preu- 

1) Poſchinger I, S. 221, 254, 265. 
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Färbung doc ftets den Boden, aus dem fie erwachſen find. Geine 
Kenntniffe, jeine Erfahrungen, eine Gefichtspunfte find in erfter 

Kinie dem Wirtfchaftsleben des Staates und der Bevölkerung ent- 
nommen. Doch aber fteht der ganze Mann im Denken und 

Handeln unter dem unmittelbaren, unrefleftierten Gefühle einer 
warmen Liebe zu König und Vaterland und fein politiiches Em- 

pfinden mwurzelt in dem einfachen, männlichen Gedanken, die erfte 

Aufgabe des Staates ſei: zu leben, an Kraft, Macht und Ehre 

zu wachſen. Stand die geiltige Kultur des deutichen Volkes auf 

einer bermunderungswürdigen Höhe, jo war es politiſch und wirt. 

Ihaftlich weit Hinter den anderen großen Nationen zurüdgeblieben. 

jeder große mirtichaftliche Fortichritt war aud) ein politiſcher 

Gewinn. Eines bedang dus andere. Wohl durfte man damals 
jagen, es fei eine Ehrenjache Deutjchlands, reicher zu merben. 

Denn gerade die Armieligfeit der ökonomiſchen Verhältniffe machte 

den Deutjchen in den Augen des Fremden und in jeinen eigenen 
läherlid. Darum war es fein Banaujentum, wenn Männer wie 

Hanjemann, Harkort, Liſt u. a. den wirtſchaftlichen Aufſchwung 

als mächtigſten Hebel der Größe und Zufunft Deutichlands be— 

tradhteten, auch wenn fie diefen Gedanfen gelegentlich einfeitig be- 

tonten. Laut genug Fonnte er den idealiſtiſchen Deutſchen über- 

haupt nicht gepredigt werden, obmohl der reale Untergrund des 

nationalen Idealismus vor allem das Verlangen nad Wirtjchafts- 
einbeit war. 

In diefer Geſinnung lebte Hanjemann als aufmerkffamer Beo- 

bachter der inneren und äußeren Politif Preußens und aller Borgänge 

in den fremden Staaten. Unaufhörlich beicyäftigte ihn das Problem 

dieſes preußifchen Staates. Nach jeder Richtung hin erichien fein 

Weſen rätjelhaft, widerſpruchsvoll: eine Großmacht ohne die rechten 

Borausfeßungen für dieje anſpruchsvolle Stellung, zerriffen in zwei 

getrennte Zandfomplere, mit geradezu unmöglichen Grenzen, um- 

geben von eiferjüchtigen, übelmollenden Fleinen und übermädhtigen 
großen Staaten; eine Adminiftration von jo freifinnigen, modernen 

Grundfägen, wie fie in der Städteordnung, in der Handelspolitif, 

in der Zürjorge für die höhere und niedere Vollsbildung zu Tage 
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gab. Dem entiprady aber die Bolitif der preußifchen Regierung 

offenbar nicht, fie konnte und wollte die Sonjequenzen der Um- 

geftaltung nicht oder noch nicht ziehen. Am Hofe und in der Be- 
amtenwelt befämpften und freuzten ſich reaftionäre und liberale 

Strömungen und die Diagonale der Kräfte führte zum Stillftande. 
Dafür machten Rheinländer und Weitfalen den Dften der Monarchie 

verantwortlich. Mit Recht. Denn in den alten Landesteilen, welche 

wohl die furdhtbarften Kriegsdrangjale erlebt hatten, aber von der 
Nivellierwut der franzöfiichen Revolution und Frem dherrſchaft ver- 
ihont blieben, waren noch viele hiſtoriſche Mächte, Erinne- 
rungen und Verhältniſſe lebendig und erhalten, jo daß jeder 

Fortſchritt der Reform, aud) der notwendige, weite Kreije ſchmerzhaft 

traf und deren Reaktion bervorrief. Hanjemann unterjchägte wohl 
nicht eigentlid) die Macht der Gewohnheit; aber er war doch wie 

alle jeine Landsleute wenig geneigt, zu unterfucdhen, wie weit an 

dem Widerftreben des öftlihen „Junkertums“ gegen die neuen 

Formen des politiihen und jozialen Lebens auch edle, ehrenmwerte 

Beweggründe ihren Anteil hatten. Doch war das beflere ge: 
Ihichtliche Recht gewiß auf jeiner Seite, wenn er Preußen als einen 

modernen Staat betrachtete, deſſen Aufgabe es jei, fih in der 

Xinie der Gejeßgebung von 1807—1820 fortzuentwideln. Da 

diefe Entwidelung unterbrochen, zum Stillitande gefommen war, 

die treibenden ‘deen der Neuzeit dagegen in Häufern, Schulen 
und Univerfitäten, in Litteratur und Wiſſenſchaft, in Kunft und 

Leben unverfennbar bereits die Oberhand gemonnen hatten, jo 

erfüllte ihn die Wahrnehmung mit Beſorgnis, daß fi) zwiſchen 

den Marimen der Staatsregierung, der Richtung ihrer inneren 
Politik auf den wichtigften Gebieten und den Anſchauungen der 

Geſellſchaft die Kluft ebenjo erweiterte, wie die Prinzipien des 

StaatSlebens jelbit in ſich zwiejpältig, widerjprechend waren. Noch 

aber war er nicht dazu gefommen, jeine Gedanken hierüber zu 

formulieren. 

Fühlte er fich jo in Oppofition zur Regierung, jo erfannte 
er es um fo danfbarer und freudiger an, wenn fich feine Wünfche 

einmal mit ihren Thaten dedten. Das war der Fall, als Preußen 
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deutichlands verbindenden Brüde gelegt worden waren. Ba brach 

1830 vie franzöfiiche Yulirevolution aus. Sie und ihre Rad 
wirtungen in Belgien, Polen, Italien und einzelnen beutfchen 
Staaten hielten zwei Jahre lang die Völfer mit der bangen Frage 
in Atem, ob es möglid) jein werde, den Weltfrieden zu wahren. 

Die Ereigniſſe des Jahres 1830 bedeuteten den Bankerott 

der ausmärtigen Politif der Großmächte. Zwei der wichtigften 

Schöpfungen des Wiener Kongreijes, die Herrichaft der Bourbonen 

in Frankreich ſowie die der Dranier in Belgien wurden durch bie 

Völker ſelbſt bejeitigt, die daS Recht nationaler Selbftbeftimmung 

dem beanſpruchten Einmiſchungsrecht der großen Höfe entgegen- 

ſetzten. Zugleih war aber auch die durch Überfpannung 
des monarchiſchen Prinzips charakterifierte innere Politik der 

Mächte vom Schiffbrudy bedroht. Die Franzoſen ſchrieben nicht 

nur die nationale Selbftbeitimmung, jondern auch die Grundſätze 

des Liberalismus, des Konftitutionalismus auf ihre Yahne. Die 
Höfe gaben fich auch über das Maß der Anziehungskraft ihrer 

abfolutiftiichen und jener Fonftitutionellen Ideen feinen Täufchungen 

hin. Dazu der Abfall in ihren eigenen Reihen. England fagte 

fi) für immer von den Prinzipien der Fontinentalen Mächte 

108; Lord Wellington jelbit, der die Bourbonen 1815 zum zweiten⸗ 

male zurüdgeführt Hatte, der die Vereinigung von Holland und 

Belgien als jein eigenjtes Werf betrachtete, ließ, gezivungen durch 
die öffentlihe Meinung, das Werf der europäilchen Staatskunft 

fallen; jein Nachfolger Palmerfton verfündete aber bereits ge- 

meinſam mit dem Bürgerfünige von Franfreich das neue Brinzip der 

Nicht-Einmiſchung. So traten die Weſt- und Dftmächte als bemußte 

und grundfägliche Verfechter entgegengeſetzter Richtungen auseinander. 

Bar es nun Öfterreih, Rußland und Preußen mit der bisherigen 
Politik Ernjt geweſen, hatten fie das Heil Europas nur auf diefem 

Mege begründen zu fönnen geglaubt, — durften fie dann bie 
Revolution in Frankreich) und Belgien ihren Gang gehen lafien; 

war es mit ihrer Ehre und den Geboten der Selbfterhaltung 
verträglich, wenn fie durch Gewährenlaſſen ihre Grundfäße ver- 
leugneten? 
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dagegen rüftete gewaltig. Zur jelben Zeit wurden 128000 M 
im Dezember nochmals 80000 Mann einberufen. Für Preußen 
handelte es fich jegt um die Frage, ob es zur Sicherung feiner 
Grenzen weiter gehen und das öftliche Belgien vorläufig bejegen 
ſollte, was ben fofortigen Einmarjc der Franzofen im meftlichen 
Belgien zur Folge gehabt hätte, Um den König für fih zu ge 
winnen, hatte Kaijer Nikolaus den berühmtejten ruffiichen Feld- 
berrn, den Feldmarſchall Diebitich, nach Berlin gejendet, der ben 
Pan zu einem Soalitionsfriege gegen Franfreid im großen Stile 
entwarf. 210000 Preußen, 120000 deutſche Bundestruppen, 
30000 Holländer, 60000 Dfterreicher, 180000 Rufen follten an 
dem legitimiſtiſchen Kreuzzuge- teilnehmen. Dhne feinen Zwed 
erreicht zu haben, verließ Diebitic Berlin im Dezember, nadı 

zweimonatlihem Aufenthalte; Friedrich Wilhelm war bei ber 
Meinung verblieben, daß er „ungeachtet der Wahrjcheinlichkeit eines 

Strieges doch jedes Hervorrufen desjelben für unangemefien halte“, *) 
und Diebitih mußte fi) damit begnügen, feinen Eifer zunächſt 
auf einem anderen Kriegsichauplage, dem polnilchen, zu bethätigen, 

Er gab aber feine Pläne nicht auf. Er hoffte, den Feldzug 
gegen die polniiche Revolution im Laufe des Februar 1831 zu 
beenden und Ende April mit den fiegreichen Ruflen am Rhein zu 

ftehen. Es fam anders. Erft im September 1831 war Polen 
wieder unterworfen, Diebitich jelbft von der Cholera nad) ſchweren 
Mißerfolgen binmweggerafft, Rußlands ausmärtige Politik faft ein 
Yahr lang völlig lahm gelegt. Der Weltfrieg war vermieden 
worden; die Zahl der europäiichen Staaten hatte fi, ohne daß 
Nupland ihm jeine Anerfennung verjagen fonnte, um das Königreich 
Belgien vermehrt. Als die ruſſiſchen Streitkräfte wieder disponibel 

wurden, war freilich noch nicht alle Gefahr bejeitigt. Die Aus- 
einanderjegung zwiichen Belgien und Holland, die italienifchen Ber- 

hältniffe, in denen Dfterreich und Frankreich fich gegenüber traten, 
ließen die Möglichkeit eines großen Krieges noch immer offen; 
doch ſchwand allmählich das Gefühl, daß man ummittelbar vor 
feinem Ausbruche ſtehe. 

4 Droyjfen a. a. D. 28. 
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politiſch dummes, wie je etwas von einem Bolle vorgenommen 

werden kann“, jchrieb er dem Finanzminifter Maaßen, und mit 

dieſem Urteil hielt er auch gegen einen belgiſchen Patrioten, 
Daviguon, nicht zurüd. Hanfemanı fchrieb ihm, daß man fi in 

jeder Schenfe und jeder Gejellichaft des Nheinlandes von ber Ab- 

neigung der Deutichen gegen die Revolution der Belgier über- 
zeugen könne. Qumultuarifches Weſen, feichte Phraſen, wüſtes 

Schimpfen hätten die Belgier um alle Sympathien gebracht und, wenn 

je Untreue oder Aufftand der Nheinpreußen denfbar gemeien, jo 

babe die preußiſche Regierung jetzt den legten Grund zu ſolchen 

Befürchtungen verloren.!) Jene Revolution werde aber leider bie 
Ausbildung einer ;gefegmäßigen Freiheit in Preußen erſchweren, 

weil ein Bli auf die neuen belgifchen Verhältniſſe die Zufrieden⸗ 

heit der Preußen und die gute Meinung über ihre eigenen Zu⸗ 
ftände nur mehren Fönne. Und er, der um dieſelbe Zeit bie 
heimiſchen Zuftände den Landsleuten und feiner Regierung gegen- 
über jo ſcharf fritifierte, er ruft dem Ausländer mit dem ganzen 

Stolze eines Preußen zu: „Und wahrlid, das Beltehende ift in 

Preußen in vielfadher Hinſicht vortrefflich!"?) 
Aber ebenjo feit wie der Abjcheu vor der Revolution ftand 

ihm die Überzeugung, daß diejes Gefühl die Politik nicht beein- 
fluffen dürfe. Wenig jpäter jchrieb er an Brüggemann:?) „Sch 

ſehe nur ein Intereſſe, das preußiich-deutfche, was unſere 
Politik Ieiten jollte, mas dieſe aus den Ereigniſſen für Nugen 

ziehen fann . . . das halte ich für die Politik erlaubt und zmed- 

mäßig, ohne Rüdficht darauf, welche Quelle jene Ereignifje haben, 
oder welcher Natur fie find.” War das aud) der Standpunkt der 
Regierung? 

Die Kriegsgefahr laſtete natürlid) auf den Rheinläudern mit 

1) Auch in den Poligeiberichten der Aachener Regierung an das Mirtfierkem 
vom September und November 1880 wird dasjelbe hervorgehoben. „Die 

fhlimmen ökonomiſchen Yolgen der beigiichen Revolution haben die gute Ge⸗ 

finnung der Rheinprovinzler geſtärkt.“ Die Truppenlaft werde willig getragen, 
überall finde die Regierung guten Willen und Unterftügung. (Geh. Staatsardjiv.) 

2) Hanfemann an Davignon 15. November 1880. 

3) 18. Februar 1881. 
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handelte fih bier nicht nur um den Ausdrud der Beſorgnis über 

die nächſten Entichliegungen der Regierung. Hanfemann verfuchte 

es, dem Könige ein Bild vom Weſen und Eharalter des Staates 

zu geben, wie es im Herzen des patriotiich gefinnten, gebildeten 

und unabhängigen Mittelftandes lebte, ein Bild, das freilich feine 
befondere Färbung der geiftigen und politifchen Atmofphäre des 

Rheinlandes entnahm. 

In den einleitenden, direft an den König gerichteten Worten 
begründet Hanjemann ſein Unterfangen damit, daß im Augenblide 

großer Entjcheidungen die Anficht eines Mannes, der weder am 
Entſchluß nody an deſſen Folgen unmittelbar beteiligt if, 

vielleicht einigen Wert babe, weil feine Meinung eine ganz un- 

befangene fein fönne Ein inneres Gefühl rufe ihm zu, Diele 

Abhandlung dem Könige darzubringen, troß ihrer Unvolllommen- 

heit infolge Mangels an Zeit zu gründlicher Bearbeitung „ſowie 
auch an Übung im fchriftftellerifchen Fache“. Zunächſt drängt 
fih ihm die Frage auf, ob aud Preußen den Einwirkungen des 
Auslandes erliegen und aud) in ihm die Revolution zum Aus- 

bruche fommen werde. 

In Sachſen, Kurheſſen, Braunfchweig, Hannover hatten 
revolutionäre Bewegungen bereits ftattgefunden, die zu Verfafjungs- 
änderungen führten; in Braunfchweig mar fogar der Herzog ver- 
jagt worden. In Preußen dagegen wurde die Ruhe nicht geftört. 

Nur in Aachen war Hanjemann felbft Zeuge eines Bollsauflaufes 

geweſen. In unmittelbarem Anſchluß an die Vorgänge in Brüfjel 

hatte fid) ein Zeil der Fabrikarbeiter, von belgifhen Aufrührern 
aus dem benachbarten Verviers angeftiftet, zufammengerottet und 
das Privathaus Coderills zerftört,!) in deflen Dampfſpinnmaſchinen 

1) Er gab feinen Schaden auf 45000 Thaler an und forderte Erfag von 

fetten des Staates. Durch eine Allerhöchſte Kabinettsordre erhielt er einen abs 

fchlägigen Beicheid mit ber Motivierung, daß die Behörden in Wachen ihre Pflicht 
getban hätten. Wäre er arm, fo könnte etwas auf dem Gnadenwege für ihn 

geihehen; da er aber ebenjo prächtig wie bisher weiter lebe, jo werde er den 
erlittenen Schaden zu den unvermeidlihen Widerwärtigfeiten des Lebens rechnen 
und mit chriftficher Ergebung tragen müflen. (Geh. Staatsarchiv.) 
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milden Abjolutismus ohne politifche Freiheit und das aufrichtig 

fonftitutionelle Syftem. Preußen befindet fi) im Übergange vom 
zweiten zum dritten Syfitem. Denn „Preußen bat feit 1807 voll- 

ftändig begriffen, daß die Stärke des Staates nicht mehr auf ber 
Bafis der Feudal-Einrichtungen, der Militärherrfchaft und des 
unumſchränkten monardiichen Syftems beruhen könne.“ Dffenbar 

will aud) Preußen auf der betretenen Bahn fortichreiten; die guten 

Folgen der Neuerungen haben jich ja Ichon gezeigt und außerbem 

kann fein Preuße an der Aufrichtigleit der Zuſagen des gerechteften 

aller Könige zweifeln. Es handelt ſich nur darum, zu zeigen, 
daß dieſer Weg wirklich der richtige ift, die natürliche Fortjegung 
des Weges, den das preußifche Königtum von jeher gegangen 

ift. Hanjemann erinnert daran, wie das Königtum im Kampfe 

mit den privilegierten Ständen emporfam und deren politifche 

Macht auffog. Zwar verblieben den Ständen, insbejondere dem 

Adel, ausgedehnte Vorrechte, aber auch diefe mußten fchließlid) 
befeitigt werden, „weil“ — jo lautet Hanfemanns nachbrüdliche 

Erflärung — „das erite Prinzip der Staaten das Leben und 

das Wachſen an Straft ift (beides als fajt gleichbedeutend zu 

denfen, da es nach Naturgelegen feinen Stillitand, jondern nur 
Wachstum oder Abnahme giebt) und weil die fönigliche Gewalt, 

in melder die ganze Kraft des Staates . . . fonzentriert war, 

jenes Prinzip nicht anders erfüllen fonnte als durch Wegwerfung 

ber Zeile, die deſſen Ausführung hinderten“. Die uneingefchräntte, 
alles umfafjende und alles leitende königliche Macht mußte zur 

ausſchließlichen Beamtenherrichaft führen, da der König die Details 
der Staatöverwaltung nicht überjehen kann. „So hat die ganze 

Adminiftration nach) und nad) den Typus des Beamtenweſens 
annehmen müjjen. Alles muß da adminiftriert werden; Das 

lebendige Wort und die raſche Handlung weichen den jchriftlichen 

weitläufigen Formen, jo daß in dem vielen Schreiben die Kraft 
des Denkens und Handelns wejentlich geſchwächt wird; eine Maſſe 

Gelehrjamfeit wird erworben und angewendet, um über einfache 

Gegenftände zu Diskutieren und zu bejcheiden, die der jchlichte Menfchen- 

verftand, verbunden mit einiger Erfahrung, ſchnell begreift und zu 
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die das Intereſſe am öffentlichen Leben erftidt, bie öffentliche 

Meinung verfälfcht und das Vorurteil erzeugt, es fühle fich die 

Regierung zu ſchwach, das Ruder des Staates zu führen, wenn 
die öffentliche Meinung fic) frei äußern darf. Schonungslos legt 
er dann den Finger auf die ſchlimmſte Wunde, weldhe die Zenfur 

dem öffentlichen Leben des Volkes gejchlagen Hat: die Vorliebe für 
das Ausland, die Gleichgültigfeit gegen das eigene Vaterland. 

Mit ausgezeichneter Ironie widerlegt er die angeblich irrige 

Meinung, daß die Regierung das Nachdenken über große Staats- 
interefjen überhaupt verhindern wolle. Das Gegenteil fei der 
Fall. Nur dürfe man nicht über Preußen nachdenfen. 

„Die Zeitungen geben fait vollfiändig die franzöfiihen und englifchen 
raifonnierenden Zeitungsartifel und parlamentariihen Verhandlungen. Ich fehe 

die am beiten redigierte preußiiche Zeitung, die Staatszeitung, nad), und finde 
die ſchönſten Reden und Aufläge über die widtigften Fragen der Politik und 

der Staatsvervaltung, — in Beziehung auf Frankreich, England, die Rieder: 

lande. Es ift, wer jene oder irgend eine andere preußiſche Zeitung liefl, als 

gäbe es Fein preußiiches Vaterland, wenn nicht die Anzeigen dieſer oder jemer. 
Beamten Beförderung, irgend eine Reiſe eined Mitgliedes bes königlichen Haufes 

oder ein Bericht über das Wetter, den Feldbau 2c. beiläufig zeigten, daß es 

auch ein Preußen giebt, von welchem aber nad der Zeitung nicht geabnt 

werden Tann, daß es 18 Millionen Menſchen zählt, und daß die Preußen eines 

ber zivililierteiten Völker find, welches eine halbe Million ftreitbarer Krieger ins 
Feld jtellen und einen mädjtigen Ausſchlag in der Wage der europäiſchen 

Bolitit geben fann. Doch ich irre mich, mitunter ift dies in der Zeitung aus den 

Neben der Ausländer zu erfehen.“ Natürli wiſſen die gebildeten Preußen 

über die Namen und Thaten ausländifcher Minifter beſſer Beſcheid als über 

die auch der audgezeichnetiten ded Inlandede. „So wird die Ausbildung der 
wahren Boltstümlichkeit, welche darin beiteht, fih vor allen Dingen lebhaft 
für die Angelegenheiten des Baterlandes zu intereffieren und diejenigen des 
Auslandes ſtets nur in Beziehung auf jenes zu betrachten, verabläumt, obne 

dab deshalb weniger alle die wichtigen Fragen der Politit und der Regierungss 
fufteme, über weldye die Meinungen verichieden und die Gemüter aufgeregt 
find, öffentlich erörtert werden.” 

Feſt auf dem Boden der Thatſachen ftehend, weiſt der Ver- 

faffer nach, daß nene Xebensfräfte in Preußen wirkſam geworden: 

find, die in früherer Zeit gar nicht oder nicht in dem Maße vor- 

handen waren; es fommt jeßt darauf an, diefe Thatſache anzu- 

erfennen, zu bejeitigen, was ver jegensreichen Entfaltung ber 
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Fortſchritt hemmen und gar befeitigte Formen des ftaatlichen Lebens 
wieder herftellen wollen, nur weil fie früher beftanden haben, ent- 

gegnet er: „Ich ſehe in der Gefchichte nicht nur Die Vergangenheit 

fondern aud) den Übergang der legteren zur Gegenwart.“ Folge 
recht müßten jene auch das preußiiche Herricherhaus wieder zum 

Vaſallen des Kaiſers in untergeorbneter Stellung degrabdieren. 
„Ich ſehe, daß Preußen, meil es den Geift der Zeit beffer als 
Dfterreich aufzufaifen veriteht,” jo fpinnt er diefen Gedanken 
weiter, „beſtimmt zu jein fcheint, den Einfluß und die Macht 

Deutfchlands vorzugsweife zu heben, während Lfterreich durch 
feine Herrichaft über nicht germaniiche Völker jener Beftimmung 

fi) mehr entfremdet.“ Er ahnte nicht, daß in wenigen (jahren 
der überzeugtejte Vertreter jenes pfeudohiftoriichen Prinzips den 

Thron Preußens beiteigen und auch vor der Konſequenz einer 

Unterordnung Preußens unter das öjterreichiiche Kaiſerhaus nicht 
zurüdicheuen würde. 

- Eine foldhe angeblich Hiftorijche und künſtlich ins Leben zurück⸗ 

geführte Einrichtung waren die Provinzialftände, die Lieblings- 

inftitution des Kronprinzen. Hanſemann erkennt die aufrichtige 
Abſicht des Thrones an, fid) in den Provinzialftänden „einen 

Stützpunkt auf eine andere Kraft als nur Beamtenherrichaft in der 

Nation zu Schaffen”. Aber, fährt er fort, die Abfichk ift nicht erreicht 

morden, weil die SMmftitution verfehlt ijt. Die Heimlichleit der 
ftändifchen Verhandlungen und das ſpäte Ericheinen der Landtags- 

abſchiede — oft erit nad) einem Jahre — machen ein allgemeines 
Intereſſe für die Beratungen der Provinziallandtage unmöglich; 
die Vollendung der Staatseinheit, auf welche Geſetzgebung und 

Adminiftration hinarbeiten, wird durch einen gefliffentlich genährten 

provinziellen Sondergeijt geitört, und, da es unmöglich ift, aus 

den Gutachten von acht verjchiedenen Provinziallandtagen ein 

Geſetz nad einem Guffe zu bilden, jo wird es doch, was man 
vermeiden mollte, nur nach der Anficht der Beamten erlafien. 
Schließlich fommt in den Provinzialitänden nad) ihrer jeßigen 

Berfaflung die wahre Majorität der Provinzialbevölferung in 

feiner Weile zum Borfchein oder zur Geltung, und das ift um fo 





114 III. Kapitel. 

Talente die Teilnahme am politifhen Leben zu fichern, hat er 

nichts dagegen, daß die Wählbarfeit durch Teinen Zenſus beichränft 

werde. Der direft gewählten Kammer der Abgeordneten tritt 
eine erbliche Pairskammer zur Seite, die in fi) Diejenigen Elemente 

vereinigt, Die durch ererbtes Anjehen und ererbte8 Vermögen noch 
eine wirkliche, von der Nation willig anerfannte Ariftofratie dar- 
ſtellen. Was aber die fundamentale Frage nad) dem Berhältnis 
der Krone zum Parlamente betrifft, jo fteht Hanjemann bier 

freilich ganz auf dem Standpunfte der liberalen Grundanſchauung, 
daß die Kammermajvrität für die Regierung maßgebend fei und 
der König, gededt durch die Verantwortlichfeit feiner Minifter, 
mehr oder weniger auf ein perjönliches Regiment verzichten müfle. 
Allerdings ſpricht er diefe Forderung nicht direkt aus. Aber 

wenn er die Vorteile beleuchtet, welche die Berantmortlichfeit der 

Minifter dem Könige bietet, der, ohne fich bloßzuftellen oder an . 

Anfehen zu verlieren, mit der Entlafjung der Minifter auch das 
Regierungsiyitem ändern fann, jobald es nicht mehr mit den An- 
fihten der Majorität harmoniert, jo ijt flar, daß er fein anderes 
fonftitutionelles Syftem als daS parlamentarifche im Auge haben 

fann. Hier urteilt er nicht als Praktiker auf Grund eigener 

Erfahrungen, jondern Huldigt einem Grundfaß, der fi) in anderen 
Ländern bewährt zu haben jchien. In der Praris hätte er ihn 

jehr erheblich monifiziert. Denn anderleitS war es ihm feine 
leere Phraſe, wenn er nachbrüdlich betonte, daß der König mächtig, 

die Regierungsgewalt ftarf fein müſſe. Er bat jpäter als Minifter 

die Kronrechte tapfer verteidigt, mit aller Energie die Meinung 
abgemwiejen, als ob das Minijterium wie in England nur ein 

Vollziehungs-Ausſchuß der PBarlamentSmehrheit jein dürfe, und es 
über diejer Frage zum Bruch mit der DVolfsvertretung kommen 

laſſen. Theoretiſch ließ fi) aber damals die Möglichkeit eines 
fonjtitutionellen Syfjtems ohne Mehrheit&herrfchaft, wie es heute im 

Deutichen Reich und in Preußen verwirklicht ift, nicht Fonftruieren. 

Indeſſen die Form der politiichen Freiheit, die fchließlich bei 

jedem Volke von praftifchen, geichichtlichen Erfahrungen abhängt, 

fommt für Hanſemann doch erit im zweiter Linie in Betracht. 
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Ruhe einen Angriff Rußlands oder Frankreichs abwarten, ohne bei 
dem einen die Franzoſen, bei dem andern die Ruſſen als Hilfstruppen 

herbeirufen zu müſſen.“ Wie Gneifenau nur in dem dreifachen 

Primat der Waffen, der Konftitution und der Wiſſenſchaft eine 

Garantie für die Unabhängigkeit Preußens ſah, fo fordert auch 

Hanſemann, „daß Preußen in politifcher Ausbildung ‘einer ber 

erften Staaten Europas jein muß, wenn es feine Unabhängigleit 

und Ehre den Großmächten gegenüber befeftigen und ftärfen will. 

Ohne vollftändige Ausbildung der neuen Lebensprinzipien des 

Staates entbehrt es der erforderlichen moraliichen Kraft zur Ber- 
wirflihung eines wahren deutichen Bundes.” So, fließen die 

Forderungen der inneren und der äußeren Bolitif in eins zu- 

fammen. 

Mährend Hanjemann an der Denkfichrift arbeitete, traf die 

Nachricht von dem Ausbruche der polnifchen Revolution ein. Sie 

mußte nad) feiner Meinung, indem Rußlands Kräfte gebunden 

wurden, Breußen den Entichluß, gerade jett an die Spitze Deutjchlands 

zu treten, erleichtern. Hanſemann ift ergriffen von der Größe und 

MWichtigfeit des Augenblids. „Niemals“, ruft er aus, „haben in 

der MWeltgejchichte große Ereigniſſe ſich jchneller entmwidelt als in 
unjerem Zeitalter; niemal® haben Die herrfchenden been ber 

Völker ſchneller zur That geführt oder die Ereignijfe vorbereitet. 

Die Geichichte wird Wehe über die Staaten rufen, melde Die 
Zeit verfannten und die entjcheidenden Augenblide nicht auf- 

zufaſſen verjtanden.‘ 

In Eurzen Zügen entwirft er endlic) einen Reformplan für 

den deutſchen Bund. Bon den „Ständen der Einzelftaaten ſoll 

eine Bundesverfammlung mit dem Recht, die für die Bundeszwecke 

erforderlichen Mittel zu bemilligen, gewählt werden. An der Spibe 
jteht ein von den Negierungen gewählter Erefutivrat, zu dem 

die drei größten Staaten jedenfalls je ein Mitglied zu ernennen 
baben würden.“ Alfo ein Bundesparlament und eine Bundes⸗ 

regierung. In dem Bundesitaate iſt Preußen die führende 

Stellung zugedacht. Darum fordert Hanjemann weiter, „Daß die 

zum Bunde gehörigen deutichen Staaten nie eine mit nichtdeutfchen 
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Überzeugung der arbeitenden und erwerbenden Kreife des Bolfes, 
jobald Ddiefe nur einmal ihre politiihe Gleichgültigkeit abmarfen, 
aus dem Schlummer ermadıten und über politiihe Dinge zu 

denfen begannen. 

Welchen Eindrud auf den König, welde Wirkung verſprach 

fi) Hanfemann von feinen Ffühnen Schritt? Aus einzelnen 

Stellen, in denen er warm wird und feine Überzeugungen mit 

gefteigerter Xebhaftigfeit vorträgt, läßt fi wohl fchließen, daß er 
eine ernfte Beachtung feiner Ratjchläge, vielleicht ein förmliches 

Eingehen auf einige derjelben nicht für ausgefchloffen hielt. Es 
wollte aud) wirklich etwas bedeuten, daß der König nicht nur im einer 

wohlmollenden KabinettSordre vom 8. Februar 1831!) feine löbliche 
Abfiht und gute Gefinnung anerfannte, jondern die Denkfchrift 

auch dem Minifter des Innern v. Schudmann „zur Beurteilung“ 

übergab, „ob und inwiefern von Hanjfemanns Bemerkungen und 

Vorſchlägen ein praftiicher Gebraud) für die Verwaltung der 
inneren Bolitif gemacht werden fünne”. Hanſemann äußerte fidh 
in einem Briefe an Maaben?) jehr befriedigt über diefen Erfolg. 

Wenigftens war er an der entſcheidenden Stelle zu Wort gelommen 

und gehört worden. Er glaubte, wie er jpäter geäußert hat, daß 
er diefe Beicheidung dem Geh. Staatsrat Stägemann, „einem der 

legten aus der großen Zeit der Hardenberg, Stein und Scharnhorft 

ftammenden genialen Geifter” zu verbanfen habe. Gedämpft 

mußte die Freude freilich werden, wenn er daran dachte, daß 

Schudmann, dem Erzphiliſter der alten Zeit, wie W. v. Humbolbt 

und Stein ihn nannten, die Schrift zur Prüfung übergeben war, 

und wenn er wahrnahm, wie fid) die Regierung um dieſelbe Zeit 
zu den Berhandlungen des weftfäliichen Landtages über die Ein- 
führung von Reichsftänden ftellte. 

Es mar das erite Mal, daß eine politiiche Körperjchaft ein 

jolches Thema berührte, und zwar eine aus ben fonjervativiten 
Elementen zujammengejegte, der die Vertretung der Intereſſen 

— — m — — 

1) Gedruckt als Anhang zur Denkſchrift. Siehe oben S. 105. Anm. 

2) Hanſemann an Maaßen 27. Febr. 1881. 
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RabinettSordre verlangten Bericht Schudmanns hörte er nichts 

weiter. Friedlich ruhte feine Denkichrift bei den Aften. 

Mancherlei Erfahrungen bejtärften Hanjemann in der liber- 

zeugung, daß er das Rechte gethan und gewollt habe und daß 

insbeiondere feine Kritif der Beamtenherrſchaft nicht zu fcharf geweien 
ſei. Freimütig äußerte er ſich darüber auch gegen befreundete 
hochitehende Männer, die vorurteilslos genug waren, um ein 
offenes Wort zu vertragen. Als Stimmungsbild mag bier ein 

Brief feine Stelle finden, den Hanfemann am 16. Dezember 1831 

einem hochgeitellten Mann!) mit der Bitte jchrieb, die Beftätigung 
ſeines Freundes Peter Vogt in Luckau zum VBürgermeifter zu 

erwirfen, dem Schwierigfeiten gemadjt würden, weil er nid 
jtudiert habe. 

„+ Diefe Beranlajjung zeigt mir wieder, wie richtig ich das Beamten⸗ 

weien in Preußen jtet3 beurteilt habe. Es ift eine Kaſie fiudierter und 

eraminierter Menſchen, von welchen dreiviertel nichts bejigen, eine Kafte, bie ale 

einen Eingriff in ihre Rechte betrachter, wenn auch nicht ftudierte und eramtinterte 

Männer Menfhenverftand und Kenntniffe mnehaben und Anftellungen erhalten, 

wo fie eins und anderes geltend machen können. Soldye Männer find freifich 

häufig nicht fo fervil, wie die Eraminterten der geringeren Stellen häufig find. 

Und mit der Herrſchaft der Eraminierten ohne Vermögen, mit fo unpraftifdyen 

Leuten, daß fie kein einziges bündiges und klares Vefeg feit 15 Jahren Haben 
redigieren Tonnen, geht Preußen den fozialen und politiihen Veränderungen 

entgegen, mit denen das Zeitalter unbezweifelt ſchwanger geht. Man zenjiert, 
verbietet Schriften und Zeitfchriften oder — was einerlei iſt — thut die Augen 

zu und meint mit findlichem Gemüte, was man nicht höre und jäbe, eriftiere 
auch nicht. Im Lande der Gelehrjamkeit, des Proteitantismus, will man dag 

Reich der Ideen nicht glauben. Und wenn es gelänge, die Organe derfelben 

noch einmal wieder zum Schweigen zu bringen — wie ich e8 für ſehr möglich 

Balte —, dann werden ſich die Leute für ſehr Mug balten. Die Kurzſichtigen! 

Sie jtudieren Geſchichte und haben aus ihr nod) nicht einmal das ewige Geſeß 

der Reaktion gelernt. Die Bourbons find gefallen, weil fie die wahren Freunde 
des Königtung, die es mit der Freiheit verſchmelzen wollten, nicht hören mochten 
und weil fie für ihre Tendenz nur Mittelmäpigleiten zur Ausführung finden 

tonnten, wie man denn überhaupt für ein dem Staatsintereſſe entgegen gefeßtes 

Syſtem ftet? nur Mittelmäpigfeiten finden fann. Und nun gehen wir ganz ge- 
mädlih und ruhig, unbedeutende durch Zeit und Verhälmiſſe gebotene Modi⸗ 

I) Der Adrefjat läßt ſich nicht mit Sicherheit feitftellen. 
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für den Fall, daß ihm die Teilnahme an den provinzial- 

ftändifchen Verhandlungen vergönnt fein würde, auf die neue 

Thätigfeit eines Abgeorbneten durch umfaflende® Studium bes 
itreng geheim gehaltenen und darum im Publikum fait ganz unbe 

fannten Yinanzmwejens der Provinz und des Staates vorbereitet.') 

Als feine Forſchungen beinahe beendet waren, erbielt er die 
Nachricht von der Verweigerung des Dispenles. Kurzer Hand 
entihloß er fih nun die mühlam gewonnenen Ergebnifje feiner 

Studien, da er fie zu dem urjprünglichen Zwede nicht benußen 

fonnte, ber Offentlichfeit zu übergeben. So entitand das Buch 
„Breußen und Frankreich, ſtaatswirtſchaftlich und politifch unter 

vorzüglicher VBerüdfichtigung der Rheinprovinz“.?) Seinen Zmed, 

gehört und beachtet zu werden, erreichte er fchließlich auf dieſem 
Wege in viel umfajjenderer Weile ald durch provinzialftändifche 

Verhandlungen, von denen nur ein dürftiger Auszug ſpät in Die 

Dffentlichfeit gelangte und die nad) den bisherigen Erfahrungen 
im beften Yale zu einer völlig unmirfjamen Betition an Die 
Regierung führten. 

Hanſemann ftellte ji) mit diefem Buche zwei Aufgaben: er 

wollte eine Darftelung und Kritif des preußilchen Steuer- und 

Finanzweſens geben und zweitens jeine politifchen Anfichten, Die 

er dem Könige gleichſam unter vier Augen anvertraut Hatte, nun 

der ganzen Nation mitteilen. Die neue Adreffe, an welde er 

fih jebt wandte, machte indeffen auch eine ganz andere Form der 

Mitteilung nötig. Nicht in dem Sinne, wie man es vielleicht 

1) Sehr wertvolle8 Material für die Steuerverhältniſſe der Rheinlande im 
der Franzoſenzeit erhielt Hanjemann von dem ehemaligen Präfelturrat des 

Noerdepartements Peter Pelger in Burticheid, der es bereits für den 1. Rheiniſchen 

Landtag von 1826 zufammengeitellt, aber bei diefem kein Intereſſe für den Gegen- 
ſtand gefunden hatte. Bgl. Hanfemann: Die politiſchen Tagesfragen mit Rüd- 
fit auf den Rheinifchen Landtag (1846), ©. 121. 

2), Preußen und Frankreich. Staatswirtichaftlicd und politih unter vor⸗ 

züglicher Berüdfihtigung der Rheinprovinz. Bon einem Mheinpreußen. 

Leipzig, Brüggemanns Berlagd-Erpedition. 1888. 878 Seiten und 10 Tabellen. 
(Dasfelbe) Bon David Hanfemann. Zweite verbeflerte und vermehrte 

Auflage. Leipzig. Reinſche Buchhandlung. 1884. 286 Seiten und 10 Tabellen. 
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mit einem wohlmollenden väterlichen Abjolutismus, haben weſent⸗ 
lich auf die eigenartige Form eingemirft, in die Hanjemann feine 

Gedanfen Hleidet. Nur wenn man das refignierte Gefühl, feines- 
wegs auf dem Boden einer die Nation beherrſchenden politifchen 

Überzeugung zu ftehen, im Auge behält, wird man bie feine 
‚sronie richtig würdigen, die fi) duch die allgemeinen Erörterungen 

des Buches Hindurchzieht. ES ijt, wenn wir zunädft von den 

Partien abjehen, in melden Zahlen und ftatiftiiches Material 

Form und Inhalt beberrichen, eine überaus anziehende Lektüre, 
aber nur für einen denfenden, aufmerfjamen Leſer. Dft fteht er 

wie vor einem Nätfel, deſſen Löfung nur der Geſamtzweck des 

Buches bietet, und da der Verfaſſer jehr jelten ein direft lobendes oder 

tadelndes Urteil fällt, jo bleibt es dem Leſer überlaffen, ſich jein 

Ürteil felbit zu bilden und dasjenige des Verfaſſers zu ergründen. 

Auf den eriten Blick ift der Zwed einiger Ausführungen ganz un⸗ 
verftändlich, weil fie der Tendenz des Ganzen volllommen zu wider- 

jprechen fcheinen. So wenn er im Zone, als ob da nicht3 zu er 

innern wäre, feitftellt, daß die Brovinzialitände die Unausführbar- 

keit des Verfafiungsveriprehens und ihrer Zuziehung zu Steuer 

beratungen eingejehen hätten; wenn er nachdrücklich betont, daß 

nur die Krone ein Beiteuerungsredht Habe und alle aus den Ber- 

fafjungsverheißungen abgeleiteten Anſprüche im Grunde nichtig 

jeien. Denn aud) die viel berufene Verordnung vom 22. Mai 

1815 Tann ja, wenn die Landeshoheit alle Staatsgemalt, die aus- 

übende wie die gejeßgebende, in ſich vereinigt, wie jede anbere 

aufgehoben, abgeändert oder unausgeführt celaffen werden. Er 

jagt nur, daß daS fo ift; daß es anders fein müßte, das feftzu- 

ftellen, ift Sache des Leſers. Oder wenn er erit die Borzüge und 

die aus dem Weſen von Staat und Gejellichaft folgende Not- 

wendigkeit des Fonjtitutionellen Syitems auseinander geſetzt bat 

und dann jcheinbar die Anwendbarkeit des Konftitutionalismus in 

Breußen bezweifelt. Denn er tadelt die unvernünftigen Liberalen, 
die der preußifchen Regierung einen Vorwurf daraus machen, daß 

jie nad) der Julirevolution feine Konititution eingeführt und fie 

nicht an die Spibe des Eonftitutionellen Deutichland geftellt habe, 
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liberalen Doftrin völlig entiprady, in ihrer Färbung aber doch 

nicht unerheblid) von Hanlemanns “deal „einer mit Freiheit ge- 

paarten ftarfen monarchiſchen Regierung” abwich. Aber mwieberum 

fagt er an diefer Stelle fein Wort darüber, ob die Vorftellung 
eine zutreffende ſei ober nicht, ob nicht doch eine höhere politifche 
Einficht diefe Bedenken und die erflärliche Abneigung der Könige 
zum Schweigen bringen müßten. Genug, dieſe Schwierigleit tft 
vorhanden und fie wird vermehrt durch die Bequemlichkeit ber 

Minifter und den unberechenbaren Einfluß der Höflinge. Er be 

jcheidet fi alio, day die Gewährung der Konititution in der 

Regel nur im Drange der Umſtände, auf ftürmiiches ordern ter 

Unterthanen zu erwarten fei. Deshalb muß ein weiſer Mann, 
wenn er eine Konftitution beantragt, fi) Damit bejcheiden, Daß das 
mwüfte Gejchrei einer unveritändigen Menge im gegebenen Falle 
mehr Erfolg haben wird, als jeine bündigen Gründe und aus der 

Natur der Berhältniffe geichöpften Bemeije; „und deshalb ift ſolch 

einzeln erteilter Rat in der Regel für meiter nichts zu achten 

als für Pflichterfüllung denfender, der Dynaftie und dem Gtaate 

ergebener Männer.“ Es ijt verftändlid, daß ein Stritifer nad 

dem Erfcheinen des Buches äußerte, er Hätte dem Verfaſſer bei 

feiner Arbeit gerne ins Geficht geichaut, um jein feines Lächeln 

zu beobachten, jo oft er feine wahren Gedanfen vor der Menge 

verhüllte, um fie nur veritändnispollen Kennern zu verraten. 

Nichtsdeftoweniger jprady Hanjemann auch in diefer Schrift, 
welche er jelbft nur als eine weitere Ausführung der in der Denkſchrift 

niedergelegten Ideen, geſtützt auf eine Darftellung der preußiſchen 

Steuer- und Finanzverhältniffe, bezeichnet hat, mit vollfommenem, 

überzeugendem Sreimute. Und er wurde auch nicht mißverftanden. 

Indem er fat alle einzelnen Staatseinrichtungen Preußens einer 

Kritif unterzog und ihre Neformbedürftigfeit nachwies, aber aud 

zeigte, daß viele der vorhandenen Ubelftände untrennbar mit dem 

Regierungsiyftem zufammenbingen und da& eine gründliche Berwal- 

tungsreform die Änderung des politiichen Syitems zur Boraus- 

jebung babe, fam er zu der Yolgerung, daß es für Preußen die 
höchſte Zeit jei, ein Fonftitutioneller Staat zu werden. Aber ebenfo 
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Regierungsform Staatamänner im böchften Sinne bed Wortes erzeugt, denn 
bei beiden Formen find große Sräfte zu leiten und andere im Baum zu 
Halten.“ 

Hanjemann Hatte Recht. So mar es zur Zeit des großen 

Kurfürften und des großen Königs geweſen; dann hatten die Ge 
fahren und Kämpfe der nupoleonifchen Zeit ein neues Geſchlecht 

großer StaatSmänner erzeugt, Die vor den Schmwierigfeiten nid)! 

zurüdicheuten, fi) an Stelle der alten überlebten auf neue volls- 

tümliche Kräfte zu ftüßen. Die jeßige Regierung aber fürdhtete 
fi vor diefen; fie traute es fich nicht zu, fie zu heben und aus 

azubilden, gleichzeitig fie zu beherrijen und auf ihnen zu ruben, 

und Hanfemann ftellt feit, daß die Hauptitärfe der preußifchen 

Staatseinrichtungen jeßt nur nody in der Liebe zum Könige 
beftebe. 

„Daß Staatdmänner alles Grnites die Erhaltung des Staates alt 
eined Ganzen und als erblidye und jtarte Monarchie auf Liebe zum Könige... 

bauen wollen, und jelbit, daß ed bisher mit Erfolg geihehen iſt, — dies fi 

der ſchönſte Ehrentempel, der je dem Könige eined großen Staates errichte 

werden kann. Iſt diefe fühne dee auf die Dauer, das beißt für Genera 

tionen, ... ausführbar, fo bricht in der Geichichte Europas ein neuer Abſchnit 

an: die Staat3regierungen ftüßen ſich nicht mehr auf Kräfte, jondern vorzüglid 

auf Gefühle.“ 

Sn der Denkichrift war Hanſemann davon ausge 

gangen, daß die formelle gefegliche Ausbildung der modernen 
Staatsfräfte durch eine reichsftändiiche Verfaſſung die eigentliche 

Abficht der Regierung ſei; nur fönne fie fi) vor lauter Bedenken 

zu feinem Entſchluß aufraften. In „Preußen und Frankreich“ 

ericheint die Negierung als eine prinzipiell und bewußt abjolu- 

tiftiiche, grundfäßlidy jeder fonjtitutionellen Neuerung abgeneigte, 

ohne jeden großen Ehrgeiz. Die kühne Idee eines Tonftitutionellen 
Preußens an der Spite der Fleinen fonjtitutionellen deutfchen 

Staaten, jagt er, iſt nad) der Yulirevolution etwa ein Jahr lang 
die Liehlingsidee der deutichen Liberalen gemejen. 

Ihre Ausführung febt aber „eine unternehmende, kräftige, mit den höchſten 

politiichen Talenten begabte StaatSregierung voraus. Nun tftaber dies gerade nicht ber 

eigentüimliche Charakter der preußifchen Staatöregierung; vielmehr tft diefer ruhig, 

fonfervativ wohlwollend, forgfam für die materiellen Interefien der Unterthanen, 
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wurden, daß das höchſte mit den vorhandenen Mitteln Erreichbare 

geleiftet werde. Nur über die Friedensſtärke hatte er eine ab- 

weichende Anficht. Gr glaubte nämlih, daß Preußen unbefchabet 
feiner Macht da3 itehende Heer um 50 000 Mann verringern und 

daran bis zu 9 Million Thaler jährlid Erſparniſſe machen 

fonne, Die, zu produftiven Ausgaben verwendet, im Verein mit 

den durch die Mehrarbeit von 50000 rüjtigen Männern erzeugten 

Werten dem Staate in überreihem Make an anderen Sräften 

das erjegen würden, wa3 er an ausgebildeten Soldaten einbüßte. 

Er jtellte ein genaues Rechenerempel darüber an, um wieviel fidh 
das Nationalvermögen in joldem alle vermehren müjje. Zu— 

gleich berief er ſich auf ein damals weit verbreitetes, auch fonjt 
von ihm betontes Ariom, daß in demjelben Verhältnis mie der 

Wohlſtand eines Landes auch feine Bevölferung anmwachfe, die doch 
erft daS Hauptmittel der Berteidigung, eben die Menfchen, Iiefere. 
Die allgemeine Wehrpflicht gebe nun Preußen einen großen Bor: 

ſprung vor allen anderen Mächten, indem fie den Friegerifchen 

Geiſt des Volfes aud) dann aufrecht erhalte, wenn der Aftivbeftand 

des Heeres verringert werde. 

Der friegeriiche Geilt! Es waltet in dieſer Vorftellung der⸗ 
jelbe verderbliche Irrtum, der einen jo großen Teil des deutſchen 

Bolfes Jahrzehnte hindurch gefangen gehalten hat, berjelbe Irr— 
tum, der die Landwehr im Gegenja zur Linie pries, der die 
Siege der Befreiungsfriege mehr der Begeifterung als der Disziplin, 
der militäriichen Ausbildung und der fundigen Führung zufchrieb, 
derjelbe Irrtum, der radifale Gemüter die Erfegung des fchlag- 
fertigen Heeres durch eine Volfsmiliz fordern hieß. Banjemann 

ſah wohl ein, dag ihm dieſe legtere Meinung leicht untergefchoben 

werden fönne. Er beteuert darum wiederholt, wie fehr er von 

der Notwendigfeit eines jtehenden Heeres und von der Vortrefflid- 
feit des preußiichen überzeugt jei. „Wenn ich unfere Truppen 

jehe,“ ruft er aus, „ihre ſchöne Haltung, ihre Disziplin, ihre vor- 

treffliche Organijation bemerfe, fo regt fich in mir allemal ein 

freudiges und ftolzes Nationalgefühl, und ic) möchte jebem zu- 

rufen: Seht, jo Vortreffliches kann nur in Preußen geleiftet werben! 
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verurteilt.) Es ift nicht anzunehmen, daß die Anſchauungen 
diejer führenden Kreiſe in den folgenden zmanzig Jahren eines 

ungeftörten Friedens, mährend deſſen eine gejchäftige Legende fort- 

gejebt den Ruhm der Linientruppen zu Gunſten der Landwehr zu 

mindern bemüht mar, eine mejentliche Berichtigung erfahren bat. 
Hanjemann befand fi alfo mit jeinen irrtümlichen militärifchen 

Anfichten in jehr guter Gefellfhaft. Dazu fam nun feine durd 

die allgemeine Zeitlage, welche die Kriegsbefürdtungen zerftreut 
hatte und ſobald feine neue gefährliche Vermwidelung erwarten 

ließ, fowie durch den Charafter der damaligen preußiichen Politik 

beeinflußte Anficht von den Aufgaben, weldhe Preußen als Groß 

macht zufielen. Aus dem Umſtande, daß Preußen ein jo jehr 

viel fleinerer Staat als die vier anderen Mächte war, ſchloß er 

nicht, daß es größer werden und nicht, daß es durch ftärfere 

Rüftungen den Borfprung der anderen an Macht einzuholen Tuchen 

müſſe. Preußens militäriichpolitiiche Aufgabe ijt nad) Hanjemamn 

offenbar eine rein defenfive, nur auf die Erhaltung der beftehenben 

Macht gerichtete. „Selbjtändig durch feine Stellung und innere Kraft 

zu fein, nicht die Selbitändigfeit den gegenjeitigen Verhältniffen der 
Großmächte teilmweile danken zu müſſen,“ hatte er in der Denl- 

ihrift an den König als das Ziel preußifcher Politik Hingeftellt. 

Diefen von der Konnivenz der europäilchen Großmächte unab- 

hängigen höheren Grad von Selbjtändigfeit, damit aljo aud) 

eine Madjterweiterung, werde es gewinnen, menn es an die Spitze 

eines feiter geeinigten Deutſchlands trete und zugleich die Intereſſen 
der Fleinen Mächte, der Schweiz, Belgiens, Hollands, Dänemarks 

an fich fejlele, jo daß ſowohl die fremden wie die deutſchen Mittel: 

und Kleinftaaten in Preußen ihre natürliche Schug- und Bormadt 

erblidten. Diefer Gedanfe war fruditbar. Der Fehler lag nur 

darin, daß Hanfemann glaubte, diejes Brogramm bebürfe zu feiner 

Durchführung nicht jomohl einer großen Militärmadit, als vor- 

nehmlich einer vernünftigen Wirtichafts- und Handelspolitif und 

des Entſchluſſes, fi die Sympathie der Bevölkerungen durch rück⸗ 

1) Treitſchke 2, 225. 
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wie er fie als unerfreuliche Begleitericheinung des Kolonialbefiges 

faft überall wahrgenommen hatte, — vor allem aber wohl darans, 

daß weder ber deutiche Handel noch die deutiche Induſtrie ſchon 

jo weit entmwidelt waren, um ein befonderes Bedürfnis nach eigenen 

Kolonien laut werden zu lajlen. 

Die Herrſchaft der Bourgeoijie, wie fie ſoeben in Frankreich 

etabliert war, entiprad) damals unfraglid) am meiften dem Staats: 

ideal, daS Hanſemann vorſchwebte. Cie gemwährleiftete Ruhe unt 

Ordnung; fie erfüllte in den eriten Jahren der Juliregierung voll: 
fommen die Erwartungen und Wünſche des gemäßigten Xiberalis: 

mus und jchien die Gewähr einer langen Dauer in ſich zu tragen. 

Wenn Hanjemann damals eifrig das Vorurteil befämpfte, die 
franzöftichen Verhältniſſe müßten zu einjeitiger Klafienherrichafi 

der Reichen führen, jo that er es im beiten Glauben, indem eı 

den Grundſatz, der ihn bejeclte, richesse oblige, aud) dort vor: 

ausſetzte. Während er die Hebung der unteren Volfsflaffen, dic 

Beilerung ihrer materiellen Lage, die Verbreitung nüslicher Kennt: 

niffe unter ihnen, ihre Erziehung zu einem höheren Stande dei 

Sittlichfeit für eine der Hauptaufgaben der inneren Bolitif hieli 

und als ſolche empfahl, ahnte er nicht, wie wenig die franzöftfche 
Bourgeoifie ſich dieſe Fürſorge angelegen fein ließ; daß gerade Die 

Ihmähliche Vernadjläljigung der Intereffen der unteren Volksklafſen 

der ſchwerſte Vorwurf werden würde, der jie treffen follte; eı 

ahnte nicht, dag die Herrichaft der Reichen in Frankreich zu einer 

Korruption der gejamten politiichen Welt führen würde, gegen 

die, wie es fcheint, Frankreich ſelbſt fein Heilmittel mehr befigt. 

Indeſſen nehmen Die Crörterungen allgemein politijcher 

Charafters einen bei weiten geringeren Raum in dem Buche eir 

als die Kritif, Darftelung und Bergleihung der preußifchen unt 

franzöſiſchen Steuer- und Finanzverhältniffe. Sie find der Aus: 

gangspunft aller Betrachtungen. Auf diefem Gebiete gelang! 
Hanjemann zu einer Reihe pofitiver Vorſchläge, die aud) im Rahmen 

der bejtehenden Staatsverfaflung zur Verwirklichung fommen können, 

während die allgemeinen Grörterungen hier, im Gegenſatz zu bei 
Denkſchrift von 1830, nicht in formulierte Vorfchläge über politifches 
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ſparſame Verwaltung brauchte das Nicht der Dffentlichkeit nicht 
zu ſcheuen. Selbſt der weitfichtige, vorurteilsfreie Yinanzminifter 

von Moß hatte trotz beiter Abficht das Unmejen der irreführenden, 
halbwahren Etats nicht zu bejeitigen vermocht. Der gute Finanz 
zuftand Preußens, erflärt Hanfemann, ergebe fi) aus anderen 
Merkmalen als aus den öffentlichen Budgets; dieſe ſeien in ihrer 
jetzigen Beſchaffenheit für den Staatsfredit völlig gleichgültig. 
Und aud mit der Bedeutung des StaatSjchuldengejeges hatte es 

eine eigene Bewandtnis. Den Anhängern der Fonjtitutionellen 

Idee in Preußen mar die Beitimmung, daß ohne Garantie der 

Reichsſtände Feine neuen Anleihen gemacht werden burften, die 

ſtärkſte Stühe ihrer Hoffnungen. Hanjemann zerjtört dieſe Hoff- 
nungen durd) eine geiftreiche Bemerfung. Es handelt fich bier 
nach einer Interpretation nur um eine den Staatskredit bezweckende 

Mapregel, aus der den Unterthanen feinerlei Rechtsanſpruch er- 

wächſt. Abgejehen davon aber hat die fünigliche Seehandlung im 

Berlin, welche die Geldgeichäfte des Staates betreibt, das ſtatuten⸗ 

mäßige Recht und madt von ihm auch Gebraudy, Anleihen unter 

Stantsgarantie aufzunehmen. Aus dem Staatsichuldengejeg it 
alſo bei Berüdfichtigung der gejeglichen Befugnifje der Scehandlung 

nur folgendes zu entnehmen, „daß, jo lange feine reichsſtändiſche 

Berfammlung beiteht, nur die Seehandlung Staatsanleihen ab 
ichliegen Tann, daß, wenn aber dieje Verfammlung ın das Leben 
treten jollte, alsddann ſolche Anleihen auf zweierlei Weile gemacht 

werden fönnen, einmal mit Zuziehung und unter Mitgarantie 

ber Neichsftände, und jodann auch durd die Seehandlung“. 

Logiſch unanfechtbar, war dieſes Ergebnis daS gerade Gegenteil 
von dem, was das Staatsichuldengefeß eigentlich wollte, eine 

Malice, wie fie ſich Hanjemann bie und da geitattete, um den 

Vorwurf zu rechtfertigen, daß bei der preußiſchen Gejeßgebung 
zu viele Elemente fonfurrierten, daß es ihr an Einheitlichfeit, Ge- 
ſchloſſenheit und Präziſion fehle. 

Hanfemann jah fi) fomit für jeinen Zweck auf ein unzu- 
reichendes, zum großen Zeil aus zweiter Hand gejchöpftes 
Material und auf Schäßungen angewieſen, wenn er nicht ganz 
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nicht jehr verichieden von einander find, liefert ſchon die Er- 
mittelung des NReinertrages der Grundgüter ſowie des Wertes ber 
Iegtern einen brauchbaren Maßſtab für die Höhe der Eteuern.“ 

Zu dem Neinertrag und dem Werte der Grundgüter fchlägt 
er noch den Wert des Viches, der fi) in Franfreid und Preußen 
verhältnismäßig leicht ermitteln laſſe, und nennt dieſe vereinigten 

Werte das Hauptnationalvermögen. 

Als Hanjemann fchrieb, war die 1807 von der franzöfiichen 

Regierung begonnene und von der preußijchen fortgejegte Kata- 

ftrierung der Grundgüter in den Rheinlanden und in Weftfalen 
ſchon weit vorgejchritten, für einzelne Gebiete, wie für den Re- 

gierungsbezirk Aachen, bereits abgeichloffen. Im jelben Maße wie 

der Neinertrag der Grundgüter durch den Kataſter feitgeftellt 

wurde, fand aud) eine Ausgleichung der Grundfteuer innerhalb 

der beiden zu einem Steuerverbande vereinigten weſtlichen Bro- 

vinzen Statt. Hier alſo war das Verhältnis der Grunditeuer zum 

Hauptnationalvermögen befannt. In den öftlichen Provinzen da⸗ 

gegen herrichte das buntefte Gewirr, die größte Verſchiedenheit in 

Veranlagung und Erhebung der Grundfteuern, wie fie fi) in den 

vielen jebkt mit Preußen verbundenen Territorien jelbftändig ent- 

wickelt Hatten. Man zählte nicht weniger als 16 Hauptgrund» 
jteuerfyjteme mit 120 Unterabteilungen. Die Buntjchedigfeit 
und Ungleichartigfeit der Berhältnifje wurde noch vermehrt durch 
die vollitändigen oder teilweifen rumdjteuerbefreiungen für die 
Rittergüter und Domänen. Zwar ordnete ein Geſetz von 1810 

die Ausgleihung der Grundfteuern an; alle Grundjteuerprivilegien 
jollten wegfallen. Die Ausführung der Maßregel war aber an 

dem Widerftande der Privilegierten gejcheitert. Die Kataftrierung 

unterblicb und die Grundftener wurde nad) den alten in jeder 

Stadt, in jedem Kreiſe dermalen zu Recht beftehenden Vorſchriften 

forterhoben. 

Amtliche zuverläffige Nachrichten über den Wert der einzelnen 

Grundgüter im Oſten und ihren Reinertrag gab es nicht; befannt 
war nur der Gejamtfteuerertrag jeder Provinz. Hanjemann verfuhr 

nun bei der Schägung dieſer Werte in den öjtlichen Provinzen derart, 
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auf die Rheinprovinz entfallenden Kontingents hat zu preußifcher 
Zeit nicht ftattgefunden. Im ganzen Dagegen find fowohl die 
direften wie die indireften Steuern nad) Maßgabe des Reinertrags 
der Grundgüter und des Hauptnationalvermögens in Preußen 

höher alS in Frankreich, jene um 16 reſp. 11 Prozent, diefe um 
71 refp. 62 Prozent.) Auf den Kopf der Bevölferung fommen 

freilid auch nad) Hanjemanns Annahme in Frankreich um bie 

Hälfte mehr Steuern als in Preußen, während nach früheren 

Schätzungen die Differenz auf 100°/, tariert worden mar, — ein Be- 

weis, wie jehr die Wohlhabenheit der franzöfiichen Bevöllerung 
die der preußilchen überragte. 

Zehn mit großem „Fleiß aus vielen teils gegebenen, teils 
berechneten, teils gejchägten Zahlen zujammıengeftellte Tabellen 
erläutern und illuftrieren die Verhältniffe nad) allen möglichen Rich: 

tungen. Innerhalb jeder diefer Rubrifen fteht wiederum das Rhein- 

land höher bejteuert da, als ganz Preußen im Durchichnitt. 

Obgleid; nun nach Hanjemanns Aufftellungen zweifellos in 

Preußen die Steuern im Verhältnis zum Nationalvermögen höher 

find als in Franfreidh, jo giebt er jelbit zu, daß in Frankreich 

weit mehr über Steuerdrud geklagt werde. Er erflärt das aus 

der größeren Geduld der Deutichen wie aus dem Mangel an 
Offentlichkeit und freier Preffe in Preußen, vor allem aber durch 
die Zweckmäßigkeit und Einfachheit der Steuererhebung in Preußen 

und durch die Vorzüge des preußiichen Zollſyſtems, während die 

Steuererhebung in Frankreich, bejonders bei der Getränkeſteuer, 
mit vielen Unguträglichfeiten verbunden jei und vollends das 

ftrenge Prohibitivſyſtem mit feiner Unmenge von Zollbeamten und 

durch die Verteuerung notwendiger Bedarfsartifel das Land um 
den Vorteil niedrigerer Steuern bringe. 

Bei der Betrachtung der hauptſächlichſten aus den Steuerver- 

trägen gededten Staatslaften Preußens und Frankreichs ftellt 
Hanjemann feit, daß die Koften der allgemeinen Zivilverwaltung 

und der Gemeindeverwaltungen in Frankreich jehr viel niedriger 

1) Die ſämtlichen Staats- und Gemeindefieuern um 51 reip. 40°), 
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richtsapparat benötigte. Hanſemann ergriff denn auch die Gelegen- 

beit, um ein fräftige8 Wort für die Beibehaltung des franzöfifchen 
Rechts, eine Herzensangelegenheit aller Rheinländer, einzulegen. 

Schon in der Denfihrift an den König hatte er die mannigfachen 

Borzüge des franzöfiihen Rechts gegenüber dem in mandjer Be- 

ziehung unfraglid) veralteten Zandrecht, über deſſen Reformbedürftig⸗ 
feit die Regierung ſelbſt nicht im Zweifel war, nachdrüdlich betont. 

Hier ftellte er den wirtichaftlichen Gefichtspunft in den Vordergrund. 

Es jcheint ihm kaum glaublich, obgleid) jeder Zweifel daran aus— 
geichlofjen jei, daß die Staatsregierung je ernſtlich daran habe 

benfen fünnen, „die in der Nheinprovinz beitehende Juſtiz⸗Ein⸗ 

rihtung — ein Harmonilches Ganze, welches zwar mie jebe 

menjchlihe Schöpfung der Vervollkommnung fähig, jedody zur 

Förderung der Staatsfräfte fo dienlich ift — abzufchaffen und eine 

andere Juſtiz-Einrichtung einzuführen, deren weſentliche Mängel 

Durch den vorlängft erfolgten Befehl zur Umarbeitung unummunden 
anerfannt worden find, einer Einrichtung, welche im Vergleich mit 
der rheinijchen die Staatsfräfte vergeudet . . .” 

Mit bejonderem Eifer befämpft Hanfemann ferner die Bildung 

des Staatsichages als eine völlig unproduftive und unnötige Be— 

laftung der Finanzen, indem nicht nur ein Zeil des Volfsver- 

mögens in totes Kapital verwandelt werde, ſondern auch die 

Steuern für die Anfammlung des Staatsichabes erhöht werden 
müjlen, während er doch in der Neuzeit zur Aufbringung der 

ungeheueren Koſten eines Strieges nur wenig beitrage. Weder 

England noch Frankreich hielten einen Staatsihag für notwendig 
und es jeien vermutlich friederizianiiche Traditionen, welche Die 

Anfichten der preußiichen Regierung beeinflußten. Es ift das eine 

ber wenigen jtaatswirtichaftlichen Fragen, in denen die Erfahrung 

preußilcher StaatSmänner durchaus gegen Hanjemann entichieden hat. 

Nur daß die heute für den Kriegsfall bereit gehaltene Barjumme 

verhältnismäßig jehr viel geringer iſt als der Staatsichat des 
alten Preußens. 

Am Schluß feiner Unterſuchungen fommt Hanjemann zu dem 

Ergebnis, daß Preußen die nachjtehenden Summen erjparen fönne: 
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überhaupt, Ausgleichung derſelben zwiſchen den weftlichen und 

öftlihen Provinzen jowie innerhalb der legteren durch eine ein- 
heitliche Geſetzgebung, Aufhebung aller Befreiungen und Ber: 
günftigungen, das war der Inhalt feiner Forderungen. Es war 

aber auch zugleich ein ganzes Menjchenalter hindurch das Feld— 

geichrei des Liberalismus gegen den Konjervatismus, jomeit dieſe 

Gegenjäge wirtichaftlicher Natur waren, und zugleich des Weitens 

der Monarchie gegen den Oſten. Der erbitterte Kampf um bie 

Grundfteuerreforn hat, wie mir jehen werden, in der Prefje und 

in der Gejeßgebung mit wechjelnden Glücke und fteigender Heftig- 

feit noch drei Jahrzehnte Hin und ber gewogt. Erſt am Ende 

feines Lebens durfte Hanſemann fic) des endgültigen Sieges freuen: 

erit 1861 ift die Grundſteuerreform in den öſtlichen Provinzen 

Preußens durchgeführt worden. 

ALS eines der wirfjamften Mittel zur Hebung des Volfsmohlftan- 

des und darum als eine der wichtigften ftaatSmwirtichaftlichen Aufgaben 

der Regierung bezeichnete Hanjemann jchon hier die Verbilligung der 

Transportmittel im freien Verfehr. Unter rühmender Anerkennung 

der großartigen Leiftungen Preußens auf diefem Gebiete forderte 

er konſequentes Meitergehen in derjelben Richtung und darum Be 

feitigung aller den PVerfehr noch hemmmenden Wege- und Brüden- 

abgaben. Und jchon trat auch der Bau von Eifenbahnen in den 
Kreis jeiner Erwägungen. Seine Meinung geht dahin, daß ber 

Staat grundſätzlich Eigentümer der wichtigften Kommunilations- 

mittel wie Kunftitraßen, Kanäle und Eijenbahnen jein und ſich, 

wenn ihre Anlage jo große Summen erheiſche, daß die Beteiligung 
von Privatunternehmern nicht zu umgehen jei, die Erlangung bes 

Figentumsrechtes in jpäterer Zeit vorbehalten müſſe. Es find 

biefelben Grundfäße, welche jpäter jein ganzes großes Wirfen für 

das preußijche Eiſenbahnweſen geleitet haben. 

Fine ganze Reihe anderer jtaatswirtichaftliher Wünſche, 
Forderungen und Ratſchläge werden beiläufig erwähnt, unter 

denen die Empfehlung des Drittelthalers zu 100 Pfennigen als 
Müngzeinheit, alfo der heutigen Marfwährung, noch bejonders 
hervorgehoben werden mag. 
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Ferner lieg der befannte rheinifche Publizift, Sonderling und 

Aftronom %. F. Benzenberg eine Kritif ericheinen, die aber mit 

ihren lapidaren, oft ganz zufammenhanglofen Sägen und ihrer 

vollflommenen ormlofigfeit nirgends Cindrud machen fonnte und 

der es nicht gerade zur Empfehlung gereichte, daß fie auf dem Titel⸗ 
blatt ganz einen unveritändlichen Sa aus dem vorhin charalteri- 

jierten Artifel des Hamburger Korreſpondenten als Motto aufwies. 

— Der mwejentlichite Vorwurf, welchen die wiſſenſchaftliche Kritik 

Hanſemann mad)te, betraf die Art der Abſchätzung des „Haupt« 

nationalvermögens”, ganz abgelehen von der Frage, ob. Grund- 

güter und Viehbeſtand wirklich überall als Hauptnationalvermögen 

zu bezeichnen ſeien. SKaufmanı fpottete, es fei wunderbar, daß 

bei dem Beifall, den die Schrift gefunden, andere fluge Mänmer 

nicht auch auf den Gedanfen gefallen find, große Reiche „auf den 

Grund des rheinischen Kataſters“, namentlid) jenes des Regierungs- 

bezirfes Aachen, zu fatajtrieren und jomit den Neinertrag Der 

Grunditüde von der ganzen ruſſiſchen Monardhie und der euro— 

päiſchen wie aſiatiſchen QTürfei auszumitteln. Dieterici prüfte Die 

Berechnungen Hanjemanns für jede einzelne Provinz. Er fonnte 
ihm mandje irrige VBorausfeßungen nachweifen und die Möglichkeit, 

auch zu gan; anderen Tarmwerten zu gelangen, darthun. Auch 

der höhere Geldwert in den öjtlihen Provinzen wurde gegen 

Hanjemann ins Feld geführt. Dieterici jegte auseinander, daß es ſich 

überhaupt nidjt rechnungsmäßig feftitellen laſſe, ob ein Land mit 

Steuern überbürdet jei oder nicht, zumal immer aud) die Gegen- 

rechnung gemacht werden mülje, was und wieviel die Regierung 

für die empfangenen Steuern gewähre. Nur aus allgemeinen 

Anzeichen laſſe ſich Ichließen, ob eine Nation zu ſchwer an den 

Steuern trage; jeien alle Kennzeichen eines jich ſtetig mehrenden 

Wohlitandes vorhanden, jo könne von ÜÜberbürdung nicht mohl 

die Rede ſein. Aus der Dichteren Bevölkerung, der höheren 

Kultur, der größeren Wohlfeilheit des Geldes, manchen VBorzügen 

Rheinländer beleudjtet . . . von Jakob Springsield. .. Nebſt einer Ers 

widerung auf Prof. Kaufmanns Prüfung einer neuen Gegenfchrift. Leipzig 1886. 

64 Seiten. 





150 III. Kapitel. 

zebentien des Verfaſſers eingefordert. Doch ließ fi) Die Regierung 
nach dem Erfcheinen der Kaufmannſchen Broſchüre im Frühling 
1834, welche auch Hanjemanns politiiche Gefinnung zu verbäd- 

tigen, gefucht hatte, zu der unbegreiflihen Thorheit verleiten, die 

Gefinnungstüchtigfeit des Kritifers mit einer goldenen Medaille zu 
belohnen und dadurch die gemünichte Wirkung jeiner Arbeit auf das 

Publikum recht erheblich abzufchwächen. Um diefelbe Zeit erjchien 

der erwähnte Artifel im Hamburger Korrefpondenten, dem nad) 

einigen Tagen in demjelben Blatte eine weitere Mitteiluug aus ° 

Berlin nachitehenden Inhalts folgte:') 
„Auf Antrag mehrerer der Herrn Minifter foll jetzt befchlofien fein, 

einem fachlundigen, als Geſchäftsmann wie ald Schriftfteller prompten Mann 

von feiten des Staatsminiſteriums den Auftrag zu geben, Hanſemanns Bud) 

über Preußen und Frankreich in allen Teilen zu beleuchten und die darin 

enthaltenen Bahlen-Berhältnijie als grundfalih und verdreht zu widerlegen. 

Wie wir hören, bereitet auch ein tenntntiäreiher Beamter im Minifterium des 

Herrn von Altenjtein (Dieterici?) eine gründliche Kritik des erwähnten Buches 

für die hieſigen Fritiichen Jahrbücher vor. Wenn der Verſuch des Herm Bro- 

feftord Kaufmann in Bonn, Hanjemanns Werk zu widerlegen, auch ſchwach war, 

fo freuen ſich doch alle Butgefinnten, dab Se. Majeftät dem würdigen Manne 

die goldene Berdienftmedaille verliehen haben.“ 

War das aber die Auffafjung auf einer der Negierung dod) 

nabeftehenden Seite, — wie fehr mußten erjt ihre Gegner davon 

überzeugt fein, daß es ſchwer halte, Hanfemann zu widerlegen, 

und dab die Regierung in dieſer Erfenntnis fi mit der Be- 
fundung einer politijc) forreften, wenn nicht gar fervilen Gefinnung 

zufrieden gebe. Diejer Eindruck fonnte dadurch nur verftärft werden, 
daß jene angekündigte, alle Teile des Buches beleuchtende offizielle 

Grmwiderung überhaupt nicht erichten, jo oft ihre Notmwendigfeit 

auch in Negierungsfreifen erwogen wurde und fo dringend Bartei- 

gänger der Regierung, wie Profefjor Kaufmann, nad) ihr ver: 
langten. Dietericis Kritik behandelte nur einzelne Fragen und 
man fand an höchſter Stelle, daß jie eben fo wie die Kauf— 

mannfche Streitjchrift viel zu wünſchen übrig Taffe.?) 

N Hamburger Storrefpondent 1884 Nr. 86 v. 9. April. 

2) Kaufmann an den Miniſter des Innern von Rochow 8. Juni 1884: 

es verlaute, das Hanſemann die „Würdigung“ Kaufmanns durch offizielle 
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die Vermutung vor, daß fie für die Hartnädigfeit, mit welcher 

fie auf ihren wiederholt abgelehnten Forderungen beftanden, in 

Hanfemanns Buche eine überzeugende Rechtfertigung gefunden zu 

haben glaubten. Der Landtagsabichied, der mie gejagt erft 1835, 

anderthalb Jahr nad) Schluß des Xandtags, befannt gemadıı 

wurde, wies die Behauptung einer Überbürdung der weftlichen 

Provinzen aufs neue zurüd und erflärte, daß eine Steueraus 

gleihung derart, wie fie zwilchen den zu einen Steuerverbande 

vereinigten, bereits fatajtrierten wejtlihen Provinzen jtattgefunden 

habe, zwiſchen den öſtlichen und wejtlichen Zeilen der Monardjie 

überhaupt nicht ausführbar jei und nicht der geringite Grund 

vorliege, mit der im Steuergefeg von 1820 vorbehaltenen Re: 
vifion der Grundfteuer in den öftlichen Provinzen auf den Antrag 

einer anderen, hierbei nicht beteiligten Provinz zu beginnen. Die 

nähere Begründung gab die ermähnte Denflchrift des damaligen 

Sinanzminijters Maaßen vom 1. Mai 1834. Diejer fannte ja, 

wie wir gejehen haben, Hanſemann perlönlich und die Thatſache 

ihres mehrjährigen Briefmechfels Ipriht dafür, daß ſich ein Ber: 

bältnis gegenfeitiger Wertfhäbung zwiſchen ihnen herausgebildet 

hatte. Gleihmohl war jeine direkte Kritif des Hanſemannſchen 
Buches, die er in mehreren größeren Anmerkungen der Denf: 

jchrift niederlegte, eine ſehr ſcharfe. Maaßens Urteil Iautete: 

„Bei einer genaueren Prüfung bleibt dem Berfafjer zwar eine 
löbliche Sorgjamkeit in Aufluchung der Daten zu den angeftellten 

Bergleichungen nadyzurühmen, dagegen fi) faſt überall, mo & 
nun auf weitere aus jenen Zahlen abzuleitende Vermutungen 

und Folgerungen ankommt, und in der Gegeneinanderhaltung ber 
unmittelbar gegebenen Zahlen jelbit der Gharafter einer Partei- 

ſchrift nicht verleugnet, jofern man lekteren dahin ausfprechen 
will, daß es bei einer folchen Schrift nicht ſowohl auf unbefangene 

Erörterung der Thatjachen zu dem Zwede, um aus ihnen erft die 

allgemeine Wahrheit zu finden, alS vielmehr auf die Herbei— 

Ihaffung der Beweismittel für ein im voraus als feſtſtehend an- 

genommenes Ariom ankommt.” Seine Argumentation gipfelte 

in dem ähnlich aud) von Dieterici verſuchten Nachweiſe, daß, wenn 
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mit der Beteiligung von Negierungsbeamten an ber Abfaſſung 

des gefährlichen Buches verhalte. Die beichuldigte Aachener Re 

gierung wies nad, daß die Zahlenangaben Hanjemanns häufig 

von den richtigen Daten in den Regierungsaften abmwichen, diejen 

mithin nicht entnommen fein könnten. Obgleich Reimann fi nun 

von jedem Verdacht gereinigt zu haben glaubte, jo jcheint bie 

Denunziation doc) die beabfichtigte Wirfung erzielt zu haben. 
Bald darauf, im Sommer 1834, wurde er nad) zmanzigjähriger 

verbienftvolfer und allgemein anerkannter Wirfjamfeit in Aachen 

abberufen und durch den Grafen von Arnim-Boigenburg erſetzt. 

Die Belorgniffe der Regierung vor den Wirkungen des Hanfe 
mannjchen Buches waren nod) gejteigert durd; eine Anzeige 

im Barifer le Temps (vom 24. uni 1834), die niemandem 

peinlicher und unangenchmer fein fonnte als Hanfemanır jelbit. 

Hier waren alle Sußerungen der Unzufriedenheit mit der 

preußiſchen Politik ins Ungeheuerliche übertrieben. Der Verfaſſer 

ichilderte an der Hand des Hanfemannichen Buches die Lage 

der Rheinprovinz als eine wahrhaft verzweifelte und folgerte 

daraus den glühenden Wunſch der Rheinländer, von dem des— 

potilchen Joche Preußens befreit zu werben und ıwieder unter Die 

fegenjpendende Herrichaft des freien Frankreich zurüdzulfehren. In 

Aachen war, wie ein Polizeibericht der Regierung (vom 11. Juli) 

nad) Berlin meldete, die Entrüjtung über den Tempsartikel eine 

allgemeine. Wocenlang wurde mit Hilfe des preußiichen Ge— 

jandten in Paris nad) dem Berfafler des ſchmachvollen Artifels 

recherchiert, bis der Minifter des Innern ihn in einem Profeſſor 

Klapproth in Berlin entdedt zu haben glaubte. Der neue Re 

gierungspräfident von Aachen, Graf Arnim, ein nod) jehr junger, 
von vernünftigen liberalen Anfchauungen erfüllter Staatsmann, 

trat warm für die angefochtene Treue des ihm anvertrauten Re— 

gierungSbezirfes ein. Energiſch wandte er ſich gegen Die ver- 
dädhtigenden Ausftreuungen der geheimen Polizei und gegen ſolche 

Regierungsfundgebungen, wie fie der berüchtigte Artikel des 

Hamburger Korrejpondenten gebradjt habe, der umjomehr Un- 

heil jtiftete, alS der Juſtizminiſter Kamptz für den Verfaſſer 
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Der Hanfemann ijt übrigens ald Handelörichter ein jehr mittelmäßiger Manz (1) 

und kann e8 weder für dad Handelögeriht noch für die Geſchäftsverwaltung 

angemejjen fein, wenn in dem eritern ein Mann figt, der wegen einer folchen 

Schrift vor die Schranlen einer nicht ehrenvollen Publizität geftellt und Gegen: 

ftand des gegründetften Tadels iſt.“ 

Nach einem ſolchen Urteil, das Hanfemann auch abgejehen 
von jeiner politifchen Haltung jede Dualififation zum Handels- 

rihter abſprach, mußte ſeine Beltätigung zu diefem Amte mohl 

für immer ausgefchloifen fein. Als er aber im folgenden Sabre 

1835 aufs neue gewählt worden war, beantragte Kamptz wunder: 

barer Weife doch jeine Beitätigung, da es fich jebt nicht mehr um 

eine außerordentliche Dispenfation handele. Der König hielt diefen 
Antrag mit vollen Recht für infonjequent und verlangte von 

Kamp weiteren Bericht über die Angelegenheit. Diefer mochte 
wohl beim Könige die Geneigtheit, Hanjemann zu beftätigen, 
vorausgeſetzt und danad) jeinen Antrag eingerichtet haben. Jetzt 

beeilte er fid) ihn zu widerrufen und den Bedenken jeines Herren 
in allen Stüden beizupflichten. Sein zweiter Bericht, vom 

28. Auguft 1835, ift noch eigentümlicher al$ der vom Vorjahre. 

Wer die Perſönlichkeit Hanjemanns auch nur etwas fannte und 

‘ mit der Stimmung in der Rheinprovinz einigermaßen vertraut 

war, dem mußten mehrere Stellen dieſes allerunterthänigiten Be- 

richts geradezu Findifch vorfommen. Kamptz fchrieb: 

„  . . Bei dem Berihte vom 10. Juni dieſes Jahres hat ſich 

mein Untrag, auch Hanſemann als Handelgrichter zu beitätigen, nur darauf ge⸗ 

ftügt, dab bderielbe in neuerer Zeit feine Veranlafiung zu dem Glauben gegeben 
bat, ala ob die Geſinnungen bei ihm nod) vorwalteten ı!), welche ihn zur 

Herausgabe des fo verwerfliden Buches „Frankreich und Preußen“ verleitet, 

Sefinnungen, die einer Allerhöchſien Beitätigung zum Handelsrichter ebenfotehr 

als der Erteilung einer Tixpenjation im Wege ftehen. Wegen derfelben ift er 

glei damals von dem Bice-PBräfidenten der Negterung zu Aachen zur Rede 
geftellt und bat felbit den von ihm durch Herausgabe dieſes Werlö begangenen 

Verſtoß bereuend anerlannt ('), auch fidh feitdem fehr vorjichtig in Außerungen 

und in feinem Betragen benommen, jo daß er auch der öffentlichen Adhtung 

wieder teilhaftig geworden ift ('), zumal, da er durch gemeinnüßiges Wirken 

in Bezug auf den fehr wohlthätigen Verein zur Beförderung der Arbeitſamkeit 

in Wachen, den er auch felbjt geftiftet, fich verdient macht. Diefer den Hanſe⸗ 

mann vorzüglich berüdfichtigende Geſichtspunkt iſt bei Eritattung des aller- 
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denen die Fortbewegung der Laften mittelft Lokomotiven geichiebt, 

angeregt zu haben, gebührt dem Weftfalen Friedrich Harfort.?) 
Am 30. Mär; 1825 veröffentlichte er in der Zeitfchrift „Her- 

mann” einen Mrtifel „Eiſenbahnen (Railroads)”, welcher bie 
Vorteile diejes neuen Verkehrsmittels unter Hinweis auf die günftige 

Meinung der Engländer von demfelben auseinanderießte. Der 
Artikel verdient um jo mehr Beachtung, als Erfahrungen über 

öffentlichen Eijenbahnbetrieb zur Beförderung von Perfonen und 

Gütern nod) nicht vorlagen. Die in demjelben ‘jahre 1825 von 

Stephenfon fertig geftellte und für den öffentlichen Berfehr be 

ftimmte nur 2°/, deutihe Meilen lange Bahn von Darlington 

nach Stodton lieferte zwar den Beweis, daß dieſes PVerfehrsmittel 

fi) mit Erfolg auch zu anderen, größeren Ziveden al& dem ber 
Kohlenberörderung verwenden laſſe, der es bis dahin allein gedient 

hatte. Noch aber fehlte eine leiftungsfähige Lokomotive, jo daß 

die Strede Darlington— Etodton teilmeile noch mit Pferden 

befahren wurde. Die höchſte auch mit Hilfe der Dampfkraft er- 
reichte Gejchwindigfeit überſtieg nicht 16—17 km in der Stunde. 

Es’ war alfo 1825 nur das Problem eines den Bedürfniſſen des 

öffentlichen Perjonen- und Güterverfehr3 entiprechenden Echienen- 

weges gelöft. Erſt als Stephenion im Oktober 1829 mit jeiner 

nen konſtruierten Rofomotive in einem Wettfahren bei Rainhill 

über feine Konkurrenten den Sieg davon trug und fein Syſtem 
damit zu allgemeiner Anerfennung gelangte, war der Schöpfungs- 

-aft des Eiſenbahnweſens beendigt. Vier Yahre vorber hatte Harkort 

bereits im Vertrauen auf die Vervollkommnungsfähigkeit des neuen 

Transportmittels den Gedanfen ausgeſprochen, es müßten die Eijen- 

bahnen von den rheiniichen Städten direft bis an die deutjchen 

gejellichaft in der Megiftratur der königlichen Eifenbabndireftion zu Köln, jowie 

aud) einige Alten des Miniiteriumg der öffentlichen Arbeiten benußt worben. 

Bieleg verdante ich jerner den vortrefflichen Arbeiten des Ober a. D. G. Fleck 

im „Archiv für Eifenbahnmwefen“: Tie eriien Eifenbahnen von Berlin 

nach dem Weiten der Monardie, A. f. E. 1895; und Studien zur Ge: 

fhidhte des preußifchen Eiſenbahnweſens, A. f. E. 1896—1899, 

1) 2. Berger, Der alte Hartort. €. 222 fi. 
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Betrieb noch in ganz anderer Weile, als es die fleine Bahn 
Stodton— Darlington gethan hatte, den Beweis für die Leijtungs- 

tähigfeit des neuen Verkehrsmittels erbrachte. Mit der Einficht, 
daß eine völlige Immälzung des europäiſchen Verfehrsiweiens be- 

vorftehe, mußte auch die andere reifen, daß derjenige Staat im 

wirtſchaftlichen Konkurrenzfampfe der Völfer ſchwer geihädigt murbe, 

der im Eiſenbahnbau hinter feinen Nachbarn weſentlich zurückblieb. 

Am Hofe und im Staatsminijterium waren die Meinungen noch 

geteilt. Der Kronprinz, die Finanzminiſter, ſowohl von Motz mie 

jeit 1830 dejjen Nachfolger Maaßen, aud) der Minijter des Innern 
von Scudmann nahmen fich des Eiſenbahnweſens mit Eifer und 

Berftändnis an. Der König Dagegen verhielt fich Ifeptiich und 
abwartend. Die beiden Staatsmänner, welche ſich um die Aus 

bildung der bisherigen Berfehrsmittel die größten Verdienjte er: 

worben hatten, der Direktor des Departements für Handel, Kabri- 

fation und Baumelen Rother tomie der Generalpojtmeifter 

von Nagler, die ihre großen Schöpfungen, Kunititraßen und Schnell- 

poiten, gefährdet glaubten, hegten gegen die Eiſenbahnen offene 

Abneigung. Demgemäß fiel der Bejcheid für den meitfälifchen 

Yandtag wenig ermunternd aus. Die Regierung wollte böchftens, 

wie der Yandtagsabichied 1832 erflärte, durch Übernahme von 
Aktien eine „angemeſſene Beihilfe” gewähren, menn fi) eine PBrivat- 

gefellichaft für den Eiſenbahnbau bilden folte. Harkort jchritt 

trogdem beharrlich und mutig auf dem betretenen Wege der Agita- 

tion fort. Nocd im jelben Jahr, 1832, bildete ſich in Minden 

ein Komitee für die Rhein — Weſer-Bahn (Minden—Lippjtadt— 

Rhein). Weiter aber gedieh bei der Unluſt der Regierung und 

ihrem Mißtrauen gegen die unbequemen Neuerungen die Sache 

nicht. Erſt 1835, zehn Jahre nad den erjten Anregungen Harkorts, 

entichloß man fich in Weitfalen der Ausführung näher zu treten. 

Der Stein aber war ins Rollen gefommen. Neben Barforts 
Weckruf ericholl eine noch gemaltigere, eindringlichere Stimune: 

Friedrich Yift ließ 1893 feine Schrift „Über ein ſächſiſches Eiien- 

bahn-Syſtem als Grundlage eines allgemeinen deutichen Eifenbahn- 

Syſtems“ eriddeinen. Seine Agitation batte die noch im ſelben 
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lite, Der Denuchbarte holländische Markt und derjenige der holländifchen 

Kowinen für Belgien jo gut wie verfchloflen. Daher Hanjemanns 
churte Serurteilung ber belgiichen Revolution!) und der völligen 

Trennung dieſer beiden durch die Natur der Verhältniſſe auf ein- 

zuder angewieſenen und zu gegemjeitiger Ergänzung bejtimmten 

sander. Beobachtete er aber die ihm ſo uniympathiichen Vorgänge 

ın dem Nachbarlande vom Standpunkte der preußijchen Bolitif 

au, io mußte er mit Befriedigung wahrnehmen, weldje großen 

Korieile Die eingetretene Veränderung für die preußifchen Weſt— 

»covinzen in fich bergen konnte. 

Der preußiſchen, vor allem der rheiniſchen Induſtrie kam es 

vofort zu gute, daß von jetzt ab die belgiſche Einfuhr nad) Holland 

feinen Vorzug mehr vor der preußiichen genoß, daß die Erzeugniile 

Belgiens und Preußens nunmehr denjelben Cingangsabgaben in 

Holland unterlagen. Einen Erſatz für das verlorene Abſatzgebiet 

kounle aber Belgien nur in Preußen und den mit ihm zollvereinten 

vöndern zu finden boffen, da das Prohibitivſyſtem ‚Frankreichs 
jede größere Einfuhr aus Belgien dorthin unmöglich madjte. 

Belgien war alſo handelspolitiichh auf große Zugeſtändniſſe un 

Preußen angewielen und das um to mehr, je eifriger es darauf 

bedacht war, Antwerpen in Konfurren; mit den holländijchen 

Päfen zu heben und es zum Haupterporthafen für den deutjchen 

Dandel zu machen. Preußen aber eröffnete ſich die Möglichkeit, 

in Antwerpen einen Erſatz für den ſo ſchmerzlich entbehrten 

diveften und freien Zutritt zur Nordſee zu erhalten, einen Hafen, 

den es wie einen inländilchen benugen fonnte, wenn Belgien in 

vwuhtiner Würdigung feiner Intereſſen dem freien Entrepot: und 

Lranfitverfehr in Antwerpen für die Aus» und Einfuhr der Zoll: 

bereinsgebiete alle Hinderniffe aus dem Wege räumte. In der 

That war die öffentliche Meinung der Handels- und Snduftrie- 

reife in Belgien und in der Rheinprovinz darin ganz einig, daB 

va Im Intereſſe beider Yänder liege, einen möglichit freien Verkehr 

zwiſchen ihnen berzujtelen. Dieſem Gedanfen gab Hanſemann 

2. S. 108. 
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durch deſſen jtrifte Befolgung auch da, mo jeine Berleugnung 
zeitweilig größere wirtichaftliche Vorteile gezeitigt hätte, der Zoll⸗ 

verein allein jeinen nationalen Charafter erhalten und jeine poli- 

tiiche Aufgabe, ein geichlojlenes, rein deutſches Wirtichaftägebiet 
berzuitellen, erfüllen fonnte. Auch bis zum Abſchluß eines bloßen 

Handelsvertrages mit Belgien hatte es noch gute Weile. Borurteile 

und Miptrauen waren auf feiten beider Negierungen erſt zu über- 

winden. Dagegen wuchs auf beiden Seiten das Bedürfnis nad 

einer Eiſenbahn zwiſchen Antwerpen und Köln und der Wille, fie 

zu ftande zu bringen. 

Schon im November 1831 erjchienen zwei belgiiche Ingenieure 

in Machen um das Gelände für eine Eifenbahnanlage zu prüfen. 

Sie festen ſich mit James Coderill in Verbindung und diefer erbat 

im Dezember besielben Jahres von der Regierung die Konzeifion 

für eine Bahn von der belgiichen Grenze bis zum Rhein. Die 

Regierung, welche bald darauf dem holländiichen Unternehmer 

Bafe, wie wir Tahen, einen günftigen Beſcheid gab, ließ diejen 

Antrag unberüdjichtigt, weil die Vermutung vorlag, daß Coderill 

bei demjelben lediglich den Vorteil feiner Kohlengruben im Auge 

habe. nticheidend wurde erit der Entſchluß der belgilchen Re: 
gierung, die belgischen Eiſenbahnen auf Staatskoften nad) einem 

beftimmten, zuvor entworfenen einheitlichen Syſtem bauen zu 

(offen. Im Sommer 1833 gelangte an die belgiiche Kammer eine 

Vorlage, der zufolge von Mecheln aus nad) den vier Himmels: 

rihtungen Staatsbahnen zu erbauen waren, die, wie man boffte, 

über furz oder lang Anichlug an die Bahnen der Ntachbarftaaten 

finden würden. So gewann die Ausficht in Antwerpen den 

nächſten und geeignetiten Musfuhrpla für das Zollvereinsgebiet zu 

gewinnen, folange Die deutjchen Nordjechäfen dem nationalen 

Wirtſchaftsſyſtem noch fern blieben, eine fihere Stütze. Darauf: 

hin bildete jich in Köln eine Vereinigung von Kaufleuten, welche 

die Weiterführung der belgiihen Bahn von der Grenze bis Kölr 

in die Hand nahm. 

An die Spise der Gejellichaft trat, außer dem Lberbürger: 

meifter Steinberger, ein junger, damals in weiteren Kreiſen noch 
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zutreffend die Woritellungen von dem Iransportbetriebe durch eine 

Eiſenbahn damals noch waren. Cbenio mie bei der vorhin er- 
wähnten Konzelfionserteilung für die Bahn Köln— Amfterdam 

wurden auch bier für die Benugung der Eiſenbahn als öffentlichen 

Verfehrsmittels ähnliche Beitimmungen in Ausficht genommen, wie 

fie für die durch Privatunternehmungen ins Neben gerufenen 

öffentlichen Kunſtſtraßen beftanden. Man glaubte alſo, daß die 

Beförderung von Gütern und Perſonen fein ausſchließliches 
Monopol der Yaugelellichaft bilden dürfe, jondern daß dieſe viel- 

mebr die Benugung des von ihr bergeftellten Schienenmweges gegen 

ein entiprechendes Bahngeld allen anderen Privatperfonen oder 

TIransportgejellihaften mit Deren eigenen Fahrzeugen überlafien 

müſſe. An dieſer Boritelung bat man noch jahrelang feftgehalten, 

von ihr gingen auch die eriten Netriebsreglements, ja das preußifche 

Kilenbabngeieg von 1838 aus: erit verhältnismäßig ſpät erfannte 
man, daß die Natur der Eiſenbahnen die Bereinigung des Bau— 
und Iransportgeikhärtes in einer Band fordere. 

Auch der vierte rbeiniiche Yandtag von 1833 beichäftigte fich 

mit der Eiſenbahnfrage. Er erflärte insbelondere die Bahn von 
Köln nad Anwerpen fir ein Dringendes Bedürfnis, ihre Vor— 

teile für das ganze Preußen und für das Rheinland jeien unver: 

fennbar und sie werde Dem varerländiichen Handel eine Unab- 

bangigkeit geben, „melde Die legte Spur der jo lange getragenen 
Feſſeln mir einen Male verschwinden machen muß.” Mit oder 

ohne Kenntnis der mitlerweile am 5. Tezember erfolgten vor— 

tanfigen Nonzettion en Das Kölner Komitee beantragten aber die 

rheiniſchen Stande mit allem Nachdruck in eriter Xinie den Staats 

bau. Ernie wohl nicht su viel aetaut, daß die Verſammlung, mie 

Be ft der Dem Verdaugen ad einer Reform der Grundfteuer auf 

Hanſemann beriet, Mb and bier seine in „Preußen und Fran: 
sad" ausgeiprodenen Grindiagei) aneignete. In völliger Über- 

ernitimmung zz Daniemants Austubrungen bemerfte fie in ihrem 

Antrage NEID prtrer zn) in ale materiellen Intereſſen jo 

dee ſeden I DE 
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fonnte es ſich darauf gefaßt machen, von den Nachbarftäbten über: 

flügelt zu werden. Boll Beforgnis wandte fi) daher die Aachener 

Handelsfammer Icon im Frühling 1832 mit der Bitte an die 

Regierung, die Intereſſen der Etadt Aachen zu wahren, falls & 

zum Bau einer Eiſenbahn fommen follte. Die Aachen drohende 

Gefahr erkannten ebenjo der Kegierungspräfident von Reimann und 
der Tberbürgermeifter Emundts. Zeit dem Jahre 1832 war bie 

Kifenbahn ein Gegenjtand eifriger Verhandlungen zwijchen der 
Aachener Regierung, dem Uberbürgermeifter und der Handels— 

fammer. Zo verlangte 3. B. Reimann ſchon am 5. Juni 1832 

von dem Oberbürgermeiſter eine Nachweiſung über die Durch eine 

Filenbabn für Aachen zu erwartende Steigerung des Waren- 
verfehrs. Emundts wandte ſich im folgenden Frühjahre deswegen 

an die Handelsfammer, die ſich aber außer jtande jah, eine ſolche 

Kalkulation auszuarbeiten. Doch hegte Cmundts, wie er dem 

Regierungspräfidenten berichtete, zu der Arbeitsfraft und Arbeits- 

freudigfeit Hamemanns, der verreift war, die Zuverficht, daß er 

dieſe Aufgabe übernehmen werde. In der That fonnte der Uber 

bürgermeijter einige Zeit darauf weiter berichten, daß Hanfemann 

ihm „reine wirflich intereffanten Bemerkungen über den Gegen- 

jtand mitgeteilt” habe; doc) erfläre derjelbe, es jei eine unlösbare 

Aufgabe, ſchon jetzt eine Aufftellung über den zufünftigen Iransport- 
verfehr zu machen. 

In dem Konzelfionsgefud) hatte das Kölner Komitee eine 

iiber Düren, Nahen und Burticheid führende Bahnridytung ange: 

geben und gerade durch die Berückſichtigung dieſer gewerbreichen 
Städte die Gemeinnügigfeit des Unternehmens zu erweiſen geſucht. 

Nachträglich entichied es Sich aber für eine mit großem Geſchick 

ausgemittelte billigere Yinie, die auf faſt völlig ebenem Gelände über 

Eſchweiler und Cornelimünfter zwifchen Düren und Aachen hindurdy- 

führte, ohne dieje beiden Städte zu berühren. Zur Wahrung ber 

Aachener Intereſſen jegten nun der Gemeinderat und die Handels: 

fammer ein gemeinfames Komitee ein, daS von den Kölnern 

ebenfo vergeblicdy eine andere Bahnrichtung wie die Aufnahme von 
Aachener Intereſſenten in das Kölner Eiſenbahnkomitee forderte. 
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nicht Mitglied des Gemeinderats war, jo fonnte er dem Aachener 

Filenbabnfomitee nicht angebören. Er übernahm es aber, als er 

ih im Juni 1835 in Berlin aufbielt, gemeinjam mit dem Stadt 
rat Nelleſſen die Cingabe des Komitees bei Beuth mündlich zu 

unterftügen, der dann den Aachenern auch die möglicdhite Berüd- 
fichtigung ihrer Intereſſen veriprad). 

Am 25. Juli 1835 fand Die erite fonjtituierende General- 

verfammlung der Aftionäre in Köln ſtatt. Die Gejellichaft legte 

fich den Namen „Rbeinitche Eitenbahngejellichaft” bei, nahm bie 

ihr von dem bisherigen Komitee vorgelegten Statuten an und 
mäblte ein Tireftoriun, deſſen Präfident zugleich der höchſte aus 

führende Beamte der Gejellichaft fein und darum hoch befoldet werben 

jollte. Zu Dieter Stellung wurde Xudolf Camphaufen berufen. 

Bezüglich der Bahnrichtung ſprach die Generalverfammlung ihre 

prinzipielle Uebereinſtimmung mit dem vom Komitee bearbeiteten 

Projefte aus, beichlok aber in der richtigen rfenntnis, daß 

Aachens Wünſche nicht ohne weiteres abgelehnt werden fünnten, 

die legte Anticheidung der Regierung anheimzugeben, un dam 

nochmals zu prüfen, ob eine andere Richtung mit den Intereſſen 

der Geſellſchaft irgend verträglich fei. Obwohl dieſe Befchlüffe 

ein gewiſſes Entgegenkommen erkennen liegen, To glaubten bie 

Aachener doch in den auf der Generalverfammlung gehaltenen 
Reden einen ibrer Stadt jo teindjeligen Geift zu ſpüren, daß 

weitere energijche Schritte bei Der Regierung dringend geboten 

ſchienen. Auch proteitierten fie ſowohl gegen die Statuten wie 

ein Brief Hanjemanns vom 13. Oktober verlefen, in dem er erflärte, der eben 

ind Leben getretene Arbeitsverein foite ihm ioviel Zeit, da er aus der Handels- 

fammer ausjcheiden müſſe, bei der cr doch geraume Zeit nur ein unnützes 

Glied jein werde, Wit diefen Worten icheint doch noch ein anderer Grund ans 

gedeutet zu fein. Als er 1839 bei der Landtagswahl, wie noch erzählt werben 

fol, durchfiel, trat er gleichfalls für einige Zeit aus der Handeldlammer aus 

und motivierte diefen Schritt u. a. damit, daß er fi vor 6 Jahren ebenfo 

von allen öffentlichen ſtädtiſchen Aemtern zurüdgezogen babe. Aus dem Jahre 

1888 läßt ſich aber nichts dergleichen erweifen. Möglicherweiſe meint er das 

Jahr 1884. Tanı kann ihn nur die Nichtbeitätigung al Hanbdelsrichter zu 
diefem Schritte bervogen haben. 
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giebigfeit der Regierung gegen die Wüniche der Kölner doch noch 
immer möglich und die Hoffnungen der Aachener jtanden auf recht 
unficheren Boden. Bequemten ſich aber die Kölner den Wünſchen 

ber Regierung und Aachens an, fo ließ die Ausführung durch die 

damalige Tireftion doch erwarten oder befürchten, daß die Aachener 

Jutereſſen jo wenig, als es innerhalb der Konzejfionsbedingungen 

möglid; war, Berüdfichtigung finden würden. In dem einen wie 

in dem anderen Falle Ichien Aachen mehr oder meniger in Ab— 

bängigfeit von der Gunſt oder Mißgunſt Kölns geraten zu müſſen. 

In diefem Momente trat Hanfemann aus der bisherigen Zu— 

rückhaltung hervor und jtellte ſich an die Spige der Nachener Partei. 

Das Ergebnis der Jülicher Konferenz war mit ziemlicher 

Sicherheit vorauszujchen. Er wartete fie daher gar nicht ab, 

fondern that noch bevor fie zujammentrat einen enticheidenden 

Schritt. Er gründete eine neue Kilenbahngefellichaft, welche fich 

in Ronfurrenz mit der Rheiniſchen um die Konzeſſion zur Er- 

bauımg der Bahn von Köln bis zur belgiihen Grenze bemerben 

und ſich bereit erflären jollte, alle Wünſche der Regierung freiwillig 

zu erfüllen. Die Vorbereitungen waren jo gut getroffen, daß Die 

Bildung der Gejellibaft mit außerordentlicher Schnelligfeit vor 
ſich aing. 

Seit dem 29. März 1836 furfierten die Liſten für die Aftien- 

zeichnungen. Am 31. März trat das aus zwölf Kapitaliften be- 

jtehende „Komitee zur Bildung der Preußiſch-Rheiniſchen 

Fijenbabnaeiellihaft“ mit einem Aufruf an die Uffentlichkeit 

und uleichzeitig richteten im Muftrage des Komitees Haniemann, 

der Negierungsratb Ritz und der bisberige Präfident der Handels- 

fammer J. van Gülpen eine entiprehende Fingabe an das Depar—⸗ 

tement für Dandel, Fabrikation und Yaumejen. In Dielen Kund- 

gebungen wurde erflärt, daß die zu gründende Preußiſch-Rheiniſche 
Eiſenbabngeſellſchait ich die Konzeifton für den Bau der Bahn 
jur belgiſchen Grenze veribaffen wolle, weil die Kölner Direftion 

bei dem Entichluß verbleibe Die Städte Aachen, Burtſcheid und 
Türen eine Meile von der Wahn entfernt liegen zu latfen unb, 

wenn fie Dund Die Negierung gezwungen werde die Städte an- 
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Die Regierung war durd) die Gründung der Konkurrenzgeſell⸗ 

Ihaft in Aachen in eine eigentümliche Lage geraten. Die Preußiſch⸗ 

Rheinische Eiſenbahngeſellſchaft erbot ſich zu freimilliger Leiftung 

deſſen, was die Kölner Gejellichaft nur gezwungen und widerwillig 

ihun wollte. Es handelte ſich dabei nicht nur um die Bahnridhtung, 

fondern, wie wir jahen, aud) um mehrere Punfte der Statuten, 

welche die Rheiniſche Geſellſchaft nicht nach) den Wünjchen der 

Regierung ändern wollte, während die Preußiſch-Rheiniſche Gejell- 
ſchaft von vornherein auf die aus den Verhandlungen über die 

Konzelfionierung der Magdeburg-Leipziger Bahn befannt ge- 

wordenen Grundjäße, welche die Regierung für Eilenbahnunter- 

nehmungen auf Aktien in Anwendung bringen wollte, Rückficht 

genommen hatte. Unfraglich war daher die Aachener Gejelichaft 

bequemer als die Kölner, auch wenn diefe jich zur Nachgiebigfeit 

entichloß. Anderſeits war dieſer die vorläufige Konzeifion er« 

teilt worden und im feſten Vertrauen, auch die endgültige zu er- 

halten, hatte daS Kölner Komitee eine gewaltige Summe von 

Arbeit, Geld und Zeit an die Vorarbeiten für den Bau der Eifen- 

bahn gewendet, jo daß wenn aud) fein formeller, doch ein Billigfeits- 

anjprud zu ihren Gunften vorlag. Wieweit derjelbe zu berüd- 

fihtigen jei, darüber waren die Meinungen unter den maßgebenden 

Berjönlichfeiten geteilt. Der neue „Kinanzminijter Graf von 

Alvensleben hielt mit feiner Anſicht zurüd. Der Minijter des 

Innern von Rochow war von Hanfemann ganz gewonnen und 

geriet darüber mit dem ſoeben zum Staatsminiſter ernannten Chef 

bes Departements für Handel, Fabrikation und Baumeten, Rother, 

der Hanſemann jeit „Preußen und Frankreich“ wenig gewogen 

war, in einen heftigen Konflift.) Auch die oberiten Provinzial- 

beamten im Rheinlande waren verihiedener Meinung. Der Ober: 

präfident von Bodelichwingh ſprach ſich zwar nad) wie vor unbe 

bingt für den direften Anſchluß Aachens aus, beantragte aber doch 
die Erteilung der Konzeffion an die Kölner Gejellichaft als die ältere, 

die einen moralifchen Anjpruch darauf erworben habe. Die Ber- 

weigerung der Konzeſſion, prophezeite er, werde in Köln eine nicht 

1) Juni 1886. Regiſtratur des Min. d. öffentl. Arbeiten. 
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rathung aud) der Kronprinz und der Herzog Karl von Medlenburg 
teilnahmen, für den teureren Bau über Nahen aus. Auf Grund 

des von Staatsminifterium erftatteten Berichtes fällte der König 

endlih am 12. Februar 1837 eine ebenjo weile wie gerechte Ent- 

iheidung. Eine Kabinettsordre von diefem Tage bejtimmte, daß 
die Bahn, beim Kölner ‚sreihafen beginnend, über Düren, Nachen 

und Burticheid an die belgische Grenze nach Herbesthal gehen und 

von da eine Zweigbahn nad) Eupen gebaut werden jolle. Die 

Konzelfion erhielt die Rheiniſche Eifenbahngelellichaft in Köln. Da 

aber die Baufojten jeßt um eine Million Thaler höher veranichlagt 

waren als das Aktienkapital der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 

betrug, jo wurde weiter bejtimmt, daß diefe Million ſowie 200 000 

Thaler, welche die Kölner Gejellichaft von Anfang an für die 
Regierung vejerviert hatte, unter die Aftionäre der Preußiſch— 

Rheiniichen Eiſenbahngeſellſchaft verteilt werden jollten, jo daß Köln 

mit 1800 000, Aachen mit 1200000 Thalern an dem Unternehmen be- 

teiligt fein würde. ferner wurde der Rheiniichen Eiſenbahngeſellſchaft 

eine Statutenänderung zur Pflicht gemacht, welche Aachen einen 

feiner Kapitalbeteiligung entiprechenden Einfluß auf die Vermaltung 

der Bahn dadurch ficherte, daß die Direktion wie der Abmini- 

itrationsrat zu gleichen Teilen aus in Röln und in Nachen wohnen- 
den Aftionären zuſammengeſetzt werden ſollte. Weitere Statuten- 

änderungen betrafen das nad) den „Allgemeinen Bedingungen“ 
für die Ktonzeljion von Eifenbahnunternehmungen vom 11. Juni 

1836 zu regelnde Werhältnis der Gejelichaft zum Staate u. a. m. 

Die Mopdififation ver Statuten follte dann in einer gemeinjamen 

Seneralverfammling der Aachener und Kölner Aktionäre beichloffen 

und darauf der Regierung zur endgültigen Beltätigung nochmals 

vorgelegt werden.!) 
Obgleich die Preußiſch-Rheiniſche Eifenbahngejellichaft die Kon- 

zeſſion nicht erhalten hatte, fo durfte ſich Aachen doch mit Recht 

rühmen, als Sieger aus dem Stampfe hervorgegangen zu fein. Es 

Die Detailbeitimmungen über die Ausführung der Kabinettdordre vom 
12. Februar 1887 wurden einem fpäteren minifteriellen Erlaß vorbehalten, der 

am 21. Februar durch Rother erfolgte. 





178 1V. Kapitel. 

Handelsfammer wurde die Abjendung von Ymmediateingaben an 
den König und den Ktronprinzen beichlofjen, die Hanlemann ent- 
worfen hatte und in denen die Handelsfammer ihren Dank für 

die befohlene Bereinigung beider Gejellichaften ausſprach ſowie im 

Sinne der Verjöhnlichleit und Kintracht wirken zu wollen gelobte. 

Indeſſen war eine wirflihe Berftändigung zwiſchen der 

Kölner und Aachener Direktion auch jebt nicht leicht Neuer 

Streit entitand unter lebhafter Beteiligung der Preſſe über die 
richtige Auslegung der Allerhöcjiten Verfügung vom 12. Februar. 
Die Auffaffung der Aachener, daß eine Vereinigung beider Gefell- 

Ichaften zu gleichen Rechten angeordnet fei, wurde von der Gegen- 

partei beftritten. Für die Kölner war es Ehrenſache zu be- 
tonen, daß die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft die Konzelfion 

erhalten und jich nicht etwa nur unter Beibehaltung ihres Namens 

in die Aachener Gejellichaft zu verwandeln habe. Infolgedeſſen 
fönne jelbftverftändlih nur Köln Sig der Direktion fein. Auch 

daran hielt man in Köln feit, daß die Statuten der Nheinijchen 

Eifenbahngelellichaft bis auf die von der Regierung beanftandeten 
Punkte in Kraft bleiben ſollten. In Machen dagegen wurde 
geltend gemacht, daß die Rheiniſche Gejellichaft mit einem Altien⸗ 

fapital von 2 Millionen gegründet jei; durdy die Vermehrung 
desfelben um die Hälfte und den Hinzutritt jo vieler neuen 

Aftionäre ſowie ihre Vereinigung mit der Aachener Gejellfchaft 

werde die Gejellichaft eine ganz andere, die ihre Statuten in Ge- 
mäßbeit der von der Regierung aufgeftellten Grundjäße frei ent- 
werfen und beraten könne. Die Aachener forderten, wie erwähnt, 

daß die Direktion ihren Si abwechſelnd in Köln und Aachen 
haben jolle. Eine weitere Differenz betraf die Drganijation der 

Verwaltung. Hanſemann beftand darauf, daß außer der Direktion 

und deren Präſes ein verantwortlicher höchſter Exekutivbeamter 

als Spezialdireltor angeftellt werde. Er konnte fich dabei auf die 

Aachener Yeuerverfiherungsgejellichaft berufen, bei welcher fich eine 
ähnliche Einrichtung vortrefflid; bewährt hatte. In der Rheinifchen 
Geſellſchaft war dagegen, wie wir fahen, der Präfident, Damals 
Camphauſen, zugleich der höchſte Beamte. 
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Die gemeinjame Generalverfammlung fand vom 31. Mai 
bis 8. Juni 1837 zu Köln ftatt. Camphauſen eröffnete fie mit 

einem Nüdblide auf die Verhandlungen und den Kampf der gegen 
einander ftreitenden Intereſſen während der feit der erften Ein- 

gabe des Eijenbahnfomitees an die Regierung verflofjenen vier 
Jahre. Dann jchlug er vor, es ſolle die Beratung über Statuten- 

änderungen, wie fie Die Regierung verlange und wie fie jonft noch 
erforderlich jein möchten, auf der Bafi8 der alten mit einigen 

Mopdififationen beftätigten Statuten begonnen werden. Auf Hanfe 
manns Vorichlag murde indejien eine Kommilfion von 18 Ber- 
jonen für die Statutenberatung gewählt und ihr ganz freie Hand 

gelajlen, in welcher Art fie die Beratung vornehmen wolle. In 

der Kommifjion drang Hanjemann mit der Anficht durch, daß bie 

Regierung, indem jie die Abänderung gewiſſer Punkte des alten 
Statuts verlangte, damit noch feineswegs die übrigen nicht ange- 
fochtenen bereits bejtätigt habe, es gebe fein beſtätigtes Statut 

und die Beratungen fönnten aud) auf der Bafis eines ganz neuen 

Entwurfes jtattfinden, zumal es ſich jest um die Bildung einer 

neuen, aus der Verfchmelzung der beiden früheren bervorgehenden 

Eijenbahngejellihaft handele. So unterlag in der Kommiſſion 

die von Camphauſen vertretene Auffaſſung der Kölner Direktion. 

Hanjemann trat nun mit einem von ihm ausgearbeiteten Statuten- 

entwurf hervor und in fait viertägiger Beratung gelangte derſelbe 
in der Kommilfion zur Annahme Aud) in dem Plenum, das 

am 5. Juni jeine Sißungen wieder aufnahm, war Hanjemann auf 
der ganzen Linie, in allen wmejentlichen Punkten Camphauſen 
gegenüber jiegreih. Die Statuten und mit ihr die Beftimmungen 
über die Organijation der Gejellichaft wurden, bis auf Fleinere 
unmejentlihe Veränderungen, jo genehmigt, wie Hanlemann fie 

entworfen und vorgeichlagen hatte. Es zeigte fi, daß auch ein 
großer Zeil der Kölner Aktionäre, nachdem einmal die Frage der 

Bahnrichtung zu Gunſten Nachens entichieden worden war, Die 

eigene Direktion im Stiche ließ, fei es, daß den Leuten Hanle- 
manns jachkundiges, jicheres Auftreten imponierte, fei es, daß fie 

es für zweckmäßiger hielten, fich einer Partei anzuichließen, die es 
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tive Konzeliion und die Beltätigung der Statuten zu erlangen. 

Am 21. Augujt 1837 wurde dann endlich) die Beſtätigungsurkunde 
für die Rheiniſche Eifenbahngejellichaft vom Könige unterzeichnet, 

jedody mit dem orbehalte, weldyer aud) der am jelben Tage aus- 

geitellten Beitätigung für die Rhein —Wejerbahn-Gejellichaft hinzu- 

gefügt wurde, daß alle jpäter noch zu erlajfenden eiſenbahngeſetz⸗ 

lihen Beitimmungen über das Verhältnis der Gelellihaft zum 

Staat und zum Bublifum für die Gelellichaft rüdmwirfende Kraft 

haben follten. Für die Anlage von Zmweigbahnen und Die Ber- 
mehrung des Aftienfapitalg wurde die Genehmigung des Königs, 

für den Bauplan, den Tarif, das Reglement der Bahnpolizei u. a. m 

die des Finanzminiſters!) vorbehalten. 

In der nächſten Generalveriammlung vom 16./17. Oktober 

1837 wurden zwar einige Stimmen laut, weldye von der vorbe- 

haltenen jpäteren Regulierung des PVerhältnifjes zum Staat und 

zum Bublifum eine Schädigung der Gefjellichaftsintereifen be- 

fürdhteten und e3 für gewagt hielten, den Bau zu beginnen, jo- 

lange die Berhältniffe nicht endgültig geregelt jeien. Man mußte, 

daß es fi) dabei unter anderem um das jtaatliche Auffichtsrecht, 

um die Beiteuerung des Neinertrages, um den Modus einer 

ipäteren libernahime der Bahn durch den Staat jowie die der 
Boitverwaltung zu zahlende Entichädigung handeln würde. Doch 
gelang es der Direktion, dieſe Bedenken zu beichwichtigen. Die 

Direktion wurde beauftragt, mit den Bau der Bahn jo bald wie 

möglich zu beginnen und da es fid) neuerdings herausgeftellt hatte, 

daß das Altienfapital von drei Millionen nicht ausreichen werde, 

erhielt nach einem längeren Bortrage Hanjemanns der Admini- 

itrationsrat die Vollmacht, über die Aufnahme einer Anleihe oder 

die Vermehrung des Aftienfapital3 von fid) aus zu beichließen und 

das Erforderliche anzuordnen. Der Adminijtrationsrat entfchied 

ji für die Vermehrung des Aftienfapitals um 1'/, Million 

1) Seit dem April 1887 war mit dem SHandelsdepartement auch das 

Eifenbahnwejen dem Yinanzminifter unterftellt, da es dem alten Rother, der 

mit dem Stronprinzen iiber Eijenbahnfragen im Staatsrate einen Zuſammenſtoß 
nehabt hatte, abgenommen werden mußte. Zreitichte IV, 591. 
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Wege konnte die Allgemeinheit den größtmöglichtten Nutzen aus 
ihnen ziehen? Diejen Fragen trat er berufsmäßig näher während 
jeines langen Aufenthaltes in Berlin 1836, als er dort die 
Aachener Kijenbahnintereffen zu vertreten hatte. Er hielt es 

für feine Pflicht, den Staatsbehörden nur folche Vorſchläge zu 
machen, welche nicht einjeitig den Vorteil jeiner Stommittenten berüd- 

fichtigten, ſondern es follte eine möglichſt glüdliche Vereinigung der 
ftaatlichen, öffentlihen und privaten Intereſſen herbeigeführt 
werden. In Berlin lernte er die verfchiedenartigften Anfichten 

über den Wert der Eilenbahnen, die Geftaltung ihres Betriebes, 

die Aufgaben der Geſetzgebung in Bezug auf fie, die dem Staate 
an fie zuftehenden Anſprüche fennen. Praktiſche Erfahrungen über 

den Betrieb deutſcher Eijenbahnen lagen noch gar nidht vor. 

Man war hier lediglich) auf das angewiejen, was über die wenigen 
fertig geitellten Bahnen des Auslandes befannt wurde, auf die 
Erfahrungen, welche man auch ſchon während des Baues bie und 
da machen konnte, und auf die Auseinanderjegungen mit den 

vielen Konzeifionsgejuchen, deren Anzahl allein ſchon einen Anhalts- 

punkt für die Beurteilung des Bedürfniifes nad Eifenbahnen bot. 

Hanjemann brachte, als er ſich im April 1836 nad) Berlin be- 

gab, ſchon ein verhältnismäßig reiches Maß von Kenntniſſen auf 
dem Gebiet des Eiſenbahnweſens mit. Hatte er bis dahin in 

den Streit der Meinungen und Parteien jelbjt noch nicht einge- 
griffen, hatte er ſich der thätigen Mitarbeit an diefer jeine rhei— 

niſchen Landsleute jo gewaltig aufregenden Sache nod) entzogen, 

fo war dieſe Zurüdhaltung doc, keineswegs ein Mangel an Teil« 

nahme oder Berjtändnis geweſen. Vielmehr bereitete er fih in 

der Stille durch aufmerfiames Beobachten, eifrige Lektüre aller ihm 

zugänglichen die Eifenbahnfragen behandelnden Schriften und reichliches 
Nachdenken für eine jpätere Wirkfamfeit auf diefem Gebiete vor. 

AS er dann den Kampf gegen die Kölner Eifenbahngejellichaft 

aufnahm, mußte er bereits im Eiſenbahnweſen nad) jeinem da- 

maligen Stande jo gut Befcheid, dag er überall mit fachmänniſcher 

Sicherheit auftreten fonnte. Sn Berlin erfuhren jeine Kenntnijje 
durch die Verhandlungen mit den maßgebenden Perſönlichkeiten 
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handele.) Es war aber durch jene Beicheidungen die Anlage 

von Eiſenbahnen durch den Ztaat noch keineswegs grundſätzlich 
abgelehnt worden. Nach Maaßens Tode (1834) fand indeſſen 

dieſer Gedanke innerhalb des Staatsminifteriums feinen marmen 

Fürſprecher mehr. Zu einer grundjäßlichen Stellungnahme gaben 

erft die Verhandlungen über die Magdeburg-Leipziger Bahn im 

Jahre 1835 Veranlaſſung. Die Heritellung dieſer Bahn betrieb, 
wie erwähnt, der Tberbürgermeifter Yrande von Magdeburg. Er 

wollte, bevor ein enticheidender Schritt in diefer Angelegenheit 

gethan wurde, die Anficht der Regierung über eine Anzahl von 

Sragen feinen lernen, weldje das Verhältnis des Staates und des 
Bublifums zu Eifenbahnunternehmungen betrafen, und erbat fid 

die nötigen Auskünfte. Infolgedeſſen arbeitete Rother einen Bericht 

über die den Eilenbahnbejtrebungen gegenüber im allgemeinen zu 

beobadhtende Stellung aus. Indem der König am 5. September 

1835 fi) mit dem Inhalte des Berichtes einverftanden erflärte, 
erhielten die in ihm entwidelten Grundſätze bis auf weiteres 

normative Geltung. other hatte fid) hier auch über den Staats» 

bau ausgeſprochen und ihn durchaus verworfen. Er bezmeifelte, 

dag Eilenbahnanlagen in größerem Umfange für das europäiſche 
Feltland ein Bedürfnis feien; den Anforderungen des Verkehrs 
genüge der Ausbau eines Syftems der Kunftitraßen und Die zu« 

nehmende Verbilligung der Frachtpreiſe auf denſelben; die Koften 
der Bahnanlagen feien zu groß; die Bahnen könnten fidy nicht 

rentieren und würden doch durd) ihre Konkurrenz die Erträgnifie 
der Kunſtſtraßen ſchmälern. Die Staatsverwaltung babe darum 

jet noch feine Beranlajjung, Eijenbahnen, welche als Handels- 

itraßen dienen follen, auf eigene Koften anzulegen, burd) Betei- 

ligung mit verhältnismäßig anfehnliden Summen zu unterftüßen 

oder ihnen andere namhafte Opfer zu bringen und Borrechte ein- 

zuräumen. Damit war alſo dieje erite und wichtigſte aller Eiſenbahn⸗ 

fragen zu Gunften der Privatunternehmungen entſchieden. — Es 
fam nun darauf an, in welcher Weile die öffentlichen Sntereffen 

zu 1) Gleim: Zum 3. November 1888. Archiv f. Eiſenbahnweſen. 1888. 
S. 801. 
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In der Einleitung erklärt er beicheiden, daß das Weientlichite 

der in dem Werke vorgetragenen Anfichten nicht ſein urjprüngliches 

geiftiges Eigentum fei, jondern daß er es fi im Verkehr mit den 

Staatsbeamten während jeines Berliner Aufenthaltes angeeignet 
habe. Er jelbit jei nicht unerfahren in einigen Taufmännifchen 

Angelegenheiten und insbejondere vertraut mit der Verwaltung 
von Aktiengefellihaften, daher er denn den Beruf hätte, das fauf- 

männiſch Thunliche mit dem ſtaatlich Thunlichen zu verſchmelzen. Das 

zu löſende Problem fei, „entweder eine gegründete Rechtfertigung 
des Entichluffes zu finden, für Staatsrechnung zu bauen, oder, 

wenn dies nicht geichehen joll, die Bedingungen (für PBrivatunter- 

nehmungen) jo feitzuftellen, daß diejelben nicht jtörend in Die be⸗ 

jtehenden Staat3einrichtungen eingreifen, den Aftionären genügen 
und doc die weſentlichſten Intereſſen des Landes ſchützen und 

befördern.“ 

Hanjemann beginnt mit der Darlegung der geichäftlichen 
Grundlagen einer Eijenbahnunternehmung überhaupt. Er unter 
ſucht, wie hoch durchſchnittlich in Deutſchland die Transportloften 

auf der Eiſenbahn für einen Zentner und eine Meile oder für 

eine Perſon (= 2'/, Zentnern) und eine Meile zu veranſchlagen 
jind und erörtert, wie hoch demgemäß das zu erhebende Fahr⸗ 

und Frachtgeld normiert werden muß. Bon vornherein geht er 

von dem Grundfage aus, daß der volfswirtichaftliche Nutzen der 

Eijenbahnen um Yo größer jei, je weniger die Anlagefoften der 

Bahn bei der Feitiegung des von den Benubern zu zahlenden 

Transportpreijes veranjchlagt zu werden brauchen. Er betrachtet 

die Elemente, aus denen fi) die Transportfoften zujammenjegen 
und findet, daß jie in den eigentlichen Transportkoſten (für das 

rollende Material und deſſen Bedienung), den Unterhaltungskoſten 

der Bahn, den allgemeinen Verwaltungsfoften, den Zinſen des 

Anlagefapital3 und dem Unternehmergemwinn beitehen; jedem der- 

ſelben widmet er eine furze lichtvolle Daritellung. Als Anhalts⸗ 

punkte für die Berechnungen ftehen ihm bejonders die auf den 

Bahnen Liverpool — Mancheſter, Baltimore— Wafhington, Brüffel— 
Antwerpen und einigen anderen ausländischen Bahnen gemachten 
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Zufunft geitalten fönnten. Hanſemanns Mutmapungen weichen 
daher natürlich von der jpäteren Wirflichleit fehr erheblich ab. 

Insbeſondere haben fich zwei Borausjegungen als irrtümliche er- 
wieſen. Er Hat, wie die meiften feiner Zeitgenoijen, die Anlage- 
foften der Eifenbahnen, jo jehr man aud) namentlich) in Regierungs- 

freijen fi) vor ihrer Höhe fürchtete, bedeutend unterſchätzt. Fat 

alle Eiſenbahnen find viel teurer gemwejen, als man anfangs ver- 

mutete, und e8 muß als ein wahres Glüd bezeichnet werben, daß 

man jich optimiſtiſch über die Schwierigfeiten täujchte und ihrer 

erft inne ward, als man mitten im Bauen war und nicht mehr 

zurüd fonnte. So ift denn ein jo billiger Tarif, wie ihn Hanie- 
mann bier entwarf, nie zu erreichen gewejen. Hanſemann rechnete 
ferner mit der damals allgemein geteilten und nad) den Betriebs- 

ergebnifjfen der wenigen bis dahin eröffneten Bahnen völlig geredht- 

fertigten Vermutung, daß der Berjonenverfehr, nicht der Güter⸗ 
transport, die Hauptrevenüen der Eilenbahnen bringen werbe. 

Erft in der Mitte der vierziger Jahre hat fi) diefes Verhältnis 

zu Gunften des Güterverfehrs zu verfchieben angefangen. Hanſe⸗ 

mann bielt es darum auch für möglid, die Sätze für ben 

Berjonen- und Gütertarif jo zu bemeflen, daß die Unterhaltungs. 

foften der Bahn und die allgemeinen Verwaltungskoften gänzlid 

durch den Perſonenverkehr aufgenracht würden, um den Preis für 

den Gütertransport dadurch noch mwohlfeiler zu ftellen. Auf ſolche 

Irrtümer, die nad) Yage der Dinge, bei der Unzulänglichfeit und 

Kärglichkeit der wirklich vorhandenen Erfahrung ganz unvermeidlich 

waren, fommt e8 aber nicht an. Sn der Hauptiache hatte Hanje- 

mann mit dem Grundjate, daß durch möglichite Herabſetzung des 
„Bahngeldes“ die Eifenbahnen allein ihren vollen vollswirtichaft- 

lien Nutzen entfalten fünnen und daß darum vor allem auf eine 

zweckmäßige Amortifation des Anlagefapitals Rüdfiht zu nehmen 
fei, das Richtige getroffen. 

Dem Zweifel, ob der Berfehr in Teutichland ftarf genug fein 

merde, um das Beitehen von Eifenbahnen zu ermöglichen, ſetzt er 

die Zuverficht entgegen, daß die Eifenbahnen in Deutihland unter 
bei weitem günjtigeren Bedingungen arbeiten würden als in Nord» 
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viel größere Anzahl von Menichen als früher zu lohnendem um 

ihnen zujagendem Ermerbe gelangen könne. Mit prophetiichem Bli 

fieht er die Wirkungen der Eilenbahnen für die Lanbwirtfchaf 
voraus: fie werden fid) darin zeigen, „daß insbejondere dem Ader 

bau mehr Hände in der “Jahreszeit, mo er deren am meiften bebarf 

zu Gebote ſtehen; daß die Arbeiter, welche in der Regel bein 

Aderbau behülflic find, im Winter jo viel leichter die benötigt 

anderweitige Beichäftigung finden können“. Gegenden, bie bishe 
wegen ihrer Entfernung „von den Gentralpunften der Wohlhabenheli 

(den größeren und reicheren Städten)“ troß ſonſt günftiger Be: 
dingungen ohne gemwerbliche EtabliffementS geblieben waren, weil 

deren periönliche Beauffichtigung den in der Stadt mohnenben 
fapitalijtiichen Unternehmern zu viel Opfer an Zeit und Gelb ge: 

foftet hatte, werden ber Induſtrie erichloffen werden. „Sobald 

dem Zeit- und SKraftaufmande nad) 60 bis 70 Meilen bei einer 
Reiſe nicht mehr gelten als bisher 10 bis 15 Meilen, dann er: 

weitert fit) auch in gleichem Verhältniffe der Umfreis, inmerhalt 

welches die vermögenden und gemerbthätigen Menſchen die Ge 
legenbeit zu Unternehmungen der oben bejchriebenen Art zu juchen 

pflegen.” So laut und eindringlid) mußten Damals dieſe elemen: 
taren, uns heute jelbitverftändlid, jcheinenden Wahrheiten geprebigi 

werden, wenn fie die nötige Wirkung erzielen follten, und das in 

einem Buche, welches nicht populär, nicht für die Maſſe der 

Menichen, fondern vor allem für diejenigen geichrieben mar, welche 
fich berufsmäßig mit Eifenbahnfragen zu beichäftigen hatten. 

Schlieglid) führt Hanjemann die politiichen Wirfungen, welche 

die Eifenbahnen notwendig ausüben müſſen, zu ihren Gunſten ins 
Feld. Er ahnt bereits, wie jehr der gefteigerte Perfonenverfehr 
zur Ausgleihung der ſozialen Gegenjäbe beitragen merde; er 

zeigt fi) überzeugt von dem hohen Werte der Eifenbahnen für 
die Wehrhaftigfeit des VBaterlandes, obwohl militärifche Autoritäten, 

wie 3. B. von After, der Generalinipektor der preußiſchen Feftungen, 

von der Brauchbarfeit der Eitenbahnen im Kriege jehr gering 
dachten und ihnen höchitens einige Bedeutung für die Beförderung 

von Mnnition und Lebensmitteln zugeftehen wollten. „Gerade 
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führung von Eiſenbahnen gelafien habe, wenn auch infolgedeſſen 
ber Beginn der Bauten in Preußen etwas verfpätet eintrete. Der 
Spealzuftand wäre es, wenn die Bahn koſtenlos zur Benutzung 
bergegeben werden könnte, jo daß dieje, wie bei den Kunftftraßen, 

nur die Koften der Unterhaltung und des Betriebes aufzubringen 
brauchte. „ES baue daher der Staat die Cifenbahnen.” Gleich 
aber ftellt fid) Hanjemann auf den Boden der Wirflichkeit und 

beſchränkt die Frage darauf, ob es ftatthaft fei, von den Erträgen 

der Bahn nicht nur die Verzinfung des Anlagekapitals, ſondern 
unter allen Umftänden auch noch eine Nevenue zu beanjprudyen 

Er enticheidet fi) unbedingt dagegen. Die auf indireften Wege 

durch den geiteigerten Verkehr gezeitigten Vorteile müjjen reichlichen 

Erſatz für den Verzicht auf dieſe Einnahmequelle bieten. Kann 

der Staat fi) zu der Befolgung dieſes Grundſatzes aber nicht ent- 
ichließen, jo muß er ſich jedenfalls die freie Beftimmung darüber 

vorbehalten, „ob. von allen Eifenbahnen ohne Ausnahme oder nur 

von einigen und in melden Maße eine Revenue direft beichafft 

werden und wie lange Zeit dies gefcheben fol. Daher baue der 
Staat die Eiſenbahnen.“ — Wird die Herftellung der Eifenbahnen 

der Brivatinduftrie überlaffen, jo wählt diefe nur die rentablen 

Linien. Der Staat muß aber die Wohlthat der Eiſenbahnen aud) 
jolchen Gegenden zumenden, „wo durch ſehr wohlfeile Transport: 

mittel erſt der Verkehr beträchtlich gemacht und die Boden-Kultur 

gehoben werden fol.“ Nur der Staat kann aber Überſchüſſe 
rentabler Bahnen zum Bau unrentabler, aber nicht minder not- 

wendiger, verwenden. „Alfo baue der Staat die Eilenbahnen.” 

— Bei PBrivatbahıren muß das Unternehmerintereile notwendig in 
vielen Fällen mit dem öffentlichen Tollidieren; bei Staatsbahnen 
fällt diefer Gegenjag fort. Wie viel leichter ift da die Löſung ber 

ſchwierigen Frage nach dem Verhältnis der Eifenbahnen zur Voft! 
„Wie teuer e8 den Staaten zu ſtehen kommen fann, wenn fie Die 

wichtigiten Verkehrsmittel in privilegierte PBrivat-Hände legen, hat 
das Haus Thurn und Taxis gezeigt." Millionen haben die Ent- 
ihädigungsjummen betragen,. welche ihm. für den Verzicht auf bas 
Boftprivilegium bezahlt werden mußten. „Warum unfern Nach— 
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größten allgemeinen Nutzens.“ Es muß einerjeit3 das „Privat. 

Intereſſe in ſolche Grenzen gebracht werden, daß es dem Staats» 

Intereſſe nicht zu ſehr ſchadet; auf der anderen Geite darf es 

nicht ſoweit bejchränft werden, daß’ die Neigung, Aktien zur Er- 
werbung eines Geminnes zu nehmen, gelähmt werde und daß 
der mwohlthätige Einfluß des Strebens nach Gewinn auf die vor- 
teilhaftefte Gefchäftsführung melentlich geſchwächt werden könnte.“ 
Bon diefen Gefichtspunften aus werden nun teils neue, teil noch 

nicht genügend beadhtete Forderungen erhoben: der Staat muß 

bei der Vergebung von Konzelfionen ſich Mar über die Richtung 
der notwendigiten Bahnen im Staatsgebiet fein; er muß ein 

Eijenbahniyftem im Auge haben; Teilftreden innerhalb dieſes 

Syitems dürfen nur unter der Bedingung fonzelfioniert werden, 
daß fie jederzeit an die Ilnternehmer der umfaſſenderen Linie, von 

welcher jie eben einen Zeil bilden, übergeben fönnen; eine be- 

jondere Eiſenbahnkommiſſion beim Staatsminijterium, beſtehend 

nit nur aus Beamten, jondern aud) aus Ffaufmännifchen, 
indujftriellen und techniſchen Sachverftändigen wird bei dem ſich 

von Jahr zu Jahr Häufenden Umfang der Eifenbahngejchäfte 

zur Notwendigkeit. Die unerläßlichite aller Bedingungen aber, 
wenn die Eijenbahnen von Privatgejellichaften gebaut werben 
jollen, ift die Amortijation des Anlagefapitals und der Vorbehalt 
des Nechtes für den Staat, unter gewiſſen Umftänden das Eigen- 
tum der Bahn zu erwerben und bejjen Abtretung an andere 

Unternehmer zu erzwingen. Hanſemann weilt darauf bin, Daß 

diejer Vorbehalt fi) in den Konzeffionsbedingungen aller nord- 

amerifantichen Bahnen finde. Er fei das einzige Mittel, um auch 

bei Privatbahnen zu den niedrigften Transportpreiſen und damit 

zu dem größten Nuben der Eijenbahnen zu gelangen. 
Hanjemanns Vorſchläge in dieler Hinfiht find in Kürze 

folgende. Die Amortifation geſchieht vom Gewinn, als mweldyen 

er das betrachtet, was über 5°/, Zinien an NRevenuen verdient 

wird. Die eine Hälfte des Gewinnes mag nady Abzug gemiller 
Zahlungen für die Poſt und den Rejervefonds den Aktionären zu- 
fließen; die andere Hälfte dient zur Amortilation des für den 
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portmittel und der Gejchäftsführung einen über das fejtgejtellte 
Maß binausgehenden Gewinn zu erzielen. Bejonders wendet er 
ſich gegen alle dehnbaren und unbegrenzten Verpflichtungen, durch 
welche die Gejellichaften von dem Wohlmwollen der Regierung ab- 
bängig werden, anftatt auf einem feften Rechtsboden zu ftehen. 
Hierbei hatte er namentlih die Anſprüche der Boftverwaltung 
jowie die den Bahnverwaltungen zugemutete faſt unbejchränkte 
allgemeine Entihädigungs- und Haftpflicht im Auge. Ebenſo be- 

ftimmt jprach er. jich gegen das Inſtitut ftändiger Eifenbahn- 
fommiflare aus, von denen er eine das PVerantwortlichfeitsgefühl 
der Direktionen lähmende Einmifchung in die Bermaltung be- 
fürchtete, ohne daß er ſich von diefen büreaufratiichen Beamten 
eine tiefere Einficht im die wirklichen Bedingungen und Erforder- 
niffe des Eiſenbahnbetriebes verjprechen Eonnte, 

Zum Schluß erörtert Hanjemanı noch die Frage, wie die 
Berfafiung einer Aftiengejellfchaft beichaffen jein muB, um wirklich 
zwedentjprechend zu jein, und vergleicht die Statuten der Preußifch- 
Rheinischen und die urjprünglichen Statuten der Nheintfchen Eiſen— 
bahngeſellſchaft als Beilpiele guter und fehlerhafter Statuten. 

Bon höchftem Intereſſe ift dabei die unbefangene Darftellung der 
natürlichen Mängel einer jeden Aftiengefellichaft, ihrer Gefahren 
und PVerfuchungen, ſowie der Mißbräuche, welche, wenn auch nicht 
notwendig, jo doch ſehr häufig als ihre Begleiterjcheinungen auf- 

treten. Diejer Abjchnitt ift um jo bemerfenswerter, als jein Ber- 

Verfafler ja jelbit Gründer, Leiter und Vorkämpfer einer um ihre 

Eriftenz ringenden Aftiengefellichaft war. Es gehören dieje kurzen mit 
ſchonungsloſer Wahrheitsliebe und größter Freimütigfeit geichriebenen 
Sätze (S. 110—116) zu den lejenswerteiten Partien des Buches. 
Sie madyen Hanjemanns Wahrhaftigkeit und Scharfblid die größte 

Ehre, aber auch jeiner Klugheit, mit der er davor warnt, durch 
ängftliche Polizeivorichriften den Aftienichwindel zu befämpfen und 
das Sind mit dem Bade auszujchütten. 

Die Schrift fand die gebührende Beadhtung.') Ein Kritifer 

1) Hanſemann verfandte fie am alle deutjchen Fürften, die Höheren preu- 
Biihen Beamten und viele andere einflußreichen Perſonen. Von den Empfangs: 
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Gegenitand auch noch mündlich mit ihm zu erörtern. Das Urteil 

über die Schrift ift in der fachmänniichen Welt immer günftiger ge- 
worden, obgleich die Entwidelung der Eiſenbahnen nicht ganz in den 

von Hanjemann gewünfchten Bahnen erfolgte und feine Aufftellungen 
im einzelnen nicht überall das Richtige trafen. Die fachmännifche 

Eilenbahnlitteratur rühmt ihr heute einjtimmig nad, daß bier mit 
bemunderungsmwürdiger Divinationsgabe und feinftem Berftändnis 

das wahre Welen der Eifenbahnen und die eigentümlichen Be- 
dingungen ihres glüdlichen Gedeihens erfaßt und dargeftellt worden 

jeien. . 
Als Hanfemann etwa ein halbes Jahr nad) dem Erfcheinen 

jeiner Schrift wieder nad) Berlin fam,!) Hatte er die Genugthuung, 
die Eifenbahnberatungen der Staatsregierung in jeinem Sinne 
gefördert vorzufinden.?) Bor allem waren die ragen ber 
Amortijation und des Heimfalls der Bahnen an den Staat in 

ernftlihe Erwägung gezogen worden. Ende Januar 1837 hatte 

der König vom StaatSminifterium eine aus hohen Beamten fait 
aller Verwaltungsreſſorts beftehende Kommilfion beftellen laſſen, 

welcher die bejondere Prüfung diefer Fragen im Zujammenbang 
mit der nad) der Entihädigung der Pot aufgetragen wurde.) 
Allmählich traten im Staat3minifterium hierüber zwei entgegengefegte 

Anfichten hervor. Die eine, von der genannten Kommilfion vertreten 

und mit bejonderer Wärme vom Kronprinzen befürmortet, war die den 
Aftiengejellichaften günftigere. Sie verlangte feite Normen für Die 

Auseinanderjfegung zwiſchen Bolt und Eifenbahnen und wollte Die 

legteren vor der Willfür einer eiferfüchtigen Poſtverwaltung fchügen. 

Nach diefer Anficht war von den Eifenbahngefellichaften eine fich 

nad) der Höhe des Reinertrags abftufende Steuer zu erheben, aus 

welcher die Poſtverwaltung für eine etwaige Einbuße ihrer Ein- 
nahmen entfchädigt und zugleid die allmählicye Amortifation der 

1) ©. ©. 181. 
2) Er bezeugt dies ausdrüdli in dem Vorworte zu der unten erwähnten 

Schrift. 
3) Gleim, Zum 3. November 1888. Archiv für Eiſenbahnweſen 

1888. ©. 814 ff. 
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das Eifenbahngejet aufgenommen.) Schon die vorhin erwähnte, 
Ende Januar 1837 vom Staatsminifterium niedergejegte Kommitfion 
batte auf Grund der bisherigen Beratungen einen Geſetzentwurf 
ausgearbeitet. Derjelbe wurde im Laufe der Zeit bei feinem 
Gange durch die verfchiedenen Inſtanzen als StaatSminifterkum, 
Staatsrat, König wiederholt umgeftaltet, wenn auch die Grund: 

züge der „Allgemeinen Bedingungen“ von 1836 mit vielen von 

Hanfemann befämpften Beitimmungen beibehalten wurden. Enblid 
am 3. November 1838 erhielt da8 „Gele über die Eifenbahn- 

Unternehmungen“ die königliche Santktion. 

Diejes preußiſche Eifenbahngefeg, welches bis auf den heutigen 

Zag durch fein anderes abgelöft worden ijt, war eine legislative 
Schöpfung ganz eigener Art. Kein anderer Staat hatte fi) nod 
an die Regelung diefer neuen Materie durch ein Geſetz heran⸗ 
gewagt. Bei jeiner Beurteilung muß wohl im Auge behalten 

werden, daß es zur einheitlichen Ordnung von Verhältniffen be 
jftimmt war, deren Bedeutung und Umfang nur in allgemeinen 

Umrifjen befannt waren, deren Geſtaltung im Einzelnen fi) noch 

gar nicht überjehen ließ, ja die eigentlich zum großen Zeil über: 

haupt noch gar nicht erijtierten. Hieraus erklärt fi) die außer- 

ordentliche Sorgfalt und Langſamkeit, mit der es vorbereitet worden 

war, obgleicd; es nur 49 kurze Paragraphen enthielt; hieraus aud 
der an den Schluß gejegte Vorbehalt fünftiger, durch das Bedürfnis 
gebotener Abänderungen und Zuſätze, endlich die große Dehn- 
barfeit feiner Bejtimmungen in Bezug auf die Unternehmer, die 

Eifenbahngejellihaften. Der Staat wollte feine unveräußerlichen 

Rechte wahren, von den Eifenbahngejellichaften nicht abhängig 

werben, ihnen die Intereſſen der Allgemeinheit nicht aufopfern. 
Da er aber die Entwidelung der Verhältniffe nicht überjehen und 
jomit auch die Konjequenzen feiner eigenen Gejeggebung nicht zu 
ermeilen nermochte, jo ordnete er dem leitenden Geſichtspunkte bie 
Rüdficht auf das Bedürfnis der Gejellfehaften nad) einem ficheren 

Rechtsverhältnis zum Staate und zum Publikum zu fehr unter. 

. 1) Zur wirklichen Erhebung iſt die Steuer nie gelangt, da die Privatbahnen 

einige Jahre darauf bereits ſtaatlicher Unterſtützungen bedurften. 
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führen. ALS ſolche galten die Beftimmungen über die Berhütung 

von Altienjchwindel, über die Erpropriationen, die unbegrenzte Haft- 
pflicht für alle aus der Bahnanlage erwachſenden Entichäbigungs- 

anſprüche und die ebenfo unbegrenzte Pflicht zum Erſatz aller im Be 
triebe entftehenden Schäden an Berfonen und Gütern, die anderen Ge- 
ſellſchaften geftattete Konkurrenz in der Benugung der Bahn und die 

zu kurze Srift von 30 Jahren für die Befugnis des Staates zum An- 
faufe der Bahn. Hanjemann teilte dieſe Ausftellungen vollftändig; 

entfprachen fie doch völlig feinen in den beiden Eifenbahnfchriften be» 

gründeten Anſchauungen. Aber er überzeugte fid) bald davon, daß die 

Befürchtungen, welche durch den inhalt des Geſetzes fich rechtfertigen 

ließen, im Hinblid auf den guten Willen der Staatsregierung, bie 

Eifenbahnunternehmungen nicht zu ſchädigen, übertriebene jeien. 

Wenn aud) jeinen auf Mopdifilation einzelner Paragraphen ge 

richteten Anträgen jeitens der Regierung feine Folge gegeben 
wurde, jo madte er doch die erfreulie Wahrnehmung, daß 
ganz allmählich die Anfiht Fuß zu fallen begann, die Re 

gierung dürfe fi) nicht darauf beichränfen, die Eifenbahn- 
verhältniffe gefeglih zu orbnen, jondern müfje fie durch Zins 

garantien und Geldvorſchüſſe auch pofitiv fördern. Bis Dieje 

Überzeugung durchdrang, vergingen freilich noch einige Jahre und 

vollends zu der Notmendigfeit der Staatseilenbahnen mollte ſich 
damals noch immer niemand im StaatSminifterium befennen. Die 

Richtung indeflen, welche die Ausbildung der Regierungsanfichten 
über das Eiſenbahnweſen zu nehmen anfing, erfüllten ihn fomeit 
mit Genugthuung und Hoffnung, daß er, wenn aud) mit leeren 
Händen aus Berlin zurüdgefehrt, doch aus voller Überzeugung in 
der ordentlichen Generalverjammlung vom Mai 1839 der Furcht 
der Aftionäre vor den üblen Folgen des Gejebes und ihrem Miß- 
trauen gegen die Abfichten der Regierung entgegentreten konnte. 

Tod) hatte er in diefer Generalverfammlung einen harten Stand. 

Derjelbe Jakob Springsfeld, ver Hanjemanns „Preußen und Franf- 

reich“ fo lebhaft verteidigt hatte, trat ihm bier mit der Forderung 
entgegen, die Altenftüde und Schriften mitzuteilen, auf Grund deren 

die Direktion im Jahre 1837 die Überzeugung gewonnen habe, 
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Die Direftion hielt e8 für das flügfte, den Gegenjtand zu— 
nächſt ruhen zu laffen. Es wurden im folgenden Jahre feine auf 

ihn bezügliche Eingaben an die Regierung gemacht und dieſes 

Verhalten in der Generalverjammlung vom 15. Mai 1840 da- 
mit begründet, „daß die Zeit bei einer im Staatenleben jo neuen 

Einrichtung, wie die Eifenbahnen es find, jicherlic, eines der wirf- 
jamften Mittel, um die Geſetzgebung zu verbejlern,“ jei. Bon 

einer ähnlichen Ermägung ging Hanjemamı aus, wenn er die jo 
nahe liegende Abficht, das Eiſenbahngeſetz einer öffentlichen Kritif 
zu unterziehen, erſt verhältnismäßig ſpät ausführte, obwohl er ja 

mit dem Gegenitande aufs bejte vertraut war. Wr wollte nur zur 

Feder greifen, wenn wenigftens einige Ausficht vorhanden mar, 

daß er damit praktiſchen Nuben ftiften, auf die Entichlüfle der 

Regierung einwirken könne. Ende 1840 glaubte er aber einen jo 

bedeutjamen Umſchwung in den Anfchauungen der maßgebenden 

Kreije feititellen zu fünnen, daß ihm eine wejentliche Abänderung 

des Eifenbahngejeges bevorzuftehen jchien. Unzweifelhaft wurde 

dieſe Ausficht Durch den am 7. uni 1840 eingetretenen Regierungs- 

wechjel in Preußen vermehrt; denn mit Friedrich Wilhelm IV. ge- 
langte einer der feurigften Verehrer des Eifenbahnwejens auf den 

Thron. So ließ denn Hanfemann Ende 1840 feine ſchon im 
Frühling und Sommer ausgearbeitete „Kritif des Preußiſchen 

Eifenbahngejeges vom 3. November 1838" ericheinen.!) 
Wenn Hanjemann den Altionären der Rheiniſchen Eiſenbahn 

gegenüber einer milderen Beurteilung des Eifenbahngejetes das 
Wort geredet hatte, jo übte er bier, wo es die Gejekgebung zu 
beeinfluffen galt, eine überaus jcharfe Kritif, ohne jedoch Die 

Regierung jelbit eigentlich zu verlegen. Einen Vorwurf macht 
er der legteren daraus, daß in der Kommilfion die Vertreter aller 
Berwaltungszweige zu Worte gekommen feien, niemand aber nad) 
den berechtigten Wünjchen der Unternehmer gefragt habe. So jei 
ein Gefeß zu ftande gelommen, das auf die Aktionäre den Eindrud 

1) Kritit des Preußiſchen Eifenbahn«Gefepes vom 8. November 1888. 

Bon David Hanfemann. Nahen und Leipzig bei J. A. Mayer. 1841. 80. 
161 Seiten. | 
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„Betrachtet man dagegen die den Eijenbahngejellihaften auferlegten Lajten, 
die Unbegrenztheit derjelben, die vielen durd dad Staats-Fnterefie nicht einmal 

gebotenen ——* die ungemeſſene Bevormundung und Gewalt, welche 
die Staatsverwaltung ſich vorbehalten bat und die dennoch den Geſellſchaften 
— in ber Gejepgebung ſonſt ımerhörte Verantwortlickeit . . „Die 
nachteilige Stellung der Eifenbahnen im Vergleiche gegen gewöhnliche Kunft- 

ſtraßen, jo ergiebt fih . . , dab ihr Beftehen einzig und allein 
von ber Billigfeit der Staatöbehörben abhängig gemacht worden iſt, daß dieſe 
mithin im Widerſpruche mit dem wahren Staatöinterejje durch dieſes Geſetz die 

vorfichtigen Stapitaliften von Geldanlagen in Preußiſchen Eijenbahmen abzus 
mahnen ſcheint. — Man darf fich hiernach nicht wundern, wenn untergeordnete 
Staats-, Kreis- und SKommunalbehörden mitunter die Unſicht der Staate— 
regierung zu befolgen glaubten, wenn fie die Eifenbahn = Unternehmungen 
nicht fonderlich liebten und unterjtüßten und zu deren Wachteil andere kleinere 

Intereſſen höher teilten.“ 

Gleihwohl läßt Hanlemann die Echrift verſöhnlich ausklingen 
indem er freudig anerfennt, daß ſich ein Wandel in den Anfichten 
der Staatsregierung vollzogen habe, „welche billiger und mohl- 
wollender geweſen ift, als ihr Eiſenbahngeſetz.“ Er hofft, daß nun 
ein neues Eifenbahngeje zu ſtande fommen merde und ſteuert 

ielbjt einen Beitrag zu demjelben bei, indem er in 56 Punkten 
die zu befolgenden „Grundſätze eines neuen Eifenbahn-Gejehes“ 
formuliert. 

geihehen wird, wenn die Staats-Megierung nicht den erwähnten Örundjap aus 
dem Geſetze entfernt, So lange eine Geſellſchaft noch jern von der Erreichung 
des Marimums ift, fchabet der erwähnte Grundfap ihr nicht; es ift im Mllge- 
meinen aber doch nachteilig, dal; er überhaupt im Geſetze fich befindet. Sobald 
indefjen der Gewinn dem Marimum nahe fommt, wird die Direktion der Gefell- 
ſchaft überflüffige und unnötige Wusgaben machen, um die Übericreitung des 
Marimums zu verhindern; fie wird Mittel juchen und finden, wenn bejjenun- 
geachtet der wirklihe Gewinn beim Bilanz-Schluſſe etwas über 10 Prozent be> 
trüge, ihn bis auf das zuläffige Marimum in der Bilanz zu ermäßigen und im 
folgenden Jahre durd; neue unnötige Ausgaben fomweit zu abforbieren, dab er 
zum ferkeren Berbergen in der Bilanz nicht zu gro werde. Wenn eine Befell- 
fchaft in eine foldye glüdliche Lage geraten ift, fo wird man auf ihrer Eiſenbahn 
immer ſchönere und prädjtigere Wagen, die zierlichite Bearbeitung der Böfchungen, 
neue Schwellen oder Schienen, wo die alten noch bimreichten, ſchön gefleibere 
und überflüffig bezahlte Angeftellte, mit einem Worte viel Luxus jehen; die 
Zransport-Preife aber werden nicht herabgefegt werben.“ 
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im mern der Stadt, ja ganzer Stadtteile befürchten liegen, zum 
mindeftens aber durch die Eifenbahn und was mit ihr zulanmen- 
bing, viele bejtehende Intereſſen gefährdet wurden, jo entitanden 
darüber lebhafte Streitigkeiten. Die wirklich oder vermeintlic) 
Benachteiligten beichwerten fih nicht mur in unverftändigen 
Zeitungsartifeln über die grundjtürzenden Neuerungen, jondern fie 
verbächtigten auch die an der Spitze der Eiſenbahn- und Bau- 
unternehmungen jtehenden Mitbürger, als ob dieje unter Hintan- 
ſetzung des öffentlichen Wohles nur ihren Privatvorteil rückſichtslos 
verfolgten. Wiederholt Jah ſich Hanjemann genötigt zur Feder zu 
greifen, um durch Belehrung und Abwehr die erregte öffentliche 
Meinung zu einer rubigen und gerechten Würdigung der ſtädtiſchen 
Intereſſen zurücdzuführen. 

Unvergleichlic, viel größere Anforderungen an jeine Arbeits- 

fraft, Energie und Einſicht waren ihm aber durch die Aufgabe 
einer genügenden Finanzierung der Rheiniſchen Eiſenbahn  jelbit 
gejtellt. Wie wir jahen, hatte die Direftion im April 1838 Die 
6000 neu geichaffenen Aftien an drei Kölner Bankhäufer, J. ©. 
Herftatt, S. Oppenheim jun. & Comp. und J. 9. Stein, mit einem 

Agio von 5°), verkauft. Freilich hätte zur Unterbringung der 

Aktien auch ein anderer Weg eingejchlagen werden, fie hätten den 
Aktionären zum Nennwerte überlafjen werben fünnen. Doc lieh 

fich die Direftion außer der Nücdficht auf den baren Gewinn auch 
durch die Erwägung leiten, daß einzelne Aktionäre bei jtarfem 
Fallen der Kurſe leichter die weiteren Einzahlungen verweigern, 
als einige fapitalfräftige Unternehmer, bei denen ſowohl die Kraft 
wie die Neigung, ein zu tiefes Sinfen des Kurſes der Aktien zu 
verhindern, vorausgejegt werden darf. Da nun die Chefs zweier 
jener Banfhäufer, Abraham Oppenheim und Schnitzler (I. 9. Stein), 
Mitglieder der Direktion waren, und Herſtatt im Adminiftrations- 

rate jaß, jo glaubte man fich zu ihnen noch eines bejonderen, 
fachlichen, über die reinen Geldrüdjichten eines gewöhnlichen t- 
tionärs binausgehenden Intereſſes für das Zuftandefommen der 
Rheinischen Bahn verjehen zu dürfen. Als diefes Gejchäft abge- 
ichloffen wurde, hatte bereits eine allgemeine Abwärtsbewegung 
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günftig beeinflußt haben — und erreichten um die Wende ver 

Jahre 1838/39 den Tiefitand von 88°%,.. Vergebens hatten die 

Bankiers durd) Auffaufen von Aftien dieſe Entwidelung aufzuhalten 

gejucht. Fiel der Kurs aber erit auf 80®/,, jo war nach allen bis- 

herigen mit Eiſenbahnaktien gemachten Erfahrungen zu erwarten, 

daß die Aftionäre das ganze Unternehmen für ausfichtslos halten, 

die weiteren Ratenzahlungen auf die Aftien verweigern, die Gejell- 

Ichaft zur Liquidation bringen und ihre erfte Cinzahlung von 

20°/,, die dann dem Berluft an der Kursdifferenz gleichfam, ver- 

loren geben würden. Kin jo verhängnispoller Kursſturz mit den 

geichilderten Folgen war unvermeidlid, wenn die Banfiers Die 

bisher zurüdgehaltenen Aktien zu verfaufen begannen und das 

Angebot dieſer entwerteten Papiere vermehrten, eine Operation, 

die fie monatelang hinausgeſchoben hatten, nun aber troß der 

mit ihr verbundenen Verluſte nicht länger umgehen zu fönnen er- 

Härten, wenn nicht anderweitige Hilfe fomme. Syn diejer Notlage 

entichlofjen fich die Direktion und die Banfiers, die Regierung um 

Unterjtügung anzugehen. Sie jollte gebeten werden, 4000 Aftien 

(im Betrage von 1 Million Thlr.) von den Bankiers zu übernehmen 

und die noch rüdjitändigen Zahlungen von 80°], ſucceſſive 

zu leiten, wogegen die Bankier die eingezahlten 20°/, verlieren 

jollten, wenn fie nicht innerhalb einer gewiſſen Friit die Aktien 

gegen Rückerſtattung der Auslagen des Staates wieder zurüd- 

faufen würden. Mit der Führung der Unterhandlungen in Berlin 

wurden Hanjemann und Dppen betraut. Sie begaben fich alſo 

Mitte November 1838 nad) Berlin, wo Hanjemann bis zum März 

1839 verweilte. Oppen, mittlerweile zum Mitgliede des rheinijchen 
Raffationshofes in Berlin ernannt, jchied bald darauf ganz aus 
der Direktion aus, To daß Hanjemann die längfte Zeit über allein 

die Sinterejjen der Rheiniſchen Gilenbahn in der Refidenz vertrat. 

Zu Oppens Nachfolger wurde in der nächſten Generalverfammlung 

ein anderer hervorragender Juriſt, der AppellationsgerichtSrat von 

Ammon aus Köln, gewählt. 

Sn Berlin fand Hanjemann taube Ohren. Das Eijenbahn:- 

gejeß war foeben erichienen, noch bielt die Regierung an dem 



Vefährdete Lage der Geſellſchaft. 213 

einmal genommenen Standpunkte, jich in feine direfte Beteiligung 
an Eijenbahnunternehmungen einzulafien, unbedingt feſt. Auch 
bie Bemühungen bes Dberpräfidenten Bodelfchwingh,*) der fich diefer 
—— Unternehmung ſeiner Provinz nach wie vor warm 
annahm, führten nicht zum Ziele, obwohl die Regierung ſich nicht 
verhehlen konnte, daß Sein und Nichtſein der Rheiniſchen Eiſen— 
bahn auf dem Spiele ſtand. Hanſemann erreichte nicht mehr als 
das Anerbieten eines Geldvorſchuſſes. Damit war aber den 
Banfiers nicht gedient. Im Januar 1839 erflärten fie, mit dem 
Verkaufe beginnen zu müſſen. Da verjtändigte fich Hanjemann 
mit jeinen Kollegen in Köln über eine verantwortungsvolle Maß— 
regel. Sie entichlojien fich zur Zurüdnahme von 4000 Aktien 
unter der Bedingung, dab die Banfiers die beträchtliche Entjchäbi- 
aung von 200000 Thalern zu zahlen hätten, falls die Unter— 
bringung der Aktien nicht innerhalb einer gewiſſen Friſt gelänge. 
Unzweifelhaft ging die Direktion damit über ihre Kompetenzen 
hinaus. Denn es wurde damit nicht nur die von der General- 
verfammlung verfügte Vermehrung des Aftienfapitals wieder 
rüdfgängig gemacht, fondern es wurden auch die Banfiers damit 
von der Verpflichtung mweiterer Einzahlungen entbunden, was nad) 
Ben Gteiuten nicht zuläffig war.?) Doch hielt die ganze Direftion, 

y Bodelſchwingh an den König, 27. Januar 1889. Er meldete unter 
— daß die Cheſs der betelligten Häuſer in jeder Hinſicht das Zeugnis 
der Solidität und Vorſicht verdienten. Sie ließen ſich in das —— 
nehmen mehr um des gemeinnützigen Zweckes willen als aus Gewinnſucht ein 
Bon den vier großen Kölner Banfhäufern habe ſich Schaaffhaufen bei der Nhei- 

n Eifenbahn nicht beteiligt, weil er dem früheren Kölner Eifenbahn-Komitee 
nahe ftand. Die Hänfer Herftatt und Stein feiern in allen ihren 

ern evangelifch. Gegen ſie operiere die geſchäftige jeſuitiſche Partei, für 
bie es ein großer Triumph wäre, dieje einflufreichen evangeliihen Familien zu 

fürgen. Oppenheim jei freilich Jude. In Schnipler (Firma I. 9. Stein) und 
derjta ‚Nabe aber das finſtere Treiben der Fefuiten ein Gegengewicht gefunden, 

18 gehalten werden müfje. (Geh. Staatsarchiv. Kabinettsakten.) 
2 Die erften Zeichner durften erft nach Einzahlung von 40°), ihrer weiteren 

warden, wat Die Frage, ob bie Bantiers erfte Zeichner im Sinne der Statuten 
‚ober ob der Ankauf der Aktien fie in ein anderes, in ben Statuten nicht 

Verhältnis zur Geſellſchaft brachte. 
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auch ihr jpäter hinzutretender Präfident von Ammon, dieje Eigen- 
mächtigfeit für notwendig, um die Geiellichaft zu retten. Gollte 
diejes Ziel aber erreicht werden, jo mußte menigitens bis zur 

nächjten Ratenzahlung die Mapregel jtreng geheim, aud) vor dem 
Adminiftrationsrate, gehalten werden, da ihr Bekanntwerden ebenjo 

fursftürgend wie der Verfauf der Aktien gewirft hätte. Es laſtete 
mithin von jegt ab eine jorgenvolle Verantwortung außerordentlicher 
Art auf den Yeitern der Gefellichaft. 

Die Zurüdziehung der Aktien geſchah aber doch nicht planlos 
und ohne jede Ausficht, fie anderswo zu placieren, Verſagte fich 
von den an der Rheinifchen Bahn intereffierten Regierungen die 
eine, die preußiiche, dem Unternehmen, jo ließ ſich von der anderen, 
der belgiichen, das Gegenteil erwarten. Die Hilfe der lebteren 
anzunehmen, hatte zwar jeine großen Bedenken; blieb aber fein 
anderes Mittel übrig, jo durfte diejes nicht zurückgewieſen werben. 

Hanſemann gab das in Berlin deutlich zu verftehen in der Hoff- 

nung, die Staatsregierung noch umzuftimmen. Zu jeinem großen 
Erjtaunen erflärten ihm aber die für dieje Fragen maßgebenden 
Minifter Alvensleben, Rother und Lottum, lebterer als vortragen- 
der Habinettsminifter, daß fie es gar nicht jo übel fänden, wenn 

die belgiiche Regierung für die preußiiche Bahn Geld geben wolle; 

nur der Minifter des Innern Rochow ftand mie jchon früher auf 
feiner Seite. Hanjemann hatte das Gefühl, auch vor einer politiſch 
wichtigen Entjcheidung zu ſtehen; es widerſtrebte ihm, die Hilfe 
des Auslandes für ein Werk in Anſpruch zu nehmen, das dod) 

mehr und mehr den Charakter einer nationalen Angelegenheit von 
hoher Bedeutung gewann, und er mußte, daß gerade aus dieſem 
Geſichtspunkte jein Verhalten in vielen Kreijen mißbilligt werden 
würde. Es lag ihm daher daran, an mahgebender Stelle die Be- 
ftätigung zu erhalten, daß er nicht anders handeln fünne. Darum 
mandte er ſich zuletzt noch an den Kronprinzen. Diejer zeigte 

volles DVerftändis für die Sachlage, konnte aber die boftrinären 
Bedenken der Minifter gegen die Gewährung der Staatsunter- 
ſtützung nicht überwinden. Dem Grafen von Arnim, der damals 
Negierumgspräfident von Mierfeburg war, berichtete Hanſe— 
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Bermehrung des Aftienlapital3 bejchloffen worden. Konnte dieſe 
nicht realifiert werden, jo mußte auch die Yortführung der Bahn 
bis an die belgiſche Grenze aufgegeben oder verſchoben werden. 

Die Direftion der Rheiniſchen Bahn hatte daher ein wirk— 

james Brejfionsmittel zur Verfügung, das fie unter Hanſe— 

manns Führung geihidt zu verwenden mußte. Während auf 
den übrigen Zeiljtreden rüftig weiter gearbeitet wurde, ver: 

langjfamte fich der Bau auf jener legten zujehends,; er wurde 

nicht gerade eingeftellt, aber es geichah für ihn auch nicht vicl 

mehr, als zur Erhaltung des Fertiggeftellten nötig war. Gegen 

Belgien aber wurde der Entichluß bekundet, vorerjt die Xinie Aachen 

bis Köln, für welche die Mittel vorhanden jeien, zu vollenden 

und in Betrieb zu jeben, das übrige der Zuhunft zu überlajien. 

So entichloß fi) denn Belgien mit Übernahme der Aftien die 
jehlende Million Thaler herbeizuichaffen, um jo mehr, als es ihr 
jehr erwünfcht war, durch den Beſitz jo vieler Aftien Einfluß auf 
die Beichlüffe der Generalverjammlung dieler für fie jo wichtigen 

Bahn zu erlangen. Obwohl Hanfemann und der Spezialdireftor 

Hauchecorne wiederholt nach Brüffel Hinüberreiften und beiden 

Zeilen an dem baldigen Abjchluß viel gelegen war, fo verzögerte 
ſich dieſer doch, weil die belgiſche Regierung es für geraten hielt, 

erjt in Berlin anzufragen, wie das beabfichtigte Geſchäft dort be— 

urteilt werden würde. Erſt als auf dem zeitraubenden diplomatijchen 

Wege das Einverjtändnis der preußijchen Regierung ermittelt war, 
fam der Vertrag zwilchen der Direktion und der belgiichen Regierung 

am 18. Oftober 1839 zuftande. Belgien übernahm 4000 Aftien 

zum Nennwerte und verpflichtete ji) zur Zahlung in vier be- 

itimmten Raten, wenn zuvor die übrigen Aktionäre ihren Ber: 

pflichtungen nachgefommen fein würden. Um die Gejellichaft, da 

jie ja gegen Belgien fein Zmangsmittel zur Hand hatte, völlig 

jicher zu ftellen, übernahmen es die drei Bankiers durch einen 

befonderen Bertrag, die Einzahlungen für die belgiiche Regierung 

nnter allen Umftänden zu leiten, jo daß fi} die Direftion im 

Notfall an die Bankier Halten Fonnte. 
Erleichtert atmeten die Direktoren und die Banfiers auf. Die 
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Alternative zwifchen dem Ruin eine großen Unternehmens und 

der Abweichung vom formellen Rechte unter großer perlönlicher 

Verantwortung geführt zu werden, und dann unter Hinweis auf 
die außerordentlichen Verdienſte Hanjemanns, deilen Namen er 

aber nicht nannte, mit gerechtem Abfcheu die im Dunkeln jchleichende 
Berleumdung zurüdwies, die ſoweit gegangen fei, die Motive der 
Männer, weldye den Vertrag mit den drei Bankhäufern |chlofjen,!) 

zu verdächtigen. „Diefe Männer”, jchloß er, „mit denen ich die 

Ehre des Vorſtandes der Gejellichaft teile, bedürfen deshalb einer 

Rechtfertigung durch mid; nicht, ich bin nicht unbeicholtener als 

fie es find. ch erfläre aber, daß ich meine Ehre, die ich immer 

unbefledt erhalten habe und zu erhalten wiſſen werde, zugleich mit 

der ihrigen zum Pfande einjege gegen die gehälfigite und bos— 

baftefte aller Berleumdungen.“ 

In der That war die Meinung verbreitet, daß die Direktoren, 

namentlid” Hanfemann, bei dem Berfauf der 6000 Aktien ihr 

Schäfchen ins Trockene zu bringen gewußt Hätten und daß 
fi) die verdächtige Fürforge für die Bankiers aus dieſem Um- 
ftande erfläre.. Gelbit einige Freunde Hanſemanns glaubten 

das, ohne ihm daraus einen bejonderen Vorwurf zu machen. Gab 

e8 doch wie zu allen Zeiten jo auch damals eine große Zahl von 

Aftiengejellichaften und ähnlichen Unternehmungen, deren Neiter 

fi) des beiten Rufes erfreuten und doc) feinen Anftand nahmen, 

ihre amtliche Stellung als beite, wohl auch erlaubte Gelegenheit 

zu perjönlicher Bereicherung zu betrachten. Wie Hanjemann in 

diefem Punkte dachte, hatte er in feiner Eifenbahnfchrift vor aller 

Melt ausgeiprochen.?) In den an die Leiter von großen Alftien- 

gejellichafter herantretenden Verſuchungen, die er dort ausführlid) 

erörterte, jah er die ſchlimmſte Seite im Wefen der privaten Er: 

werbsgenoſſenſchaften. Über jein perfönliches Verhältnis zur 
Rheiniichen Eifenbahn und zu den BanfierS aber äußerte er ſich 
einem Freunde gegenüber eingehend in einem Briefe, der noch 

1) Ammon jelbft war erjt nad) den enticheidenden Maßnahmen im die 

Direktion eingetreten. 

2) Die Eifenbahnen und deren Aktionäre, $ 122. Vergl. oben S. 198. 
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nad) jeder Richtung Hin. In den Rheinlanden begann man mit 

Stolz auf ihn als einen der geicheuteften, unerjchrodeniten und 

body maßvolliten Führer des Liberalismus zu bliden; in Aachen 

machte ihm diefe Stellung niemand ftreitig. Aber aud) für die gefamte 
politiiche Welt Deutichlands war er fein unbekannter Mann mehr. 

Er hatte einen Namen von gutem Klange als Gejchäftsmann, als 
Schriftfteller, als Politifer. Im Jahre 1839 brachte das Brod: 

hausſche Konverjationslerifon zum erftenmale einen Artifel über ihn. 

Erfreut gratulierte ihm fein warmer Freund und Kollege von 

Oppen zu dieſer ehrenvollen Anerkennung. „ES ift den großen 

Häufern, deren Zahl befanntlich Legion ift, ſchon recht,“ ſchrieb 
er, „daß feiner von ihnen jondern nur ein Hanſemann in Diele 

Vorhalle der Uniterblichkeit einrüdt, und daß dieſer gerade mein 

lieber ;sreund und Kollege ift, thut mir aud) wohl. Sie find, 

wenn Sie es noch nicht willen follten, eine der auffallendften Er- 

Iheinungen in dem politiichen Leben Deutſchlands.“ Scherzend 

fügte er Hinzu, wäre er zu Rate gezogen worden, jo hätte er 

Brodhaus aus befter Duelle die Notiz zugehen laſſen, „daß Sie 

bei allem dem nur ein Verſtandesmenſch ohne Gefühl find, es fei 

denn, daß man Ihnen das bißchen Gefühl für alles Gute, Schöne 

und Nüsliche und Große und reſp. Ihre Freundſchaft ... als kur⸗ 

rentes Gefühl (oder zu deutich Sentiment) gut Jchreiben wolle.“ 

Aber auch Hanfemann ſollte es erfahren, daß fein Mann un- 
geitraft auf dei Höhen des Lebens mandelt und der Weg zum 
Ruhme nicht auf glatt gepflafterter Straße führt. Je Höher fein 

Anfehen ftieg, je mehr Leute auf ihn blicdten, um jo erponierter 

war jeine Stellung, um jo mehr war er PVerbächtigungen wie den 

joeben erwähnten ausgejeßt, um fo größer wurde die Zahl feiner 
Gegner: viel Feind’, viel Chr’. Auch die Unruhe mehrte fi. Yahr 
für Jahr lange Zeit, oft Monate hindurch in öffentlichen Intereſſen 

von Aachen abmwejend, führte er eine Lebensweile, die jeinen ge- 

mütlichen Bedürfnifien, feinem häuslichen, orbnungsliebenden Sinne 

wenig zujagte und ihn dem DVerfehre mit den Seinen in viel zu 

ftarfem Maße entzog. Seinem faufmännifchem Gejchäfte Fonnte 

er jchon jeit Jahren nicht mehr die anfängliche Sorgfalt, Zeit und 
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litteratur Hatten das fatholiiche Bewußtſein jo mächtig gehoben 

und zu einer fo einfeitigen Betonung des fatholifchen Standpunftes 

in der Politif geführt, daß zumal in Machen alle anderen Rück— 

fihten und Erwägungen vor der Dppofition gegen den Pro- 

teftantismus zurüdtraten. Nun fonnte e8 in Aachen gar nicht un— 

befannt fein, daß Hanfemann die preußiiche Kirchenpolitif ſehr 

iharf verurteilte. Er machte der Regierung einen Vorwurf daraus, 
daß fie zu wenig paritätilch fei, daß fie fih in dem Fatholiichen 

Rheinlande als Vertreterin des Proteftantismus aufipiele und jtet3 

den proteitantifchen Charakter Preußens betone, das doch ein kon— 

feffionell gemifchter Staat ſei; er rügte die Unflugheit, dem Erz- 

bifchof durch feine Verhaftung in den Augen der Katholiken den 

Glanz des Martyriums zu verleihen. Zah er fi doch fogar 

genötigt, einen höheren StaatSbeamten jeine Anfichten hierüber 

ichriftlicd) auseinander zu ſetzen, weil feine Äußerungen entjtellt und 

übertrieben nach Berlin gemeldet worden maren.!) Aber das alles 

fam jeßt nicht in Betracht. Die Aachener wollten feinen Steber. 

Hanjemann empfand diefen Ausfall der Wahl als eine 

empfindliche politifche Niederlage. Nicht, dab jie jeinem Anſehen 

unter den liberalen Parteigenoſſen überhaupt geichadet hätte. 

Aber er lebte unter lauter fatholiichen Mitbürgern; auch feine 

Kollegen in der Handelsfammer waren größtenteils Katholiken. 

Hatten dieſe vermögenden, bei der Yandtaaswahl wohl durchweg 

beteiligten Männer feine Niederlage nicht verhindern fönnen oder 

wollen, jo glaubte er Hieraus die nötigen Konjequenzen ziehen zu 

müffen. Cr legte daher in der Gigung vom 25. November 1839 
niht nur das Prafidium in der Handelsfammer nieder, Jondern 

trat auch völlig aus der SKörperichaft aus. Zur Motivierung 

dieſes Schrittes gab er perjönlich eine protofollariiche Erflärung 

ab.?) Nur zum Beften der Stadt Aachen, führte er aus, habe er bis- 

ber den Einfluß benusgt, den ihm das Prafidium in der HandelSfammer 
gewähre. Aber mit Kraft und Erfolg fönne er nur wirfen, wenn 

1) An den Geheimen herregierungsrat Seiffart in Berlin. 14. Fe— 
bruar 1888. 

2) Situngsprotofolle der Aachener Handeldfammer. 
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der Wähler doc gegen ihn geweſen fein, jedenfalls jei jeine 
dermalige politifche Stellung geſchwächt und er fönne nur dann im 

Amte bleiben, wenn er im wejentlichen mit den Mitbürgern über- 
einftimme. Für ihn fei das Motiv, warum er nicht gemäblt 

morden, völlig Mar. Das jebt angenommene erflufiv-fatholifche 

Brinzip tadle er höchlich und es trenne ihn in einem wejentlichen 

Punkte von der Majorität. Hanſemanns Beifpiel folgten jeine 

Freunde van Gülpen, obwohl dieſer fatholiih war, und der 

proteftantiihe ©. Wagner. Lebterer legte gleichzeitig jein lang: 

jähriges Prafidium im Handelsgerichte nieder, weil die legten 

Wahlen zu demjelben gezeigt hatten, daß auch das Handelögericht 

von proteftantifchen Elementen gejäubert werden ſolle. Hanjemanns 

Nachfolger als Präſident der Handelsfammer murde Jakob 

Springsfeld, daS Haupt der Gegenpartei. Der Umjchmung war 

mithin jo vollftändig als nur möglich. Auf diefen Gegenjat 

mochten wohl aud die fcharfen Angriffe der Springsfeldichen 

Partei gegen die Pireftion der Rheiniſchen Eilenbahn in den 
Generalverfammlungen jener Zeit zurüdzuführen fein. Dem Grafen 
Arnim jchrieb Hanjemanı!) in Bezug auf diefe Vorgänge, es gebe 

aus ihnen hervor, „wie ſchwach es noch mit dem politiichen Ver— 

ftande der großen Mehrheit hier zu Lande, ſelbſt unter den Bor- 

nehmen, ausſieht. Mag dies auch bie oder da angenehm jein, 

weil man glaubt, die Unmijjenden am beiten lenfen zu fönnen, 

für mid) ift es ſtets obgleich feine überrafchende, doch eine be- 
trübende Gricheinung, da ein ſolcher Zuftand bei irgend außer: 

ordentlichen Ereigniſſen, die früh oder ſpät nicht ausbleiben, für 

den Staat am gefährlichiten iſt. Arnim antwortete am 30. De— 

zember mit einem Glückwunſche zu den Erfolgen in der Bahn- 

angelegenheit und meinte, Die erlebten Widermärtigfeiten würden 
in wenigen “Jahren vergejjen fein. 

„Aber die Bahn fteht,“ fuhr er fort, „und der Stadt Aachen iſt ihr Blat 

als europälfche Stadt geſichert. Das Bewußtſein, welches Sie haben können, der 

weſentlichſte und wirkſamſte Hebel diejed Werkes und diefes Erfolges geweſen zu 

fein, möge Sie iiber diejenigen unangenehmen Empfindungen erheben, welche die 

1) In dem S. 215 angeführten Briefe vom 12. Dezeınber 1889. 
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Sn Spt Beben Trust. . Im vorliegenden 
Be en we allerdings die Konfeffion das einzige Movens geivejen zu 
fein, mad ben a 3 Meere a von heit 
Be en Bunte Ve Hans beim Schreiben der Wahlzettel geführt 

| Di Giegt außer der Eiphäre bed öffentlichen Lebens und wenn 

folgen mußte, dadurch geitört werben, jo darf dies nicht befremden.” 
Da dieſe Vorgänge die öffentliche Meinung in Aachen ftarf 

erregten und in den Zeitungen beſprochen wurden, jo berichtete 
der eg Cuny, Arnims Nachfolger, über fie nadı 
Berlin. Er hatte ſich eine Abjchrift des Sigungsprotofolls der 
Handelsfammer vom 25. November geben lafien und ſandte fie 

Minifter des Innern ein, indem er mißbilligend bemerkte, 
daß Hanſemann, der fich in der erwähnten Sitzung der Handels- 
a wiederholt mit D'Connell, dem irischen Agitator, verglichen 
babe,') als Haupt und Führer einer politiihen Partei zu wirfen 
ftrebe und, den Zweck der Handelsfammer verfennend, fie als 
Mittel zur Erreichung feiner politiichen Zwecke betrachte. 

Diernach ift m. €“, heilt es weiter in dem Bericht, „ungeachtet der 
Dp. Hanjemann in Aachen einer befonderen Popularität nicht genieht, doch bei dem 
großen Einfluffe, welchen jeine Stellung als Direftor der Eifenbahn, als Präfident 
der Aachener und Münchener Feuerverficherungsgefellichaft, ala Präjes des Vereins 
aux Beförderung der Arbeitſamteit und die damit verbundene Verwaltung des 

Bermögens diejes Vereins ihm gewährt, fein Ausicheiden aus der 
Handelötammer in politiicher Hinficht nicht zu bedauern und noch weniger das Miß— 
Ungen feiner Bewerbung um die Landtags-Abgeordneten-Stelle. Der gewählte 
Abgeordnete Dr. Monheim?) gehört zwar zur ulttamontanen Partei und iſt 
eim eifriger Anhänger des Erzbiſchofs; er fit aber ein beſchränkter Kopf und es 
—— ihm an perſönlicher Gewandtheit und beſonders an Fertigkeit im münd— 

* Im Beuortehenden Yandtage werde die kirchliche Frage 

gewiß zur Sprade kommen. Zwar jtänden beide, Monheim 
— — auf Seiten der Oppoſition, „bei der ausge— 

9 Das Protokoll, weſches die Reden recht ausführlich wiedergiebt, er- 

ed ſolche Äußerung Hanjemanns wicht. 
2, Sertümlicher Weiſe hält der Bericht den Dr. Monheim und nicht deiien 

Stellvertreter Springsfeld für Hanſemanns Rivalen. 
Bergengrün, David Hanjemann. 15 

23 
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zeichneten ntelligenz, der perjönlichen Gewandtheit und der Fertig— 
feit Hanſemanns im mündlichen Bortrage” würde die Oppofition 

jedoh nur durch die Wahl Hanfemanns eine ganze bejonbere 

Berftärfung erfahren haben, und das um jo mehr, als er jelbit 
evangelifch jei.!) — Einige Monate darauf ſah fic) der Regierungs- 
präfibent veranlagt, feine Teilnahme an einem Feſtdiner für 

Hanfemann damit zu entichuldigen oder zu erflären, daß es feinen 

politiichen Charakter hatte, fondern nur Hanſemanns Berbienften 
um die Eiſenbahn galt.) 

Wie die Thronbejteigung Friedrih Wilhelms IV. im Sommer 
1840 einen Wandel in allen öffentlichen Berhältniffen anzufündigen 

ſchien, fo glaubten auch die Eifenbahngejellfchaften von dem neuen 

Herriher eine reichlichere Förderung erwarten zu bürfen. Un— 
ftreitig trug diefe Erwägung mit dazu bei, daß die Direftion ber 
Rheiniichen Bahn auf Anregung Hanfemanns an eine neue große 
Aufgabe herantrat: fie beſchloß auch den Bau der Rhein-Wefer- 

bahn in ihre Hand zu nehmen, oder mit anderen Worten, die 

Rheiniſche Eifenbahn von Köln bis Minden fortzujegen. 

Gleichzeitig mit der Rheinischen Eijenbahngejellichaft war am 
21. Auguft 1837, wie wir jahen, die Gejellichaft für die Rhein- 

Weſerbahn und einige Tage darauf eine andere Gejellichaft für 

die Strede Düffeldorf— Elberfeld Tonzeffioniert worden. Die 

Düfleldorf-Elberfelder Bahn konnte ſchon im Dezember 1838 teil- 

weife, 1841 völlig dem Betriebe übergeben werden. Dagegen 
ichwebte über der Nhein-Wejerbahn ein eigener Unſtern. Zum 

Teil infolge falſcher Maßregeln der Direktion, zum Teil infolge 

des plötzlich erwachenden Mißtrauens der SKapitaliften gegen 
Fifenbahnaftien überhaupt trat bier die Kataſtrophe ein, melche 

Hanfemann von der Rheiniichen Bahn jo geichidt und glüdlid) 

abzuwenden gewußt hatte. Die Einzahlungen der Aktionäre er: 

1) Bolizeiberiht des Regierungspräfidenten von Machen an den Minifter 

des Innern v. 8. Januar 1840. (Geheimes Staatdardiv). 
2) Bolizeiberiht vom 6. Mai 1840. Ebenda. 
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Der Minijter gab ihm die Zujage, daß der Staat dem Unternehmen 
Begünftigungen und Unterftügungen zumenden werde. Nebt exit 
benachrichtigte Hanſemann die Direktion von dieſen Verhandlungen. 
Sie trat jeinen Vorjchlägen vollfommen bei und erhielt am 22, Ja— 
nuar 1841 eine vorläufige Konzeifion für das neue Unternehmen. 
Auch die Generalverjammlung vom Mai 1841 billigte das Vor— 
gehen der Direktion. Beifällig wurde Hanjemanns Bericht auf- 
genommen, der mit den hoffnungsfreudigen Worten ſchloß: „Noch 
nie iſt in Preußen unter ähnlichen Aufpizien ein Eifenbahnunter- 
nehmen verfolgt worden. Die Berhältnifie find überall günftig; — 
ftatt blos lokaler Frequenzverhältniffe jehen mir einem Weltver- 
fehr entgegen und eine große Bereitwilligfeit des Staates fteht uns 
zur Seite.“ 

Schon jeit Monaten bereijte Hanjemann als Spezialbevoll- 
mächtigter der Direktion die verjchiedenen Streden, welche für die 
Wahl der Bahnlinie in Betracht fommen fonnten. Jetzt trat ihm 
für die Worarbeiten der Landrat von Egidy aus Düren zur 

Seite, der jih mit einem Stabe von 35 Technikern in Hagen 
niederlieg. Wie mit Dppen, Ammon und Hauchecorne verband 
ihn aud; mit Egidy jehr bald ein warmes Freundicdyaftsverhältnis, 

das auf dem Grunde gegenjeitiger Hochachtung und Wertſchätzung 
rubte. In den an Hanjemann gerichteten Briefen diefer Männer 
bricht oft ein lauter Ton der Bewunderung und Verehrung für ihn 
durch, der um jo überrafchender wirft, als fie durchaus ſachlich 
urteilende Gejchäftsmänner und jedem Überſchwang abhold waren. 
In der That war aber auch die Maſſe jchiwerer und verant- 

mwortungsvoller Arbeit, welche Hanjemann in diejen jahren be— 
mältigte, erjtaunlic; groß. Pom Frühling 1841 bis zum Früh— 
ing 1843 befand er fich unausgejegt auf Neifen im Intereſſe der 

KRöln-Mindener Bahn.!) Weilte er während der immer nur furzen 

1) Wie viel Zeit umd Nrbeit Hanjemann an die Vorarbeiten für die 
Köln Mindener Bahn wandte, geht aus folgender Zufammenftellung hervor, 
die ich dem Abrechnungen über feine Reifeloften ennehme: 

1841 17, März bis 25. April. Bon Machen nad Braunſchweig, Hannover und 

Bremen, Bereiiung der veridhiedenen Linien. 
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Reifepaufen in Aachen, jo mußten feine vielfachen anderen Ge- 
ichäfte und Verpflichtungen im nicht minder anftrengender Arbeit 
erledigt werden. 

Im Januar umd Februar 1842 verhandelte Hanfemann in 
Öannover über die Fortſetzung der Bahn von Minden bis Braun— 
ichmeig, deren Bau die Rheiniſche Eifenbahngejellichaft mit Unter— 
ftügung der hannöverichen Regierung übernehmen wollte. Die 
Verhandlungen!) jcheiterten, weil Hannover eine ſolche Führung 
der Bahnlinie verlangte, dab der ganze Warenverfehr der Hanje- 
ſtädte durch Hannover jeiner ganzen Länge nach und weiter nad 
Süden geleitet wurde, preußiiches Gebiet aber jo gut mie völlig 
umging. Infolgedeſſen wollte Hanſemann Hannover den Eijen- 

bahnauſchluß im Weiten überhaupt verweigern und einem ſchon 
früher von der preußiichen Regierung erwogenen Plane gemäß die 
Verbindung zwilchen Köln und Berlin ſüdlich von Hannover durch 
Kurheſſen und Thüringen bewerfitelligen. Die Bahn wäre dann 
von Lippftabt auf Kaſſel ftatt auf Minden geleitet worden und 

noch von Hannover aus ordnete er die technijche Unterfuchung 
dieſer Streden bis zur heffiichen Grenze an. Erbittert ſchrieb er 
aus Hannover dem Geh. Oberfinanzrat von Patow in Berlin: „Sn 
feinem Falle darf die Nationalehre dadurch befleckt werden, daß 
wir einfältigen und dummen Vorurteilen zu Liebe uns ſelbſt das 
Mittel veriperren, mit einem der wichtigen deutichen Seehäfen 

1841 15. Mai bis 10. Auguft. Meift in Berlin. 
26. September bis 20. November. Bereifung der verjchiedenen Linien im 

der Rheinprovinz und in Weitfalen. Verhandlungen mit den einzelnen 

Gemeinden. 
12, bis 24. Dezember. In Weſtfalen zu demſelben Zwecke. 

25. Dezember bis 28. Februar 1842. In Hannover, Verhandlungen mit 
der dortigen Regierung. 

1842 1. März bis 26. Mai. In Berlin. 
16. Juni bis 14. Yuli. Bereifung der Linien in Weſtfalen und in ber 

Rheinprovin;. 
Auguſt und September. Reife nah England zu Studienzweden. 

u 5. Oftober bis 20. März. In Berlin. 
I) Alten im Staatsarchiv zu Hannover. 
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vorteilhaft zu verfehren. Außerdem giebt es im vorliegenden 

Falle nur ein Mittel, die hier herrſchende Verftoctheit zu befiegen: 

der Ernft, mit dem man den biefigen Beamten zeigt, daß man 
auch ohne Hannover jeine Zwecke erreichen kann.“ Weit größeres 

Entgegentommen fand Hanjemann in den Verhandlungen über 

Hannovers Beitritt zum Zollverein, die er mit Wiſſen und Willen des 

Grafen Alvensleben gleicyzeitig in vertraulicher Weife einleitete. 

Hannover fühlte jeinerjeit$ fein großes Bedürfnis nach Zollgemein: 
Ihaft mit dem übrigen Deutichland. Es hatte weder eine nennens- 

merte Induſtrie zu jchügen, noch lag es in der Abficht der Re- 
gierung, die Entwidelung einer ſolchen zu begünjtigen. Man ftand 
fi) materiell gut bei einem freihändlerifchen Syftem, das den Ein- 

wohnern billigen Bezug von Kolonialproduften, Wein und englifchen 

Fabrikaten, der Landmwirtichaft lohnenden Getreideerport gewährte. 

Trotzdem war man dem Beitritt zum Zollverein nicht abgeneigt, 

wenn Hannover bejondere Bergünftigungen gewährt wurden. Bor 

allem verlangte man ein Borzugsrecht bei der Verteilung der ge: 

meinfamen Zoleinnahmen. Nach Hanſemanns Anjicht übermog 
ber politifche und wirtjchaftliche Wert des Anjchluffes der Nordſee— 

füfteandas Zollvereinsgebiet und der Ausfüllung der Faffenden Lüde im 
freien Verkehr zwischen den mweftlichen und öftlichen Provinzen Preußens 

jede andere Rüdficht jo jehr, daß Preußen auch auf viele hoch— 

geichraubten Bedingungen eingehen mußte. Daß das nicht geichab, 
daß der fisfalifche Gefichtspunkt an Stelle des politiichen den Aus- 

ihlag gab, hat Hanjemanı jtetS als eine bedauerliche Kurzfichtigkeit 

der preußijchen Regierung bezeichnet. Erſt ein Dezennium ſpäter ijt 

Preußen zu diefer Erkenntnis durchgedrungen und hat dann 

Hannover jelbjt jenes Präzipuum angeboten, das es ihm 1842 

verweigerte. 

Bon Hannover begab ſich Hanjemann Anfang März 1842 

nach Berlin, um womöglich noch vor der im Mai ftattfindenden 

Generalverfammlung der Eifenbahngefellichaft eine fefte Überein- 

funft in betreff der Staatsunterjtügung, welche Alvensleben zugelagt 

hatte, und eine Entichließung über die ‚bisher vermefjenen und der 
Regierung zur Wahl und LBeltätigung vorgelegten Bahnlinien 
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gänger und zur Direftion die beiden Bahnen als völlig jelb- 
itändige, von einander getrennte Unternehmungen behandeln. So 
mußte denn Hanſemann der Generalverfammlung am 31. Mat 
1842 zu feinem Kummer eröffnen, dab er nod immer fein 
Arrangement mit der Regierung vorlegen könne. Die General: 
verfammlung beauftragte freilidy die Pireftion, die Vorarbeiten 
fortzufegen, ſchon aber ſprach fich eine Minderheit von Aktionären, 
jtugig gemacht durch die lange Dauer der Verhandlungen, jehr 
entjchieden gegen das rechtsrheinijche Unternehmen aus. 

Aber auch von anderer Seite fünbigte fich eine lebhafte 
Oppofition an. In Elberfeld juchte man natürlich alles daran 
zu jegen, die Bahn über dieje Stadt und durch das Ruhrkohlen— 
gebiet zu führen. Hanſemanns Bericht vom April 1842, 
der die Möglichkeit, diefe Strede zu bauen, jo gut mie 
verneinte, wurde daher der Gegenjtand einer jcharfen, ja 
leidenjchaftlichen Kritif; man warf Hanſemann vor, dab er 
die Ausgaben zu body, die Frequenz zu niebrig veranjchlagt 
habe, und rechnete viel günftigere Nentabilitätsverhältnifie heraus. 

Und da von der Rheiniſchen Gejellichaft eine nachhaltige Ver— 
tretung der Elberfelder Intereſſen nicht zu erwarten war, jo 

entitand in diejer Stadt ein bejonderes bergijch-märfiiches Komitee, 
welches fich die Befämpfung der Duisburger Yiniefund der Rheinischen 
Gifenbahngejellichaft zur Aufgabe machte. An der Spite des 
Komitees jtand der Handelsgerichtspräfident in Elberfeld, jpäterer 
Staatöminifter A. von der Heydt. Im Juni juchte es jeinerfeits um 

die Konzeſſion für die über Elberfeld zu leitende Köln-Mindener 
Bahn nad. So entbrannte zwilchen dem bergiſch-märkiſchen 

Komitee und der Direktion der Rheiniſchen Gejellichaft ein ganz 
ähnlicher Kampf, wie er in ven dreißiger Jahren zwilchen dem 
Kölner und dem Aachener Eifenbahnfomitee ausgefochten worden 
war. Hanſemanns Gegner verfehlten natürlich nicht, auf Dieje 

Ähnlichkeit Hinzumeiien und ihn daran zu erinnern, wie er einit 
jelbit troß Der höheren Baufojten um der allgemeinen Staats» 

interefjen millen den Anſchluß Aachens herbeigeführt habe; nun 
wolle er biejelben Gründe für Elberfeld und die bergiſch-märkiſchen 
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Induſtriegebiete nicht gelten laſſen. Hanſemann hätte aber, wie 
gejagt, an ſich gegen die Elberfelder Linie nichts eingewendet, ja 
fie bevorzugt, wenn ihm die Möglichkeit nachgewiejen wurde, das 
Anlagefapital aufzubringen und zu verzinfen. In Berlin boten 
die Gegner alle erlaubten und, wie Hanſemann meinte, auch un— 
erlaubten Mittel auf, um ihn aus dem Felde zu jchlagen. Einen 
eriten Erfolg hatten fie damit zu verzeichnen, daß auf ihren be- 
fonderen Wunſch den mit der Prüfung der Vorarbeiten an Drt 
und Stelle beauftragten Kommifjaren nod) der Bauinfpeftor 
Henze zugeſellt wurde, ein Mann, der den Technifern der Rheinifchen 
Eifenbahn und bald auch ihren Direftoren perjönlich verhaßt war 
und von dem allgemein vorausgejegt wurde, daß er die Nadı- 
prüfungen mit der Tendenz, alle Berechnungen und Bermeffungen 
falich oder willfürlich zu finden, vornehmen werde. Sein hoch— 
mütig-büreaufratijches Weſen, jeine Cinfeitigfeit und mancherlei 
Ehifanen machten es Egidy und Hanfemann außerordentlich ſchwer, 
mit ihm auszutommen. Monatelang wurde fait das gejamte zu 
den Vorarbeiten engagierte Perfonal für die Zwede der Minifterial- 
fommiljare in Anjprud; genommen, die fic) dann mit bem ge- 
jammelten Materialien nach Berlin zurüdzogen und wieder monate- 
u nichts von fich hören ließen. Die Enticheidung lag noch in 
weitem Felde. 

Mittlerweile hatte auch der Weiterbau der Imfsrheiniichen 
Bahn mit erheblichen Schwierigkeiten zu fämpfen. Freilich konnte 
die Strede Köln— Nahen im September 1841 dem Verkehr endlich 
übergeben werden. Ein wichtiger Schritt vorwärts war damit ge- 
ſchehen. Um jo trüber jahen aber die Ausfichten für die Voll- 
enbung der Bahn bis zur belgiichen Grenze aus; denn es zeigte 
id, dab die Koſten noch immer zu gering veranfchlagt 

en. Dazu jtellte ſich erſt nach Eröffnung der Köln-Aachener 
e die Notwendigkeit heraus ein zweites Schienengleis zu bauen 

und den Bahnhof in Köln an den Rhein zu verlegen. Schon nad) 
der 1840 von der Generalverfammlung beichlofjenen Anleihe, die 
un Ausgabe von Prioritätsobligationen beſchafft wurde, war 
das Anlagefapital von urſprünglich drei auf fieben Million Thaler 
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vermehrt worden. Aber auch dieje Summe reichte nicht aus. Die 

Generalverjammlung vom 31. Mai 1842 jah fich gezwungen, bie 
Direktion zu einer zweiten Ausgabe von Prioritätsobligationen im 

Betrage von 2"), Mill. Thalern zu ermächtigen. Aber fie unterzu- 
bringen mar eine ſchwere Aufgabe. Wiederum hatte das Publikum 

das PBertrauen zur Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft eingebüßt. 

Der Kurs ihrer Aktien ſank um diefe Zeit auf 77. Die Direftion 
gewann mehr und mehr die Überzeugung, daß fie das Unternehmen 
nicht zu Ende führen fönne, wenn nicht der Staat eine ausgiebige 

Unterftügung eintreten laſſe oder eine Garantie für die Berzinfung 
des Anlagefapitals übernehme. Und hierauf glaubte fie allerdings 

rechnen zu können, da gerade jetzt das Verhältnis des Staates zu 

den Eifenbahnen in ein völlig neues Stadium trat. 
Im Jahre 1842 ſchuf der König das Amftitut der ftändijchen 

Ausſchüſſe. Sie wurden von den Provinzialftänden gewählt und 

follten einzen oder als „Vereinigte Ausſchüſſe“ gutachtliche 

Äußerungen über Regierungsmaßregeln und Gefete abgeben, fo oft 
der König fich ihres BeiratS bedienen wollte. Es follte das der 

erfte Schritt zur ber verheißenen Entwidelung der ftändifchen 

Anftitutionen feien, welche dem König Friedrich Wilhelm IV. jo be- 

ſonders am Herzen lagen. Weder die Minifter noch das Publikum 

famen indes darüber ins flare, welche Richtung der König diefer 

Entwidelung geben wollte. Wohl hatte Friedrid Wilhelm IV., als 
die Landtage 1841 zujammentraten, der öffentlihen Meinung 

einige Zugeftändniffe gemacht, indem er eine fehr beſchränkte Ver- 
öffentlichung ihrer Verhandlungen in den Zeitungen, ohne Nennung 

der Redner, geftattete und die regelmäßige Einberufung der Yandtage 
nad) zwei Jahren, anjtatt wie bisher nach drei, verhieß. Das bebeutetc 

aber jo gut wie gar nichts gegenüber den hochgeipannten, durch des 

Königs unvorfichtige Reben und Handlungen neu belebten Hoffnungen 
auf eine konftitutionelle Verfaffung. Des Königs Bruder, der Prinz 
von Preußen, war darum auch gegen die Einberufung der Ausſchüſſe, 

welche die Aufregung nur vermehren würden, ohne die Er- 
wartungen zu erfüllen, um fo mehr, als man in Verlegenheit 

darüber war, was für ein Beratungsgegenftand ihnen vorzulegen 
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der Eifenbahnen teilhaftig wurden, und da einzutreten, wo ber 
private Unternehmungsgeift verjagte. Aber auch abgejehen von 
den Forderungen einer das Wohl aller Provinzen bedenfenden 
Staatsfürforge erfannte man, daß aus politiichen und militärischen 
Gründen ein nad einheitlichen Geſichtspunkten angelegtes preußijches 
Eiſenbahnnetz nötig fei, dejlen Ausführung von der Privatinduiftrie 
allein nimmer zu erwarten war. Durch dieies Neb jollten die 
Provinzen untereinander, mit der Hauptitabt und mit dem Aus— 
lande planmäßig in Verbindung geſetzt werben. Dazu beburfte 
es außer den bereit fertigen und im Bau begriffenen Eifenbahnen 
nach den Abfichten der Regierung fünf weiterer Eijenbabnlinien.') 
Da ihre Rentabilität für den Anfang mwenigftens zweifelhaft war, 
jo fonnte nur der Staat ihre Heritellung bemirfen. Indeſſen fragte 
es fich, ob er fie jelbjt bauen oder durch Zuficherung binreichender 
Unterftügungen die Bildung von Aftiengejellichaften ermöglichen 
jolle. Die Regierung entichied fich für den zweiten Weg. Aus— 

Ichlaggebend war wiederum die Nüdficht auf das Staatsichulden- 
gejeß und die verheihene Einberufung der Reichsftände für den 
Fall einer Staatsanleihe. Der Eifenbahnbau auf Staatsfoften war 
num mal nicht von der Berfafiungsfrage zu trennen. Es wurde 
alfo bejchloffen, durch Unterftütungen, Übernahme von Aktien und 
Zinsgarantien die Herftellung des großen Eiſenbahnnetzes auf in- 
direftem Wege zu bewirfen. Eine große Denkichrift präzifierte des 
Näheren die Wünjche und Abfichten der Negierung. Hierüber jollten 
die Vereinigten Ausſchüſſe ihr Gutachten abgeben. 

Die Beratungen der Pereinigten Ausſchüſſe währten vom 

18. Dftober bis 10. November 1842. ever Landtag hatte zwölf 
Vertreter geftellt, zu denen noch zwei mebiatifierte Fürften aus 

ben weftlichen Provinzen famen. Den Vorfit in dieſer eriten 
zentraljtändiichen Beratung, welche Preußen erlebte, führten Die 
beteiligten Minifter, in der Hauptfrage aljo Bodelſchwingh, der 
die peinliche Aufgabe hatte, ängſtlich darüber zu wachen, daß die 
98 Deputierten von ber ihnen geftellten Aufgabe nicht etwa auf das 

I, Minden — Köln; Halle— Mittelrhein; Berlin— Königsberg; Frankfurt 

a. D.-— Breslan—öfterr. Grenze; eine Bahn nad) Poſen. 
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itände nur deswegen verleugnet wurde, weil einige Abgeordnete 

aus Rüdficht auf die Regierung gegen ihre eigenen furz zuvor 
ausgeiprochenen Anfichten ftimmten. 

Gejtügt auf die Zuftimmung der Ausſchüſſe ging die Krone 
jofort an die Ausführung. Die Salzpreife wurden ermäßigt, zıvei 

Millionen Thaler jährlid) für bare Unterſtützungen von Eifen- 

bahnanlagen bereit geitellt und die Bildung eines Fonds von 

ſechs Millionen zur Uebernahme von Aktien angeorbnet. An den 
in der Denfichrift als unterftügungsbedürftig bezeichneten Linien 

des projeftierten Eiſenbahnnetzes, unter denen ſich aud) die Köln- 

Mindener, nicht aber die Rheiniſche Bahn befand, wollte der Staat 

ſich derartig beteiligen, daß er ’/, des AftienfapitalS übernahın 

und unter allen Umjtänden für ®/, desfelben einen Zinsgenuß von 

31/,%. gewährleiſtete. Die Zinjen des ftaatlihen Siebentels jollten 

den Tilgungsfonds bilden. Dafür nahm der Staat das Recht in 

Anſpruch, ji in den Generalverfanmlungen feiner Kapital- 
beteiligung entiprechend vertreten zu laffen, ein Mitglied in jeder 

Direktion zu ernennen und die Verwaltung einer Bahn ganz zu 

übernehmen, wenn drei jahre hindurch ein Zujchuß zu leiften 

geweſen war. Die erfte unter dieſen Bedingungen ins Leben 

gerufene Eifenbahngelellihaft war die niederjchlefiich-märfifche für 

die Strede Frankfurt a. D.— Breslau (Mai 1843). 
Hanfemann hatte die Unterbredung der Unterhandlungen mit 

der Regierung während der Nachprüfung der Vorarbeiten für Die 

rechtsrheiniſche Bahn Durch die technitchen Miniſterialkommiſſare im 

Herbit 1842 zu einer Reife nach England benutzt. Während dieſer 

Reiſe fand in Gegenwart des Königs das berühmte Tombaufeit 

in Köln ſtatt. Es konnte auffallend erjcheinen, daß Hanjemann 

unter den hervorragenden Perſönlichkeiten des Rheinlandes fehlte, 

die fi) damals um ihren Föniglicdyen Herrn fcharten. Er hielt 

ſich aber, obwohl feine Freunde ihn dringend herbeiwünjchten, für 

verpflichtet, Die kurze Muße auf das Studium der engliichen Bahnen 

zu verwenden. yn einem ehrfurchtspollen Schreiben aus Birming- 

ham vom 29. Auguft 1842 entſchuldigte er beim Könige fein Fern— 

bleiben von den Feitlichfeiten: die Pflicht, welche ihm das mehrfach 
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mit dem Prinzip der unumijchränften Monarchie verbundenen Vor- 
teile benußen follen; der Beirat der ſtändiſchen Ausfchüffe nimmt 
diefe Norteile hinweg, ohme im geringften den Nutzen zu gewähren, 
welchen der Staat aus einer reichsftändiichen Berufung hätte ziehen 
fünnen.“ 

Zollte Hanjeman den Grundzügen der jtaatlicdyen Eijenbahn- 
pläne, wie fie in der für die Vereinigten Ausichüffe beftimmten 
Denkſchrift niebergelegt waren, vollen Beifall, jo fand er ſich doch 
veranlaßt, auf ihre zwedmäßige Ausführung im einzelnen durch 
eine neue Schrift einzuwirken. Bald nachdem die Ausſchüſſe ihre 
Thätigfeit in Berlin beendet hatten, arbeitete er eine Broſchüre 
aus „Über die Ausführung des Preußiichen Eifenbahn-Syitems*.t) 
Er geiteht, da die Negierung, wenn man alle obwaltenden Umſtände 
und Berhältnifje berücfichtigt, wohl daran gethan habe, der Ausführung 
durch Privatinduftrie den Vorzug zu geben, vorausgefeßt, daß letztere 
durch die Art der Unterftügung wirklich dazu befähigt werde. In be: 

jonderen Kapiteln werden behandelt: die Hauptzwede der großen 

Eifenbahnen (im Gegenjat zu den bisherigen ilolierten Unter- 
nehmungen), der Umfang des erforderlichen Kapitals, die Bahn- 

richtungen, dieDauer der Ausführung und die Konzejfionsbedingungen, 

Hanjemann giebt jehr ins Detail gehende Aufftellungen und Be- 
rechnungen für das Syſtem im ganzen und für jede einzelne der 

projeftierten Bahnen. Die leitenden Gefichtöpunfte find in der 

Hauptſache die nämlichen, von denen er in jeiner bisherigen Wirf- 
jamfeit und in feinen früheren Schriften ausgegangen war. Mit 
großem Nachdruck verlangt er bier, daß die Richtung der Haupt: 
bahnen, insbeiondere für die Verbindung zwijchen Berlin und dem 
Weiten, jo gewählt werde, daß fie womöglid) den Beitritt Hannovers 
und jeiner Zollverbündeten zum Sollvereine erleichtere oder er- 

zwinge.. Dann jei eine beutjche Marine möglich, die nicht in 
Hamburg, jondern weiter unterhalb am bannöverjchen Elbufer 

einen vortrefflichen Kriegshafen finden werde. Es mar berjelbe 

Gedanke, der ihn bei feinen Verhandlungen mit Hannover am 

1) Über die Ausführung des preußiſchen Eiſenbahnſyſtems von David 
Hanjemann. Berlin. Berlag von Alerander Dunder. 1848. 96 Seiten. 
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ausgemacdhten Zins abwerfen, für die Spefulation jehr viel weniger. 
Der Staat garantiert alfo nach Hanfemanns Vorſchlägen den Dar- 
leihern die Zinfen und vergütet den Aftionären */, von dem, was 
fie weniger als 4°j, an Reinertrag verdienen, jo daß diefe in dem 
Falle, daß fich gar fein Neinertrag ergäbe, eine Rente von nicht 
mehr als 3*/,%/, beziehen würden. Aber auch die Garantie von 
3'/,°/, für die Aftien ift nur eine bedingte, da von dieſem 
Minimum ein Teil des Zuſchuſſes in Abzug gebracht wird, 
den der Staat für die Perzinfung des Anleihefapitals infolge 
der auch für diefe übernommenen Garantie leifte. Im übrigen 
waren Hanjemanns PVorjchläge darauf gerichtet, die Konzeifions- 
bedingungen durch Gewährung verfchievener Vorteile und Privi- 
legien jo zu geftalten, dab die Wahrjcheinlichfeit eines höheren 
Reinertrages groß genug blieb, um das PBublifum zur Aktien— 
zeichnung zu vermögen. 

Hanjemann wird jeine jpeziellen Vorjchläge wohl jelbit für 
verbejjerungsfäbig gehalten haben. An dem Grundfage einer nur 
bedingten und teilweifen Garantie und einer geſetzlich vorge- 
ichriebenen Teilung des Anlagefapitals in Aktien und Obligationen 
hielt er aber umerjchütterlich feit und machte der Regierung daraus, 
daß fie fich ihm nicht aneignete, einen jchweren Vorwurf. Er hat 

jpäter den verderblichen Aftienfchwindel und andere Übelftände 
des preußiichen Eiſenbahnweſens auf die übergroße Zahl der 

Aftien und die Sicherheit zurütfgeführt, mit welcher auch jchlecht 

geleitete Gejelljchaften unter allen Umftänden auf eine mäßige 

Rente rechnen durften. 

Die Zufunft der Köln-Mindener Bahn war dadurch, daß fie von 

ber Regierung in die Zahl der mit Staatsunterjtügung zu bauenden 
Linien des preußiſchen Eiſenbahnſyſtems aufgenommen mar, ficher 
gejtellt, ob nun die Rheiniiche Geſellſchaft oder eine andere ihre 

Ausführung übernahm. Um jo trüber geftalteten ſich die Aus— 
fichten der linfsrheinifchen Bahn. Es mar, wie bereits erzählt 

wurde, micht möglich, bie zu ihrer Vollendung nötigen 2'/, Million 

Thaler ohne Zuthun des Staates zu beichaften. Hanſemann 
hatte daher am 20. Dftober 1842, zwei Tage nad) dem Zu— 
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mit den von der Regierung als unterftügungsbebürftig bezeichneten 

Linien ableitete und durchfechten wollte. Auch darin ſah Hanſe— 

mann nur böjen Willen und Beichränftheit, daß Bodelſchwingh 
im Gegenfa zu feinem Borgänger Alvensleben die Köln- 

Mindener Bahn als ein Jelbftändiges, von der Köln- Aachener 

finanziell völlig getrenntes Unternehmen betrachtete, auch wenn 

beide Bahnen von derjelben Direktion geleitet würden. Bodel⸗ 

ſchwinghs ehrenhaftem Charakter ließ Hanjemann alle Gerechtigfeit 

widerfahren, von feiner Befähigung als Finanzmann und -minifter 

dachte er jedoch ſehr gering. Die Verhandlungen in Berlin, 

Hagte er der Direktion, jeien dadurch jo außerordentlich erſchwert, 

dag weder der Finanzminifter, noch feine Räte etwas von Finanz- 

operationen verjtänden; das Finanzminifterium ſei jeit Jahren 

nur „ein Steuer-Empfangs-Minijterium”; auch gebe es feine 

fundigen Eiſenbahnräte; die mit diefem Fach betrauten Beamten 

jeien bereits durch andere Arbeiten überbürbet. Je länger Die 

Verhandlungen dauerten, umjomehr betrachtete er es als eine 

Ehrenſache der Gefellfchaft, nicht nachzugeben, jondern auf die 

eine oder andere Art den Minifter zur Anerfennung ihres ver- 

meintlichen Rechtes zu zwingen. Deshalb ſchlug er der Direktion 

das äußerſte Mittel, die Einſtellung aller Arbeiten und die Ent- 

lafjung der Arbeiter, vor. Die große dee, welche er vertrete 

(die Berbindung Berlins mit Antwerpen), made die rüdfichtS- 
Iofefte Behauptung der durch die minifteriellen Zuſagen erworbenen 

Rechte zur Pfliht. Von einem jo radikalen Mittel mollte aber 

die Direktion nichts willen. Nur das für die Vorarbeiten auf 

ber rechtsrheiniſchen Bahn engagierte Perjonal wurde allmählich 

verabichiedet, da ein annehmbares Abkommen mit Bodelichwingh 

immer unwahrſcheinlicher wurde. 

Schmweren Herzens legte Hanjemanı am 18. März dem 

Adminiftrationsrate und am 6. Mai 1843 der Generalverfammlung 

den Stand der Dinge vor. Man entichloß fich, auf die färglichen 

Anerbietungen der Regierung für bie Iinfsrheiniche Strede ein- 

zugehen und auf das notwendige zweite Gleis zu verzichten. 
Denn eine Ablehnung hätte eben die jofortige Einftellung der 
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referiert bleiben ſollte. Die Verhandlungen zogen ſich Ichlieglich 
bis Anfang Auguft hin. Hanſemanns für die Generalverfammlung 

gedrudter Bericht mit feinen Anlagen zeigt, welche Unſumme ver- 
geblicher Arbeit er zu bewältigen hatte. Bodelſchwinghs ableb- 

nende Haltung gegenüber allen Wünſchen und Hoffnungen der 

Direktion, die er noch in den Jahren 1840 und 1841 als Über: 

präfident und als Regierungsfommifjar für die Eijenbahn voll: 
fommen geteilt hatte, läßt fih doch nicht befriedigend erflären; 

fie ift um jo unverftändlicher, als bei der Ronzelfionierung der 

märfifch-niederichlefiihen Bahn (Berlin— Breslau) ganz ähnliche 

Verhältniſſe obmalteten und die Berichmelzung zweier Bahnen 

zu einem Unternehmen anftandslos bewilligt wurde. Die am 

19. Auguft 1843 in Köln zulammengetretene außerordentliche 

Generalveriammlung fonnte fid) nach einem Rüdblid Hanſemanns 

auf den Berlauf der dreijährigen Verhandlungen mit Recht darüber 
beflagen, daß ihrer Geſellſchaft mit unbilliger und grunbdlofer 

Härte begegnet worden Sei. Einſtimmig bejchloß fie, die Bedin— 
gungen des Yinanzminiiters zu vermwerfen und damit auf das 

rechtsrheiniiche Unternehmen zu verzichten, da ihr zugemutet werde, 

die Arbeit der Verwaltung ohne den geringiten Vorteil von ihr 

zu übernehmen. Auch der füniglide Kommiljar, der Regierungs— 

präfident von Köln von Gerlach, jchloß fich diefem Votum an. 

Die an der Verfammlung teilnehmenden Aktionäre traten aber 

auf Camphaufens Anregung fofort nach dem Schluß der Sigung 
zu einer neuen bejonderen Gejellfchaft zujammen, die fi als 

„Oſtrheiniſche Gejellichaft“ um die SKonzeifion für die Köln-Min— 

dener Bahn unter den minifteriellen Bedingungen bewerben mollte. 

Hanlemann befürmortete diefen Gedanfen aufs nachdrücklichſte. 

Er und Camphauſen, die früher meilt in Oppofition zu einander 
gejtanden hatten, fanden fich Hier in demfelben Gedanken zuſammen. 

In das leitende Komitee der neuen Gefellichaft wurde natürlid) 

auch Hanjemann gewählt. So fehr er fich für die Sache intereifierte 

und fo fehr er um Annahme der Wahl gebeten wurde, jo lehnte er 
fie doch wegen Überbürbung mit anderen Gefchäften ab. In 
breijähriger jchwerer Arbeit, die zulegt den Charafter eines heißen 
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Ringens mit der Negierung angenommen hatte, war er bemüht 

geweien, die Rheiniſche Bahn über den Rhein hinaus bis an die 
bannöverjche Grenzen auszudehnen. Er war ſchließlich in dem 

ungleihen Kampfe unterlegen. Es erſchien jelbjtverftändlich, daß 
er die Durdführung des Unternehmens auf einem anderen Wege, 
als dem, den er hatte geben wollen, anderen Leuten überließ. 

Aber jchon vor der eben erwähnten Generalverfammlung vom 
19. Auguft hatte ſich auch in Düffeldorf eine Gejellichaft für den 
Bau der KHöln-Mindener Bahn gebildet. Dieſe und die Dft- 
rheiniihe in Köln wurden Ende 1843 zu der „Köln-Mindener 
Eifenbahngeiellichaft” vereinigt und dieje hat dann die Bahn wirklich 

1 

Mit gemiſchten Gefühlen ſah Hanſemann auf den Ausgang 
dieſer Angelegenheit zurück. Halb reſigniert, halb zufrieden damit, 
daß er der Aufregungen und Unannehmlichkeiten endlich ledig ſei, 
berichtete er zwei hochgeſtellten Freunden in Berlin über den Ver— 
lauf der Generalverfammlung. Bei Überjendung jeines gedrudten 
Berichts über die Verhandlungen mit dem Finanzminifterium ſchrieb er 
an den Geheimen Finanzrat von Batow ?): „ch fühle mich nun jo frei 
und heiter wie ein Menich, dem eine jchwere Laft abgenommen ift. 
An Erfahrung bin ich wieder reicher geworden. Geirrt habe ich 

mich nicht weiter, als daß der eine oder der andere fich noch Feiner, 
als ich ihn geichäßt, erwieſen hat. Groll fühle ich gegen niemand, 
am mwenigiten gegen Herrn v. B., der mic; frei gemacht hat und 
mein öffentliches Wirken von einer Spezialität, die ohne mich num 
auch vorwärts gebt, zu den höheren allgemeinen politiichen Inter— 

eſſen übergeführt hat. Kurz, ich bin in meiner erlittenen Nieder» 
lage io heiter und vergnügt, wie Herr v. B. es nur in feinem 
Siege fein fann, und da der Staat eigentlich die Bauten Diri- 
nen wird, jo iſt's mir in ftaatlicher Hinficht auch ganz einerlei, 

1) Um 15. Mai 1847 wurde der Verkehr von Deub bis Hamm, am 
b auf der ganzen Linie bi8 Minden und weiter bis Hannover er- 

Öffnet. Die Berbindung zwiihen Hannover und Berlin war bereits früher 
‚Hergeitellt. Die Fahrzeit von Berlin bis Köln betrug 98'/, Stunden. 

2) 26. Auguft 1848. 

> 
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ob die Geſellſchaft in Köln, Düffeldorf oder jonit wo fein wird.“ 

Gegen den Geh. DOberfinanzrat Pommerejche II äußerte er fidh 
einige Tage darauf, die Generalverfammlung vom 19. Auguſt 

müſſe doch bei allen Beteiligten Zufriedenheit erregt haben: der 

Miniſter ift die ihm jo unangenehme Rheiniſche Eijenbahngefel- 

ſchaft los geworden; „bie Altionäre der Rheiniſchen Bahn find froh, 

eines Gefchäftes los zu fein, welches ihnen feinen Vorteil ver- 
fprach, und doch die Ausficht zu behalten, Agio an neuen Aktien 

zu verdienen. Die übrigen Agiotärs, Chriften und Juden, find 

glücklich, daß ihr Weizen blühen fol”, .. . am allerzufriedenften 

ſei er felbft, der nun wieder den großen politiichen Kragen 
und feiner Familie leben könne. In Eifenbahnangelegenbeiten 

glaubte er fich jet, nachdem die Rheinische Bahn unter unfäglicjen 

Schwierigfeiten zu ftande gebracht worden war, auf die Thätigfeit 

eines gewöhnlichen Direftionsmitgliedes zurüdziehen zu können. 

Indeſſen fah er ſich bald darauf wider Willen genötigt, ganz 

von der Leitung der Rheiniſchen Bahn zurüdzutreten, und diefe 

feine eigenfte Schöpfung fremden Händen zu überlafien. Am 

15. Dftober 1843 war der ununterbrochene Verfehr auf der gefamten 

Strede von Köln bis Antwerpen eröffnet worden, obwohl die 

Bauarbeiten noch nicht ganz vollendet waren. Große Feitlich- 

feiten hatten in Köln ftattgefunden, und obgleich die Geldverlegen- 

beiten der Eifenbahngefellihaft auch jett noch jehr bedeutende 
waren, jo durfte man von den Erträgen der Bahn doch bald auch 

in diefer Beziehung eine Bellerung der Lage erwarten. 

Da brach plöglich wie ein Blitz aus heiterem Himmel inner- 

halb der Direktion ein Konflift aus, der fie ganz auseinander 
jprengte. Der Grund lag in dem Perhältnis des Banfhaufes 

S. Dppenheim jun. & Comp. zur GEijenbahngejellichaft und in der 

Doppelitellung feines Chefs Abraham Dppenheim als Bankier und 

Mitglied der Eilenbahndireftion. An Konfliften und Meinungs: 
verſchiedenheiten zwiſchen ihm und feinen Kollegen hatte es aud) 

bisher nicht gefehlt. Sie waren freilich beigelegt worden, ließen 
aber doch jedesmal einigen Zündftoff zurüd, der nun plößlich zur 

Erplofion fam. Die geichäftlichen Beziehungen des Haufes Dppen: 





250 IV. Kapitel. 

zicht auf die nächfte fällige Zinfenzahlung für die Stammaltien vorzu- 

lagen. Oppenheim allein mar dagegen, einerjeit3 aus jachlichen 
Gründen, anderſeits traf es fich aber wieder fo, daß ein be- 

fonderes Bantierintereffe mit ins Spiel fam. In den Verträgen 

mit der belgilchen Regierung und den drei BanfierS über den 

Berfauf von 4000 Aftien an Belgien!) war den Banfiers der 
Genuß der Zinjen bis zum 30. Juni 1843 zugefichert, woraus 

die Bankiers einen bejonderen, von dem der übrigen Aktionäre 
verjchiedenen Anſpruch auf den Zinjengenuß berleiteten, während 
die PDireftion den Standpunft vertrat, daß, wenn die anderen 

Aktionäre nicht erhielten, aud) die Banfiers zu verzichten hätten. 

Die Rechtsfrage konnte nur durch einen Prozeß entjchieden werden. 

Oppenheim trat jebt völlig als Wortführer der Bankier auf. 

Wenn er nun auch den Verzicht auf die Zinfenzahlung für 1843 

aus allgemeinen Gründen als der Geſellſchaſt im höchften Grade 
fchädlich befämpfte, jo verfocht er doch zugleich das Intereſſe der 

Bankier, die ohne Prozeß zu ihrem Gelde fommen wollten. 

Wegen dieſer interejlenfollifion wurden die beiden Bankiers, 

Schnigler und Oppenheim, die zugleich Eifenbahndireftoren waren, 

gebeten, der enticheidenden PDireftionsfißung fern zu bleiben. 

Schnigler trat darauf mit der Motivierung aus der Direktion aus, 

daß er nicht Richter in eigener Sache fein wolle; Dppenheim da- 

gegen erflärte, daß er ſich „aus faljcher Delikatefje” nicht davon 

abhalten laſſen werde, im Intereſſe der Gefellichaft an der Be— 

ratung Zeil zu nehmen. Die Stimmung war jehr gereizt. Dppen- 

heim opponierte allein gegen feine zehn Kollegen und trat in der 

nächſten Sitzung des Adminiftrationsrates gegen die Direktion, 

der er doc) felbit angehörte, in beleidigender und herausfordernder 

Meile auf. Insbeſondere erbitterte er die anderen Direktoren 

durch den Vorwurf, daß fie nicht nad) eigener Einficht handelten, 

jondern unter dem Einfluffe Hanjemanns ftänden. Der Ad— 

minijtrationsrat und Die einen Tag nah ihm  ftattfindende 

Beneralverfammlung vom 20. November 1843 fchlugen einen 

1), S. ©. 216. 
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halten über die lange Dauer der Bauzeit, über den niedrigen 

Kurs der Aktien; man klagte über verfchmwenderiiche Wirtichaft, 

weil der Bau das Dreifadhe von der urfprünglich veranfchlagten 

Summe, 9 Millionen ftatt 3 Millionen, gefoftet hatte; man mußte 

ferner, daß die Direktion in lester Zeit jcharfe Konflikte mit 

mehreren NRegierungsbehörden gehabt hatte, von deren gutem 

Willen fie zum Teil abhängig war, während Oppenheim jich ftet3 

bemüht zeigte, der Regierung zu Willen zu fein. Der Betrieb 

auf der noch immer nicht ganz fertigen Bahn litt an manden 

empfindlichen Unvollfommenheiten, welche die Direktion zwar als 

ſolche anerkannte, denen fie aber fo rajch nicht abhelfen Fonnte. 

Es famen Unregelmäßigfeiten bei Abgang und Ankunft der Züge 
vor, die Perſonenwagen waren unbequem, läftige und zeitraubende 

Zollvifitationen fanden ftatt, das ungeſchulte Betriebsperſonal 

gab Anlaß zu Beſchwerden, — Furz, es machten ſich, wie es nicht 

anders fein fonnte, die Kinderfranfheiten einer neuen unerprobten 

Einrihtung nad) allen Seiten fühlbar. Die Direktion mußte für 
alles herhalten. Wenn nun Oppenheim als daS einzige oppo- 

fitionelle Element in der unter Hanjemanns herrichlüchtiger Leitung 

ftehenden und fi ihm millenlos unterordnenden Direktion be= 

zeichnet wurde, wenn zwar die VBerdienftlichfeit jeiner großen Gelb: 

vorſchüſſe für die Bahn gerühmt, aber die jehr erheblichen Pro- 
vifionen und Zinjen, welche er an ihr verdiente, mit Stillſchweigen 

übergangen wurden, — mie jollte da nicht ein großer Teil des 

Publikums zu der Meinung gelangen, daß ein Wechlel in der 

Leitung der Bahn nur heilſam jein fünne, und daß unter einer 

neuen Direktion alle Kalamitäten befeitigt werden würden. Zwar 
ftanden von den maßgebenden Autoritäten der Geſchäftswelt die 

meiften auf feiten Hanjemanns und der Pireftion. Für die 

Enticheidung in der Generalverfammlung aber fam es auf etwas 
ganz andere® an. Hier gaben die durch ihre Befiter perjönlich 

oder durch deren Benollmächtigte vertretenen Aftien den Ausſchlag. 

Somohl Hanjfemann wie Oppenheim rüfteten fi) zum Enticheidungs- 

fampfe, indem fie fi) für die bevoritehende Generalverfammlung 

möglichft viel Vollmachten zu verihhaffen fuchten. Darin war 



Dppenbeim aber von vornherein im Porteil, weil die großen 
Bankhäufer in Berlin, wo fich eim großer Teil der Nheinifchen 
Eifenbahnaktien befand, zu feiner Verfügung ftanden. Noch mehr 
fam aber darauf an, auf weſſen Seite ſich die belgiiche Regierung 
mit dem Gewicht ihres Stimmrechts für 4000 Aftien ftellen würde. 
Hanjemann legte in ausführlichen Briefen dem Minifter Nothomb 
und dem belgiichen Generaldirektor der Steuern Yejeune Die 
Sadjlage dar. Aber Oppenheims Einfluß fiegte. 

Die Generalverfammlung fand am 15. und 16. Januar 
1844 zu Köln ftatt. Die Aufregung in Köln war jo groß, daß 
die Direktion aus Furcht vor Ruheftörungen für diesmal den 
Ausſchluß der Deffentlichfeit anorbnete. Der Präſident der Ge 
jellichaft von Ammon verlas eine ausführliche Motivierung des 
von der Direktion gethanen Schrittes. Oppenheim verteidigte 

fih in einer ftundenlangen Rede, auf die dann Hanſemann 
replizierte. Da eine Wiederwahl der Direktoren feinen Zweck hatte, 
folange Oppenheim auf jeine Stellung nicht verzichtete, dieſer aber 
es nur dann thun zu wollen erflärte, wenn die Majorität dem 

Wunſch ausſpreche, aud) er möge zurüdtreten, um der Verſamm— 
lung die volle Freiheit der Neuwahl zu ermöglichen, jo wurde 
ſchließlich darüber abgeftimmt. Die Majorität ſprach den Wunſch 
nad; Oppenheims Rücktritt nicht aus und dieſer hatte jomit auf 
der ganzen Linie gefiegt. Da erhob fi) Camphaujen, damals 
umftreitig der angejehenite Kaufmann Kölns, und ſprach, bevor 
zur Neuwahl geichritten wurde, allen abtretenden Direftoren den 
Danf der Verfammlung aus, ganz insbejondere aber dem „Vize 

Präfidenten Herrn Hanfemann, von dem es notorifch fei, mit 
welcher Beharrlichkeit und Aufopferung er fi) dem Zuſtande— 
fommen bes großen Werfes unterzogen babe“, und fügte ben 
Munich Hinzu, daß die Vollendung desjelben dazu beitragen möge, 
das Band der Eintracht zwiſchen den beiden Städten Aachen und 
Köln immer fefter zu ſchließen. Hanjemann erwiderte, daß dieſer 
Dank ihn herzlich freue und befonders, weil er zuerft aus dem 
Munde Camphaujens geflojien; fie hätten’ fich beide in der Ver- 

gangenheit oft im ihren Anfichten jchroff entgegengeitanden; Dies 



254 IV. Kapitel. 

verhindere aber nicht, daß der Mann den Wert des Mannes er- 
kenne. Darauf fanden die Neumahlen ftatt. Die neue Direktian 
hatte zunächſt den Charakter eines Proviforiums. Feſten Beftand 

gewann fie erft einige Zeit darauf, als der junge Guſtav Meviſſen, 

eine Hanſemann ebenbürtige Kraft, an ihre Spihe trat. Kin 

herzliches Danfes- und Abfchiedsichreiben der Kilenbahnbeamten 

zeigte den abtretenden Direftoren, daß die Beamten mit allen 

ihren Sympathien auf Seiten der unterlegenen “Partei ftanden. 

Schon längit bedurfte Hanjemann einer Entlaſtung. Wir 

jahen, wie er es nad) dem Scheitern feiner Bemühungen um die 

Vereinigung der Köln-Mindener und der Rheiniſchen Bahn mit 

Genugthuung vermerfte, daß jeine von der Arbeit für die Eifen- 

bahn im Übermaß angejtrengten Sträfte nun für die allgemeinen 
politifchen Angelegenheiten des Baterlandes wieder frei murden. 

Nah der letzten Kataftrophe mußte das ja in nod erhöhten 
Maße der Fall ſein. Diefe Erwägung vermochte ihn aber doch 
nicht ganz über daS bittere Gefühl hinwegzuheben, daß jeine 

jahrelange, uneigennüßige, mit den größten Opfern an Zeit und 
Ruhe, mit faft völligem Verzicht auf den Berfehr mit den nächlten 

Angehörigen verbundene Cifenbahnthätigfeit einen jo unerfreulichen 
Abſchluß gefunden hatte. hm war mit Undanf gelohnt worden; 

er ſah fich beifeite geichoben in dem Augenblide, wo man ihn 
nit mehr braudte, wo das große Werf vor allem durch 

jein Verdienft jomweit gediehen war, daß es auf eigenen Füßen 

itehen fonnte. Die Erbitterung über Oppenheim und den kölniſchen 

„Klüngel”, der jede die Kofalintereflen Kölns nicht vorzugsweiie 

berüdficjtigende Maßnahme der Direktion als Ausfluß des domi- 

nierenden Aachener Parteigeiftes verjchrieen und ihre Arbeit jehr 

erichwert hatte, mar zu natürlid, um nit in der Korrefpondenz 

dieſer Zeit und der folgenden Monate gelegentlich) durchzubrechen. Im 

höchſten Grade verlegt fühlte er fi) auch durch die PBarteinahme 
der belgiichen Regierung für jeine Gegner, um jo mehr, als er 

bisher zu den belgifchen StaatSmännern die beiten Beziehungen unter: 

halten hatte und jeine Verdienfte 1843 auch durch Verleihung des 
belgiihen Leopoldordens anerfannt worden waren. Er jtand 
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zeffionen der preußifchen und holländiichen Regierung. An dem 
Zuftandelommen diefer Gelellihaft hat Hanlemann eifrig mit- 
gearbeitet, wozu ihn wohl auch Ichon feine Stellung als Präfident 

der Handelskammer nötigte, die das Unternehmen befürwortete. 

Obgleich nur Vertrauensmann, nicht Mitglied des Komitees, leitete 

er doch alle Schritte desjelben, inSbejondere, ohne ſich an dem Ge- 

winn zu beteiligen, die Unterbringung der Aftien in Berlin, wo 

e3 Dppenheim zuvorzufommen galt, der dort das Geſchäft allein 

machen wollte. Hanſemann verjahb die nach Berlin entjandten 

Mitglieder des Komitees mit Initruftionen und Bertonalnotizen ?); 
er verhandelte mit Belgien über die Weiterführung der Bahn 

durch belgifcyes Territorium und arbeitete auch die Statuten der 

Geſellſchaft aus, die ihm beiondere Scjhwierigfeiten machten, meil 

jomohl die holländiichen wie die preußiichen Eifenbahnbeitimmungen 

dabei berüdfichtigt werden mußten. Nach der Konftituierung der 

Sefellichaft im Sommer 1845 murde er Präjes der Rontroll- 

fommiffion. Die Bahn fam aber damals nicht zujtande, da 

die Aktionäre nicht mehr als die Hälfte der Aftienfumme ein- 

zahlten und bei dem niedrigen Kursitande das Vertrauen zu der 

Unternehmung verloren. 

Ein anderes gleichfalls zunädjit in den Anfängen fteden blei- 

bendes Eijenbahnunternehmen mar die Bahn von Nacken nad 

Düffeldorf über München-Gladbach und Neuß. 1844 fonftituierte 

fi) zur Herftellung diefer Bahn die „Weſtliche Werbindungs- 

Eifenbahngejellichaft”, die fich 1846 in die „Aachen-Düfjeldorfer 

Eifenbahngefellichaft" verwandelte und als ſolche am 21. Auguft 

d. J. fonzeifioniert wurde. Hanſemann war PBräfident der Ge— 

jelfichaft und erwarb fich durch die Bemühungen um ihr Zuftande- 

I) Unter anderem belehrte er die Delegierten, daß ber Vortrag beim Könige 

über die Eifenbahnen zum Nefjort des Kabinettöminifters v. Thile gehöre, der 

fie nicht Tiebe und „als ſchädlich für die chriſtliche Frömmigkeit“ betrachte. Much 

Graf Alvensleben babe ala Kabinettäminifter das Recht, in Eiſenbahnſachen mit- 

zureden, thue es aber nicht; er fei „ein rechtlicher Mann von großem Berftande 

aber von geringer Thatkraft“ und babe fih ihm, Hanſemann, gegenüber ftet3 
recht getvogen gezeigt. — Als feine guten Freunde bezeichnete er Patow und 

Bommerefche. 
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mögen zerjtörte und überhaupt großes Unheil anrichtete. Durd) 
die Verhandlungen der Vereinigten Ausſchüſſe und die von der Re- 

gierung begünftigte Gründung neuer Eifenbahngefellihaften mit 
ſtaatlich garantierten Zinfen war bie Unternehmungsluft mächtig 
angeregt worden; es fanden wieder Aftienzeichnungen bei großen 

Bankhäuſern und einzelnen Agiotärs auf Unternehmungen ftatt, die 
noch gar nicht Fonzeffioniert waren, und mit den dadurch ver- 
meintlich erworbenen Anſprüchen, wie auch mit nicht voll eingezahlten 
Aftien wurde der Ihmwungvollite Handel betrieben, bis die jteigende 
Nachfrage nach Geld und der Überfluß inländifcher und aus- 
ländiſcher Aktien eine Entwertung der Papiere berbeiführte, von 
ber fie fich in vielen Jahren nicht mehr erholen fonnten. Hanſe— 
mann machte, wie wir jahen, Bodelldywingh für einen Teil dieſer 
übelftände verantwortli. Ja, er befchuldigte ihn, aus Mangel 
an faufmännifcher Einficht und in dem Wunſche, die neuen Eijen- 
bahnen recht bald in Angriff genommen zu jehen, die Agiotage geradezu 
begünftigt zu baben.') Daneben erfannte er willig an, daß auch 

andere, von der Regierung unabhängige Urjachen mitwirften, um 
die auf den Schwindel folgende allgemeine Entmutigung zu ver- 
mehren. Daähin gehörten die großen Kapitalverlufte, welche das 

Nationalvermögen durd; chlechte Ernten und die zunehmende Aus— 
wanberung nad; Amerifa erlitt, die Feſtlegung großer Summen 
in anderen induftriellen Unternehmungen und das dadurch bedingte 

Steigen des Geldpreiles. Für völlig verfehlt hielt er es aber, 
daß die Regierung im Frühling 1844 dem Schwindel durd ein 
plötliches Verbot des Handels mit nicht voll bezahlten Aktien 
entgegenzutreten verjuchte, eine Mahregel, die feiner Meinung nad 

1) Einer ber Sauptjobber in Berlin Arons Wolff forderte im 
Sommer 1848 in gedrudten Zirkularen, wie er ausdrüdlich Hinzufügte „auf 
höheren Wunſch“, zu Zeichnungen für die Köln-Mindener Bahn auf, bevor noch 
die Direktion der Rheiniſchen Bahn über Annahme oder Ablehnung der Kon- 
zeifionsbedingungen fchlüffig geworden war. Seinem Beifpiel folgten die Kölner 
Häuſer. Nur die Drohung Hanfemanns, alle Verhandlungen in Berlin fofort 

abzubredhen und nad Aachen zurüdzufehren, vermochte eines derfelben die bereits 
verfandten Pirkulare zurüdzunehmen. Arons Wolff jtarb bald darauf im 
Bankrott. 
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giſche, politische und belletriſtiſche Xitteratur beeinflußten fritiichen 

Stimmung bes gebildeten Publikums. Diefe Vorausjegungen 
traten nicht erſt 1840 ein; fie waren fchon feit längerer Zeit vor- 
handen gemejen. Aber die Wirkungen hatten fich bisher nur 
unter der Oberfläche gezeigt; nur wer jchärfer zufah, nahm ihr 

Borhandenjein wahr. Noch jchienen im geiftigen und öffentlichen 

Xeben der Nation die äfthetifchen, litterariichen, wiſſenſchaftlichen 

ragen einen breiteren Raum als die politiichen einzunehmen. 

Daß fich diefes Verhältnis mit einem Schlage änderte, daß Die 

politiche Erörterung gerade feit 1840 in den Vordergrund trat, 

ein politiſch gejtinmtes Zeitalter in ganz Deutichland in dieſem 

Jahr feinen Einzug hielt, war weſentlich die unmittelbare Folge 

der Thronbefteigung Friedrich Wilhelms IV., des am wenigften 

politiih Gefinnten unter allen preußiſchen Königen. Mit voller 

Klarheit ruft diefes Ereignis die heute jo Hart beitrittene That- 

ſache ins Bewußtfein, daß Männer, Berfönlichkeiten in eriter Reihe 

die Geſchichte machen. Unter dem Zeichen der Berjönlichfeit diejes 

Königs ſteht Die folgende Epoche in ganz anderen, jtärferem 

Maße als es mit der abgelaufenen in Bezug auf den verjtorbenen 

König der Fall gewefen war. Indem er Ffurze Zeit Hindurd) 

Hoffnungen, die längſte Zeit über erbitterten Widerſpruch ermedte, 

nötigte er alle Deutihen, ihre Blide unverwandt auf Berlin zu 

richten, und feine Preußen inzbejondere, fi) für oder gegen ihn 

zu erflären. 

Betrachtete Das ganze deutſche Volk den Thronwechſel in 

Preußen mehr oder weniger als einen Markſtein in jeiner Ent- 

widelung, jedenfalls als das wichtigite geichichtliche Ereignis ſeit der 

ulirevolution, jo mußte er für eine Berjönlichfeit wie Die Hanjemanns, 

deſſen raſtloſe Thätigfeit fich von Jahr zu Jahr mehr auf die öffentlichen 
und allgemeinen Angelegenheiten richtete, Die Bedeutung eines per- 

jönlichen Erlebnifjes gewinnen. Ben neuen König war Hanjemann 

nicht fremd. Sie hatten jich in Berlin wiederholt gejehen. Über 
den Charakter Friedrich Wilhelms IV., feine politiihen Ideale 

war Hanfentann freilich ebenfo im Unflaren wie alle jeine Zeit— 

genoffen. Aber troß der ungeheuren Berichiedenheit ihrer Denk— 
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mit den feinigen in einigen Punften übereinftimmten, jo grund- 
verjchieden and) die Borausjegungen waren, von denen der Romantiler 
auf dem Throne und der bürgerliche Politiker ausgingen. Schließlich 
hatte Hanfemann zu feiner großen Genugthuung in Friedrich Wil- 
beim IV. einen begeifterten Freund des Eifenbahnmwefens gefunden. 
Die erften Thaten des Königs, welche altes Unrecht fühnen follten, 
wie die Amneſtie der politiichen Verbrecher, die Nehabilitierung 
Arndts und Boyens, werden wohl auch Hanjemanns Erwartungen 
noch höher gejpamnt haben. Ein neuer Geijt der Freiheit und Reg- 
ſamkeit jchien in den erjtarrten Organismus der Staatsverwaltung 
einzufehren. Alle anderen Wünjche und Hoffnungen traten aber 
zurüd hinter die große Frage, wie der König fich zu den Ber- 
faſſungsverheißungen jeines Vaters ftellen werde. 

Ein jehr großer Teil des Volkes, numerifch jedenfalls der größte, 
batte das Grübeln über die Verfaſſungsfrage unter der Regierung des 
alten Königs aufgegeben; es fonnte zu nichts führen, da diejer das 
Verfaſſungswerk jeit der Schaffung der Provinzialftände für beendigt 
anſah. Der mirtichaftliche Rortichritt Preußens in den lebten 25 
Friedensjahren war jo unverkennbar und wurde jo danfbarempfunden, 
daß die von der Büreaufratie verfündete einjchläfernde Parole 
von der Unübertrefflichfeit der preußifchen Zuftände im Publikum 
willige Hörer fand, auf die Der vereinzelte Widerſpruch, wie er 

3. B. in „Preußen und Frankreich“ laut wurde, feinen nachhaltigen 

Eindruck machte. Dazu war das Wietätsverhältnis des Volkes 
zum alten Könige ein jo aufrichtiges, die Verehrung für ihn eine 
mirflich jo große, daß aud) diejenigen, welche ſich ein nüchternes 
Urteil gewahrt hatten und mit flarem Blid die Verknöche— 
rung des abjoluten Staates erkannten, wie auf Verabredung 
ſchwiegen und die Verlautbarung ihrer Anfichten und Forderungen 
auf den Regierungsantritt des hoffnungsvollen, begabten Thron- 
folgers verjchoben. Als diejes Ereignis eintrat, wurde nicht mur 
ber bisher jtummen DOppofition die Zunge gelöft; taujende gebil- 
deter Männer, berufene und unberufene, die bisher allem politischen 
Treiben fern geftanden hatten, traten den politijchen Tagesfragen 
näher, entbedten aud in ſich freiheitliche Bebürfniffe und fchärften 



a 

ihren Fritiichen Blid für die öffentlichen Angelegenheiten. In 
folder Stimmung mußte die Verfaffungsfrage der beberrichende 
Mittelpumft der politiihen Diskuffion werden und unter dieſem 
Eindrude ftand auch der König jelbit, für den fie von vornherein 
ben erſten und michtigiten Gegenjtand jeiner Regierungsjorgen 
bildete. Er mar ſich darüber far, daß die bisherige landftändifche 
Berfajlung, welche der Krone acht verjchiedene Landtage gegenüber- 
ftellte, die vor allem zur Wahrnehmung provinzieller, nur nebenher 
aud) der allgemeinen Intereſſen befugt waren, in diefem unfertigen 
Zuftande nicht auf die Dauer verbleiben könne; es fehlte noch das 
” au Eine: Einheit verbindende Drgan, das ber Einheit bes 
Staatsgebanfens entſprach. Und micht minder als durch dieſe 

— ſah er ſich in ſeinem Gewiſſen durch die Verheißung 

feines Baters, aus den Provinzialſtänden Reichsſtände hervorgehen 
zu laſſen, gebunden. Welche Form die Reichsftände anzunehmen 
hätten, darüber lag die Entjcheidung noch ganz bei der unum— 
ſchränkten Krone. Das Berfaffungsveriprechen von 1815 brauchte 
die NAusdrüde „Bolfsvertretung“ und „Stände“ als gleichbedeutend 
neben einander. Zu einer Repräjentativverfaflung verpflichtete 
es daher den König in feiner Weile. Er war nur gebunden, 
Reichsſtände mit beratender, bei Aufnahme von Anleihen mit be— 
ichließender Stimme zu ſchaffen. Friedrich Wilhelm hatte das 
richtige Gefühl, daß er jofort mit der beabfichtigten Fortbildung 
ber ſtändiſchen Smititutionen hervortreten müſſe, bevor er noch im 
geringjten dazu gedrängt worden jei, und er hatte auch die Abficht, 
bei den bevorftchenden Huldigungsfeierlichfeiten einen entjcheidenden 
Schritt zu thun. Am meiften neigte er dazu, die Provinzialitände 

zu einer einzigen Verfammlung in Berlin zu vereinigen. Aber er 
Eonnte zu feinem Entſchluſſe fommen. Ein unvollzogener, formell ganz 

unverbindlicher Teitamentsentwurf feines Water, der ihn anwies 
höchſtens einen PVereinigten Landtag von 32 Stände- und 832 
Staatsratsmitgliebern, und zwar nur bei Aufnahme von Anleihen, 

einzuberufen, vermehrte die Bedenken gegen das Vorhaben, von 
dem er für die Zukunft immerhin eine Schmälerung der königlichen 
Macht bejorgte; und als gar jeine Minifter widerſprachen, vertagte 
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er die Entichließung und verfäumte damit, wie er ſelbſt jpäter in 

bitterer Reue anerfannte, eine munderbar günjtige Gelegenheit. 

Die Vereinigung der Provinziallandtage zu einer reichsſtändiſchen 

Berfammlung au) nur mit den bejcheidenen Befugniffen, die jenen 

zuftanden, hätte einen Sturm der Begeijterung erwedt und einen 

gewaltigen Eindrud gemadjt. Sie wäre als Zeichen königlichen 
Bertrauens und als freimilliges Gejchenf föniglider Gnade um 

fo danfbarer empfunden worden, als die Bedrohung der Rhein- 

grenze durch die Franzoſen gerade in diefen Tagen die patriotijche 
Stimmung gehoben und bejonders empfänglich gemacht hatte. 
Der König beichloß aber, die betonte und verheißene Entwidelung 

ber ftändifchen Inſtitutionen vorerft auf eine geringfügige Kom— 

petenzerweiterung der Landtage zu bejchränfen. Als vollends Die 

preußifchen Stände in Königsberg drei Monate nad) der Thron- 
befteigung den zur Huldigungsfeier erjchienenen König nicht um die 

Beltätigung alter Privilegien, jondern um ‚die verheißene Bildung 

einer Verfammlung von Landesrepräfentanten” baten, ald damit 

Das eintrat, was der König vor allem hatte vermeiden mollen, 

daß man ihn öffentlich, vor aller Welt zu einer Konzelfion drängte; 
da wurde er noch jcheuer und ängitlicher. Der Yandtagsabichied für 

Dftpreußen lautete ablehnend, ſprach fid) aber über das, ma8 man 

willen wollte, nicht mit genügender Klarheit aus. Man deutete 
ihn verihieden. Da befahl der König nad) einem Monate die 

Veröffentlihung der Königsberger Aftenjtüde, „um”, wie es hieß, 

„jeder irrigen Anficht entgegenzutreten, als ob der König durd) den 

Zandtagsabichied feine Zuftimmung zu dem in der ftändiichen 

Denfichrift enthaltenen Antrage auf Entwidelung der Landesver- 
faflung im Sinne der Verordnung vom 22. Mai 1815 ausge. 
Iprochen hätte”. So viel war jedenfalls Klar: des Königs Ge- 

danfen über den Abſchluß der preußifchen Verfaſſung und den 

Charakter der zufünftigen Reichsftände, wenn er ſich dazu entichlok 

jolde zu bilden, waren himmelweit von dem verſchieden, was die 

Mehrheit der Gebildeten jeines Volkes unter denjelben Bezeich- 
nungen verftanden wiſſen mwollte.!) Sein deal war der ſtändiſch 

1) Treitſchke b, 48 ſagt: „Außerhalb Oſtpreußens bemerkte man von dieſem 
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follten Öffentlichkeit und Wolfsvertretung nicht mehr als Gunſt 
erbitten, fondern als ermiejenes Recht in Anſpruch nehmen. Von 
einem ſolchen Radifalismus war Hanfemann meit entfernt, 
hatte er doch jchon in „Preußen und Franfreich“ ein formelles 
Recht der Unterthanen auf eine Verfaffung durchaus in Abrebe 
geftellt, — und ebenfo wie in jeinen früheren Schriften berief er 

fi) auch bier faft nie auf allgemeine politifche Grundſätze. Viel— 

mehr erflärte er: „Die allgemeinen Menjchenrechte und die phil— 
anthropiichen Ideen jollen in den Geſetzen und Staatseinrichtungen 
nur infofern anerkannt werben, alS es vernünftig und zweckmäßig 
ift; nur infofern als es vereinbar ift mit den Nüdfichten auf 
Dauer der Freiheit, auf Ehre und Unabhängigkeit der Nation, 

auf die Herrichaft des Verftandes durch das Organ der Fähigſten 
bes Landes, — alles Zmwede, durch melche das Wolf empor- 
gehoben und veredelt wirb und aljo die Menichenrechte ihre 

höchſte Geltung erreichen.“ Gr ging überhaupt nicht von den 
Unterthanen, ihren Wünjchen und Rechten, fondern von den Be- 
bürfniffen des Staates aus. Er wollte zeigen, daß die Gewährung 
politifcher freiheit und einer Eonftitutionellen Verfaſſung eine praf« 
tiihe Notwendigkeit geworden jei, daß ohne fie der Staat weder 
in Europa noch in Deutihland feine Stellung behaupten fünne 
und die viel gerühmte preußiiche Aominiftration unfähig werben 
müſſe, ihre Mufgaben wie bisher zu erfüllen. 

Der Ausgangspunkt der Betrachtungen Hanjemanns find die 
üblen Folgen der politijchen Nichtigkeit der gejamten Bevölkerung in 
allen ihren Schichten, ihres MangelS an politijcher Freiheit und 
der unzureichenden Nechtsjicherheit gegenüber den Eingriffen einer 
gejeglich zuläffigen adminiftrativen Willkür. 

„So iſt denn jedermann grundſätzlich unfrei und politifh unmündig und 
die große Mehrheit trägt feineswegs ein reges Verlangen nad einem formell 

geficherten Redjtszuftande und Miündigfeit ... . Diefe Art von Zufriedenheit des 
Bolles gefällt mandem Beamten vortrefflih und wird ald Beweis angeführt, 
wie dod) die preußiſchen Zuftände die fiherften und zufriedenftellendften in Europa 
wären. Ja ich erlenne freudig an, daß fie ein vollftändiger Beweis ber Hu- 

manität, einer das materielle Wohl berüdjichtigenden Sorgfalt und mancher 
anderen guten Eigenſchaft unferer Staatöregierung find; aber die ſchlimmen 



Folgen der politiſchen Unfreiheit. 267 

Seiten des beichriebenen Zuftandes fehlen auch nicht. Diefe find überhaupt: 
—— Untenntnis und Gleichgültigteit des Volies 
über Angelegenheiten nicht nur des Staates, ſondern auch des Bezirkes und der 
Gemeinde, fo dah ein größeres Interefje an den Auftänden des Auslandes als 
an benen des Inlandes genommen wird; Mangel einer wahren Vaterlandsliebe 
und eines lebendigen Nationalgefühls,t) kurz Indifferentismus und ein Ma- 
terialiamus, der alle höheren, auf das Vaterland gerichteten Negungen des 
Geiſtes tötet.” 

Es ift diejelbe Klage, die Hanjemann jchon wiederholt er- 
hoben bat. In der Freiheit fieht er das beſte Heilmittel gegen 
bie ſchwerſten Gefahren, welche den Staat bedrohen, und gegen 
einen großen Teil jeiner Gebrechen. Den Begriff der Freiheit 
faßt er in erfter Linie pofitiv als das Necht und die Pflicht 
des Bürgers, unter gewiſſen Vorausfegungen am Staat3- und 
Kommunalleben teilzunehmen und auf dasjelbe einzumirken. Die 
negative Seite des reiheitsbegriffes, auf welche der Radikalismus 
das Hauptgewicht zu legen pflegte, kommt für ihn mehr als Ston- 
ſequenz ober notwendige Bedingung für die Ausübung politifcher 
Rechte und die Bethätigung einer fruchtbaren Staatögefinnung in 
Betracht. Nur darum, nicht als irgendwie angeborenes Menjchen- 
ober unveräußerliches Grundrecht, verlangt er das Recht freier 
Meinungsäußerung innerhalb vernünftiger Schranken, einen formell 
ausgebildeten und geficherten Nechtözuftand, die Bejeitigung polizei: 
licher und abminiftrativer Willtür, jowie der mohlmeinenden, 
aber erichlaffenden Bevormundung, welcher fid) auch der erwachjene, 
jelbitändige, für ſich jelbft verantwortende Mann, damit er nicht 
zu ſchaden komme, ausgejeht jehe. — Eine Betrachtung der vor- 
handenen Parteigegenfäge, joweit von Parteien damals geiprochen 
werben konnte, führt ihn zu der Wahrnehmung, daß die Parteien 
feineswegs durch eine verjchiedene Stellung zur Frage der poli- 
tiichen Freiheit fi) von einander getrennt jähen. Auf der einen 
Seite jteht das Beamtentum, das in feinen fähigften Vertretern 
bie Staatsidee hochhält, aber ohne weiteres verlangt, daß alle 
Staatseintihtungen, die Geftaltung der öffentlichen Zuftände, 

1) Wir würden heute an vielen Stellen, wo Hanjemann dieſes Wort braucht, 

„Staatsgefinnung“ jagen. 

— 
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Handel und Wandel fi) feinem Ermeſſen unterordnen und feinen 

Anſchauungen fi) anbequemen: die liberalen Grundfäge ſollen 
durch einen aufgeflärten Beamtenftand verwirklicht werden. So 

dent im mejentlihen aud) das Bürgertum; das ift die Grund- 

anſchauung auch der Rheinpreußen, die ebenjo wie die Franzoſen 

mehr nach der Gleichheit als nad) der Freiheit Verlangen tragen. 

Die andere Partei will die zeritörenden, nivellierenden Ideen des 

18. Jahrhunderts befämpfen und im Gegenſatz zum Liberalismus 

ftändifche oder Iofale Bejonderheiten und igentümlichleiten auf- 
rechterhalten oder wiederherftellen. Die meiften Anhänger dieſer 

Partei bleiben aber von der höheren Tendenz derjelben innerlich 

unberührt; bewußt oder unbemußt verfolgen fie jelbitjüchtige 

Intereſſen. Wie jene Partei fi) zumeift im Bürgertum findet, 

fo diefe im Adel; den Gegenjab zur Rheinprovinz bilden bier 
Brandenburg und Pommern. Zwiſchen beiden Parteien hat es 

aber doch nicht eigentlich einen Kampf um politiiche Freiheit ge- 

geben; die Gegenſätze bewegen fich zumeift um Fragen der materiellen 

Wohlfahrt und es handelt fich weſentlich darum, ob dieſe durch 

ein Beamtentum gefördert werden joll, das allen Ständen gleid)- 

mäßig angehört, oder ob dieſer Zweck durd) die Vorherrichaft eines 
privilegierten Standes befjer erreicht wird. Inſofern fünnte man 

bier von einem demofratifchen und ariftofratijchen Prinzipe reden. 

Beide Parteien find mit der unumſchränkten Monarchie wohl ver- 

einbar, ja jegen fie voraus und haben auch bisher deren Be- 

rechtigung nicht grundjäglich beftritten. 

Wie in den früheren politifchen Schriften fommt Hanſemann 

auch jett auf die Gefährdung Preußens durch die Zerrifienheit 

jeines Staatögebiete8 und jeine Lage zwilchen den großen Militär- 

mächten Rußland und Frankreich zu jprechen. Wie wird fich Die 

Bevölkerung im Falle einer Bedrohung des Staates verhalten? 

Er meint, die VaterlandSliebe dürfe nicht erſt dann erwachen und 
zur Begeifterung werden, wenn die Fremden das Land mit Schmad) 

und Laſten bereit3 hart gedrüdt haben, fondern jobald überhaupt 

eine Gefahr für Unabhängigkeit und Ehre nahe. Hanſemann fieht 

ohne Zweifel zu ſchwarz. Denn die Erfahrung desjelben Herbites 
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fraft und fieht mitunter Müden für Elephanten an. Auch zur 

Stärkung diejes Standes giebt e8 nur ein Mittel: es werde Freiheit 
gegeben, damit das Negieren weniger bequem und gemädhlich jei”. 

Eine andere Gefahr fieht Hanſemann in dem mwachlenden demo- 

fratiichen Geifte der unteren Volksklaſſen. Das Maſchinenweſen 

vermehre die Zahl der Befitlojen, liefere billige Yabrifate, bei 
denen die Unterichiede der feineren und geringeren Qualitäten 

nicht mehr jo groß wie früber jeien, jo daß 3. B. ſchon durch die 

gleichartige Kleidung die allgemeine Gleichmacherei gefördert werde. 

Eine ähnliche joziale Wirkung üben die neuen Transportmittel, 

die allgemeine Wehrpflicht, „die Schlaffheit des religiöfen Bandes, 
vorzüglich bei den Proteftanten”, Die wachſende Genußfucht, Die 

fteigende Volksbildung, daS Schwinden alter Sitten, „die Phil— 

antbropie oder der Hotpitalsgeiit der Staatsverwaltung, welche 

die Sorglofigfeit und Arbeitsicheu der unteren Klaſſen vermehrt”. 

Die beginnende Demofratifierung der Gelellichaft infolge 

des beionderen Charakter der modernen Kultur nahm Hanſemann 

als eine Thatlache Hin. Aber gerade darum betont er, daß Staat und 

Gejelichaft durch die notwendigen Wandlungen der fozialen Ver- 

bältnijfe vor neue Aufgaben geftellt werden. Es gilt die Segnungen 

des materiellen und fozialen Fortichrittes feftzuhalten, fie allen 

Klaſſen der Bevölkerung in entjprechenden Verhältniſſen zugänglich 

zu machen, aber ihre verhängnispollen Nebenwirkungen nach Kräften 

einzufchränfen. Gefährlich dünft es ihn nicht, daß auch die Maſſen 

die dee der politiichen Freiheit in fich aufnehmen, fondern daß 
fie fi) mit dem Gedanken der formalen und vollftändigen Gleichheit 

erfüllen, welche die Philofophie des 18. Jahrhunderts, fo un- 
fterblich ihre Verdienſte ſonſt um die Menfchheit jeien, unter fie 

gebracht babe. „Die Gleichheit”, ſagt Hanjemann, „muß eine 

Verflahung und Bergemeinerung der Ideen und die Gefahr des 
Umfturzes herbeiführen. Die Gleichheit der Freiheit ift ihr (der 
Freiheit) Tod; fie geht dann durch fich jelbft zu Grunde.“ Schon 

in „Preußen und Frankreich” hatte er es ausgeiprochen, daß bie 

Sreiheit, d. h. der Befit politifcher Rechte, notwendig ein Privilegium 

jein müffe, nicht eines Geburtsftandes, fondern gemifjer Klaſſen 



„Freiheit ift wicht Gleichheit der Rechte.“ 271 

der Bevölkerung, und darum unter gewijjen Vorausjehungen jedem 
zugänglich. Hier kehrt derjelbe Gedanke in anderer Faſſung wieder. 
Freiheit ift micht Gleichheit der Nechte. Sie ift die Herrichaft des 
Geſehes, die freie Bewegung des Individuums im feiner Sphäre, 
das Ringen nad höherer Sphäre, die dem Individuum durd) die 
Staatseinridhtungen zugeficherte Erreichbarkeit der höchſten politifchen 
Rechte, der Kampf der Intereſſen und Meinungen." Wie nod) 
jeder ftaatSmännifch denfende Kopf hielt auch Hanfemann eine 
formale, unterfchtedslofe, allgemeine Gleichheit für das Ende aller 
Kultur. Vor diefer Gefahr könne auch nur wieder politische Freiheit 
ſchützen. Sie werde alle Befigenden für die Erhaltung des Staates 
gewinnen, fie werde Adel und Mittelftand ftärfen, jo daß bieje 
dem übermäßigen Einfluße der Demokratie Schranken zu Teen 
vermögen. Vorerſt aber bejtehe in Preußen nur die Gleichheit 

politiſcher Unfreiheit. 
Soll alſo die Freiheit eine dauerhafte ſein und ihren vollen 

Nupen bringen, jo muß fie in gemiffen Abftufungen gewährt werben. 
Aber auch die Ungleichheit darf feine willkürliche, unvernünftige, 
über das Maß der matürlichen Bedingungen menschlichen Ge- 
meinjchafts- und ulturlebens hinausgehende fein. Die Schwierigkeit 
liegt aljo in dem Ausgleich der Bedingungen einer dauerhaften 
Freiheit und der berechtigten Forderungen einer gewiſſen Gleichheit. 
Seine Gedanfen hierüber faht er im einer Anzahl von Yeitfägen 

Die bürgerliche Freiheit fei in einem gewifjen Grade allen Staatsangehörigen 
gemein. — Doch fei ein gewifjer Grad bürgerlicher Freiheit nicht allen Staats 

angehörigen eigen. — Es gebe erblihe politische Rechte; nichterbliche Nechte, 
im deren Genuß jeder durd) Übergang in eine höhere foziale Lage gelangt; ver- 
ſchiedenes Wahlrecht für die Kommunal- bis zu den reichsftändiichen Wahlen. — 
Sittlichleit und Befit find die ftärkten Grundlagen der Freiheit. — Das Talent 
muß in einer freien Verfaſſung aud) ohne Befi zur Geltung kommen. — Der Ein- 
Aub ber höheren und wohlhabenden Vollsklaſſen muf ftärfer fein als derjenige der 
unteren. — Starte fonjervative Kräfte find nötig um der freiheit Dauer zu verleihen. 
— Das ariftolratiihe und genofjenichaftliche Element (Zünfte,!) oder freie Aſſo— 

| 9 An einer anderen Stelle äußert Hanfemann, ihm jei die Wiederherjtellung 
‚der Bünfte fein unſympathiſcher Gedanke, fie ſei aber nicht mehr ausführbar. 

in 
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ziationen, iſt konſervatoriſch — Die erblide Monardie iſt der Schiußftein. 

Preußen bedarf der Freiheit zur Entwidelung feiner Rationalkraft, zu feiner 

Erijten; eines mächtigen, einflußreichen und hochgefiellten Thrones. 

An Ddiefe Gedanken reihen fi) Reformvorjchläge an, die in 

der Hauptſache das in der Denfichrift von 1830 und in „Preußen 

und Franfreih” Geſagte wiederholen. Neu ift die Forderung, 
daß die Vrovinzialjtände völlig zu bejeitigen jeien, meil fie einen 

verderblichen provinziellen Partifularismus großziehen. Sie jollen 

durch Bezirksftände erjegt werden. An Stelle der Follegialen Be- 

zirfSregierungen wünſcht Hanjemann „Bezirksgrafen” als Kinzel- 

beamte. Ausführlich handelt er von der erften Kammer Der 

fünftigen Reichsſtände und überrajchend ijt der- warmherzige Eifer, 

mit dem er bier für den Adel als Stand eintritt. Allerdings 

glaubt er, daß der Adel in Preußen jo gut wie neu geichaffen 

werden müſſe; denn von den brandenburgifchen und pommerjchen 

Junkern hatte er doc) eine jehr geringe Meinung; er war überzeugt 

davon, daß die meijten oſtelbiſchen Geſchlechter infolge ihrer Ber- 

ſchuldung und ihrer Unfähigkeit, fich mirtichaftlich und politifc) 

in eine neue Zeit zu finden und in ihr die führende Stellung 

früherer Zeiten zu behaupten, zu Grunde gehen müßten. Und 

er war nicht der Meinung, daB der Staat ein Intereſſe Daran oder 

die Pflicht Habe, fic) der alten „yamilien anzunehmen, nur weil 

jie alte jeien. Den politiichen Wert alteingejeflener Kamilien von 

traditioneller Anhänglichfeit an die Scholle, an den Staat und an Die 

Dynaftie hat Hanſemann ftetS betont.!) Diejen Wert büßten die 

alten Geſchlechter in feinen Augen aber völlig ein, jobald jie ſich 

night mehr aus eigener Kraft zu halten vermodten. Darum 

wollte er einen neuen lebensfräftigen politiſchen Adel geichaffen 

jehen, der aus den brauchbaren Glementen des vorhandenen Adels 

und aus neu hinzutretenden Familien zu bilden wäre. Das preußische 

An ihre Stelle müſſen freie Genojjenjchaften Ireten, gegründet auf wejentliche 

materielle und politifche Interefjen, gejtügt auf Ehre und Gefitiung; Voraus: 

jegung für die Teilnahme an ihnen müfje der Nachweis eines irgend wie ge= 

arteten Beſitztums fein. 

1) Aus Ddiefem Grunde wollte er auch die ZTeilbarfeit des Kleingrund- 
beſitzes zwar nicht gefeglich verboten, aber in feinem Fall begünftigt jehen. 
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eines Adelsgeſetzes, das neben dem erblichen Adel noch einen be- 

dingt erblichen, an der Scholle haftenden Grundadel ſchaffen wollte, 
ift nach des Königs Weifungen von dem Yuftizminifter Savigny 

zu Beginn des Jahres 1847 ausgearbeitet worden.') 

Bon ganz befonderem Intereſſe find ferner einige Erörterungen 
über das Verhältnis des Staat3 zur Kirche, Die um jo mehr her- 

vorgehoben werden müfjen, als Hanjemanns Anfichten über dieſen 

Punkt, wenn fie auch nicht im Widerjpruche zu feiner liberalen 

Staats- und Weltanſchauung ftehen, doch auch keineswegs aus ihr 
gefolgert werden können. In dem fonftitutionellen Mufterftante 

Belgien war das Prinzip der Freiheit auch) in Bezug auf die Kirche 
vollftändig durchgeführt, jo daß Staat und Kirche von einander 
getrennt und eriterem weder ein Placet noch irgend ein Auffidts- 
recht in Firchlichen Dingen zujtand. Der fonjequente theoretifche 

Kiberalismus fand das ganz in der Ordnung. Hanſemanns praf- 

tiiche Staatsgefinnung fträubte fich dagegen. Er fand, daß die 

ichranfenlofe, Firchliche Freiheit in Belgien noch zu jung fei, um 
zu Schlüffen zu berechtigen. „Mir fcheint,“ fährt er fort, „daß 

überhaupt das Chrijtentum jo durchdringend zu der Geftaltung 

der fozialen Verhältniffe in den europäischen Staaten beigetragen 

bat, daß die dee eines chriſtlichen Staates nicht beifeite 
gejegt werden darf.” Der hriftlihe preußifche Staat habe 

hriftliche Glaubensübung und chriftliche Lehranftalten zu ſchirmen 

und zu unterhalten, dagegen alle Übergriffe auf das Gebiet des 
Kultus und der Lehre zu meiden, mie er fie fi) gerade gegen die 

proteftantiiche Kirche habe zu Schulden fommen laſſen. Für die 

fatholifche Kirche empfiehlt Hanjemann eine zyreiheit, wie fie 

diejelbe in Sranfreich genießt, d. 5. im Grunde genommen eine 

beichränftere al3 in Preußen. Auch die feiner Meinung nach nicht 

genügend beachtete Forderung der Parität erhebt er aufs neue. 

„Gerade in Preußen joll der Staat ſich am meilten hüten, die Idee 

feiner Chriftlichfeit auf eine Konfeffion zu bejchränfen. Traditionell 

ift den meijten StaatSbeanten, ohne daß fie es telbit eingeitchen, 

2) Treitichle 5, 256 fi. 
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Publikum teilnahmlos oder geringſchätzig betrachteten Thätigkeit 

der Provinzialftände eine erhöhte Bedeutung. m dem Maße, wie 

die DOppofition fühner ihr Haupt erhob, ihre «Forderungen jchärfer 
formulierte, ging auch der Anhalt der jtändiichen Beratungen über 
den Rahmen provinzieller Angelegenheiten hinaus. Wie die fich 

freier bewegende Preſſe einen Aufichwung nahm und als Sprad)- 
rohr der öffentlichen Meinung eine Macht zu werden begann, jo 

jollten auch die Provinzialftände die offiziellen Sprechjäle der Nation 

werden, und je weniger fie ſich ihrer Verfaflung nad) für dieſe 
Aufgabe eigneten, um fo ftürmijcher wurde das Verlangen nad) 

einer Reform, nad) einer Erweiterung ihrer Kompetenzen laut. 

Die kleinen Zugeitändniffe der zweijährigen an Stelle der drei- 

jährigen Periodizität, der bejchränften Veröffentlihung der Yand- 

tagsprotofolle in den Zeitungen, der jchnelleren Ausfertigung der 

Landtagsabichiede fonnten niemandem genügen. Gleichwohl fteigerten 

fie daS Smterejje für die Verhandlungen. Die Yandtage bes 

Jahres 1841 verliefen noch im ganzen friedlich; ihre Petitionen 

waren bejcheiden und formell nur auf provinzielle Angelegenheiten 

gerichtet, wenn auch nicht ohne politifche Bedeutung, wie 3. B. 

die Petition um jtärfere Vertretung der bürgerlichen und bäuer- 

lichen Klafjfen im Yandtage. Aber alle Bitten von einigem Belang 

murden von der Regierung in jalbungspollen, langatmigen Sätzen 

rundweg abgeihhlagen. Mit Spannung wartete man auf die in 

den königlichen Bropofitionen verheißene Entwickelung der ftändifchen 

Inſtitutionen. IS erften Schritt dazu hatte der König Die 

Bildung der jtändiichen Ausſchüſſe bezeichnet. Was diefen für 

Befugnifje übertragen werden follten, erfuhr niemand und, als fie 

1842 zu gemeinjamer Beratung über das preußilche Eijenbahıneg 

nad) Berlin berufen wurden, vermochte in diejer Einrichtung nie- 

mand eine Cntmwidelung des Ständewejens zu ſehen; fie erjchien 

zwedlos und auf den Schein berechnet, jo lange nicht Die geringfte 
Erweiterung der ftändifchen Befugniſſe zugeftanden wurde. Die 

Erwartung war gejteigert, die Aufregung vermehrt und auf alle 

vom Könige jelbjt angeregten Fragen erfolgte doc) feine Antwort, 
Mit der fteigenden Bedeutung der itändifchen Berfammlungen 
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Tall gemeien märe. Der Entwurf wurde, nachdem er im rheinifchen 

Zandtage durchberaten war, in Berlin noch einmal überarbeitet 

und 1845 al3 Geſetz publiziert, daS bis 1851 in Kraft geblieben 
ift. — Allen Landtagen wurde im ‚jahre 1843 der Entwurf eines 

neuen preußijchen Strafgejehes vorgelegt. Die Rheinländer lehnten 

ihn mit allem Nachdruck ab, obmohl die Einheit des materiellen 

Strafredhts ein unabmeisbares jtaatliches Bedürfnis war. Troß aller 

gegenteiligen VBerficherungen der Krone fürchteten fie, daß ein neues 

Strafredt fie auch um den rheinisch-franzöfiichen Strafprozeß, um 

das Inſtitut des SchwurgerichtS bringen werde. Bedenklicher 

aber al3 diefes Votum der Stände war der lärmende Jubel, mit 

dem die Bevölferung es begrüßte. Eine Mafjendeputation der 

Kölner an den Landtagsmarihall Fürften zu Solms-Lich nebft 

Fadelzug und Anerfennungsichreiben und ein Feftellen in Düſſel⸗ 
dorf, auf dem es zu einem harten Zufammenjtoß mit dem Dber- 

präfidenten fam, verherrlicdhten die Rettung des Code Penal. 

Der König zeigte fich im höchiten Grade über die „Unanftändig- 

keit“ der Polen und Rheinländer erbittert. Infolgedeſſen war 

die Polizei in der Rheinprovinz mit größtem Eifer bemüht, Die 

Zeilnehmer an den Demonftrationen gegen den Strafgejeßentmurf 
zu ermitteln und fie höheren Orts zur Anzeige zu bringen. Ob—⸗ 

gleich an der Agitation gegen den Entwurf in feiner irgendwie 

hervorragenden Weiſe beteiligt, wnrde nun im Zufammenhang 

damit auch Hanjemann für längere Zeit wieder der Gegenftand 

polizeilicher Berichterjtattung. 

Durch feine Ermählung zum  jtellvertretenden Abgeordneten 

ſah Hanjemann die Scharte von 1839 für ausgewegt an und 
damit fiel aud) der Grund weg, der ihn mehrere ‘jahre hindurch 

von der Handeläfammer fern gehalten hatte. Er war jetzt bereit, 

wieder in fie einzutreten. Am 9. Mai 1843 wurde er aufs 
neue in fie eingeführt und fofort zum Bräfidenten gewählt. 

Bald darauf Hatte der König aud die Wahlen für das 

Aachener Handelögericht zu beftätigen. Unter den Gemählten 

befand fi) der Fabrikant Joſehh van Gülpen, der 1839 gleich- 

zeitig mil Hanjemann aus der Handelöfammer ausgeichieden, bald 
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Enticheidung des Königs. ES murde daher Hanjemann als dent 

Borfigenden und Veranſtalter, „ver fi ganz unberufen an die 

Spite geitellt habe”, von der Regierung eingeichärft, daß ein 

Toaft auf den König als unpaſſend bei dieſer Gelegenheit nicht 

ausgebracht werden dürfe. Daß diejes doch geihah und zwar erit 

drei Stunden nad) Beginn des Feltes, als die Teilnehmer bereits 

vom Weine erhigt waren, wurde natürlich mit den entjprechenden 

Hinweiſen auf die bösmillige Gefinnung Hanjemanns, der aber 

an dem Borgang ganz unſchuldig war, nach Berlin gemeldet. 

Um fo ungehöriger mußte es dort ericheinen, daß Hanfemanı 

bald darauf zum Nachfolger Gülpens als Handelsrichter und 

fogleid auh zum BPräfiventen des Handelsgerichts gemählı 

wurde, derjelbe Mann, dem der verjtorbene König die Beitätigung 

zum HandelSrichter bereit3 zweimal verjagt hatte. Der Juſtiz— 

minifter Mühler ſprach fi) denn auch diesmal gegen ſeine 

Betätigung aus, obwohl er zugab, daß die Wahl vorjchriftsmäßig 

erfolgt fei und Hanſemann große Verdienjte um Aachen babe. 

Mühler wies aber auf die Verhandlungen über Hanfemanns Be: 

ftätigung 1834/35 und auf deſſen Verhalten bei dem Diner für 

Gülpen bin, welches beweile, daß Hanjemann, „wenn ihn nicht gar 

ichlimme Abfichten geleitet haben, jedenfalls nicht die Ruhe und 

Beſonnenheit befist, welche zur Verwaltung einer amtlichen Stellung 

durchaus unerläßlih find“. Der Minifter des Innern aber, 

Graf von Arnim, der frühere Regierungspräfident von Aachen, 

trat „vom Standpunft feines Reſſorts“, d. h. um die Mipftimmung 

in Aachen nicht noch mehr zu fteigern, jo lebhaft für die Be: 

ftätigung Hanſemanns ein, daß der König fie trotz der Bedenken 

Mühlers durch eine Kabinettsordre vom 6. uni 1844 erteilte. 

Ein ganzes Jahr hatte es ſomit gedauert, bis das Handelsgericht 

wieder einen ordentlichen Bräfidenten befam. Damit aber war 

die Angelegenheit noch nicht erledigt. Hanſemann hatte das Prä— 

ſidium im Handelögericht nur übernommen, um diefen Poſten für 

Gülpen frei zu halten. Als diefer Ende 1844 aufs neue zum 
Handelstichter gewählt murde, legte Hanſemann das Präſidium 

nieder und Gülpen wurde zu feinem Nachfolger beftimmt. Diefes- 
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Wollgeſchäft in Aachen unter der Firma Stoltenhoff & Gie. 

Hanjemann blieb fommanditariih mit 70000 Thlr. an dem 
Geſchäft beteiligt und follte 40°), vom Reingeminn erhalten. Yaft 
jein ganzes übriges Vermögen, etwa 50000 Thlr., hatte er gleidj- 

falls als Kommanditar in einer Tuchfabrif zu Eupen angelegt, deren 
Leitung bald darauf jein ältefter Sohn Adolf übernahm. Den 

Geichäftsfreunden teilte Hanſemann mit, daß er in der Regel feine 

taufmännifchen Gefchäfte mehr betreiben aber die Gemerbefteuer 

auch weiter entrichten werde, um, wenn fich die Gelegenheit dazu 

biete, auch noch in Zufunft hie und da ein vorteilhaftes Geſchäft 

abjchließen zu können. Damit war der Übergang vom kauf— 
männiſchen zum politiichen Beruf, der ſchon feit Jahren das 

Schwergemidht feiner Thätigfeit bildete, in vollem Umfange vollzogen. 

Nahm unter allen politiichen Angelegenheiten Deutichlands 

die preußilche Verfallungsfrage das öffentliche Intereſſe in den 

erften Jahren Friedrich Wilhelms IV. am meiften in Anjprud), 

ſo ftand ihr die Zoll- und Handelspolitif an Wichtigkeit kaum 

nah. Auf mwirtichaftlichem Gebiete war der größte Teil des 

deutichen Volkes bereits zu einer wirklichen praftiichen Einheit ver- 

bunden. Nur im Zollverein trat daS deutſche Volf den anderen 

großen Nationen als jolches gegenüber. Weite Kreile, die dem 

Streite fonjervativer und liberaler Meinungen noch fühl oder 

gleichgültig zujahen, wurden durch die Zollpolitif in ihren wich- 

tigften materiellen Intereſſen berührt und durch fie veranlagt, den 

Blid von der gewöhnlichen Berufs- und Ermerbsarbeit hinweg zu 

dem zu erheben, was der Gejamtheit frommte. Die Sorge um 

das eigene wirtjchaftliche Gedeihen verband fich mit einem nationalen 

Intereſſe an der Wohlfahrt Deutichlands. ES fonnte aber nicht 

au8bleiben, daß die wichtigen Fragen des Schußzolls und Des 
Freihandels, des Abichluffes von Handels- und Schiffahrts- 

verträgen, der Ausfuhr und Einfuhr, fi) in der einen oder anderen 

Weile mit den Fragen nach der beiten NRegierungsform, mit poli- 
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tiichen Parteianfchauungen verbanden umd von ſolchen Gefichts- 
punften aus vertreten wurden. 

Das durch das preußiiche Zollgejeb von 1818 eingeleitete 
Spitem eines gemäßigten Freihandels Hatte bisher geleifte, was 
es jollte: die nationale Induſtrie ſoweit geihügt, daß fie fich 
entwiceln fonnte und fie, indem die fremde Konkurrenz nie völlig 

und grundſätzlich ausgeſchloſſen wurde, zu den größten An- 
ftrengungen gezwungen. Mittlerweile hatten fit) aber bie 
Produftions- und Handelsverhältniife in der Welt verjchoben. 
Viele Pofitionen des alten Tarifs fchienen einer zeitgemäßen Ver- 
änderung dringend zu bedürfen. Insbeſondere Süddeutichland 
mit feiner jungen ZTertilinduftrie verlangte nach ftärferem Schuße; 
auch einzelne Gegenden und Fabrilationszweige Preußens beburften 
eines ſolchen. So drohte die jchlefische Yeinenmweberei, welche ehe— 
dem den europäifchen und außereuropäijchen Markt verjorgt hatte, 
jest vor der englilchen Konfurrenz zu erliegen. Die chronifche 

Hungersnot in den verarmten Weberbiitriften Schlefiens ipradı 
deutlich dafür, daß die bisherige Zollpolitif nicht mehr genügte. 
In einer ähnlichen Notlage befand fich die alte Nadelfabrikation 
Aachens. Unleugbar beitand ein arges Mikverhältnis zwiſchen 
den liberalen handelspolitiichen Grundjägen des Zollvereins und 
denen der Nachbarmächte, welche den deutichen Erport jo außer: 

ordentlich erjchwerten. Das wurde jest erft in vollem Maße fühl- 
bar, wo der erftarften deutſchen Induſtrie das ihr durch den Zoll- 

verein erſchloſſene große einheimifche Abſatzgebiet zu eng zu werden 
begann, während gleichzeitig die ebenfalls und teilweife im noch 
flärferem Maße entwicdelte Induſtrie der Nachbarn mit erhöhter 
Energie ihre Produfte auf den deutichen Markt zu werfen begann. 
Im ganzen war der Süden Deutichlands mehr ſchutzzöllneriſch, 
ber Norden mehr freihändlerifch gefinnt. Freihändleriſch war aber 
vor allem die preußiiche Büreaufratie, welche das geltende Syſtem 

ins Leben gerufen hatte und, jtolz auf feine großen Erfolge, oft 
mit boftrinärem Eifer an ihrem Werke feftbielt, obwohl die Noraus- 

jegungen fich zum Teil geändert hatten und obwohl der König 
und einige jeiner Diener, wie Bunfen und der Minifter des Aus— 
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wärtigen von Bülow, eine lebhafte Vorliebe für die Gedanken 
ber Schubzöllner an den Zag legten. Noch beberrichten bie 

Katheder und die Wifjenichaft faft unumfchränft die ftaatswirt- 

Ihaftlichen fosmopolitiichen <dpeen Adam Smiths. Da trat 1841 

Yriedrich Lift mit feinem Buche „Das nationale Syitem der 

politifchen Ofonomie“ hervor, in dem er auf die Pflicht jedes 
Bolfes, zunächſt feine eigene nationale Wohlfahrt zu bedenken, 

hinwies und zeigte, daß das mirtichaftspolitiiche Verhalten eines 

jeden Volfes zu den Nachbarvölfern nad) dem Stande feiner wirt- 

ſchaftlichen Kultur, feiner jeweiligen Stellung im Syitem des Welt- 

bandel3 ein verichiedenes fein müſſe. Den abjoluten Freihandel, 

jagte er, fönne nur ein allen Völkern wirtſchaftlich überlegenes 

Volk ertragen und nur einem joldden bringe er Vorteil. Yür 

Deutichland verlangte er Schußzölle als Mittel der Ermunterung 
und Erziehung bis zu einem ſolchen Grade der Selbftändigfeit und 

Keiltungsfähigfeit, daß es diejer Krüden ganz oder teilmeije ent- 
behren könne. Durd Lift wurde zuerit Breſche in die Allein- 

berrichaft der geltenden Theorie gelegt. Um ihn jcharten fich bald 

die ſüddeutſchen Schußzöllner, insbejondere als er durch „Das 

Zollvereinsblatt" (1843) eine leidenjchaftliche Agitation gegen den 

Freihandel und die preußilche Büreaufratie entfejjelte, welche er 

für alle Mängel und Kalamitäten im Zollvereinsgebiet verant- 

wortlid” machte. ine merfwürdige Parteigruppierung trat ein: 

der Yiberalismus in Süddeutſchland wurde ſchutzzöllneriſch; in 

Sachſen und in Altpreußen war es in der Regel umgekehrt. Hier 
verlangten auch der Adel und die Landwirte nad) ;yreihandel, um 

nicht durch Retorfionen der fremden Staaten im ©etreideerport 

gehemmt zu werden. 

Zu einer wejentlichen Anderung der Zullfäge haben die Be- 

jtrebungen der Schußzöllner nicht geführt. Wohl drangen Die 

Ideen Liſts mit der Zeit in die Volkswirtſchaftslehre ein; Die 

Dandelspolitif des Zollvereins hielt aber noch über ein Menſchen— 

alter hinaus am alten feſt. Gerade in der Zeit, als Liſt feine 

Ihußzöllneriiche Agitation begann, erlebten die entgegengejeßten 

Grundfäge ihren größten Triumph, indem das Mutterland der 
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freihändlerifchen Ideen, das Heimatland A. Smiths, England, fid) 
endlich praftifch dem Freihandel zuzumenden begann. In die 
vierziger Jahre fällt die Aufhebung der englifchen Kornzölle und 
der Navigationsafte. Auf die letztere pflegte die öffentliche Meinung 
fait ausſchließlich die engliſche Handelsherrichaft zurüdzuführen. 
Damit wurde die Hera des europätichen Freihandels angebahnt. 
Englands Berbalten führte dem Freihandel auch in Deutichland 
zahlreiche neue Anhänger zu; der preußilche Getreideerport zog 
aus ihm den größten Vorteil. Liſts Prophezeihung, daß nur auf der 
Ausbildung des deutichen Schutzſyſtems die Unabhängigkeit und Zu- 
funft der deutichen Nationalität beruhe, follte ſich für die nächiten 
Jahrzehnte als irrig erweifen. Noch ein volles Menjchenalter nad) 

jeinem Tode (1846) behauptete fich der Freihandel und zur Zeit jeiner 

umbebingten Herrichaft it der deutjche Staat der Gegenwart ent- 
ſtanden. Unfraäglich ift aber auch der politifche Gegenſatz zwiſchen 

dem deutichen Süden und Norden durch den wirtichaftlichen verjchärft 

und die endliche Verftändigung dadurch erjchwert worden. Der frei- 

händleriſche Doftrinarismus, mit dem ſich preußiiche Staatsmänner 
wie Bodelichwingh, Beuth und Kühne auch den notwendigen Tarif- 
erhöhungen mwiderjegten, fand im Süden vielfad, eine gehäffige, ver- 
leumderifche Auslegung. Man glaubte, dab Preußen bejondere 
politiiche Vorteile durch Preisgebung wichtiger wirtichaftlicher 
Intereſſen der Zollvereinsftaaten erfaufe, und wollte die Behutſamkeit, 
mit welcher jede Provofation Englands vermieden wurde, nur auf die 
Anglomanie des Königs zurücdführen. Hie und da fragte man fich im 
Süden, ob man bei einem näheren wirtichaftlichen Verhältnis zu 
Öfterreich nicht beſſer fahren werde, al3 unter der Führung Preußens. 
Die Mißſtimmung gegen Preußen ſchuf im Süden allmählidy eine 
grogbeutich-öfterreichiiche Gefinnung, in der fich Stlerifale und 
eifrige Schutzzöllner die Hand reichten, fo weit ihre Ueberzeugungen 

auch jonft von einander abwichen, eine Gefinnung, die den Süd— 

deutichen bis dahin ganz fremd geweſen war. Unter der Ein- 
wirkung jolcher Korderungen und Stimmungen verliefen denn bie 
alljährlid; in den verjchiedenen deutichen Reſidenzen abgehaltenen 
Sollfonferenzen unfriedlih und ftürmiich genug, am ftürmifchiten, 
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die Stonferenz zu Karlsruhe 1845, deren Verhandlungen eine ganze 

Reihe fremder Diplomaten mit geipannter Aufmerkſamkeit folgte. 

Preußen mar Diesmal bereit, um des Friedens millen in 
der am beftigiten umitrittenen Frage des Schußzolles für pie 
Zertilinduftrie eine Tariferhöhung zugugeftehen. Die Verhandlungen 

Icheiterten an dem leidenſchaftlichen Radikalismus der Gegner, 

welche fich bis zu der Barole. „alles oder nichts“ verftiegen. Es 
blieb alles beim Alten. Erſt das Jahr 1846 brachte eine Er- 

höhung der Zölle auf gewiſſe Garne und Gemebe, jowie auf Roh: 

eilen. Eine ernite Frage Preußens, ob der Zollverein fortbeitehen 

jolle, genügte Ichlieglic), um die Regierungen verjöhnlich zu ftimmen. 

Denn die Notwendigkeit und Wichtigkeit des Vereins war eine fo 
große, daß um Jeinetwillen aud) ungünitige Tarife in den Kauf 
genommen werden durften. 

Hanjemann hatte von jeher eine völlige Handelöfreiheit als 

ein Ideal betrachtet, dem die europäilche Staatengejelichaft zu— 

zuftreben habe. Aber ebenſo feit ſtand es für ihn, daß fie auf 

Gegenfeitigfeit beruhen müſſe und daß der Zollverein fie nur in 
dem Maße gewähren dürfe, als fie ihm auch von anderen Staaten 

eingeräumt wurde. Gr blieb bei der Anficht, die er Ichon 1820 

im Rheiniſch-Weſtfäliſchen Anzeiger ausgejprochen hatte,') daß 

Preußen nur durd Schuß: und Kampfzölle, durch zweckmäßige 

Retorfionen die bandeltreibenden und produzierenden Nachbar- 

völfer zwingen fünne, dem Idealzuſtand einer allgemeinen Handels— 

freiheit näher zu fommen. 

Mit vollfommener Deutlichfeit ſprach er jich hierüber in dem 

Jahresbericht der Aachener Handelsfammer für 1843?) aus: „Em 

1) S. S. 22. 
2) Über die gewerblichen Verhälmiſſe von Aachen und Burtſcheid am Schluſſe 

des Jahres 1843 von David Hanfemann. 46 Seiten. (1845.) — Der Drud 

des Jahresberichts in 50 Eremplaren für die Mitglieder der Handelskammer 

und für höhere Behörden wurde von der Zenſur verboten; das Finanzminiſte⸗ 

rium geſtattete ihn nur unter der Bedingung, daß ein einzelned Mitglied die in 

dem Bericht enthaltenen Unfichten al3 die feinigen veröffentlihe. Das that 

Hanfemann 1845 für die Mitglieder der Rheiniſchen Ständeverfjammlung unter 

Fortlaſſung derjenigen Zeile, welche nur lokales Intereſſe boten, jo daß die Heine 
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fonferenzen, einheitliche Vertretung des Zollvereins nach außen, An- 

ftelung von HandelSagenten, breitefte Dffentlichkeit für alle Verhand⸗ 

lungen über wirtichaftspolitiiche Fragen. Denn nimmermehr werde 

nad) dem Zeugnis der Gefchichte der für die Entwidelung von Handel 

und Induſtrie unumgänglich” notwendige praftilche Berftand bes 

Bolfes fich ausbilden, wenn nicht durd) öffentliche Verhandlung der 

öffentlichen Intereſſen Teilnahme und Verſtändnis für fie gemedt 

werde. Den größten Nachdrud legt Hanjemann aber auf den Ab- 
ſchluß von HandelSverträgen mit ſolchen Staaten, „welche eine gleich 

freifinnige Tendenz wie der Zollverein befolgen .. ., HandelStraftaten, 

durch welche man fich gegenjeitig Erniedrigungen auf beftehende 

Zölle oder auch gar die freie Einfuhr gewiſſer Produfte bewilligt.“ 

Für einen Handelövertrag famen von den Nachbaritaaten 
am meiften Holland und Belgien in Betracht. Nor einem Handels 

vertrag mit Holland hat aber Hanjemanı wiederholt und 

nachdrücklich gewarnt. Empfohlen wurde ein folder durch eine 

holländiſche Staarsichrift, die Preußen mit einem Zollfriege be- 

drohte, wenn es ſich nicht willfährig zeige. Hanſemann wurde von 

dem Präfidenten des HandelsSamtes von Rönne um die Mitteilung 
jeiner Meinung über dieſe Frage gebeten. Cr antwortete am 

28. Tezember 1844: Holland verfaufe den Angaben der Staats— 

Ichrift zufolge nach Deutichland für 361), Mill. Fl. und |pediere 

außerdem dorthin einen Warenbetrag von 56 Mill. Sl. „Deutſch— 
land liefert alſo den Niederländern in ihrem ausmärtigen Handel 

das Hauptmaterial zur Blüte ihrer Schiffahrt, ihres Handels 

und ihrer Kolonien. Und was hat Deutichland davon? Es ver- 

fauft ihnen für 33 Mill. Fl. die fie nirgends vorteilhafter als in 

Deutichland erlangen fönnen, und hat vor England und Frank— 

reich, deren Zolliyitem fie (die Niederländer) drüct, nicht voraus, 

im Gegenteil.” Aus der Staatsichrift gehe hervor, daß Deutſch— 

fand Hollands melfende Kuh ſei und bisher diefes Verhältnis mit 
einer Geduld ertragen babe, welche für ein großes Volf unehren- 

haft und Ichädlich fei. Holland werde und könne fi) mit Deutjch- 

land nie in einen Zollfrieg einlafjen, wenn dieſes nad) eigenen 

Intereſſen handelt, wie e8 andere Staaten auch thun. „Nur ja 
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preußiichen Bolitif, deren Beruf nad) Hanfemann darin beftand, 

„die deutichen Stämme in einem feften förberativen Vereine zur 

fräftigen Nationalmacht zu erheben und auch die Unabhängigfeit 

der nachbarlichen Meinen Staaten germanilchen Urſprungs zu 

hüten und in ihrer Unabhängigkeit wiederum eine Verftärkung 
ber eigenen Macht zu finden.“ Der preußifchen Politik jener 

Zeit gebrach es aber an Kraft und Größe. ort und fort ftanden 
legitimiftiiche Bedenken einer vorteilhaften Annäherung an das 

revolutionäre Belgien im Wege und die Geminnung der Nordfee- 
fülte für das nationale Wirtfchaftsleben wurde nicht als ein hin— 

reichend großes Bedürfnis betrachtet, um ihr andere Rüdkfichten, 

finanzielle und politilche, zum Opfer zu bringen. Hanſemann hat 

es, wie wir jahen, nie verjtehen fönnen, daß Preußen die Aufnahme 

Hannovers in den Zollverein an der hannöverichen Forderung 

eines Präzipuums aus den Zolleinnahmen von Kolonialwaren 

icheitern ließ.) So ift es denn auch troß aller entgegen: 

ftehenden realpolitiichen Erwägungen doch dahin gefommen, daß 

der Zollverein jeinen erften Handelstraftat 1839 nicht mit Belgien, 

jondern mit Holland abgejchloffen hat.?) Derielbe war aber auch 

jo ungünftig und rief eine ſolche Mipftimmung hervor, daß die 

preußiiche Verwaltung jogar der Beftechlichfeit geziehen wurde und 

Friedrich Wilhelm IV. fich veranlaßt fand, ihn nad) Ablauf der 

zwei Bertragsjahre nicht mehr zu erneuern. Das Mißtrauen gegen 

die Leitung der preußilch-deutichen Handelspolitif war dadurch fo 
gefteigert, daß ein Schiffahrtsvertrag, den Preußen 1841 mit 

England abichloß, in Süddeutſchland ſofort eine maßlofe Erregung 

bervorrief, der Friedrih Lift und die Augsburger Allgemeine 
Zeitung den entjprechenden Ausdrud zu geben wußten. Preußen 

erreichte in diefem Bertrage, daß England die außerhalb der Zoll- 
vereindgrenzen, aber an den Mündungen preußiſcher Ströme liegen- 

den Nordjeehäfen als „Vorhäfen des Zollvereins“ anerkannte und, 
da da8 Parlament einer Milderung der alten Navigationsafte 

zugeitimmt hatte, den aus ihnen fommenden Zollvereinsichiffen 

1) ©. ©. 280, 

2) U. Zimmermann, Geld. d. preußifchedeutichen Handelspolitik S. 156 fi. 
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in der differenziellen Begünftigung Belgiens durch Frankreich den 
Anfang einer Entwidelung, die Frankreich in jeder Hinficht das 

Uebergewidht in Belgien zu verichaffen drohte. Dazu fam, daß 

Belgien durch die Bevorzugung mehrerer franzöfilcher Artifel und 

durch die Steigerung jeines eigenen Leinenzolls bis zur Höhe des 
franzöfifchen die preußilchen Handelsintereſſen ſehr erheblich ge- 
Ihädigt hatte. Es galt alſo, durch einen Bandelsvertrag mit 

Belgien die weitere Entwidlung jeines Verhältniſſes zu Frankreich 
abzuichneiden. Da aud; Belgien nach mie vor in freundlichem 

Einvernehmen zu Preußen bleiben wollte, jo famen Verhandlungen 

über gegenjeitige Zollermäßigungen und Berkehrserleichterungen in 

Gang. Troß aller Bemühungen wurde aber eine Berftändigung 

nicht erreicht. Belgien nahm einige vorläufig gewährte Zollherab- 

jeßungen wieder zurüd. Der Zollverein rädhte fi) durch Erhöhung 

des Gijenzoll3 und Mitte 1844 war ein förmlicher Zollfrieg aus- 
gebrochen, der beide Teile ſchwer ichädigte. 

Diefe Vorgänge mußten Hanjemanı im höchſten Grade 

erregen. Gerade das Gegenteil von dem was er empfohlen und 

allein für möglid) gehalten hatte,!) war eingetreten: politiſch und 

merfantil war Preußen von Frankreich in Belgien zurüdgedrängt 

worden. Dieſer verderbliche Zollfrieg mußte beigelegt, Belgien 

wieder gewonnen werden. Durch Wort und Schrift trat Hanſe— 

mann hierfür ein. In Belgien war der Minijter Nothomb der 

thätigite Vertreter des Gedanfens eines preußilch-belgiichen Zol- 
vertrags, ja einer völligen Zolleinigung. Tas Unglück wollte es 

aber, daß er fi) gerade in dieſer Zeit mit dem Freiherrn von 

Arnim überworfen hatte und ebeno waren Hanjemanns gute Be- 
ziehungen zu Nothomb jeit deflen Barteinahme für Oppenheim in 

Sachen der Rheinifchen Eifenbahndireftion?) unterbrochen morden. 

Trotzdem eilte Hanſemann jelbjt nach Brüffel, um Arnim ver: 

jöhnlid) zu ftimmen und ihn in feinen Bemühungen um Das 

Zuftandefommen des Vertrages zu unterftüben. Er beſchwor 

jeinen Freund von Patow, der im Auguft 1844 Mbteilungs- 
— — — 

1) S ©. 168 u. 288. 
2) © ©. 258 fi. 
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Dirigent im Minifterium des Ausmwärtigen geworden war, Arnim 
anzumeijen, dab er die damals etwas gefährdete Minifterftellung 
ge ftügen ſuche. Sein anderes Intereſſe, fügte er hinzu, 
leite ihn bei der Sache als das preußifche, da er Nothomb alles 
andere eher als Dank jchulde. Gleichzeitig arbeitete er eine 

„Denkichrift über das Verhältnis des Zollvereins zu Belgien“ 
aus"), die er Mitte Auguft den Miniftern, dem Gejandten Arnim 
und dem Dberpräfidenten der Rheinprovinz überfandte. Ein— 
dringlid; gab er bier zu bebenfen, daß der franzöfifche Einfluß in 
Brüffel doc vorzüglich nur durch die wenig freundliche Stellung- 
nahme Preußens zu Belgien jeit Gründung diejes Staates möglich 
geworden und daß dieſes Verhältnis den gemwerblichen Intereſſen 

Deutichlands jchädlich ſei. Gewerbliche Intereſſen aber, fuhr er 
fort, beberrichen jetzt die Politik, wofür der Zollverein insbejon- 
dere der leuchtendite Beweis fei, „denn erſt von der Verjchmelzung 

und Annäherung der gewerblichen Intereſſen der verjchiedenen 
deutichen Staaten datiert der Anfang einer deutſchen Politif, 
wie fie jeit der Blüte des Mittelalters in dem Zwiefpalte der 
deutſchen Reichsglieder längst untergegangen war.“ Die materiellen 
Intereſſen Preußens deden ſich gerade in dieſem Falle mit den 
Aufgaben feiner deutichen und allgemeinen Politik. Hanjemann 
wiederholt hier, daß Preußen ein möglichit inniges Verhältnis zu 
den jubgermanijchen fleineren Staaten im Norden und Weſten er- 
jtreben müjje. Indem er dann die Frage nad) der Möglichkeit und 
Zweckmäßigleit der Beilegung des unjeligen Zollfrieges durch einen 
Danbelstraftat bejaht, giebt er zugleich die Grundzüge eines ſolchen 
in 14 Punkten an unter Beifügung jpezialifierter MWarenverzeid)- 

niffe und ber zu vereinbarenden Zollſätze. Am wichtigjten er- 
jchien ihm die gegenjeitige Gewährung eines völlig freien Tranfit- 
verfehrs auf Eilenbahnen, Kanälen und ſchiffbaren Flüffen, ſowie 
gleicher Behandlung ber Zollvereinsichiffe und belgiicher Schiffe im 
den beiderjeitigen Häfen, weil eine ſolche Vereinbarung nicht ohne 

Rüdiirfumg auf das Verhalten Hollands und der beutfchen 

OO HYals m Als Manuſtript für die Mitglieder des Rheiniſchen Landtages gedruckt 
1845. 20 Seiten. Datiert iſt die Denkſchrift vom 17. Auquſt 1844. 
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Nordſeeſtaaten bleiben könnte. Dieſe Austührungen deckten fich 

mit den Anfichten Arnims, die dieſer während der ganzen Zeit 

ſeiner diplomatiſchen Thätigkeit vertreten hatte. Hanſemanns 

Denkſchrift beſtärkte Arnim in der Ueberzeugung, daß die Verband: 

ungen energiich fortzuführen jeien, zumal auch Belgien ji) nad) 

rafcher Beendigung des Zollfrieges ſehnte. In Berlin legte man 
freilich einem ſolchen Abkommen noch immer nicht die gebührende 

Wichtigkeit bei und unterjtügte den Gejandten nur wenig. Die 
Gefahr lag nahe, daß Belgien fid) dauernd von Preußen abmanbte. 

Eile that not. Da entſchloß fich Arnim zu einem eigenmädhtigen 

Schritt. Ohne jede Autorifation unterzeichnete er am 1. September 

1844 einen HandelSvertrag, deſſen Inhalt in Berlin noch völlig 

unbefannt war. Freudig teilte er noch in derjelben Nacht das 
Gelingen des ſchweren Werkes jeinem Gefinnungsgenofjen Hanſe— 
mann mit und betonte, daß deſſen Denkichrift beim Abſchluß des Ver: 

trages ſehr gute Dienjte geleiftet habe. Er hoffte, Hanjemann werde mit 

dem Erreichten zufrieden jein. In Berlin fonnte man fidy der Einficht 

nicht verichließen, daß ein Ereignis von hoher politiicher Bedeu— 

tung vorliege. Arnims eigenmächtiges, aber geſchicktes und Fluges 
Vorgehen wurde jegt in den wärmſten Ausdrüden belobt. Auch 

Hanfemann erhielt bald darauf vom Finanzminiſter Ylottwell ein 

Schreiben, in dem dieſer für die Überfendung der Denkichrift 
danfte und mit Befriedigung feitftellte, daß ein Zeil der Wünfche 

und Vorſchläge Hanfemanns durd den Handelsvertrag Erledigung 

- gefunden habe; der Reſt eigne fid) noch nicht zur Berüdfichtigung 
und fönne vielleicht |päter einmal verwirflicht werden.!) 

Durch den HandelSvertrag war keineswegs alles, was Hanſemann 

gehofft hatte, erreicht worden. Das wichtigfte Ergebnis war jeben- 

falls außer dem freien Durchgangsverfehr auf der Eijenbahn ein 

politiiches: die Vereitelung der franzöfifch-belgifchen Zollunion. 

Rein finanziell betrachtet, brachten die gegenjeitigen SZollherab- 
ſetzungen dem Sollverein feine nennenswerten Vorteile Arnim und 

Hanſemann jahen daher in dem Vertrag nur den eriten Schritt 

auf einer neuen Bahn der Handelspolitif, die durch gejchidte 

1) Flottwell an Hanjemann 15. Oktober 1844. 
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Handhabung von Differenzialzöllen noch andere Staaten zur Be- 
günftigung des deutſchen Handels und die deutſchen Norbjee- 
ftaaten zum Anſchluß an den Zollverein veranlaffen, ſchließlich 

einen allgemeinen Aufſchwung der deutichen Schiffahrt herbei— 
führen werde. Antwerpen follte der Ausgangspunft für ben 
Verfehr mit überjeeiihen Yändern werden. In einer anonymen 
Schrift „Ein handelspolitiſches Teſtament“ legte Arnim Ende 
1845 feine Gedanken nieder, die fi” mit denen Hanfemanns in 
der Denfichrift über den belgischen Handelsvertrag nahe berührten. 
Dieſes Programm ſetzte aber eine Regierung voraus, weldye eben 
die politiiche Bedeutung des gejchlojfenen Vertrages im Auge 

behielt und ihr gelegentlich auch Fleinere Augenblidsvorteile opferte. 
So handelte und dachte indejjen die preußiiche Negierung nicht. 
Fisfaliiche, auf den nächſten unmittelbaren Nutzen gerichtete Anz 
ſchauungen gewannen in Berlin immer wieder die Oberhand und 
ſehr bald trat eine Entfremdung zwilchen Belgien und Preußen 
ein. Der Mangel preußiichen Entgegenfommens hatte zur Folge, 
dab das erwähnte Zollabfommen zwiſchen Belgien und Franfreich 
erneuert und daf der Gedanke einer Zollunion zwiſchen den beiden 
Staaten in der franzöfifchen Kammer offen erörtert wurde. Als dann 
Belgien den fühnen Verſuch wagte, mit autonomen Unterſcheidungs— 
zöllen vorzugehen, konnte es bald den großen Erfolg verzeidnen, daß 

das feindjelige Holland mit ihm eimen Handelsvertrag abichlof 
(Juli 1846), der Belgien die größten Vorteile einräumte, Zuge 
ftändniffe, die Holland dem Zollverein hartnädig verweigert hatte, 
obwohl Deutihland das befte Abſatzgebiet für die holländijchen 
Kolonialprodufte war. Das mußte in Deutichland nicht nur als 
Schädigung, jondern auch als Demütigung und Schmad empfunden 
werden. Was Holland vorn Belgien an Gegenleiftungen empfing 
war bei weitem geringfügiger, al$ was Holland im Zollvereins— 
gebiet an Vergünftigungen genoß. In einer Eingabe der Nachener 
Handelsfammer an den Finanzminifter von Duesberg vom 
10. Dezember 1846 gab Hanjemann der Entrüftung über bie 
ſchwächliche Leitung der bdeutichen Sandelspolitif den ſtärkſten 
Ausdrud: 
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„Wenn irgend etwas, jo muß diefer Vertrag (zwiſchen Belgien und Holland. 

zu der Überzeugung führen, daß das Ausland von der Macht und der Handels: 

politit Preußens und des Zollverein eine jehr geringe Meinung hegt. Es iſt 

betrübend, daß die großen Opfer, welche Deutihland zur Erhaltung eines be- 
trädhtlihen Heeres in anhaltender Friedenszeit bringen muß, dem Auslande nic: 

einmal fo viel Reſpekt einflößen, um gegen die ärgiten Berleßungen weientlicher 
Interefien von jeiten eine Staates dritten Ranges gelichert zu ſein. Es ifı 

dies die Frucht der immer noch verabjäumten Ausbildung des Bollvereins zu 

eimer wohlorganifierten Handelsmacht, der Verweigerung einer wirflidden und 

einfiuhreichen Teilnahme der Nation an der Lenkung ihrer Geſchicke ſowie der 
Abneigung gegen die Entfefielung der öffentliden Meinung von den Banden, 
in welchen fie durch die Borfchriften über die Prefie und über Beratungen und 

Betitionen von Korporationen und VBerfammlungen gehalten wird.“ 

Wenn neben dem Bedürfnis nach freieren Staatsformen das 

Verlangen nad nationaler Einheit in diefer Zeil immer weitere 
Kreife des deutichen Volkes durchdrang, jo wurde es eben durch 

die fühlbare Thatſache deuticher Ohnmacht gemwedt. Ein Durft 

nah Macht, nach politifcher Geltung neben den anderen Nationen 

regte fich Befriedigung beilchend im Volke. Waren die zwanziger 

und dreißiger Yahre eine Zeit der Sammlung, Erholung und 
ökonomiſcher Gejundung gewejen und war das deutiche Wirtichafts- 

leben vor allem durch den freien Verkehr im Zollvereinsgebiet 

erftarkt, fo ftrebte man jebt weiter hinaus. Sollten Handel und 

Induſtrie nicht zum Rückgange oder Stillitand verurteilt fein, To 

mußten fie einen lebhafteren Anteil am Weltverfehr fordern. Aber, 

wie die Kriegsprohungen der Franzojen 1840 dem Bemußtjein 

der Deutichen die ganze flägliche Wehrlojigkeit Deutjchlands nad 

außen enthüllt hatten, jo hatten die Deutichen es auch auf diefem 

Gebiete zu empfinden, wie wenig fie danf ihrer Zerriſſenheit 

handelspolitiich neben den großen HandelSvölfern galten und ver- 

mochten. Sie begannen ſich ihrer Ohnmacht zur See zu ſchämen. 

Im transatlantiichen Verkehr bedeuteten fie jo gut wie nichts. 

Denn jo groß auch ihr Konjum an überjeeiihen Produkten mar, 

jo wurde doch daS meijte davon auf fremden Schiffen eingeführt 

oder indireft von engliihen und holländiſchen Hafenpläßen be- 

zogen. Da deutiche Schiffe mit Amerifa und Indien nur jpärlid) 

verfehrten, jo fehlte es auch an direkten Verbindungen deutſcher 
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Häufer mit überfeeifchen Ländern und die fremden Schiffe, welche 
deren Erzeugnifje bradjten, fehrten faft nie mit deutjcher Ladung 
zurüd, jondern pflegten mit Ballaft nad) England zu gehen und 
dort Rüdfracht zu nehmen. Denn englische Schiffe und englifche 

Waren waren einerjeits befannt und geachtet, und genoſſen 

anderſeits in fait allen überjeeiichen Häfen geiegliche ober 
vertragsmäßige Vergünftigungen. Go mar denn der trans- 
atlantiiche Markt dem deutſchen Export teils ganz verjchlojien, 
teils ging die Ausfuhr aus Mangel an Handelsbeziehungen zurüd, 
während der birefte Verkehr zwiſchen den überfeeiichen Ländern 
und den andern europäilchen Handels- und Fabrifländern, be— 
günftigt durch deren Gejeggebung, zunahm.“) Was von deutſchen 

Fabrifaten über den Dean gelangte, fand jeinen Weg dahin fat aus- 
ſchließlich durch Vermittelung des Handels und der Schiffahrt der 
Hanſeſtädte, namentlich Bremens. Die HanbelSmarine ‚des Zoll- 
vereins, db. h. Preußens, das allein von den Vereinsftaaten bis an die 
Küfte reichte, hatte 1843 überhaupt nur eine Tragfähigkeit von 

105000 Laſten, während allein an SKolonialmaren 132000 Laften 
im Sabre 1843 ins Vereinsgebiet eingeführt wurden, und bie 

meiften preußiichen Schiffe waren überhaupt nicht für transatlan- 
tiiche Fahrten eingerichtet. Wo aber die Hanfjeaten an über- 

ſeeiſchen Geftaden erichienen, mußten fie es ſchmerzlich empfinden, 
daß feine Macht hinter ihnen ftand, melche ihre Unternehmungen 
ftügte. Von den Bremern ging denn auch der Gebanfe eines 
allgemeinen deutſchen Schiffahrtsbundes aus, der als nationale 

Angelegenheit in den vierziger Jahren viel von ſich reden machte, 
aber von vornherein undurchführbar war, weil er unabhängig 
vom Zollverein bejtehen jollte. Welche beilloie Verwirrung der 

deutſchen Zuftände, wenn außer ber politijchen Vereinigung der 

deutichen Staaten im deutjchen Bunde und ihrer mirtjchaftlichen 
im Zollverein noch eine dritte jelbftändige Sondervereinigung für 
die gemeinjamen Schiffahrtsinterefjen ins Leben trat! Den ein- 

1) (v. Rönne), Denkſchrift betr, die Begünftigung des bdirelten Verkehrs 
zwiſchen den Staaten des Zollvereins und den aufereuropäiihen Ländern. 

1845. ©. 5. 

— — 
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fachen Gedanken, dem Zollverein beizutreten und unter feiner 

Flagge das Weltmeer zu befahren, wieſen die Hanfeaten weit von fidh. 

Se mehr aber der deutichen Handelswelt ihre Schwäche zum Be- 

mußtlein fam, um fo mehr erfüllte fie ſich auch mit der Erkenntnis, 
daß Deutichland nur dann eine der Leiftungsfähigfeit feiner In— 

duftrie entiprechende Stellung im Welthandel einnehmen fönne, wenn 

der Seehandel auf eigenen Schiffen betrieben, die Kolonialprodufte 

direft aus den Urjprungsländern bezogen und mit den Erzeug- 

niſſen deutichen Gewerbefleißes bezahlt wurden, und wenn endlich 

einmal der Verſuch gemacht wurde, im Verkehr mit anderen 
Bölfern ſich auf den Grundja völliger Neziprozität zu ftellen. 

Aber jo viele angejehene, patriotifch gefinnte Männer mie Lift, 

Hanfemann, Arnim, ja auch der König felbit, ſich für diefe Ge— 

danfen erwärmten und für fie wirkten, — die ausichlaggebenden 

Berlönlichkeiten in Berlin lehnten fie entweder völlig ab oder 

ftanden ihnen fühl gegenüber. Nur eine StaatSbehörde zeigte 

volles Verftändnis für fie, das 1844 vom Könige ins Leben 

gerufene Handelsamt unter feinem Präftdenten von Rönne. 

Friedrich Wilhelm IV. Hatte ſchon als Kronprinz bei jeder 

Gelegenheit feine Abneigung gegen die Büreaufratie fund gegeben. 

Er durchſchaute ihre Schwächen, ihren Yormalismus, ihre Bücher: 

weisheit volllommen; die nüchterne moderne Weltanfchauung der 

meiften hohen Beamten ftie ihn ab. Nichts lieber hätte er ge- 

than, als fie durch volfstümlichere Elemente zu erſetzen. Ihm 

fehlten aber Sachkenntnis und Energie und jo mußte er nicht nur 

mit Menjchen regieren, die ihm vielfach unfympathiich waren, 
jondern ihnen auch ihren Willen laffen, wo er nicht mit ihnen 

einverftanden war. Sebte er aber ſeinen Willen durch, jo Fam 

es in der Regel nur zu einer halben Maßregel, die nad) allen 

Geiten verftimmte. Cine ſolche Halbheit war aud) die Schöpfung 

des HandelsSamtes. Wie oft war darüber geflagt worden, daß Die 

Handelsinterejfen im Finanzminifterium ungenügend vertreten und 

nur vom Gefichtspunfte routinierter, mit den kaufmänniſchen Leben 

unbefannter Yinanzbeamten behandelt würden; wie oft war ein 

jelbjtändiges Handelsamt mit dem Beirat) jachverjtändiger Kauf- 



Bon Rönne, Präfident des Handeldamts. 299 

leute gefordert worden! Der Finanzminifter hatte ſich ſtets da— 
gegen geiträubt und die Belehrung hochgeitellter Staatgmänner 
durd; Notabeln aus dem Handelsjtande als unzuläffig und ehren- 
rührig verworfen. Da gelang es dem Mlinijterrefidenten in 

Waſhington von Nönne i. J. 1843 den König von der Notwendig- 
feit einer eigenen Behörde für Handelsſachen zu überzeugen. 
Rönne, ein Holfteiner von Geburt, hatte fich erſt als Juriſt einen 
Namen gemacht und dann durch jeine ausgezeichneten Berichte 
über die Handelsverhältnifje der Vereinigten Staaten, durd das 
große Anfehen, das er in Wafhington genof, durch wiederholte 
Verwendung als Schiedsrichter bei internationalen Streitigkeiten 
die Aufmerffamfeit des Königs auf fich gelenft. Seine handels- 
politiſchen Grundſätze berührten ſich nahe mit denen Liſts, Die 

eigentlich auch der König teilte. Nur war er als Schußzöllner bei 
weitem gemäßigter als Lift!) und jtetS ein marmer preußiſcher 
Patriot. Ihn ernannte der König 1844 zum Präfidenten der 
neuen Behörde für Handelsjachen, des Handeldamtes. Den Schritt 

ganz zu thun, die Behörde jelbftändig als eigenes Minifterium 
neben das Kinanzminifterium zu ftellen, dazu fonnte er fidh bei 
dem Widerftande der Minifter und Geheimen Räthe nicht ent- 
ſchließen. Das Handelsamt jollte eine lediglich beratende Be— 
börde jein, Kühlung mit der Handelswelt juchen und deren An— 
fihten und Wünſche zur Erörterung ftellen, „ohne ſich als deren 
berufenen Vertreter fühlen zu müſſen“. Beſchlüſſe in Handels— 
ſachen jollte aber nur der Handelsrat, bejtehend aus fünf Miniftern 
und dem Präfidenten des HandelSamtes unter perfönlichem Borfit 
bes Königs, fallen dürfen, deren Ausführung meilt dem Finanz: 

minifterium oblag. Für beionders wichtige Fälle wurde die Zur 

jammenberufung von jechzehn faufmänniichen Notabeln vorgeiehen, 
jedoch ausprüdlich beftimmt, daß dieſe ſich nicht als förmliche Ne- 

präjentanten des Handels- und Gewerbeftandes betrachten dürften. 

Rönne hatte an die Errichtung einer aus Sachverftändigen zu- 

1, Völlig unzutreffend ift Treitichfes Urteil, der Rönne einen rabilalen 
Schußzöllner nennt. Seine Korreſpondenz mit Hanfemann zeigt feine gemäßigten 
Anfichten. 
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fammengejetten jtändigen Generalhandelsfammer für die ganze 

Monardie gedacht. Aber das Finanzminifterium widerſetzte fich 
mit Erfolg einer ſolchen Neuerung, von welcher es offenbar eine 

Herabdrüdung feines Anjehens und feiner Macht befürchtete und 

die in zu bedenflihem Make an repräfentative Verfaffungsformen 

erinnerte. War doch dem hohen Beamtentum jchon das wider 

feinen Willen geichaffene Handelsamt, als eine Konzeifion an bie 

öffentliche Meinung, ein Dorn im Auge. Es kam zwilchen den 
Miniftern und Rönne zu den fchärfften Konflikten, die ebenſowohl 
in der Meinungsverjchiedenheit über die Richtung einer nationalen 

Handelspolitif als in Refjorteiferfudht ihren Grund hatten. Rönne 

wurde in Unkenntnis über wichtige, auch Handelsfragen berührenbe 

Verhandlungen gelaſſen, man fuchte ihn möglichſt beifeite zu 
fchieben und widerſetzte fich jeinem Verlangen nad) häufigerer Ein- 
berufung von Sadjverftändigen.!) So murde er in die Dppofition 

und in eine Stellung gedrängt, die ihn, den urſprünglichen Ab- 

fihten des Königs zumider, doch zu einem Vertreter der Wünſche 

des Handels- und Gewerbeſtandes machte. ES lag daS in der 

Natur der Sade. Mit unmiderftehlicher Gewalt drängten die 

Verhältniffe dazu, daß das rein büreaufratiihe Regierungsſyſtem 

bald hier bald dort Durchlöchert wurde. Des unerquidlicden Haders 

ſehr bald müde, wollte Rönne fi) zurüdziehen. Aber der König, 
der ihm volles Vertrauen bewies und Sympathie entgegenbrachte, 

mwünjchte fein Werbleiben im Amt, ohne ihm doch eine durch: 
greifende Autorität zu verichaffen und dem HandelSamte mehr als 

blos beratende Befugniſſe zuzugeltchen. 

War Rönne ſchon amtlich gehalten, perjönliche Beziehungen 

zu den berporragendften Kaufleuten und Großinduftriellen zu 

pflegen, jo geftaltete fich fein Verhältnis zu Hanjemann bejonders 

erfreulih und warm. Beide Männer erkannten bald die Ver— 

wandtichaft ihrer politiihen Gefinnung und begegneten ſich mit 

1) Eine ſolche Verſammlung jand meines Wiſſens nur einmal, vom 29. März 
bis 9. April 1845, zur Beratung über die Erhöhung der Teztilzölle jtatt. 

Hanjemann und Samphaufen, gleihfall® geladen, waren durch den gleichzeitig 
tagenden xheinifchen Landtag verhindert, an den Sigungen teilzunehmen. 
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jofort treten und ihren früheren Cigenhandel ungeftört beibehalten, 
ſobald die deutſche Nordfeefüfte fi” der nationalen Zoll- und 

Handelsgemeinichaft anſchloß. In faſt ganz Deutfchland fanden 

dieje Gedanken und Anregungen eine begeifterte Aufnahme. Auch 

in den Hanjeftädten und in den Ländern des Steuervereins trat 

man ihnen näher und zeigte Bereitmwilligfeit, fi) mit dem Zoll. 
verein über ein von allen deutſchen Staaten gemeinfam zu be- 

befolgende8 Syitem von Untericheidungszöllen zu beraten. Die 

Sache war jo populär, daß das preußiſche Minijterium des Aus- 

mwärtigen ihr aus diefer Rüdfiht Sympathien entgegentrug. Aber 

das inanzminifterium verbarrte in ablehnender Haltung und 

Ichließlich jcheiterte das Projekt an dem Zwielpalt der preußifchen 

Behörden, obwohl die Grundfäge desjelben im Handelsrate gut 

geheißen waren, der König und der Prinz von Preußen für das- 

jelbe eintraten und in Erwartung jeiner Ausführung der Sciff- 

fahrtövertrag mit England von 1841 zum Jahre 1848 gekündigt 

wurde. Es macht einen eigentümlidhen Eindrud, wenn man 

die Behandlung nationaler Angelegenheiten fi) in einem unfrudt- 

baren und endlofen Streislauf bemegen jieht, aus dem es feinen 

Ausweg gab. Die Verhandlungen endeten 1847 damit, daß das 

Mefentliche, die Differenzialzölle, fallen gelaffen wurde und eines 

der Mittel zu feiner Durchführung, der deutſche Schiffahrtsbund, 
allein nachblieb. Sogar das preußiſche Minijterium des Aus— 

wärtigen trat 1847 mit Rorichlägen für einen deutlichen Schiff- 

fahrts- und Handelöverein hervor, die aber von gemeinjamen 

Differenzialzölen ganz abjahen, und kehrte damit zu den abge- 

thbanen Gedanfen der Bremer von 1841!) zurüd. Welch ein 

MWiderfinn, wenn Preußen ſelbſt nun eine den ganzen deutlichen 

Bund umfajjende Organijation neben dem Zollverein in Ausficht 

nahm! Auch Deiterreih war nach dem Entwurf vom Sciffahrts- 

bunde nicht ausgeichloffen. 
Rönne wollte gerade zur Klärung der Frage, wie weit 

Differenzialzölle wirflid) dem Handel und der Schiffahrt zu gute 

1) S. ©. 297. 
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fommen würden und wie fie zweckmäßig einzurichten wären, ſach— 

verjtändige Kaufleute nach Berlin berufen. Aber er fonnte weder 
Flottwells noch dejlen Nachfolgers Duesberg Zuftimmung dazu 
erlangen. Beſonders fühlbar wurde ihm das Bedürfnis nach 
einer Notabelnverfammlung aus faufmännifchen und inbuftriellen 
Kreifen, als die Kölner Handeläfammer im Januar 1846 in einer 
von 8. Camphauſen verfaßten Denkſchrift anftatt der Differenzial- 
zölle die Gewährung von Prämien für den Bau großer Schiffe 
und für überjeeijche Fahrten empfahl.!) Rönne war enttäufcht, als 
die Nachener Handelskammer fid; diefem Gutachten anjchloß.?) 

Danjemann hatte die dringende, wiederholte Bitte Rönnes?) um 
briefliche Mitteilung feiner Anfichten über diefen Gegenftand, durch 
Kranfheit behindert, längere Zeit unbeantwortet gelaſſen. Nun 

meldete er ihm im Frühling des Jahres 1846, daß er zwar eine 
längere Erörterung dieje8 Themas in Angriff genommen, die 

Arbeit aber nach der Lektüre der Camphauſenſchen Schrift aufgegeben 
babe, da er mit diefen vortrefflichen Ausführungen übereinftimme. 

Aber am Ende des Jahres fehrte er doch wieder ganz zu ben 
Rönnejchen Gedanken zurüd. Er glaubte in dem belgtich-hollän- 
diſchen Handelsvertrage und in den Konzeffionen Hollands an 

Belgien nunmehr einen bündigen Beweis für den eminenten Nuten 

der Differenzialzölle als Waffe gegen andere Staaten erbliden zu 
fönnen und in der bereits erwähnten Eingabe an den Finanz— 

minifter vom 10. Dezember 1846*) nahm die Aachener Hanbels- 
fammer ihr früheres Votum förmlich zurüd und fprach fich mit 

Nachdruck für die Differenzialzölle aus. — 
Noch in einer anderen vollSwirtichaftlichen Frage wußte Hanie- 

mann ſich, im Gegenjage zu dem Finanzminifterium, eines Sinmes 

1) Camphauſen, 2.) Denlſchrift über die Beförderung der Schiffahrt des 
von ber Handeläfammer in Köln. 20, Januar 1846. (Gebrudt.) 

2) Jahresbericht der Handelstammer für Aachen und Burtſcheid pro 1845. 
Aachen den 26. Februar 1846. (Mft.) 

* Rönne an Hanfemann 26. Nov. 1845 und ein zweites Schreiben vom 
März 1846. — Hanjemanın an Rönne 83. März 1846, 

4, 5. ©. 296. 
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mit dem Handelsamte: in der Beurteilung der ſchweren Gelbfrife 

ihrer Urſachen und der zwedmäßigen Mittel zu ihrer Beleitigung. 

Daß die Geldfrife mit der Spekulation in Eifenbahnaktien zufammen- 

hing und daß dieſe wiederum durch ein nach Hanlemanns Anficht 

verfehrte8 Verfahren der Regierung bei der Sarantierung der 
Eifenbahnaftien herbeigeführt war, haben mir gejehen, ebenfo 

daß Hanfemann die gegen da3 Übermaß der Spekulation in An- 
wendung gebrachten Mittel für ſchädlich hielt.) Es waren aber 

nicht nur die Kurſe der Eifenbahnaftien, jondern aud) die der Staat3- 

papiere gefunfen; es fehlte an Kredit; die Induſtrie war genötigt 

fich einzufchränfen und damit wuchs die Zahl der notleidenden, 

bejchäftigungSlofen Arbeiter. Dieſer ſchwere wirtſchaftliche Not⸗ 

ſtand, zu dem ſich 1846 und 1847 noch Mißernten geſellten, hat 

jehr weſentlich und in einen bisher vielleicht noch viel zu wenig 

beadhteten Maße dazu beigetragen, die allgemeine Unzufriedenheit 

bis zu ſolcher Spannung zu fteigern, daß fie in eine Revolution 

ausartete. Und die Fomplizierten Urfachen des materiellen Not— 

ftandes bei einem gegen frühere Zeiten jo außerordentlich ver- 

mehrten durchichnittlichen Wohlitande der Nation Ichien der abjolute 

Beamtenftaat, eben weil er feine Fühlung mit den arbeitenden 

und ermwerbenden Kreilen der Bevölkerung hatte, nicht erfennen 

und darum aud) nicht bejeitigen zu können. Unter den mannig- 

fachen Wünſchen und Vorfchlägen zur Abhilfe trat jegt nach langer 

Pauſe das Berlangen nad) Zettelbanfen aufs neue hervor. Eine 

Flut von Schriften über Geld- und Kreditweſen, über Bankgrün— 
dungen und über eine Reform der föniglichen Banf überſchwemmte 

den Biichermarft wie die Kanzleien von Staats- und Rommunal- 

behörden. Überall ſprach fich das Verlangen: nad) Vermehrung 
des Kredit und der umlaufenden Taufchmittel aus. Keine Frage, 

daß Preußen in der Entwidelung feines Banfwejens erheblich 

hinter anderen Staaten zurüdgeblieben war und daß ficjere, große 

Kreditinftitute gerade in der Not diefer Jahre vortreffliche Dienfte 

hätten leiften fönnen. Der Unmille über die Zeilnahmlofigfeit 

1) S. © 242 u. 258. 
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den Oberſt von Willifen, mit einem Schreiben, das einige 

Icharfe Bemerkungen über die Büreaufratie enthielt!) und darauf 
berechnet war, dem Könige vorgelejen zn werden, und bat ihn, 

fi) Darüber zu äußern, ob es möglich oder mahrjcheinlich ei, 

„daß ungeachtet der entgegengejegten Anfichten des Herrn R(otber) 

und des jo einflußreichen Herrn von B(odelſchwingh) ein guter 

Borihlag zur Errichtung von Privatbanfen, welche Banfnoten aus- 

geben dürfen, durch Zuftimmung Sr. Maj. des Königs zur Ber- 
wirflichung käme?“ Che aber noch hierauf eine Antwort eintraf, 

gewann die ganze Angelegenheit eine andere Geſtalt durch Die 

Kabinettsordre vom 11. April 1846, welche einen neuen Abjchnitt 
in der Gefchichte der preußifchen Bankpolitif einleitete und welche 

zeigte, daß die Regierung der wichtigen Bankfrage doch große Auf: 
merfjamfeit gewidmet hatte. 

Die Anforderungen an die Königliche Banf waren feit der 

Einftelung der Notenausgabe i. %. 1836 in ſtetem Wachſen ge- 
weſen. Blieb die durchichnittlihe Geldanlage im Wechlel- und 
Lombardverkehr der Banf 1834 unter 6 und die höchſte unter 8 

Mill. Thlr., jo war die erftere 1844 auf über 18 und die andere 

auf über 23 Mil. Thlr. geftiegen,) und die Bank konnte diejen 

1) „Der eigentliche Grund . . . liegt darin, dab unfere böhern Beamten feine 

Gelegenbeit gehabt haben, das savoir faire in den auf Handel und Gewerbe 

fich beziehenden Maßregeln zu erlangen. Go wie die Dinge fich verhalten, ift 
auch wenig Hoffnung, daß felbft die beflen und ausführbarften Vorſchläge zu 

verwirflihen find, denn in der Hegel werden fie an der Unfunde der höheren 

Beamtenwelt oder an ihrer Abneigung gegen foldye Vorſchläge, die nicht von- 

zunftmäßigen; Beamten fondern von Kaufleuten ausgehen, fcheitern, und zwar 

trop des beiten Willens des Königs .. . Deshalb habe ih auch wenig Luſt 

mehr, vorerit mid) fiir die Ausführung guter Maßregeln ... . ſehr zu bemühen. 

Indeſſen werde ich von beachtenswerter Seite gebeten, die Errichtung des Bank⸗ 

weſens ernjihaft zu betreiben, da die Geldverbältnifje immer drüdender würden 

und man von mir foldhe Vorſchläge erwarten lünne, die dem Staatsinterefie 

wie dem ded Bublitums genügen. Wäre irgend eine Ausficht vorhanden, das 

mein Eingehen in dieſes Erjuhen Erfolg habe und ich nicht abermals die Er: 

fahrung des Drejchens leeren Strohes mache, fo würde ich wohl der Arbeit mich 
unterziehen.” 

2) Poſchinger Bankweſen und Bankpolitif in Preußen I, 226ff. 
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Anſprüchen faum gerecht werden. Der Chef der Banf, Staats- 
minifter Notber, hielt die Ausgabe von 10 Millionen Thlr. Bant- 
noten zwar für unbedingt erforderlich, wollte aber im übrigen an 
der Drganifation der Bank nichts geändert willen. Vor allem 
fträubte er ſich gegen den Gedanken, ihr Grundfapital durch 
Privatmittel zu vermehren und Privatleuten einen Einfluß auf ihre 
Derwaltung zu geftatten. Der Finanzminifter Flottwell dagegen 
wollte fie in eine privilegierte Aftienbanf ummandeln, da er die 
Vergrößerung ihres Stammfapitals aus Staatsmitteln für bevenf- 
lid) hielt. - Die Frage gelangte im Dezember 1845 im Handels— 
rate zur Erörterung, wo Rönne, der überhaupt für Privatbanfen 
eingetreten war und auch über dieje Frage vergeblich eine Enquete 
unter den Sacveritändigen verlangte, den Finanzminiſter energiſch 
unterftüßte. Da der AYuftizminifter von Uhden geltend machte, 
daß Die Depofiten der Gerichtö- und Normundichaftsbehörden ſowie 

ber milden Stiftungen niemals einer reinen Privatbanf anvertraut 
. werben bürften, jo entſchied fich die Majorität trog Nothers Wider- 

Ipruch für ein gemifchtes Spitem, für die Zuziehung von. Privat- 
fapital und Privatperjonen, denen ein wejentlicyer Einfluß 
auf die Berwaltung der Banf einzuräumen jei.!) Durch bie 

Kabinettsordre vom 11. April wurde demgemäß die Umwandlung 

der Staatsbanf in ein halb jtaatliches, halb privates Inſtitut an- 
georbnet. Dasjelbe hat als „Preußiſche Banf“ am 5. Dftober 
1846 jein Grundgeſetz erhalten. Durch eine zweite Kabinettsordre 

vom jelben Datum wurde aber auch verfügt, daß von mun ab die 
Errichtung von Privatbanten in den Provinzen „durch Gejell- 
haften mit vereinigten Fonds bei folidarifcher Verhaftung aller 
Teilnehmer” gejtattet werden jolle. 

So erfreulich der Entichluß der Negierung, zu einer liberaleren 
Bankpolitif überzugehen und dem aufs höchite gefteigerten Bedürfnis 

nad; Vermehrung der Zirfulationsmittel Rechnung zu tragen, fein 
mochte, — ber Geldfriie mar damit zunächft wenig geholfen. Die 
Ausführung der KabinettSordre vom 11. April 1846 blieb in den 

Voſchinget a. aD. 
20% 
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Händen Rothers, der nad) wie vor ein abgelagter Gegner aller 
privaten Bankunternehfmungen war. Hanſemann hatte fich früher 

mit großem Nachdruck gegen ein zentrales Bantlinftitut von dem 

gemischten Charafter, der jest für die Preußiſche Bank in Ausficht 

genommen wurde, ausgeiprochen.!) Prinzipiell dachte er auch jetzt 

nicht anders. Immerhin verſprach die verheißene Reform gegen- 

über der Thatjache, daß die bisherige reine Staatsbank an der 

Grenze ihrer Leiftungsfähigkeit angelangt war, eine Beflerung der 

Verhältniſſe herbeizuführen. Auch die Klaufel, daß Privatbanfen 
nur von Gefellihaften mit vereinigten Fonds bei ſolidariſcher 

Verhaftung aller Teilnehmer gegründet werben jollten, fand Hanſe⸗ 

mann ſehr unglüdlich,?) da diefe Bedingung nicht nur ungemöhn- 
lich ſei, ſondern ſogar abjchredend wirken könne. Trotzdem glaubte 
er die Gründung einer Provinzialzettelbank für das Rheinland 

auch auf dieſer Grundlage verſuchen zu müſſen, um der Regierung 

die Dringlichkeit des Bedürfniſſes zu beweiſen. Er hoffte dann 

durch Verhandlungen eine Modifikation der aufgeſtellten Bedin- . 

gungen erhalten zu fönnen. Deswegen jegte er fid) jofort mit 

den einflußreichiten Rapitaliiten der Rheinprovinz in Verbindung, 

veranitaltete zum 4 Mai 1846 eine Konferenz in Düfjeldorf,?) 

1) S. ©. 9. 
2) Diefes Urteil jcheint allerdings im Widerſpruch mit Hanſemanns Dent- 

ichrift iiber Zettelbanten von 1829 zu ftehen, wo er als geeinnet zur Ausgabe 

von Banknoten „Handelövereine folidariih verpflichteter Teilhaber und 

Altiengefellfchaften“ bezeichnete. (S. oben ©. 98.) Zu beachten ift in- 

defien, dab die Königliche Verordnung Aktiengefellfchaften eben nicht erwähnt 

und von Privatbanfen im Allgemeinen Handelt, unter denen dad Publiktum 

freilih nur Notenbanten veritand. 

3) Einladungsſchreiben vom 80. April 1846 an v. Diergardt in Vierfen, 
von Bederath in Krefeld, Baum in Düffeldorf, von der Heydt und Heder in 

Elberfeld. In dem Schreiben an den letzteren ſprach ſich Hanjemann darüber 

aus, daß die Zettelbantfrage durch die Kabinetisordre vom 11. April nur ım- 

genügend gelöft fei, daß aber trogdem Bankgefellihaften zufammentreten müßten. 

Einen Vertreter Kölns hatte Hanfemann nicht eingeladen. In Bezug auf Köln 

beißt e8 in dem erwähnten Briefe an Heder: „Die Städte, welche mit ihrer 

Wichtigkeit auf Köln folgen, alfo Aachen, Elberfeld, Barmen, Krefeld und 

Düfjeldorf, haben bei allen höheren Hanbelsfragen, alfo vorzüglich bei Errichtung 
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banten überhaupt glei. In der That ift denn in Preußen auch 
bis zu der Nevolution des Jahres 1848, jo lange Roiber das 
preußifche Bankweſen leitete, feine Banfgründung zuftande gefommen. 

Auch Hanfemann mußte die Sache zunächſt ruhen laſſen. Erſt 
auf dem Vereinigten Landtage 1847 fam fie wieder zur Sprache. 

Mie ftarf und jtetig die Macht ber öffentlichen Meinung in 
Preußen anwuchs, zeigen die Verhandlungen der Brovinzialland- 
tage und das gefteigerte Intereſſe des Publitums an diefen Ber- 
jammlungen, die ihrer Berfafjung und Zufammenfesung nad 
body am allerwenigften geeignet zu jein fchienen, liberale An- 
ihauungen zu vertreten und zum Organe der allgemeinen Oppo— 
fition zu merden. Daß die Mehrzahl der Ständemitglieder 
den politifchen MWünjchen der Gebildeten doch Ausprud gab, 
daß auch die Vertreter des eriten und zweiten Standes, 
der Fürften und der Nitterjchaft, überwiegend die Anfichten und 
Wünfche des dritten und vierten Standes, der Städte und ber 
Landgemeinden, teilten und nur aus Dpportunitätsgründen ober 
aus Ehrfurcht vor der Krone den allzulauten Ausbrud; der Un- 
zufriedenheit verhinderten oder dem allzu ftürmilchen Verlangen 
nad) freieren Staatsformen entgegentraten, — das alles bemeift, 
wie tief bie Bewegung ging, wie fie feineswegs nur an der Dber- 
fläche einer wechſelnden Tagesmeinung einhertrieb. Die Zahl der- 
jenigen Ständemitglieder, welche prinzipiell die Berechtigung der 
Bewegung leugneten und alles beim alten lajjen wollten, war 
eine jehr geringe. Nur bei den brandenburgijchen und pommer- 
jchen Ständen überwog eine fonjervative Majorität. Die Ver— 
jammlungen der Provinzialjtände von 1841 waren im ganzen noch 
zahm und jchüchtern gewejen; deutlicher gelangte ſchon 1843 bie 
allgemeine Stimmung in ihnen zum Ausdrud; 1845 verjammelten 
fie fich bereitS in dem Gefühle, eine Macht zu fein, in dem Be- 
wußtiein, die Aufmerfjamfeit des ganzen deutjchen, nicht nur des 

preußiichen Volkes zu erregen, und mit dem Entichluß, rüdfichtslos 
und vernehmlicher als bisher ihre forderungen an die Krone 



Die Provinziallandtage von 1945. 311 

zu bringen. Die provinziellen Angelegenheiten traten ganz 
zurück hinter die allgemeinen und die gleichzeitige, von dem 

gleichen Geifte getragene Erörterung der politiichen Tages» 
fragen in den verjchievdenen Landtagen bewies, dab die Per» 
hältniſſe jelbit unmiderjtehlich auf den Zuſammenſchluß der Land— 
tage zu einer Bolfsvertretung hindrängten. Mochte der angeblid) 
altjtändiiche Charakter der Yandtage von oben ber noch jo ſehr 

betont werden, — jeitdem die Nation in ihnen ihre Meinungen 

und Wünſche zu Worte fommen jab, betrachtete fie diejelben doc 
als ihre, wenn auch unvollfommene Repräfentation, und die Minifter 

felbft mußten zugeben, daß es leichter fein werde mit einem Neich$- 
tage als mit acht von gleichem Geifte bejeelten Landtagen zu ver- 
handeln. Die neuen Kommunifationsmittel erleichterten überdies 
den Berfehr der Abgeordneten der verichiedenen Provinzen; fie traten 

in Verbindung miteinander, verabredeten gleichartiges Borgeben, 

gemeinfame Taftif. Die freifinnigen Reben, die in den Stände- 

häuſern gehalten wurden, hallten von einem Ende der Monarchie 
zum andern hinüber, und obwohl die volle Deffentlichfeit der Ver- 

bandlungen nod) immer verboten war und die Namen der Rebner 
in den preußiichen Zeitungsberichten nicht genannt werben durften, 

fo erfuhr das deutſche Wolf doc binnen kurzem nicht nur die 

Namen der hervorragenden Redner jondern auch den Wortlaut 
aller wichtigen, Aufſehen erregenden Reden, denn die Augsburger 
Allgemeine Zeitung, Weils Konftitutionelle Jahrbücher und andere 
nichtpreußifche Preforgane nahmen die ihnen bereitwillig zugeitellten 
Mitteilungen der beteiligten Abgeordneten mit Freuden auf und 
ergänzten die NAuslaffungen oder Berftümmelungen, welche die parla- 
mentarifchen Berichte in Preußen fich gefallen Laffen mußten. Und 
es war doch ein großer Gewinn, daß das Intereſſe der Zeitungs- 

leſer an den parlamentarifchen Debatten der Engländer, Franzoſen 
und Belgier durd; das an den preußiichen abgelöft zu werden 

begann. 
Mit dem achten rheinischen Yandtage von 1845 begann aud) 

Hanſemann jeine parlamentarijche Laufbahn. Noch immer war er 
nur ftellvertretender Abgeordneter für Aachen. Aber Dr. Monheim 
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führte jet die fchon früher gehegte Abfıdht, fi) von Hanjemann 
vertreten zu lafjen, wirflid aus. Am 18. Januar 1845 erhielt 

Hanfemann von dem Dberpräfidenten von Schaper als Landtags: 

fommijjaren die Einladung zur Teilnahme an dem dieſesmal nad) 

Koblenz ausgeichriebenen Provinziallandtage.. War er durch jeine 
ganze Vergangenheit bereitS zu einer umfaflenden und jehr gründ- 
lihen Kenntnis aller öffentlichen Angelegenheiten gelangt, jo be: 

reitete er fi) auf Dielen Landtag noch bejonders durch Lektüre und 

Studien vor. Ein Verzeichnis feiner nad) Koblenz mitgenommenen 

Bücher weift 121 Nummern auf und enthält neben mehreren 

encyllopädiichen Werfen und Gejekfammlungen eine ftattliche Reihe 

zeitgenöffiicher politifcher und nationalöfonomifcher Broſchüren. Die 

Zeit bis zur Eröffnung der Verfammlung am 9. Februar benugt 
er, um verjchiedene Anträge vorzubereiten. Mehrere von Aachener 
und Burticheider Bewohnern ihm für den Yandtag mitgegebene 

Betitionen arbeitete er gleichfalls zu eigenen Smitiativanträgen um 
oder unterftüßte mit ihnen die Anträge anderer Abgeordneten. 

Hanjemanns Anträge, zum Zeil von ausführlichen Motiven begleitet. 

umfaßten faft alle die Dffentlichfeit damals bewegenden politifchen 

‚ragen. Gie bezogen fi auf das Wahlrecht für die Provinzial: 
ftände und die Veröffentlichung ihrer Verhandlungen, die Konfeffion 

der Kinder aus gemifchten Ehen, Judenemanzipation, Steuerreform, 

Beratung der Zollvereinsgejege durch Delegierte der deutſchen Land- 

tage, auch der preußiichen Brovinzialitände, Einberufung der 1815 

verheißenen Neichsftände, Preßfreiheit und Unabhängigkeit der 

Suftiz. Erinnert man fi des Umſtandes, daß die Brovinzial- 

itände in erſter Xinie die Aufgabe hatten, von der Regierung vor- 

gelegte Fragen und Gejegentwürfe zu begutachten, und daß ihnen 
“ erft in zweiter Linie nebenher daS Recht eingeräumt war, eigene 

Anträge in Form von Petitionen an die Krone zu bringen, fo ift 

erjichtlich, daß diejes Verhältnis ſich thatlächlid) bereits umgekehrt 

hatte. Denn die Vorlagen der Regierung waren unbedeutend an 

Zahl und Inhalt. Die Direftive hatte die Regierung jchon Längit 
verloren. Um fo lächerlicher erichien und um jo aufreizender wirfte 

das Mißverhältnis zwiſchen der Bedeutſamkeit einer Tagung, in 
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Unter den vielen im rheiniichen Landtage vereinigten tüchtigen 
Kräften traten ſofort drei als die bedeutendften hervor. Es waren 
Gamphaufen, von Bederath und Hanjemann, die in voller Ein- 
mütigfeit, von demſelben Eifer und bemjelben Patriotismus bejeelt, 
miteinander wirkten. Schon aus der Geſchichte der Rheiniſchen 

Eijenbahngeiellichaft haben wir Camphauſen als einen der ange- 
jehenften Handelsherren der Nheinlande fennen gelernt. Mittler 
weile hatte er fich durch die Gründung der Dampfichlepperei- 
gejellichaft ein neues großes PVerdienft um Köln und die Rbein- 
lande erworben. Sein Name war in noch weitere Kreife gedrungen 
und auch als Volitifer trat er mehr und mehr hervor. Hanjemann 
und Camphauſen hatten fich als Gefinnungsgenofjen lung fennen 
und jchägen gelernt, jo oft fie ſich auch als Gejchäftsmär 
Leiter großer Unternehmungen gegemüberftanden. Zu einem 
märmeren perjönlichen Verhältnis waren fie freilich nie gelangt. — 
Sehr freundjchaftliche Beziehungen haben dagegen Hanjemann und 
Bederath jeit dieſem Landtage troß der großen Verſchiedenheit ihrer 
Naturen verfnüpft. Hermann von Bederath, geboren 1801 ald Sohn 
eines mennonitiichen Seidenbandwebers in Krefeld, hatte fih aus 
fleinen Verhältniſſen zu beträchtlihem Wohlitande emporgearbeitet 
und 1838 ein eigenes Bankgeichäft in Krefeld gegründet. Früh 
in fommunalen Angelegenheiten thätig, erwarb er fid) große Ber- 
dienjte um feine Waterftabt und durch fie das PVertrauen feiner 
Mitbürger, die ihn 1843 zum erftenmal als ihren Vertreter in den 

Sandtag entiandten. Troß einer jehr fümmerlichen Schulbildung und 
obgleich er jeit jeinem vierzehnten Lebensjahre im faufmännifchen Be- 
rufe thätig war, wußte er fich Doch eine vortreffliche allgemeine Bildung 
anzueignen. Künſtleriſche, poetiſche und philoſophiſche Neigungen 
ftritten in ihm um den Vorrang mit politifchen und gejchäftlichen. 
Seine Natur war idealiftifch, tief religiös geftimmt; etwas weiches, 
empfindiames war ihm eigen, an dem fräftigere Gemüther Teicht 
Anſtoß nahmen. Nichtödeftoweniger bewährte er ſich überall als 

praftiicher und fundiger Geichäftsmann und vertrat als Politiker 

mit größter Entjchiedenheit die Ideale des gemäßigten Liberalismus, 
bie er in der Debatte mit ſchwungvollen, begeifterten, wenn auch 
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nicht immer jehr fräftigen Reden zu verteidigen mußte, Dieje 
Eigenfchaften machten ihn dem Realiſten Hanlemann lieb und 
wert. Bederath wiederum empfing, als er Hanfemann 1845 auf 
dem Yandtage näher trat, von deſſen Fräftigem, auf ummittelbares 

Handeln gerichtetem Wejen, von feiner Arbeitsfraft, feinem Fleiß 
und jeiner erftaunlichen Kenntnis aller praftifchen Verhältniſſe einen 
außerordentlichen Eindrud. Er hat diejer erjten Zeit ihrer gemein- 
famen politifchen Thätigfeit ipäter mit befonderer Genugthuung 
und Freude gedacht. 

Diejer von jo bedeutenden Männern geführten, geſchloſſenen 
liberalen Partei jtand auf dem rheiniichen Landtage nur eine Fleine, 
teils reaftionäre, teils Flerifal und rheinifch-partifulariftiich geſinnte 

Minorität gegenüber, deren tern die Vertreter der fogenannten „ritter- 
bürtigen Autonomen“ bildeten. Meift Angehörige der alten reichs- 
ritterfchaftlichen Familien, hatten die Autonomen 1836 unter dem 
Proteft des ganzen rheinifhen Bürgerjtandes das Recht freier 
(autonomijcher) Verfügung über den Nachlaß erhalten und bildeten. 
num eine bejondere jtolze Adelsgenofjenjchaft von feudalen Grund— 
ſätzen immitten einer völlig modern gefinnten Umgebung. Ihre 
Hauptrebner waren der Yuftizrat von Bianco und der Freiherr 
von %oeE. Die fürftlichen Mitglieder des Landtages bielten ſich 
dagegen faſt durchweg in der Richtung eines gemäßigten fonftitutio- 
nellen Kortichritts. 

Hanjemann hatte drei feiner früheren politischen Denfichriften, 
die an den König gerichtete von 1830, den Bericht über die 
gewerblichen Verhältnifie von Aachen und Burtfcheid im Jahre 

1843") und die Denffchrift über den Handelsvertrag mit Belgien?) 
für die Abgeordneten umd einige hohe Beamte druden laſſen. Er 
verteilte fie zu Beginn der Verhandlungen. Bejonders die bereits vor 

fünfzehn Jahren gejchriebene Abhandlung, welche den alten König 
jo eindringlich von der Notwendigfeit einer Nepräjentativverfaflung 
und ber Beichränfung der Beamtenallmacht zu überzeugen juchte, 
mußte großen Eindrud machen. Eine nicht minder beredte, fräftige 

986,28. 
2) ©. ©. 298. 
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und doch maßvolle Sprache führten die Motive zu einigen An- 

trägen Hanjemanns, wie 3. B. die Begründung der fühnen Forderung 

eines Zollparlaments für den ganzen Zollverein. 
Die erften Wochen der Landtagsieffion boten außer der Ber: 

lefung der Auflehen erregenden Anträge, die dann ſofort unter die 

Ausſchüſſe verteilt wurden, wenig Verhandlungen von größerem 

Intereſſe. Erſt als die Anträge aus den Ausſchüſſen an die 

Blenarverfammlung zurüdfehrten, fam es zu großen Redejchlachten, 

deren Verlauf ganz Deutjchland mit Spannung folgte, wenn es 

auch geraume Zeit dauerte, bis die unvollftändigen offiziellen 
ZeitungSberichte angefertigt, von den Auffichtsinftanzen geprüft 
und endlich in den Drud gegeben wurden. Mit ganz bejonderen 

Erwartungen jah man natürlid; überall den Hauptverhandlungen 
über die Einberufung der Reichsftände entgegen, die alle Yandtage 
bi8 auf den brandenburgifchen beichäftigten. Die Spannung 

wurde dadurch erhöht, daß aud in den höfiichen und politiichen 
Kreiſen Berlins gerade jeit der Jahreswende 1844/45 die Ber: 
faflungsfrage den Gegenftand lebhafter Erörterungen bildete.') 

Man mußte, dab der König einen Plan für die Einberufung der 

Reichsftände jelbft ausgearbeitet hatte, dem jein Bruder, der Prinz 

von Preußen, lebhaft wideriprah. Auch die Minifter waren mit 

der Art, wie der König feine Gedanken verwirklichen wollte, nicht 

einverjtanden und auf ihren Widerftand führte man es zurüd, daß 

die ganz beftimmt erwartete Ankündigung der föniglichen Abfichten 

in den Landtagspropofitionen unterlafjen worden war. Aber man 

glaubte zu willen — und Hatte darin auch vollfommen recht — 

daß der König feft auf jeinem Borhaben bejtand und nur den 

Entſchluß nicht finden fonnte, ſich durch öffentliche Bekanntgebung 

feiner Abfichten unwiderruflid” zu binden. Die Verfaſſungsfrage 

war eine gemeinjame Angelegenheit aller Provinzen geworden. 

Daß die Anträge auf Einberufung der Reichsſtände in feinem 

Landtage Die erforderliche Zweidrittelmajorität erhielten, um den 

Könige als Petitionen vorgelegt zu werden, lag nicht an den ab: 

1) Varnhagen von Enje, Tagebiiher Bd. III. 
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weichenden Grumdjägen der wirflihen Majorität, jondern zumeiſt 
an den taftiichen Bedenken vieler Abgeordneten, weldye die Gefühle 
des Königs ſchonen und ihn nicht drängen wollten. 

Im rheinifchen Yandtage fand die Verfaffungsberatung am 
10, * ſtatt. Der Antrag auf Einführung der Reichsſtände trug 
Camphauſens Namen, da er ihn zuerſt eingebracht hatte. Die 
Majorität des Verfaſſungsausſchuſſes, vertreten durch den Referenten 

von Bianco, beantragte „wegen Bollziehung der Verordnung vom 
22, Mai 1815 ... für jest feine Bitte an Se. Majeftät den 
König zu richten“: im Namen der Minorität trat dagegen der 
Korreferent von Bederath dafür ein, in einer Adreſſe an ben 

König die ehrfurdhtsvolle Überzeugung auszufprechen, daß die Aus- 
führung der Verordnung vom 22. Mai 1815 ein dringendes Be- 
dürfnis der Gegenwart jei, und zu bitten, daß der König die 
Darlequng der Verhältniffe „in Allerhöchfte Erwägung ziehen möge". 
In der langen, zum Teil mit großem redneriſchen Geſchick ge— 

führten Debatte famen alle Gejichtspunfte zur Sprache, unter denen 
fich die preußiſche PVerfaffungsfrage betrachten ließ. Als grund- 
jäslihen Gegner jeder reichsftändiichen Berfafjung und Anhänger 
eines fendalftändiichen Provinzialiyitems gab ſich nur ein Mitglied 

der Nitterfchaft, der Freiherr Mar von Lo&, zu erfennen. Ale 
anderen Nebner behandelten den Antrag vom &efichtspunft der 
Bedürfnisfrage aus; fie Disfutierten über den Unterfchied von Volfs- 
repräjentation und jtändijcher Vertretung, erörterten die Nechts- 
frage und die Dpportunität; aud; die Befürchtung, dab die rheini: 
ichen Nechtsinftitutionen durch die Beſchlüſſe einer reichsitändifchen 
Verfammlung gefährdet werden könnten, wurde geäußert und 
widerlegt. Als letzter Redner trat Hanſemann auf, Die Vorredner 
hatten wohlvorbereitet geiprochen und das Thema gründlich er- 
ihöpft. Eine funftoolle Rhetorik, wie fie Camphauſen und Beckerath 

zu Gebote jtand, war Haniemanns Sache nicht. Seine Stärfe lag 

in der Fülle jachliher Momente, bie er vortrug, und in Dem 

Reichtum praftiicher Kenntniffe, ven feine Ausführungen verrieten. 
Diefesmal aber erhob er fi) zu einer glänzenden Improviſation, 
wte feine Rede in allen Berichten genannt wurde; er zog das Fazit 
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daß nur ein Redner gegen Reichsſtände überhaupt geweſen ſei; die 
Bedürfnisfrage ſei mit überwältigender Mehrheit bejaht. Dann fragt 
er: „Worin trennen wir uns nun? — in der Verfahrungsweiſe!“ 
Diejenigen, welche fich gegen eine Petition an den König er- 
flären, fämpfen mit eigentümlidhen Waffen. Sie berufen fid) auf 
ein Gefühl. „Meine Herren! Wir behandeln hier eine politische 
Angelegenheit; das Gefühl, das Gemüt muß uns erheben zur 

Naterlandsliebe, aber der Perftand muß uns leiten in dem, was 
wir thun; To handelt der politiiche Mann und politiiche Männer 
find wir, Die wir hier beifammen find; wir find es gerade heute, 
wo es ſich um die höchſte politiiche Frage des Staates handelt,“ 
Seinen Gegnern, welche aus Rückſicht auf den Wunſch des Königs, 
nicht gedrängt zu werden, gegen die Adreſſe ftimmen wollen, ruft er 
zu: „Gerade, weil ich den König liebe, weil ich ihn ehre, muß ich 
meine Pflicht gegen ihn thun, auch wenn fie mir hart ift. Das ift 

die bequeme Erfüllung der Pflicht, wenn man von Vertrauen und 
Pietät Ipricht und nicht den Mut hat, dem Könige zu jagen, was 
dem Throne, was dem Staate dient, wenn man den Beruf, wenn 

man die Pflicht dazu bat, es zu jagen, — und in diefem falle 
befinden wir uns bier.“ Er miderlegt die Befürchtung, daß eine 

ehrerbietige Adreſſe unjchidlich jein oder der Sache jchaden könne. 
Der erhabene Wille des Königs jei es ja, „die ſtändiſche Ver— 

fafjung weiter auszubilden”. Ein Vorredner hatte angedeutet, die 
Verwirklichung des königlichen Willens ftoße auf Hinderniffe, deren 
Ergründung den Abgeordneten nicht zuftehe. Hanſemann ift von 
einem jo übertriebenen Zartgefühl weit entfernt. Entſchloſſen deckt 
er den Schleier auf und nennt die Hinderniffe beim richtigen Namen. 
Sie zu kennen, Dazu gehöre, jagt er, wenig Verjtand und wenig 
Beobachtung der politiichen Verhältniffe. 

„Ein Haupthindernis ift der fchwere Alp im Diten, der auf unfer teures 
Vaterland erniedrigend gedrüdt bat. ch vermag ſchwer meine Rührung 
zurüdzubalten, wenn ich an die Beit zurücdente, wo xuffiihe Agenten und 
ruſſiſche Spione unſer ſchönes Deutichland durchwanderten und eine treue und 
edle Nation bei ihren Fürften anſchwärzten, mo fie das Mihtrauen fäeten, 



Verfafjungsberatung. 319 

wo fie veranlahten, dab bie Zeit des Fortſchritis unterbroden wurde durd eine 
bedauerliche Reaktion. Ja, Rußland hat eine feine Politif, eine feſte, eine 
weitichanende; Rußland weiß, dab Deutichlands Erhebung auf ewig ein Ziel 

jegen wird feinem ®elüft nad) einer edlen preußtichen Provinz, auf ewig ein 
Ziel jegen wird dem ſchmählichen Einfluhe, den es auf umfere Zuftände aus- 
geübt hat. Rußland weiß es und alle Mittel, die es gebrauchen fann, wird es 
gebrauchen, um die Entwidelung ber Freiheit Deutichlands, die ohne eine Eni- 

mwidelung der preußifchen Freiheit, der preußiſchen Reichsverfaſſung nicht möglic 
fit, zu bindern, fo lange es geht. Das ift ein Hindernis. — Ein anderes ift 

eine fefte, fonfequent befolgte Politif eines großen deutichen Stantes, der Ein- 
Au eines berühmten ergrauten Diplomaten. Die Atenjtüde darüber liegen 

vor, wie dieſer Einfluß ſtets gebraucht worden ift, um die Entwidelung der 

Freiheit, das Heißt der Kraft, der wahren Nationaltraft, zu hindern. 
Das ift dad andere Hindernis. — Das dritte ift ebenfo leicht zu erfennen . 
Ich wahrlich nehme dem Beamtentum nicht übel, wenn es feine Gtellung fo 
lange wie möglid; behauptet; das Beamtentum war ungefähr der einzige Mat, 

den die Krone hatte. Die Zeit brängt jebt, von diefer Herrſchaft fich zu be— 

freien, das Gefühl der Selbjtändigleit durchdringt mehr und mehr das Volf; 
man wünſcht teilzunehmen an der Verwaltung, man wünſcht die Meinungen, 
die Anfichten über höhere VBerwaltungsangelegenheiten dem Throne durch ge— 
eignete Organe vortragen zu fünnen. Das will das Beamtentum — id) ſpreche 
nicht von Einzelnen, fondern von der Ganzheit — feiner Natur und Stellung 
nad nicht leiden.” 

Was jei nun zwecdmäßiger, feine Meinung angefichts diejer 
Hinderniffe in ein Protokoll zu vergraben oder fie freimütig vor 
den Thron zu bringen? Unzweifelhaft das legtere. „Se. Mai. 

der König ift Gejchichtsforjcher, gerade der König liebt die hiftorifchen 
Foriſchritte. Nun, m. H. das ift nicht die Hiftorie, daß der fFort- 

Ichritt fommt, wenn man ruhig iſt; die Hiftorie jagt das Gegen- 
teil.“ Der Vorzug der Gegenmart bejtehe darin, daß der Fort- 
jchritt nicht mehr aewaltfam komme, ſondern daß die Bitten treuer 
Untertbanen ihn bringen; ihre Bitten werden einen quten Drt 
finden und bejonders bazu beitragen, jene Hindernifje zu bejeitigen. 
Daß die erwähnten jchmachvollen Zuſtände überhaupt eintreten 
fonnten, jei nur eine Folge deuticher Schwäche und Gleihgültigkeit 

gewejen, welche fic nicht dazu aufraffen wollte, Bitten und Über- 
zeugungen dem Throne gegemüber auszufprechen. Es handele ſich 
um eine Überzeugung in der für den Thron wichtigiten und höchiten 
Angelegenheit. „Ya, meine Herren,“ fuhr er mit fteigender Be- 
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wegung fort, „für den Thron! Der Yortichritt in der Freiheit des 

Volkes, die Zeit bringt ihn von felbft; was die Geſchichte erfüllen 
will, das wird fie aud) erfüllen. Offenbar geht das Neid des 

Mittelalters . . . . immer mehr zu Ende; noch viel weniger fann 

in irgend einem zivilifierten Staate der Beamtenabjolutismus von 
Dauer fein.” Bas ſei das ſchwächſte aller Regimente, das feinen 

harten Stoß vertragen fönne. Er wiſſe aus Erfahrung, wie es 
1806 ging, wie des Rühmens von der Stärfe und der Herrlich 

feit der preußilchen Zujtände damals fein Ende war. jegt jei 

die Zeit der Zöpfe freilicdy vorbei, „aber nicht die Zeit, wo man 
glaubt, daß eine gut organifierte Majchine der Bermaltung den 

fräftigen Nationalgeijt erjegen könne“, jobald große Ereignifle im 

Anzuge find. „Bat doch ein ehrenmwertes Mitglied uns verfündet, 

daß es Gewitter heraufziehen jehe. Sa, m. H. wer bürgt uns 
dafür, wie nahe fie find! Und mir, die gelegmäßigen Organe der 

Provinz, die gefegmäßigen Ratgeber der Krone, wir jollten irgend 

einen Anftand nehmen, St. Maj. dem Könige den Rat zu geben, 

jet in der Zeit des Friedens das jchöne Werk zu pflegen, — 

wir wollten es auf unſer Gewiſſen nehmen, der unficheren Ferne 

es zu vertrauen? Nein! unfere Pflicht ift, dem Könige zu raten 

daß freie Inſtitutionen, daß Reichsftände die Bande zwiſchen Fürjt 

und Volk näher fnüpfen, daß das Nationalgefühl ermwedt werden 

möge, daß der Thron um fo glänzender ftrahle in der geitärkten 

Macht einer dem Könige treu ergebenen Nation.” — Zur Annahme 

gelangte Schließlich ein Vermittelungsantrag Camphauſens. Der 
Landtag ſprach demgemäß aus, daß eine reichsftändiiche Verfaſſung, 

geeignet die Wünjche aller Klaſſen der Bevölkerung in richtigem 

Verhältnis zu vertreten, von den Rheinländern als unabweisbares 

Bedürfnis der Provinz betrachtet werde. An Stelle einer formellen 

Petition an den König beauftragte er aber den Marichall, dem 

Könige nur Mitteilmmg von diefer Überzeugung der Stände zu machen. 

Die Abftimmung ergab, daß von 78 Mitgliedern nur 6 feine Reichs» 

verfaflung wollten, 72 dagegen entweder für eine allgemeine Bolfe- 
repräfentation oder für eine Reichsverfaflung auf ſtändiſcher Grund- 

lage waren. 
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Hanjemanns Anträge gingen fat alle durch. Nur die fteuer- 
politiichen Fragen fanden nicht ganz die von ihm gewünschte Be- 
handlung. Der Landtag lehnte eine Petition an den König ab, 
die Kontingentierung der Klaſſenſteuer in der Rheinprovinz aufzu— 
heben und die Mahl- und Sclachtftener in den Orten, mwelche 
darum nachſuchen würben, durch die Klaſſenſteuer zu erſetzen. Da— 
gegen wurde der Antrag auf vollſtändige Reviſion der geſamten 
preußiſchen Steuergeſetzgebung mit großer Mehrheit angenommen 
und die entſprechende Petition an den König mit der die unteren 

Bollsklaſſen vorzugsweiſe treffenden Belaſtung durch das bisherige 
Steuerſyſtem begründet. Aus Zweckmäßigkeitsgründen ſprach es 
der Landtag vorerſt noch nicht aus, daß die Stände eine Ein— 

fommenfteuer im Auge hatten. Mit einer jolchen war auch Hanie- 
mann im mejentlichen einverftanden. — In einer großen Debatte über 
die rechtliche Gleichitellung der Juden mit den Chriſten machte 

Hanſemann den praftifchen Gefichtspunft geltend, daß die Eman— 
zipation am leichtejten das Aufgehen der Juden in der chriftlichen 
Geſellſchaft und die Auffaugung diejes fremden Tropfens im 
deutfchen Blute herbeiführen werde. — Bollftändig befannte fich 

der Yandtag zu den zoll- und bandelspolitiichen Anfichten Hanſe— 
manns. Die Beichlüffe betonten die Notwendigfeit eines ge- 
mäßigten Scubzolles, der Ausdehnung des Zollvereins bis zur 
Nordiee und eines deutſchen Zollparlamentes. Die lehtere Forderung 
eröffnete eine weite Peripeftive. Sie rührte bereits an die natio- 
nale Hauptfrage der Einigung Deutichlands durch ein Deutiches 
Parlament, wenn auch zunächit mit Beſchränkung jeiner Zuitändig- 
feit auf wirtichaftliche Fragen. Die Zufammenjegung des geplanten 
Bollparlaments aus Delegierten aller deutjchen Einzellandtage lebte 
aber weiter eine mejentliche Übereinftimmung in den Kompetenzen 

der preußiichen Provinzial- oder Reichsſtände mit den anderen 
deutichen Vollsvertretungen voraus, — Den lerifalen, nament- 
lich den Nachenern, gereichte es zur Befriedigung, dab Hanjemann 
audy einige ihrer befonderen Wünſche, z. B. dıe förmliche Auf— 
bebung der Verordnung von 1825 über die gemijchten Ehen im 
Rheinlande, vertrat. 

Gergengrün, David Hanſemann 21 
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Die freudigfte Zujtimmung aller Parteien fanden aber feine 

Anträge in Bezug auf die Unabhängigkeit des Nichteramtes und 

den Schuß der perjönlihen Freiheit. Die Verhandlung über 

fie war die vorlegte der Seſſion. Man hatte ihr mit dem Gefühl 
entgegengejeben, daß fie den Höhepunft der ganzen Selfion bilden 

werde. Und das war aud) der Fall. 

Hanjemann hatte alle jeit dem Beginn der Reaktionsperiode 

erlaijenen Gelege und Verordnungen, welche die perjönliche Rechts- 

ficherheit beeinträcdhtigten und die liberalen Grundſätze des rheini- 

chen Rechts verlegten, zufammengeftellt, foweit fie ihm und feinen 

Freunden befannt geworden waren, dann eine Reihe von Willfür: 

aften der Polizei und Verwaltung namhaft gemacht, die fi auf 
jene Erlaſſe jtüßten, und daran die Forderung gefnüpft, daß das 
theinifche NRechtsverfahren in feiner völligen Reinheit wieder ber- 

geftellt werde. Allerdings hatte Friedrich Wilhelm IV. im Jahre 

1842 die meijten gehäffigen Verordnungen aus der Zeit der 

Kamptzſchen Yuftizvermaltung aufgehoben. Es blieben aber noch 

genug Ausnahmebeftimmungen in Geltung, jo daß die Gefahr 
willkürlicher Verwaltungsjuſtiz noch lange nicht ganz befeitigt war. 

Hanjemann fonnte noch aus dem Jahre 1843 einen empörenden 

Tall anführen, in dem ein Handmerferlehrling in Saarbrüden 

wochenlang in Haft gehalten und jchließlich entlaffen worden mar, 

ohne erfahren zu haben, weſſen man ihn beichuldigtee Kurz vor 

den Landtagsverhandlungen von 1845 war Hanjemann eine ähn- 

liche Nachricht zugegangen.!) Eine telegraphiich angekündigte Perſon 

wurde auf dem Bahnhof in Aachen verhaftet und geheim gefangen 

gehalten, ohne vom Gefängnisdireftor in das Verzeichnis der Ge— 

fangenen aufgenommen zu werden. Die Staatsanmwaltichaft erhielt 

auf Befragen vom Gefängnisdireftor nur den Beicheid, daß er 

infolge höheren Befehls über diejen Gefangenen feine Ausfagen 

machen dürfe. Trotz aller Bemühungen der zuftändigen Gerichts: 

behörde wurde der unbefannte VBerhaftete nad) einigen Wochen in 

den Dften abgeführt. Der Fall erregte um jo größeres Auffehen 

1) Bon Ammon an Hanfemann 18. Februar und Advokat Küchen an 

Hanfemann 24. Februar 1846. 
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md um fo mehr Erbitterung, als man natürlich in dem Gefan- 
genen einen Märtyrer freier politischer Überzeugungen vermutete; 
man dachte an Heine, Freiligrath, Herwegh und Prutz. Solche 
und ähnliche Vorfälle muß man im Auge behalten, um die be- 
geifterte Aufnahme zu verftehen, melde Hanjemanns Anträge 
fanden. Es war der wundefte Punkt im Syiteme des Abjolutis- 
mus, dab ein derartiges Verfahren gejetlich zuläffig war. Freilich 
fam es in Preußen jehr viel feltener vor als in Djterreich oder 
gar in Rußland; aber es war doc durd die Ausnahmegejege 
vorgejehen und die Juſtiz hatte fein Mittel, e8 zu verhindern. Die 
Erbitterung darüber wurde dadurch noch verſchärft, daß feines- 
wegs alle ein ſolches Verwaltungsverfahren begründenden Aler- 
böchiten Kabinettsordres veröffentlicht waren, jo daß man von einigen 
derjelben erjt gelegentlih und nachträglich etwas erfahren hatte 
und die Befürchtung nahe lag, die Regierung verfüge im geheimen 
über ein ganzes Arjenal von freiheitSmörderijchen Waffen. Hanſe— 

manı verlangte daher zur Sicherung des öffentlichen Rechts— 
zuftandes umd der perjönlichen Freiheit außer der Beleitigung aller 
Ausnahmegejehe eine genaue Beitimmung darüber, welche Aller- 

höchſten Verfügungen für das GerichtSverfahren als Gejege maß- 
gebend jein jollten, und beantragte eine Petition des Inhalts, 
daß nur in gehöriger Form publizierte und zuvor den Provinzial- 

Händen zur Begutachtung vorgelegte Geſetze im geſamten Rechts- 
leben der Nation zur Anwendung fommen dürften. 

Denjelben Zweck, die vollitändige Sicherftellung der Yuitiz vor 

allen Übergriffen der Verwaltung, hatte auch der weitere Antrag auf 
Aufhebung eines vor einem Jahre (7. Juni 1844) ohne vor- 
ausgehende ftändiiche Beratung erlaffenen Geſetzes über das Dis: 
ziplinarverfahren gegen Beamte, durch welches dieſes zum eriten- 

male eine wirkliche Regelung erhielt. Es wurden bier aber richter- 

liche und andere Beamte auf demielben Fuße behandelt und 
damit in der That die Unabhängigkeit des Richterftandes ſchwer 
bedroht. 

Ein beionderer Umftand gab den Verhandlungen über dieje 
Anträge einen erhöhten Reiz und jteigerte zugleich das Anſehen 

21% 
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Hanfemanns als eines unerichrodenen, tüchtigen und ſachkundigen 

Berteidigers der freiheit im allgemeinen mie der rheinländijchen 

im bejonderen. Gleich nad) dein Erjcheinen des Ausfchußberichtes, 

aber nod) vor jeiner Beratung im Plenum traf nämlich eine ge- 

druckte Denfichrift des Juſtizminiſters — ohne Adreſſe und Unter: 

ichrift, mas beionderes Ärgernis gab — ein, die in gehäffiger 
Form und jehr ungeſchickt die Anträge Hanſemanns als im ganzen 

gegenitandslos, in jedem Fall ungehörig und aus mnörgelnder 

Kritifjucht hervorgegangen bekämpfte. An blindem Eifer veritieg 

ſich Die Denfjchrift dazu, eine von Hunjeniann angegriffene Berordnung 
vom jahre 1819, nad) welder die Berwaltungsbehörde Ber: 

baftungen vornehmen fonnte, ohne daß „die Rheiniſchen Gerichte fid) 

eher darum zu befünmern haben, als bis fie (die Berhafteten) von 

der Adminijtration an die Juſtiz übergeben werden”, als die 

Milderung einer napoleoniichen, noch keineswegs aufgehobenen 
viel Härteren Verordnung über willfürlihe Werhaftungen vom 

Sahre 1810 zu bezeichnen. Gegen Ende der Denfichrift war ferner 

durdy den ruf die Frage beionders hervorgehoben: „Was will 

der Yandtags5-Deputierte David Hanjemann?" Es liegt auf der. 

Hand, daß dieſe Frage im Nandtage Antworten hervorrief, Die 

mit mehr oder weniger Pathos, aber mit einer die Mhein- 

länder binreigenden Wirkung dem jchwerhörigen und bösmilligen 

Minijter darthaten, daß es ih um die höchſten und beiligiten 

Güter, um die Wahrung der perjönlicdyen Freiheit und einer 

unabhängigen Juſtiz handele, wie fie den Kheinländern durch ihr 

rheinifches Recht gemährleiftet jeien. In Bezug auf die franzo- 

ftiche Verordnung vom „Jahre 1810 mußte ſich der Minifter aber 

daran erinnern lajjen, daß gerade fie, weil ohne jede Mitwirkung 
des Senats erlaſſen, einen der Punkte bildete, mit welchen der 

franzöftiche Senat die Abjegung Napoleons begründet hatte. Die 

Stände ſchloſſen fich einem weiteren Bericht des Ausſchuſſes, der 

dem Minifter in Icharfer ‚yorm den Text las, an und beantragten 

mit dem Ausdruck höchſten Erjtaunens, daß die fremdherrliche Ver— 

ordnung von 1810 in einer minijterielen Denkſchrift als ein in 

Preußen zu Recht beſtehendes Geſetz betrachtet werde, beim Könige 
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waren Hanſemann!) und Beckerath. Hanjemann wurde von 

mehreren Seiten um litterariiche Beiträge gebeten. Er ſandte 

zunddjit an die von Karl Weil in Stuttgart herausgegebenen 

„Konjtitutionelen Jahrbücher“ zwei umfangreiche Artikel, die die 

Zandtagsverhandlungen über die Keichsftände und die Juſtiz— 

angelegenheiten mit teilweije mwörtlicher Wiedergabe der Reden be- 

bandelten. Dann aber eröffnete er in der „Aachener Zeitung“ 

eine Serie von Artikeln über den Landtag, die einzelnen auf ihm 

behandelten Materien und den Gang der Verhandlungen, die zu 

dem Beiten gehören, was aus Hanjemanns Feder gefloffen iſt. 

Leiht faßlich, bequem lesbar und vorzüglich disponiert, erſetzten 

fie dem Publikum Die zeitraubende und ermüdende Leftüre der 

publizierten Landtagsprotofolle und machten es an der Hand der 

Zandtagsverbandlungen mit allen wichtigen den preußiichen Staat 

im allgemeinen mie das Rheinland im bejonderen bewegenden 

Fragen befannt. Die Berdienftlichfeit des Unternehmens und das 

ganz bejondere Geſchick bei jeiner Durchführung wurden von allen 
Freunden Hanfemanns rühmend hervorgehoben. Im ganzen er- 

ſchienen 17 Artifel in der Zeit vom 5. Juli 1845 bis zum 

30. September 1846. Überhäufung mit anderen Gejchäften, aber 
auch wiederholte Beanftandungen einzelner Artifel durch die Zenſur 

und infolgedeljen Verhandlungen mit dem Überzenfurgericht ver: 

zögerten den Abſchluß der Arbeit, Hatten aber das Gute, zumal 

die Artifel auch in andere Blätter übergingen, daß das Intereſſe 

an der Bolitif in diefer Zeit ftets neu gewect wurde. Bon 

1) Samphaufen an Hanjemann 22. Dai 1845: „Wegen meiner Faul—⸗ 

beit werde ich noch oft Ihre Nachſicht anzufprechen Haben. Ich beneide Sie um 

Ihren ausdauernden Fleiß.” — Hanfemann an Beckerath 24. Mai 1846: 

„Sie thun wohl, wenn Sie für die größere Verbreitung diefer Zeitung 

(Aachener Ztg.) forgen; jie iſt wegen ihres ausgezeichneten und gejinnungs- 

tüchtigen Redakteurs (Lar) die beite, die es in Benjurländern giebt. Auch 

fenden Sie ihr. doch zumeilen Urtifel; Sie haben mehr als einer von uns 

Landtagskämpfern die Gabe, herbe Wahrheiten in gute Form einzukleiden. 

Glauben Sie mir, lieber Freund, wenn wir zum Schreiben Befähigte nicht den 

deutfhen Michel am Nhein wad; erhalten, fo fchläft er wieder janft bis zum 

nächſten Landtage ein.“ 
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mehreren Geiten dazu aufgefordert, gab dann Hanjemann die 
Sandtagsartifel in Buchform heraus unter dem Titel „Die politi- 
ihen TQTagesfragen mit Nücficht auf den Nheiniichen Landtag.“ ") 
Da der Yandtagsabjchied mit jeinen durchweg ablehnenden Be— 
icheiden mittlerweile erichienen war, jo konnte Hanjemann die 
legteren als Anmerfungen hinzufügen, wobei denn die überzeugenden 

Begründungen der Anträge und die trodene Mitteilung ihrer Ab- 
lehnung in einen jehr wirkungsvollen &egenjab zu einander 
traten. Zugleich aber warnte Hanjfemann jeine Landsleute ein- 
dringlid; vor der Verzagtheit, welche angeſichts der unerheblichen 
Refultate fragen möchte: mozu die Yandtage? — fie werden troß aller 
Bitten doch nichts Wejentliches erreichen. Hanfemann kann eine folche 
Stimmung nur auf eine jpezififch deutjche Untugend zurückführen, die 
er als „politijche Geiftesträgheit und kindlich einfältige 
Gemütlichkeit” bezeichnet. Mit Bezugnahme hierauf ruft er, der 
für die politifche Erziehung des Volkes unermüdlid) Thätige, im legten 
Artikel jeinen Yandsleuten ein ernjtes und ftrenges Mahnmort zu: 

„Euch, die Ihr während eines Viertel-Jahrhunderts in Bezug auf Politik die 
Hände in den Schoß gelegt, um das Gedeihen des Staates, um die öffent» 
lichen Rechtsverhältniſſe Euch nicht befümmert, und nicht einmal den Mut ge- 

babt habt, darauf bezüglihe Wünjhe und Wnfichten in anjtändiger und 
beſcheidener Form vor Beamten auszufpredhen, Euch, die Ihr nur für die Be— 
friebigumg Eurer leiblichen Bedürfniſſe gelebt habt, Euch fteht es wahrlich übel 
am, wenn Ihr die Erfolglofigfeit patriotifcher Beftrebungen befrittelt und Euch 
wundert, daß dieſe nicht gleich ihr Ziel erreichen. Eurer politifichen Trägbeit 

meht e8 bei, wenn die Zuftände in mander Beziehung bedenklich jein und er- 
heblihe Reformen erheiihen möchten. Denn diefe Zuſtände würden ſich mich 
wie geſchehen ausgebildet haben, hättet Ihr ſtets zu geeigneter Zeit, anftatt zu 
—— anſtändig und würdevoll geredet und manchmal, anſtatt lobwedelnd 

reden, ernſt und ehrfurchtsvoll geſchwiegen. Erlennt mit Dank an, daß 

wenn Ber eine größere Teilnahme am öffentlichen Wohl immer allgemeiner 
Fe jeit Seinem Regierungsantritt die Anregung dazu . . , ge 

. Euren Danf für die vom Thron zum Meinungslampf — 
Mittel —— Hr nicht beſſer befunden, als in dem Ihr patriotijch umd eifrig 
im gejegmäßiger Weije mitwirkt an der ftaatlichen Erjtartung des Vaterlandes, 

1) Die politiidien Tagesfragen mit Ridfiht auf den Rheiniſchen Landtag. 

Bon David Hanjemann. Wachen und Leipzig. Verlag von Jakob Anton 
Mauer. 1846. 8°. 192 Seiten. 

: 
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Feititellung und Ziherung des omentlichen Rechr ’ur bie lUimertbasen ım? 

mit einer udtigen und kräftigen Benwaltung ” 

Zu meiterer journalitriider Arbeit tab ch Hantemann nod: 

duch einen beionderen Zwiichentall genötigt. Wider Bermuten 

murde er in eine olemif über Grunditeuertragen verwidelt, die 
fh in Anlaß der darüber Htattgehabten Yandtagsverhandlunge:: 

entipann. Wie der größte Zeil der “andtagsverbandlungen wurde 
auh der Ausichußbericht über die Ausgleihung und Kontingent: 

tierung der Klaiteniteuer erit nah Schluß des Yandtages ver: 

öftentliht. In dieiem Bericht hieß es unter anderem, fein in 

der Finanzwiſienſchaft und in der Statittif erfahrener Staats: 

beamter zweitele noch daran, „dag die Nheinprovinz jährlich im 

Verhältniß gegen die öftliden Provinzen eine ſehr bedeutende 

Zumme an Grundſteuer zu viel entrichte, eine Zumme, weldye 

höchſt wahrſcheinlich mehr als die Hälfte derjenigen betrage, welche 

von der NRheinprovinz an Stlafieniteuer aufgebracht werde.” Tiejer 

Behauptung trat der Iberpräfident von Schaper in der Nacdhener 

Zeitung vom 26. April 1845 mit der Bemerkung entgegen, daß „es 

ihm ſehr zweifelhaft jei, ob bei einer allgemeinen Ausgleichung 

der ÖGrundfteuer in der ganzen Monardie das Grunditeuer: 

fontingent der Rheinprovinz fich erhöhen oder ermäßigt werden 

würde, vorausgejeßt, daß man die in den öſtlichen Provinzen 

noch vorhandenen Steuerbefreiungen nicht im revolutionären Wege, 
jondern nur gegen vollitändige Entichädigung zu beteitigen be- 

abfichtigt.” Es war damit diejelbe brennende Frage berührt, 
welche einen der Sernpunfte von Hanjemanıs „Preußen und 

Frankreich“ gebildet hatte. Es handelte ſich darum, ob eine 

Ilberbürdung der Rheinprovinz vorliege, ob die Regierung zur 

Ausgleihung der Grundſteuer in der ganzen Monarchie verpflichtet 

jei, und, infolge der Kundgebung des Tberpräfidenten, auch um 

die Entihädigungsfrage.. Wenige Tage darauf veröffentlichte 

Hanſemann in derjelben Zeitung eine furze Rechtfertigung der von 

denn Ausſchuſſe aufgeitellten Behauptung. Gejchidt wies er 

daraufhin, daß der Oberpräſident nur in der Vorausfegung einer 
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Hheinprovinz durch eine allgemeine Ausgleidhung der Grunditeuer 

in Zweifel ziehe, die Thatſache der Überbürdung jelbjt mithin 
indireft als richtig anerfenne. Damm führte er die befannten 

Steueredifte vom 27, Dftober 1810 und 30. Mai 1820 an, von 
benen das erftere den Wegfall aller Steuer- auch der Grund- 

fteuereremtionen anorbnete, das lehtere eine baldige Nevifion der 
Grundſteuer in allen Provinzen für notwendig erklärte. Beide 
Beftimmungen waren nicht zur Ausführung gefommen, aber un— 
zweifelhaft zur Zeit noch völlig rechtskräftig. In feiner Replif 
erfannte Schaper an, daß das Edikt von 1810 im Drange der 

Not, umter amkerordentlichen Umjtänden und entgegen allen fonit 
in Preußen geltenden Grundfägen an die Bejeitigung der Grund 
itenerfreiheiten ohne Entihädigung gedacht zu haben ſcheine, nicht 
aber das andere Gejeh von 1820, das nichts von einer folchen 
das Nechtsgefühl verlegenden Abficht verrate. Im Übrigen erflärte 
fi) der DOberpräfident bereit, wenn ihm die Überbürdung der ” 
Nheinprovinz wirklich nachgewieſen werde, feinen ganzen Einfluß 
für die Steuerausgleihung in Preußen einzujegen. Weiteren 
Anteil nahm er an der fi) num entipinnenden Zeitungsfehde 

nicht; hatte er fich doch als Oberpräſident bereits zu weit vorge- 
wagt und insbejondere durch; das umausgeiprochene aber bod) 

erfennbare Zugeitändnis, daß der König und jeine Minifter 1810 

revolutionären Anfchauungen gehuldigt hätten, nady oben hin 
ſolchen Anſtoß erregt, daß jeine einige Zeit darauf erfolgende Ab- 
berufung und Ernennung zum Generalpoftmeifter von den Nhein- 
ländern mit dieſen Vorgängen in Verbindung gebracht wurde. 

Hanjemann wandte fich nun an Dieterici, den Chef des ftatiftiichen 

Büreaus in Berlin, der chemals „Preußen und Frankreich“ jo 
ſcharf fritifiert hatte, mit dem er aber jebt in jehr freundichaft- 

lichen Beziehungen ftand, um von ihm autbentiiches Material zur 

Beurteilung der Grumdjteuerfrage zu erhalten. Dieterici mußte 
ihn an den Finanzminijter verweilen, da das ftatiftiiche Büreau 
über ein joldjes Material nicht verfüge. Aber auch das Finanz- 
minifterium war außer jtande, die gewinjchten Daten über den 
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Reinertrag und die Höhe der Grundfteuer in den öftlichen Pro⸗ 

vinzen zu liefern, da es eben an einem Statafter für den Diten 

der Monarchie fehle.) Hanjemann mußte aljo auf einen völlig 

überzeugenden Zahlenbemweis verzichten und ſich auf offenfundige, 

allerdings mancdherlei Deutungen zulaſſende Thatſachen beichränfen, 
bie er bereit in „Preußen und Frankreich” verwendet hatte. 

Die ganze Frage der Steuerausgleichung war jeit jener Zeit troß 

ber ſtets wiederholten Anregungen und Petitionen der rheinischen 

und meftfälifchen Stände nicht weiter gerüdt. Es ſchien aber 

doch, daß die Überzeugung von der Notwendigkeit einer folchen 
Mapregel und der Thatſache einer völlig unzuläffigen Ungleichheit 

der Grundfteuer der verfchiedenen Provinzen und innerhalb jeder ein-- 

zelnen fich mit weit größerer Energie als ehedem geltend machen wollte. 

Denn gegen fie wurde fo gut wie nichts in den vielen dieſer 

Frage gemidmeten Zeitungsartifeln im Dften und Weiten vorge- 

bracht. Dagegen war es die Rechtöfrage der Entichädigung, welche 
" bald in den Mittelpunft der Erörterung trat, insbejondere jeit 

auh Bülom-Gummerom in der Spenerjchen Zeitung das Wort 

ergriff. Er beftritt vor allem jeden Rechtsanſpruch auf Steueraus- 

gleichung, deren Zwedmäßigfeit er aber nicht ganz in Abrede ftellte. 

Es fiel Hanfemann nicht fchmer, unter dem Beifall feiner Ge- 

finnungsgenofjen foldye verrannte Behauptungen jeines Gegners 

zu widerlegen, wie 3. 3. die, daß in Hinterpommern und in der 

Mark eigentlih nicht die Bauern fondern die Rittergutsbefiker 

die Grundfteuer trügen, daß auch früher, wenn bie Ritterfchaft 

die ihren Höfen auferlegte Grundfteuer auf die Bauern abmälzte, 

fie die Laft doch felbjt getragen habe, da „jelbitverftändlich” Die 

Bauern in entiprehendem Maße von anderen Leiſtungen befreit 

werden mußten. Vor allem verfocdht Bülom-Lummerow den von 

den Privilegierten aufgeltellten Grundfat, daß die Grund- 
fteuer feine wirkliche Steuer ſei, Jondern eine Rente, die der Staat 

beziehe. Daher fünne die ausgleichende Gerechtigfeit nicht fordern, 

daß auch die Steuerfreien mit der Rente belegt würden, jondern 

I) Slottwell an Hanfemann 11. Juni 1846. 
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Yahres hin. Dann nahm Hanjemann nod) einmal das Wort zu 

diefer Frage, ald nach einem Jahre, erit im September 1846, 
feine legten Yandtagsartifel in der Aachener Zeitung erichienen, 

welche fi) gerade mit den Stenerberatungen bejchäftigten. Bier 

erörterte er noch einmal die Rechtsfrage, nicht „weil etwa eine 

entgegengejegte Anficht der Staatsregierung zu befämpfen wäre”, 

jondern „weil jie von dabei intereifierten Perſonen teils öffentlich, 

meiſtens aber nicht öffentlich in höhern Cirkeln!) der Nefidenz 

beftritten“ werde; und führte nod) einmal mit Bezugnahme auf 

Schapers Aufforderung alle Thatſachen an, auf welchen jeine 

Überzeugung von der Steuerüberbürdung der Rheinprovinz und 

Weſtfalens beruhte. Zum Schluß aber erbot er ich dazu, für 

mehrere Kreiſe aus den Provinzen Pommern, Brandenburg und 

Sadjen die Kojten einer Kataftral-Abihägung zu tragen, wenn 

eine jolche vorgenommen werde umd nicht nad) dem Urteil uns 

parteiiicher Sachverjtändiger die Wahrheit jeiner Behauptung bis 

zur Evidenz beweilen jollte. 

wie die weißen Raben unter den ſchwarzen.“ Bülow möge ihn befuchen und 

gemeinfam mit ihm das Rheinland und Belgien bereilen, um modernes, 

hochentwidelle8 Sulturleben aus eigener Anſchauung kennen zu lernen. — 

Bülow-C. an Hanfenıann 1. Juni 1845: „Sehr verehrtejler Freund, und 

liebenswürdiger Gegner!” Hofft im Sommer an den Rhein zu fommen. 

„Bas nid) befonders dayin zieht, jind die Menſchen; id) möchte gern die Rhein 

länder am Rhein Tennen lernen. Gie find dort ein lebendiges Bolf, empfäng— 

fi, thatkräftig umd bildſam. Letzteres beweijen Ihre legten Yandtagsverhand: 

lungen. Sie haben jeit zwei Jahren in der politiihen Entwidelung und 

Haltung große Fortihritte gemacht.“ Sein Ziel jei, die unzähligen geijtigen 

und materiellen Feſſeln zu löfen, welche die freie Bewegung des Stuatglörpers 

hindern. „Bor 80 Jahren habe id) Erfahrungen gemacht, die ich jet feſt im 

Auge behalte. Damals wollie ich dasfelbe, was ich jet beabjidhtige, allein 

meine Pläne jcheiterten, weil fie der Zeit und dem Bildungsgrad aller anderen 

um ein Bierteljahrhundert mindeſtens vorauseilten. Hiüten Sie ji, daß es 

Ihnen nicht eben jo gebt. Hätten die Stände meinen Nat befolgt und zuerit 

und vor allen den König gebeten, diefen die Steuerfontrolle zu bewilligen, ſo 
wäre es nicht abgefchlagen, und wir wären viel weiter als wir jegt find.” 

1) In der Buchausgabe der „Zagesfragen” ©. 152 findet ji die An- 

merkung: „Die Worte in höhern Cirkeln der Nejiden; sind durd) das Ober: 

zenjurgeriht zum Druck veritattet.“ 
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So waren die Nachwirkungen der Landtagsverhandlungen 
noch auf lange Zeit hinaus ſpürbar, obwohl die ſtändiſchen An- 
träge ſamt und ſonders von der Krone abichlägig bejchieden 
worben waren. Hanſemanns Befürchtung, daß der deutjche Michel 
am Rhein wieder einfchlafen werde, bewahrheitete fich nicht. Ge— 
legentlich that aud) die Negierung das ihrige, um ihn munter zu 
erhalten. Se tieferen Eindrud die Verhandlungen über bie 
Sicherung des Nechtsichußes und der perjönlichen Freiheit gemacht 
hatten, um jo größer mußte die Entrüftung fein, welche die im 
Mai 1845 erfolgende Ausmweilung der beiden badifchen Freiheits— 
männer Itzſtein und Hecker, als paßlojer Jndividuen, aus Preußen 
bervorrief. Unzweifelhaft war der Zweck ihres Aufenthaltes in 
Preußen politiiche Agitation, aber ebenjo unzweifelhaft war es, 
daß fie in feiner Weile mit dem Strafgefeg in Konflikt geraten 
waren. Wenn die Negierung num von ihrer Machtvollfommenheit 
einen jo weit gehenden Gebrauch machte, fie auszumeijen, nur weil 
ihre Popularität unbequem war und fie die allgemeine. politifche 
Erregung zu fteigern drohten, jo war das nur ein Merkmal jener 

nervöſen Überreiztheit, der jede Negierung bei unausgefegtem und 
hoffnungslofem Kampfe mit der öffentlichen Meinung fchließlich 
verfällt. Ein Schrei der Entrüftung ging durch ganz Deutichland. 
Auch in der Korreipondenz Hanjemanns fand die allgemeine Er- 
bitterung über das unleidliche Gebahren der Polizei lebhaften 
Ausdrud. So jchrieb er am 2. Juni an Gamphaufen: „Der 

fonftitutionelle Sinn hat offenbar überall zugenommen ſeit dem 
Landtage und Graf Arnim hat noch fürzlich jchön dazu geholfen, 
indem er den ehrwürdigen bitein nebft Heder aus Preußen aus- 
wies. Das iit doch, wie ich höre, ſelbſt den Berlinern zu ftarl 

geweſen — und dieje können doc, was die Folgen des Mangels 
politifcher Freiheit betrifft, jehr viel vertragen.” Einen nod) 
ftärferen Eindrud machte diejes Ereignis auf den gefühlvollen 
Bederath. „Die Tagesgeichäfte nehmen mich jehr in Anſpruch,“ 
ſchrieb er am 5. Juni an Hanſemann, „vermögen aber nicht den 
Eindrud zu ſchwächen, den die Austreibung von Itzſtein und 
Heder auf mid gemadjt hat. Dieſes Ereignis, ein Alt ber 



Polizeigewalt, wie ich ihn mir im unferem Staate mie möglich ge- 
dacht hätte, beichäftigt mich lebhaft und... jo mill ich ben 
Verſuch machen, den Schmerzensruf des gefränften Nattonal- 
gefühls in einem Zeitungsartifel laut werden zu laflen.“') Hanſe⸗ 
mann antwortete ihm: „Wie haben Sie nur einen ſolchen Alt 
... fi in unjerem Staate nie möglich denfen können? War 
denn bie Ausmweilung Bruſts aus der Ständeverfammlung etwas 

Beileres? Was man in Preußen Berfafjung nennt, ift ja nichts 
anderes als eine mehr oder weniger reqgularifierte Polizeigewalt.“ 
Erfreulich jei aber, daß diejes Ereignis allgemeine Beachtung finde, 
während die Willfürafte, welche Kamptz fich erlaubte, nur von 
einzelnen bemerft und gerügt worden jeien. 

Als ein gerade im dieſer Zeit michtiges Ereignis für bie 
Rheinlande wurde der in Ausficht ftehende Beſuch des Königs be- 

trachtet. Man erwartete ihn ſchon im Mai, doch traf er erft im 
Auguft ein und wohnte mit feinem Gajte, der jungen Königin 
Viktoria von England, der großartigen Beethovenfeier in Bonn 
bei. Die politifchen Notabilttäten des Landes hatten gehofft, fich 
bei biejer Gelegenheit entweder jelbft dem Könige nähern zu können 
oder ihn jonft irgendwie mit den politifchen Hoffnungen und 

Wünfhen der Rheinländer befannt zu machen. ber ein 
ebenjo großes ntereffe hatten die Umgebung des Königs und 
die Behörden daran, jede nähere Berührung mit den Pertrauens- 
männern der Bevölferung zu bintertreiben. Übereinſtimmend 
lauten die Berichte Hanjemanns aus Aachen, Camphaufens aus 
Köln, Beckeraths aus Krefeld dahin, daß auf Veranlaſſung der Be- 
hörden großer offizieller Prunf entfaltet wurde, die Empfänge aber 
infolge der abfichtlich jo getroffenen Einrichtungen fteif und etifetten- 
mäßig verliefen. Ganz traurig jchrieb Bederathb am 13. Auguſt 

an Hanfemann: „Mit lebhaften Intereſſe leſe ich Ihre Reſumés 
unferer Yandtagsverhandlungen; fie erinnern mich an die Zeit, bie 
durch unſer vereintes hoffnungsreiches Streben ſchöner war als 
die gegenwärtige, in welcher die wahre Stimmung des Volkes 

1) Der „Schmerzensjärei“ erſchten in der Möln. Big. 
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feinen Ausdrud, wohl aber das der Entwidelung feindjelige Syſtem 
in der treuen Anhänglichkeit, mit welcher die Rheinländer unge- 

achtet ihres politischen Mißbehagens den König begrüßen, Gelegen- 
heit zur Kräftigung findet.“ 

Daß die Bevölkerung nicht zufrieden fei, der König und ſeine 
Umgebung diejes deutlich fühlten und ihr Auftreten in der Er- 
wartung, daß eimas unliebjames pajfieren könne, unficher und 
ängitlich jei, dieje Wahrnehmung machte auch einer der erfahrenften 
Kenner höfifcher Verhältniffe, der gerade in diefen Tagen des Königs 
Gait in Koblenz und Stolzenfels war, der alte Metternich. Ihn er: 
innerten dieje Tage an den Holbeinfchen Totentanz.‘) Freilich war 
er es wiederum, der in der zweiltündigen Unterredung mit dem Könige 
während der Dampfbootfahrt nach dem ohannesberg ſich alle er: 
benflibe Mühe gab, den König vor dem einzigen Mittel, das zur 
Gejundung der Berhältniffe führen fonnte, vor der Berufung von 
Reichsftänden, zu warnen. 

Das Jahr 1846 verlief für Hanjemann ohne bejonders be- 
merfenswerte Ereigniffe. Welchen Anteil er an den hanbelspoliti- 

ichen Fragen damals nahm, mie die Zollvereinsangelegenheiten, 
die Schiffabrtspolitif und die Banfreform vorwiegend fein Intereſſe 
beanjpruchten, iſt bereits früher erzählt worden. In der zweiten 
Hälfte des Jahres galt es fich wiederum auf die Yandtagsjeffion 
des Jahres 1847 vorzubereiten. Monheim erflärte eine Mieder- 

wahl nicht mehr annehmen zu wollen und jo rüdte denn Hanſe— 
mann in deſſen Stellung als eriter Abgeordneter Nachens ein. 
ber, obwohl Hanlemann mehrere fatholiiche Spezialwünſche auf 
dem lebten Landtage mit Nachdrud vertreten hatte, bedurfte es 
auch diesmal einer lebhaften Agitation, um jeine Wahl in Nachen 
zu ſichern. Das Gejamtergebnis des Wahllampfes in der Rhein— 
provin; war ein glänzender Sieg ber liberalen Partei. Bon 
den 78 rheinijchen Deputierten gehörten etwa 60 zu ihr. Sehr 
un fanden vorbereitende Beiprechungen und Zufammenfünfte 
ftatt, auf denen man fich dahin einigte, alle von der Krone ab- 

1) Metternichs nadıgelafiene Papiere 7, 125. 
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gelehnten Anträge auf dem nächſten Landtage wieder vorzubringen. 

Der Regierung follte feine Ruhe gelaflen werden, bis ſie fih dazu 
entichloß, auf die Stimme des Landes zu hören. 

Diefen Gefichtspunft hatte Hanſemann auch in jeiner Thätig- 

feit als Mitglied des neuen Gemeinderat der Stadt Aachen vor 
Augen. Die rheiniiche Gemeindeordnung von 1845 trat im Herbft 

1846 inS Leben. Die Wahlen zum Gemeinderat fanden gejondert 

nach den drei Bermögensflajien der „Meiftbeerbten” ftatt. In der 

dritten Klaffe fiel Hanfemann durch, in der zweiten wurde er ge- 

wählt. Am 2. Dezember 1846 trat der aus 30 Mitgliedern be- 

ftehenbe neue Gemeinderat zum erjtenmal zujammen. Sofort zeigte 

es fih, daß das büreaufratifche Stillleben, in welchem fich die Stadt- 

vermaltung bisher den Blicken der Öffentlichkeit zu entziehen gewußt 

hatte, nun ein Ende nehme.!) Gleich in der erjten Sitzung bean- 

tragte Hanſemann die perivdiiche Veröffentlihung der Beſchlüſſe 

und Berhandlungen. Bald darauf wurde gleichfalls auf Hanje- 

manns Anregung die Gründung eines bejonderen Blattes für 

diefen Zweck bejchlofien.) Daß diejes die allgemeine Aufmerf: 

jamfeit auf fich ziehen werde, durfte nach dem Inhalt der nun 

folgenden Verhandlungen ebenjo wenig zweifelhaft jein, wie daß 

der Gemeinderat fich bei der Durdführung dieſes Beſchluſſes auf 

harte Kämpfe mit den Negierungsbehörden gefaßt machen müſſe. 

Es läßt fich nicht leugnen, daß die Angriffe auf das Regierungs- 
ſyſtem, die im Schoße des GemeinderatS vorbereitet wurden, einen 

provofatoriichen Charafter annahmen. Das lange und vergebliche 

Warten auf die Erfüllung der von dem ganzen Lande jo oft ver: 

lautbarten Wünſche und Hoffnungen drohte den Führern die Ge— 

duld zu rauben und Hatte eine gereizte Stimmung erzeugt. Auch 

Hanjemann war der Meinung, daß die Zeit zarter Rüdjichtnahme 

1) Das Folgende nad den Protofollen des Aachener Gemeinderats. 

2) Am 18. April 1847 erhielt der Gemeinderat die Mitteilung, daß der 

Cherpräfident ein Bedürfnis nad) einem jolden Blatte nicht anzuerkennen ver- 

möge. Es wurde beichlojjien, ihn eines Bejjeren zu belehren. Vom Januar 

1848 an erichienen in der That die „Verhandlungen des Gemeinderats zu Aachen” 

Dir find achtzehn bis zum 2. Juli 1848 veichende Nummern des Blattes zu 

Geſicht gelonmen. 
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und Schonung vorüber jei; nur ftets wiederholte, rückſichtsloſe An- 
griffe fönnten zum Ztele führen. Schon im erften Monate feiner 
Thätigfeit beichäftigten den Gemeinderat die großen politischen An— 
liegen des preußiichen Volfes, Um aber den Beratungen des 
Gemeinderats nicht den Anjchein zu geben, als ob Hanſemann 

allein in ihm dominiere, jo trat nicht er, Sondern jein Freund 
von Gülpen als Antragiteller hervor. Am 29. Dezember brachte 

diejer ſechs Anträge ein, die als Petitionen der Stadt Aachen dem 
bevoritehenden Yandtage eingereicht werden jollten. Sie bezogen 
fich auf die politiſche Gleichjtellung der Konfeſſionen, Volfsvertretung, 
Nevifion der Gemeindeordnung im Sinne größerer fommunaler 
Selbftändigfeit, Musgleihung der Grundfteuer und Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtitener, Ginjchränfung unproduftiver Staats- 

ausgaben, 5. B. für das Militär, und die Errichtung eines Handels- 
minifteriums, Dieſe Fragen bildeten im Januar und Februar 
1847 den Gegenftand eifriger und anhaltender Verhandlungen. 
Gegen die Anträge van Gülpens wurde im wejentlichen nur einge- 
wendet, daß der König joeben alle Petitionen ähnlichen Inhalts ab- 
gewieſen habe und es daher inoppottun und illoyal fei, fie unmittel— 

bar darauf zu wiederholen, zumal gar feine neuen Gefichtspunfte feit 
ben Verhandlungen des legten Landtags vorgebracht würden. Hanſe— 
mann betonte demgegenüber die Notwendigkeit, daß auch der Ge— 
meinderat ſich für das ‘Prinzip des politischen Fortichrittes ausſpreche. 
Die Negierung müfle jehen, daß alle Gebildeten in ihren politijchen 

Beitrebungen einig feien. Bleibe die Negierung bartnädig bei 
ihren Anfichten, jo müfje das Wolf feine Überzeugung vom Gegen- 
teil um jo lauter ausfprechem, ſonſt jchlage jene aus dem Schweigen 
des Volkes Kapital. — Der Konflift mit der Negierung blieb 
natürlid; nicht aus. Ende (Februar eröffnete der Oberbürgermeifter 
der Berfammlung, daß er durch höhere Verfügung genötigt ſei, die 
Veröffentlihung der Verhandlungen über die Anträge van Gülpens 
zu verbieten, worüber der Gemeinderat jofort eine von vornherein 
ausſichtsloſe Beſchwerde bei der Negierung einzulegen bejchloß. 
Die Anträge fanden am 26. Februar eine unerwartete Erledigung 
durch bie fernere Mitteilung, daß der König * — der 

Dergengrün, David Hanſemann 
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Pronvinziallandtage einen Vereinigten Landtag einberufen babe, 
und daß dieſer ebenfomenig Petitionen entgegennehmen wie ein 

Abgeordneter mit Imitruftionen verjehen werden dürfe. Diele Er- 

Öffnung rief im Gemeinderate große Entrüftung hervor. Ban 

Gülpen mußte jeine Anträge zurüdziehen, Hanjemann aber ver- 

ſprach, als Deputierter für Aachen fich des PBetitionsrechtes Fräftig 

anzunehmen und im Sinne der ihm ja auch ohne Smitruftion zur 

Genüge befannten Anjchauungen des Gemeinderat3 im Landtage 
zu handeln. 

Die Thätigfeit des Gemeinderats beichränfte fid) aber feines- 

wegs auf politilche Debatten, die ja eigentlich außer feiner Kompetenz 

lagen. Biel eingehender bejchäftigte er ſich mit jeiner nächften 

Aufgabe, den Mitteln zur Linderung des entjeglichen, durch die 

Teuerung der Lebensmittel verurfachten Notjtandes in den unteren 

Volksklaſſen. Die Teuerung mar damals eine allgemeine; fie 

mußte aber in der zahlreichen Fabrifbevölferung Aachens und bei der 

Armut feiner unteren Volksklaſſen ganz bejonderS verheerende 

Wirkungen anridten. Es blieb nidhtS anders übrig, als ben 
Armen aus ftädtiichen Mitteln unentgeltlich Brot zu verabfolgen. 

Hier ergriff Hanſemann nun die Initiative zu einer fräftigen Maß— 

regel, welche das Übel an der Wurzel paden jollte. Unabhängig 

von van Giülpens Antrag auf Abjichaffung der Mahl- und Schlacht. 

jteuer im ganzen Staate, aber gleichzeitig, beantragte au er am 

29. Dezember 1846 eine Petition an den Landtag, betreffend die 
Erjegung der Mahl- und Schladhtfteuer Aachens durch die Klafjen- 

iteuer. Außerdem aber jeßte er den Beſchluß durd, daß die 

Regierung um fofortige Siftierung der Mahliteuer in Aachen auf 
menigftens ſechs Monate gebeten werden jolle. Denn gerade diejer, 

die notmwendigften Lebensmittel der unteren Bevölkerungsklaſſen 

außerordentlich verteuernden Steuer ſchrieb er die verhängnisvolliten 

Wirfungen auf die Notlage des Arbeiterjtandes zu. Der Ausfall 

an Gemeindeeinnahmen aus den Zuichlägen zur Mahliteuer jollte 

nach jeiner dee durch eine provijoriiche Einfommenfteuer gedect 

werden. 

Schon damals wurden hie und da wegwerfende Urteile über 
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Cchöpfungen, die yeuerverfiherungsgeiellihaft und den Arbeits- 

verein; den Xeitern des jungen belgiichen Ztaates hatte er zu- 

gerufen, daß die Mohliahrt der unteren Klaſſen, ihre geiitige und 

materielle Hebung eine ihrer wichtigjten Aufgaben jein müjje!), und 
es iſt befannt, wie dringend notwendig eine jolde Mahnung in 

dieſem Lande des entwideltiten Sapitalismus war. Unwider— 

leglich zeigt auch ſein Iteuerpolitiiches Wirfen und insbeſondere 

fein Kampf gegen die Mahl: und Schladhtjteuer, wie wenig er den 

Vorwurf verdiente, ein „Bourgeois“ in der üblen Bedeutung des 
Wortes zu fein, welche jeine Gegner bei diejer Charafterifierung 

im Auge hatten. 

Als er den erwähnten Antrag im Aachener Gemeinderat 

itellte, war er bereits weithin als eifriger Gegner der Mahl 

und Schlachtiteuer befannt.?, Vergegenwärtigen wir uns, worauf 

es anfam und was Hanjemann bisher im Kampfe gegen fie geleiftet 

Datte. 

Wie bereits erwähnt, wurde in 132 Städten die Mahl: und 

Schladititeuer, in den übrigen und auf dem platten Lande Die 

Klaſſenſteuer erhoben.) Welche Grundſätze für die Zumeijung einer 

Stadt in die Kategorie der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen maß- 

gebend gewejen waren, iſt Schwer erfichtlich. Hanſemann fonnte, als er 

in „Preußen und Frankreich“ jeinen Angriff auf das preußilche 

Steueriyjtem eröffuete, feinen anderen Grund finden als die Abficht, 

„da wo die Dertlichfeit die Erhebung zuläßt, für die Staatskaſſen 

eine größere Einnahme als vermittelt der Klaſſenſteuer zu beſchaffen.“ 

Für Aachen jcheint der Umitand den Austchlag gegeben zu haben, 

daß die Stadt noch von Wällen umgeben und daher die Kontrolle 

über die eingeführten Lebensmittel an den Thoren leicht zu hand- 

haben war. Daraus erwuchs für Aachen der weitere Nachteil, dab 

die Wälle nicht abgetragen werden durften, und der Borteil, 

1) In der oben S. 104 u. 168 erwähnten Korreſpondenz mit Davignon. 

2) Vgl. die leſenswerte Studie ron Dr. F(ritz) in der in Aachen er- 

fcheinenden Zeitung „Echo der Gegenwart“ 1897 Nır. 572, 591, 594, 597, 600. 

Doch ift Frig die Siftierung der Mahliteuer in Aachen 1847 nit befannt 

geweſen. 

3) S. ©, 148. 
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drude trat Hanjemann im achten rheiniihen Yandtage gegen fie 

auf. Allerdings ohne den gehofften Erfolg. Es wurde nur 

eine einfache, nicht die erforderliche Zmeibdrittelmajorität für 

die Petition um Aufhebung der Steuer erzielt. Nocd im 

Dftober desjelben Jahres (1845) ftiegen die Preile der Xebens- 
mittel auf eine folcye Höhe, daß die Handelskammer wieder: 

holt die Aufhebung der Mahl: und Schladjtiteuer wenigſtens für 

die Dauer eines Jahres bei allen zuitändigen Behörden in An- 

regung bradte. Als dann die Wahl der neuen Stadtvertretung 

bevorftand, übergab Hanjemann im Jahre 1846 eine urjprünglid) 

für die Handelstammer bejtimmte Denkſchrift über diefen Gegen- 

ftand der Dffentlichfeit.) Er hatte fi) im Sommer 1846 zur 

Erholung in das lieblihe Godesberg zurüdgezogen und opferte 
bier feine Mußeftunden der zwar nicht umfangreichen aber gründ- 

lichen Arbeit. 

Hanjemann legte in diefer Denfichrift allen Nachdruck auf 

die Thatſache daß die unteren Handarbeitenden Volksklaſſen in 

Aachen ganz umnverhältnismäßig jchwer bedrüdt wurden. Cr 
fonnte an der Hand von Tabellen und Berechnungen den über- 

zeugenden Nachweis führen, daß Aachen im Laufe von 25 Jahren 

etwa eine Million Thlr. mehr in die Staatsfafjen geliefert hatte, 
als wenn dort die Klafjenjteuer nad) den nämlichen Grundſätzen 

wie in Krefeld mit feiner viel wohlhabenderen Bevölkerung be- 
ftanden hätte; und er zeigte weiter, daß dieſe Million nur von 
der ärmeren Bevölferung aufgebracht worden war. Denn feine 

Berechnungen über den Verbrauch befteuerter Xebensmittel in der 

wohlhabenden Bevölferung verglichen mit dem, was dieje an Klaſſen— 

fteuer zu entrichten hätte, führten zu dem überrajchenden Ergebnis, 
daß bier die Wirfung beider Steuerarten diejelbe war, daß bie 

wohlhabenden Bewohner von Aachen und YBurtfcheid durch die 

indirefte Lebensmittelſteuer ungefähr ebenjo hoch belajtet waren, 

wie durch eine Klajjeniteuer. Nur in den niederen Schichten 

trat die Überlaftung durch die eritere hervor. Diefen Umſtand 

1) S. die Anm. auf der vorigen Seite. 
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hatte Hanſemann bejonders im Auge, wenn er in feinen Reformvor- 
ichlägen zunächit und vor allem die völlige Abichaffung der Mahliteuer 
forderte, die das wichtigſte Bollsnahrungsmittel, das Brot, vertenerte. 
Dagegen jollte die Schlacht- oder Fleiſchſteuer, welche vorzugsweiſe 
von den Wohlhabenderen getragen wurde, als Kommunaljteuer be- 
ftehen bleiben. Den Steuerausfall hatte die Staatskaſſe zu tragen. 

Die Schädlichfeit der Mahl- und Schlachtiteuer zu betonen, 
fand Hanfemann bald nad; dem Erjcheinen ber Denfichrift neue 
Gelegenheit, als er die Steuerfrage im September 1846 in 
feinen legten Landtagsartifeln behandelte. Er ſchloß bier jeine 
Ausführungen mit den zuverfichtlichen Worten des ſtändiſchen 
Ausihußberichtes von 1845: „In Preußen, dem Staate der In— 
telligen; und der Gerechtigfeit kann unmöglich eine Anficht auf 
die Dauer Beitand haben, nach welcher die Aufgabe der inanz- 
verwaltung nicht darin bejtände, den ..... . erforderlichen Bedarf 

an Steuern nach gleichmäßigen Grundjägen auf die Unterthanen 
zu verteilen, jondern nur in einer gewiſſen Kunſt,“ eine ungerechte, 
aber einträgliche Steuer als feftitehende Belaftung aufrecht zu 
erhalten. 

Dieje Agitation gegen die Mahl- und Schlachtiteuer war vor- 
ausgegangen, ald Hanjemann, wie erwähnt, am 29. Dezember 1846 
ben Aachener Gemeinderat zu einer Petition um die Siftierung 
ber Mabliteuer in Aachen auf wenigſtens jechs Monate bemog. 
Zwar lehnten der Negierungspräfident umd der Oberpräfident, an 

den der Gemeinderat auf Hanſemanns Antrag refurrierte, es ab, 
das Geſuch höheren Drtes auch nur vorzulegen, meil eine Dedung 

bes Steuerausfalls in dem Antrage nicht vorgejehen jei und bie 
Zumutung an ben Staat, auf die Einnahme überhaupt zu ver- 
zichten, ihnen zu ungeheuerlich erichien. Drei Monate vergingen 

darüber in fruchtlojen Verhandlungen.!) Mitte April 1847 aber 
erfolgte doch nicht nur für Machen, jondern für die ganze Monarchie 

eine dreimonatlide Sijtierung der Mahlfteuer ſowie fiir denjelben 
Beitraum die Befreiung der unterften Steuerklaſſe von der Zahlung 

9) Die Eingaben bed Gemeinderats an bie vorgejeßten Behörden wurden 

von Hanfemann entworfen. (Protokolle des Aachener Gemeinderats.) 
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der Alaiteniteuer. Die Regierung batte id von der Rorwendig- 
feit einer wenigitens temporären Untlaitung der ärmeren Be— 

völferung überzeugt. a, Haniemann hatte die Genugthuung, dag 
die Hegierung einen Geſetzenwuri über die vollnändige Erſetzung 
der Schlacht- und Mahliteuer und der Klatieniteuer durch eine 

Ginfommenfteuer ausarbeitete.. Tas Schidial dieſes Entwurfes 

werden wir bei der Betradhtung de3 Nereinigten Nandtages fennen 
lernen. 

VI. Kapitel. 

Der Vereinigte Landtag. 

Um die Jahreswende 1846/47 waren Hanjemann und feine 

politiichen yreunde feit davon überzeugt, in wenigen Monaten 

wieder in Koblenz zum rheinifchen Provinziallandtage verfammelt 

zu jein. Völlig unenvartet famen ihnen daher das Patent und 

die Verordnungen vom 3. Februar 1847 „über die ftändifchen 

Einrichtungen“ und die wenige Tage darauf (am 8. Februar) 

erfolgende Kinberufung aller Ständemitglieder auf den 11. April 
zu den PBereinigten Yandtage nad) Berlin. Die Überrafchung 

war eine allgemeine. Wohl wußte man, daß der König an den 

alten Blänen fejthalte.e Da aber Jahr um Jahr verftrichen war, 

ohne daß jie zur Ausführung famen, jo erwartete man diefe am 

wenigften jetzt, zu einem Zeitpunfte, der nichts Außerordentliches 

an jich Hatte und Feine ftärfere Veranlafjung zu jo einfchneidenden 

Reformen bot, als irgend ein früherer. Es wurde von vom- 

berein nicht verftanden und nicht gewürdigt, wie jehr es dem 

Könige darauf anfam, die Vereinigung der acht getrennten Land- 
tage zu einer Körperichaft al3 freies Geichenf der Nation barbieten 
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zu fönmen, ohne durch jtürmifche Forderungen oder zwingende 
äußere Umftände dazu genötigt worden zu jein. 

Die Febrnargefege ſchufen zunächſt den aus jämtlichen Mit- 
gliedern der Einzellandtage beftehenden Vereinigten Yandtag der 
Monarchie und ftatteten ihn aus mit dem Bewilligungsrecht für 

Staatsanleihen, für neue und für erhöhte Steuern, aber nur in 
Friedenszeiten, jowie mit dem “Wetitionsrechte für allgemeine 
innere Angelegenheiten. Neue Geſetze jollten ihm zur Begut- 

achtung vorgelegt werden „in geeigneten Fällen“ und wenn er 
gerade verfammelt war. Einen Anipruch darauf, bei der Gejeh- 
gebumg gehört zu werden, hatte der Vereinigte Yandtag demnach 
nicht. Ausdrüdlicd; ausgeichloffen war er von jeder, auch nur be- 
ratenden Teilnahme an der eititellung des Staatshaushaltes. 
War er verjammelt, fo ſollte ihm eine Überficht der Finanzlage 
und des Staatshaushalts lediglich „zur Information“ mitgeteilt 

werden. Allein dem freien Ermeſſen des Königs blieb es anheim- 
gejtellt, ob und wann er den Vereinigten Yandtag wieder eins 
Lerufen wolle. Sn den meiften Provinziallandtagen waren Drei, 

in einigen durch das Hinzutreten des fürftlichen Standes vier Stände 

vertreten gewejen; doch hatten fie überall gemeinjam getagt. Im 
Vereinigten Landtage wurde der Herrenftand als bejondere Kurie 
von der Kurie der drei (unteren) Stände getrennt, Nur in 
finanziefen Angelegenheiten jollten fich beide Kurien zu einer Ver— 
fammlung vereinigen. Dem Prinzip und der Abſicht des Königs 
nad war der Vereinigte Landtag nichts anderes als eine lofale Ver- 
einigung der Provinziallandtage. Diejes Prinzip wurde durchbrochen, 
indem der König die Prinzen feines Haujes zu Mitgliedern der 
Öerrenfurie machte und aud die Pertreter einiger nicht 
füritlicher begüterter Adelsgeſchlechter, welche in den Pro— 

vinziallandtagen zum Stande der Nitterjchaft gehörten, in Die 

Öerrenfurie berief, eine Bevorzugung, melde naturgemäß eine 

Duelle der Eiferjucht und des Mißvergnügens in vielen Adels: 
freifen wurde. Ein wirkliches Oberhaus war die Herrenkurie Schon 
aus dem Grunde nicht, weil fie in Steuer- und Anleihefragen, 
dem einzigen Gebiete, auf welchem dem Landtage beichließende 
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Befugniſſe zuftanden, fein eigenes, von dem der Dreiftänbefurie 

verſchiedenes Votum abgeben, fondern gemeinfam mit dieſer 
beraten und ftimmen jollte. Die Herrenfurie war eine Zmitter- 
Ihöpfung. Sie war aber auch eine ungerechte Schöpfung, meil 

einige Provinzen mit vielen Stimmen, andere mit ſehr wenigen 

in ihr vertreten mwaren.') 

Neben dem Pereinigten Landtage blieben die 1842 ge- 
Ichaffenen Vereinigten Ausſchüſſe der inzellandtage beftehen und 

für die Genehmigung von Kriegsanleihen mie für die jährliche 
Prüfung der Staatsſchulden-Rechnungen wurde eine aus adt 

Mitgliedern beftehende ſtändiſche Staatsjchuldendeputation errichtet. 

Die Ausichüfle, nicht der Vereinigte Landtag, follten „ver Regel 

nad)“ über neue Geſetze gehört werden; fie erhielten, was dem 

Vereinigten Landtag vorenthalten war, die Aufiherung der 

Periodizität: alle vier Jahre ſpäteſtens ſollten fie einberufen werden. 

Die Ausſchüſſe und die Staatsfchuldendeputation Hatten eine mit 

dem Plenum fonfurrierende Aufgabe, in den meijten Fällen fonnte 

der Landtag durdy diefe Fleinen ftändilchen Körperſchaften ver- 

treten werden. Da der König fich außerdem noc) vorbehielt, nad) 

feinem Befinden neue Geſetze auch den Provinziallandtagen zur 

Begutachtung vorlegen zu laſſen, jo gab es jetzt vier ftändifche 

Körperfchaften mit teilmeije gleicher Kompetenz, und in finanziellen 

wie gejeßgeberifchen Fragen jollte fi die Krone nad Umjtänden 
oder Belieben der einen oder der anderen Form ſtändiſcher Mit- 

wirkung bedienen fünnen. 

Das Yebruarpatent war aus der eigenjten Entſchließung des 
Königs hervorgegangen. Weder der Widerfprudy des Thronerben, 

noch der der Minijter hatten ihn im geringften beirrt. “Die 

Notwendigkeit einer Vereinigung der acht provinziellen Stände: 
verfammlungen verfannten die Minifter nicht. Ihr Abſehen ging 

aber im mejentlichen auf eine PVerjtärfung der Vereinigten Aus— 

Ichüfle, jo daß die aus den Provinziallandtagen gewählte Reichs— 

verfammlung etwa 160 Köpfe betrüge. Diele jollte aber auf eine 

I) Bommern mit 1 Stimme, Schlejien mit 23. 
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völlig geficherte Grundlage geitellt werden, welche die Minifter mit 
Recht in der Periodizität der einen reihsitändiichen Verſammlung 
erblidten, und fie jollte, wenn aud) zunächit nur geringe, jo doch 
Har umrifjene Befugnijie haben. Sie erflärten ſich ebenjo gegen 
die Verteilung der Händijchen Kompetenzen auf mehrere Körper— 
ſchaften wie gegen die zwitterhafte Stellung, welche der König 
der Herrenfurie anzuweiſen für qut befunden hatte. Meinungs- 
verichiedenheiten mit dem König in Bezug auf die ftändiiche Ge- 
ſetzgebung hatten 1845 den Minifter des Innern Grafen Arnim- 
Boisenburg genöthigt, um jeine Entlaffung zu bitten, die ihm in 
Ungnaden erteilt wurde, weil der König eime joldye Selbjtändigfeit 
der politiichen Geſinnung bei einem Minifter für völlig unzuläflig 
bielt. Arnims Nachfolger wurde der bisherige Yinanzminifter 
Bodelſchwingh. Diejer hatte 1842, als es fich darum handelte, 
ob er Finanzminifter oder Minifter des Innern werben jolle, 
bringend gebeten, ihn mit dem lehteren Amt zu verfchonen, da er 
bei feiner Überzeugung von der Notwenbigfeit fofortiger Ein- 
führung von Neichsftänden mit beratender Befugnis einen Konflikt 
mit dem Könige für unvermeidlich hielt. Nach Arnims Riüdtritt über- 
nahm er das Minifterium des Innern proviſoriſch, da der König 
eine Zeit lang geneigt zu jein jchien, den Bedenfen der Minifter 
und des Prinzen von Preußen in Bezug auf die Form der Reichs— 

ftände und die Stellung des Herrenftandes innerhalb vderjelben 
Rechnung zu tragen. Als aber Bodeljchwingh das Amt definitiv 
übernommen haite, fehrte der König zu jeinen uriprünglichen 
Anſichten zurüd, Ende 1846 bat daher Bobeljchwingh um feine 
Entlafjung, fügte aber als getreuer Staatsdiener hinzu, dab er 
ſich für verpflichtet halte, um den notwendigen Abſchluß des Ver— 
faſſungswerkes nicht noch länger zu verzögern, wenn der König 
eine andere Wahl nicht zu treffen wiſſe, jeine Dienjte im ent» 

jcheidenden Nugenblide nicht zu verfagen. So übernahm er jeht die 
unſäglich jchwierige und troftlos undanfbare Aufgabe, das von 
ihm mißbilligte Werk feines Herrn als Landtags-Komiljarius den 

vereinigten Ständen gegenüber zu vertreten. Nur die menigjten 

abnten, melde Selbjtverleugnung es den von einer jchmweren 
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Qungenentzündung noch nicht völlig Geneſenen Foftete, diefe Auf- 
gabe durchzuführen. !) 

Ale Schwächen und Eigenheiten Frievri Wilhelms IV. 

traten in vollem Maße bei der Errichtung des PVereinigten Land- 
tages hervor, mit dem die jtändiiche Verfafjung Preußens ihren 

Abſchluß und ihre Kirönung finden follte Es war ihm nun mal 

nicht gegeben, das Notwendige rechtzeitig, zweckmäßig und einfach 

zu thun. Die Zeit danfbarer Zuftimmung zu der Schöpfung 

einer nur mit fümmerliden Rechten ausgeftatteten preußijchen 

Reichsverfammlung mar längjt und unmiderbringlicd) dahin. Auf 
Dank konnte der König jegt nur nod) rechnen, wenn die Befug- 

nilfe der Perfammlung den gefteigerten Anjprüchen der lebten 

Sabre genügten und zum mindeften in feinem Punkte hinter den 

Verheißungen der Geſetze Friedrich Wilhelms II. zurüdblieben. 

Nicht einmal die letztere Vorausfegung traf zu. Das Öteuerbe- 

willigungsrecht ging freilich über die alten Zuficherungen hinaus, 

in denen nur von ÖSteuerberatungen die Rede war. Aber bie 

mangelnde Periodizität des Landtages, das mangelnde Recht, bei 

allen neuen Gejegen gehört zu werden, die Kompetenzen der Aus« 

ſchüſſe und der Schuldendeputation waren unzmweifelhaft Ber: 
fürzungen der Rechte, welche die älteren Geſetze verhiegen. 

Und abgejehen davon: welche unglüdlihe Halbheit lag darin, 

daß der König jeden Augenblid die Funktionen der Reichs» 
verfammlung auf die anderen jtändilchen Körperichaften über- 

tragen fonnte und dem Bereinigten Landtage mit dieſem Vorbe— 

halte den Charakter eines integrierenden Beſtandteils der preußiſchen 
Verfaffung wieder nahm! Dieſes Mißtrauen gegen die eigene 
Schöpfung und gegen die Nation brachte ihn um den beiten 

Teil deilen, was er von der Errichtung des Vereinigten Land— 

tages erwartet hatte. Er jäte Mißtrauen und fteigerte die Ent« 

fremdung zwiſchen Yürft und Voll, während er ein Band der 

1) Guſtav v. Dieft, Meine Grlebnifje i. J. 1848 umd die Stellung des 

Staatöminifter8 von Bodelihwingh vor und an dem 18. März 1848. Berlin 

1898. ©. 82ff. 
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Schwerlich hat König Friedrich Wilhelm IV. aud) nur im 
entfernteften geahnt, welche Mißſtimmung das Februarpatent im 

ganzen Lande hervorrufen werde. Hanſemanns umfangreiche 
Korrefpondenz aus den Monaten Februar und März läßt von 

feiner Seite ein wirfliches Gefühl des Danfes für die Föniglichen 

Darbietungen durchblicken. Wie lebhaft er dagegen die Bedeutung 

der bevoritehenden Tagung in Berlin empfand, zeigt ein Schreiben, 

das er unmittelbar nad; dem Empfang der Einberufungsordre 

an feinen Stellvertreter, den beigeordneten Bürgermeijter Nelleſſen, 

richtete.!) 
„Am 11. April“, ſchrieb er, „kommen ſämtliche Stände in Berlin zu— 

fammen; fie werden fo viel Wichtigkeit haben, wie fie durch eigene Tüchtigkeit 

jelbft erlangen. Alfo ſchon aus diefer Urſache dürfen Sie nicht fehlen, wenn 

Sie berufen werden ..... Der zweite Grund, weshalb Sie nicht fehlen dürfen, 
iii, daB diefe allgemeine Etändeverfammlung ein großes weltgeſchichtliches Er⸗ 

eignis ift, was für Deutichland und Europa fehr folgenreih fein fann und 

wird. Nie würden Sie e3 fich felbjt verzeihen, aus einem im Vergleiche zu 

diefer weltgefchichtlichen Bedeutung fo unmichtigen Grunde, wie für Eie die 

Nheindampfboot zu erinnern. (DMetternich8 nachgelaiiene Bapiere 7, 127 ff.). König: 
„Ich kenne den echten Breußen nicht, welcher nicht wüßte, daß Reichs ſtände, das, 

was man unter einem NRepräfentativiyften verfteht, auf das Land nicht paſſen ... 

Ich habe Provinzialjtände und dabei hat es fein Verbleiben. Das Berfprechen 

vom Sabre 1815 werde ih in feinem praftifchen Teile einlöfen, den un 

praftifchen werde ich vernidhten. Als thunlich, ja jelbft als unausbfeiblid be: 

trachte ich die Einholung des Rated der Provinzialitände dann, wenn e3 ſich 

um eine Staatsanleihe oder um die Vermehrung der direften Steuern 

bandeln follte. Nun können acht getrennte Körper fi) unmöglich einigen, man 

muß ihnen fonad) hierzu das Dlittel bieten, und die Natur der Dinge bietet 

dasjelbe; es heißt: Zufammentreten. Hier fommt e8 auf dad Bann 

und Vie an.” — Metternich: Der König ſchließe mit Recht den Begriff der 

Neihsitände aus dem Verſprechen des Vaters aus. Diejer that Unrecht, das Wort 

Reichsſtände ausdzufprechen, und that Recht, das Wort nicht zu erfüllen, ſowie auf 

dem Sterbebette dem Sohne die gleiche Pflicht aufzuerlegen ... Wolle der 

König die Landtage vereinigen, fo ſei feine, Metternich, fefte Überzeugung, daB 

die „6OO Provinztal-Abgeordnete als jolhe einberufen und daß 

Diefelben als Reihsftände auseinandergehen werden.“ — Bol. das 

Schreiben des Könige an Metternich vom 8. November bis 8. Dezember 1844 
bei Treitſchke 5, 271. 

I) Hanfemann an Bürgermeifter Nellejien 24. Februar 1847. 





359 VI. Kapitel. 

In demſelben Briefe teilte er nämlich Hanfemann mit, daß er 
an einer fchonungslojen Kritif des neuen Verfaſſungswerkes arbeite, 

die dem Volfe das Wort der Wahrheit voll jagen werde; er babe, 

auf dem Boden des Gefetes fußend, alle Konfequenzen, aber aud) 

alle, ausgeſprochen. „Ich habe nichts zurüdgehalten, Sie können 

benfen“, rief erim Vorgefühl jeines großen publiziſtiſchen Erfolges, 

„was das für Rejultate giebt. Pie Schrift wird aus dem heitern 

Himmel des bisherigen Zeitungslobes und homöopathiſch abge- 

ſchwächten Tadels wie ein Bligftrahl auf dieſe heuchleriichen Nidyts- 

mwürbdigfeiten niederfahren.“ So Ffündigte er Hanſemann das Er- 
Icheinen feiner berühmten Schrift an, der er den Namen „Annehmen 

oder Ablehnen“ gab. Sie wirkte zündend. Gleichwohl ging fie 

von einer unbaltbaren und millfürlichen privatredhtlichen An— 

Ihauung der PBerfaflungsfragen aus. Aus einer angeblichen jtill- 

ſchweigenden Annahme der ſtändiſchen Gejekgebung Friedrid) 

Wilhelms IM. durch das Volk deduzierte er das Beltehen eines 

Bertragsverhältnijjes zwiihen Krone und Bolf. Folgerecht jah er 

in den jtändilchen Abgeordneten Bevollmächtigte des einen pazis- 

zierenden Teils, des Volkes. Dementiprechend galt ihm das 

Februarpatent auch nur als ein unmaßgeblicher neuer Vertrags: 

entwurf. Über diefen dürften fi) aber die gegenwärtigen Abge: 
ordneten feineswegs äußern, da fie feine Vollmacht dazu hätten: 

e3 jeien Neumahlen zur Ausitelung neuer Vollmachten für die 

Vertreter des Volfes nötig. Dann zeigte er, wie daS Februar— 
patent, der vom Könige gebotene Entwurf eines neuen Vertrages, 

die alten, viel weiter gehenden, wenn auch nicht verwirflichten 

Rechte des Volkes befeitige oder nur eine ungenügende Erfüllung 
der alten Verheißungen in Ausfidht jtelle. Die Bevollmächtigten 

des Volfes müßten alfo den Entwurf ablehnen. Die Schrift wurde 

natürlich jofort verboten und machte dem Verfaſſer einen dauernden 

Aufenthalt in Berlin unmöglich. So zerichlug fich die Hoffnung 

der Rheinländer auf Simons Rechtsbeiltand, — mohl nicht zu 

ihrem Schaden, und ſchwerlich wird Hanſemann nad) dem Er: 

icheinen von Simons Schrift das Scheitern des Planes fehr be- 
dauert haben. Denn zwilchen dem revolutionären Ungejtüm eines 
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Auch am Rhein wurde die von der Mehrheit der Dftpreußen 
verneinte Frage erörtert, ob man den Pereinigten Landtag über- 
haupt beichiden dürfe. Auf einer am 14. März in Köln abge 
haltenen Nerfammlung fiegte aber die auch von Hanjemann ver- 
tretene gemäßigtere Anficht, daß eine Verftändigung mit der He- 
gierung verjucht werden müffe. Es wurde beſchloſſen, dab der 
Vereinigte Landtag fi) von vornherein als die verheißene Neichs- 
verfammlung geberden und die ihm noch verfagten, aber dem Lande 
gleichwohl verbrieften Rechte!) in einer Adreffe an den König 
feierlich verwahren ſolle.?) 

Allerdings war Hanſemann unter ſeinen rheiniſchen Freunden 
derjenige, welcher am meiſten zu entſchloſſener Bekämpfung der 
Regierung drängte und der am wenigſten ein innerliches Bedürfnis 
fühlte, ſeine Gegner zu jchonen. Er war nicht nur unter den 
rheiniichen Häuptern des Liberalismus der an Jahren ältefte — 
er zählte damals 57 Yahre —, fondern eines der bejahrteften 
Sandtagsmitglieder überhaupt; fit 17 Jahren ſtand er in ausge- 
jprochenem Kampfe für eine preußiiche Verfaffung, für freibeitliche 
politiiche Entwidelung des DVaterlandes, für zweckmäßigere Ausges 

ftaltung des Finanzwejens, für energifchen Fortichritt auf allen 
Gebieten da und nod) ein gutes Jahrzehnt älter war feine Über- 
zeugung von der Verwerflichfeit des rein büreaufratiichen, abjoluten 
Regierungsſyſtems. Wie gering waren dod) die Erfolge feiner 
politiihen Wirfjamfeit während diejer langen Zeit überall da ges 
weſen, wo fie an die Mitwirkung, den guten Willen ımd bie Ein— 

fiht der Regierung gebunden waren. Die Preſſe war etwas 
freier geftellt, den Provinziallandtagen eine beichränfte Öffentlichkeit 
zugeftanden, den rheinischen Städten eine nur wenig befriedigende 

Gemeindeordnung bewilligt; und aufgehört hatte die unmittelbare 
Gefährdung der rheinischen Rechtsinftitutionen. Sn der Hauptjache, 
prinzipiell, war an dem Negierungsiyfteme gar nichts geändert 
worden. Hanſemanns arbeitsreiches Leben neigte fich feinem Abend 

1) 6, ©. 851, Anm. 1. 
2) Die Gegenwart. Eine encyMlopädifhe Darjtellung der neueiten Zeit 

geſchichte. II. 1849. ©. 166. 
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zu und blidte er zurüd, jo fonnte es ihn wohl mit Bitterfeit er- 
füllen, daß jo viel uneigennügige Mühe, jo viel ehrliches Streben 
im ®Dienfte des DVaterlandes, jo viele Kämpfe, Aufregungen und 
Widrigfeiten ohne greifbare Ergebniffe, daß fie vergebens geweſen 
fein jollten. Dieſer Wahrnehmung ſtand die offenfundige, unbe- 
ftreitbare Thatfache gegenüber, daß er jein Wirken auf den Gebieten 
pom größten Erfolge gekrönt ſah, wo er in der Erreichung des 

vorgeftedten Zieles unabhängig von der Regierung, wo er ganz 
auf ſich allein geitellt war. Seine großen Schöpfungen, die Feuer— 
verficherungsgejellichaft, der Aachener Arbeitsverein, die Rheiniſche 
Eifenbahn gediehen und entwicelten ſich in erfreulichſter Weile; 
ihre Organifation, die diefen geichäftlichen Unternehmungen zu 
Grunde liegende gemeinmühige dee, die wunderbare Zwecmäßig- 
feit aller jeiner geichäftlihen und praftiichen Anordnungen, Die 

niemals neben dem faufmännifchen Gewinn eine große und allge- 

meine Anſchauung der Dinge vermiffen lieken, fanden den be- 
mwundernden Beifall jeiner Zeitgenoſſen. Daß in Finanzfragen 
niemand fompetenter als er fein fönne, war die Überzeugung 
vieler auch außerhalb des Nheinlandes. Dazu fam, daß er ein 

befannter und erfolgreicher politischer Schriftiteller geworden war, 
— erfolgreich vor allem deswegen, weil im Laufe jeiner jchrift- 

jtellerifchen Laufbahn die überwiegende Mehrheit der Urteilsfähigen 
in Deutichland fich zu den von ihm vertretenen fonititutionellen 
Anfichten mit allen ihren Konjequenzen befannt hatte und nun in 

ihm einen ihrer thätigften, tüchtigjten Wortführer feierte. Er wußte, 
daß er eine wichtige Perjönlichfeit war, auf deren Thun und 
Laſſen die Augen von Taufenden fich richteten,') und er nahm 

I) Karl Weil in Stuttgart, Nedalteur der Konſtit. Jahrbücher, an Hanſe— 
mann 16. April 1847: Bittet um Beiträge für feine Zeitſchrift. „Der Ber. 
Sandtag . . . . befitt in Ihnen ein hervorragendes Mitglied, auf welches bie 
monardiich-konjtitutionelle Partei in ganz Deutfchland mit Hoffnung und Zuper- 
ſicht binblidt . , Das Bewuhtjein von der Notwenbdigleit einer aktiven Zeil- 
nahme ber Bürgertfaffe an ber Zeitung bed Staats findet feinen erleuchteteren, 
fraatsmännischeren und —— geſinnungstreueren Repräſentanten in dem Weißen 

Saale zu Berlin als Sie.“ — Gervinus an Hanſemann 1. April 1847 bei Über- 
fendung feines Büchleind „Patent vom 8. Februar.”: „Wir jehen mit Spannung 
auf Sie alle, und mit Vertrauen auf Sie!” 23⸗ 
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feinen Anjtand, diefe Thatſache anzuerfennen, auszuiprecdhen, aud) 

zu betonen. Wohl blieb er in feiner Haltung, in den ‚sormen 

des Berfehrs, in feinem ganzen Wejen ein jchlichter Yürger, der 

nicht daS geringite Bedürfnis hatte, das hohe Aniehen, daS er aller: 

märts genoß, in Außerlichfeiten fichtbar werden zu laſſen. Aber 

wie bätte unter jolchen Umitänden jein Selbitgefühl nicht eine 

Steigerung erfahren jollen, nachdem der Lauf der Dinge auf Schritt 

und Tritt bemiejen hatte, daß er mit feinen Anichauungen, Ur: 

teilen und Forderungen faft immer im Recht geweſen war. Er 

war gewohnt zu dDisponieren und fannte es nicht anders, als daß, 

mo er an einer Angelegenheit mitarbeitete, jein Wille der map- 

gebende war. Selten trat ihm eine ebenbürtige Perjönlichkeit von 

gleicher Willensjtärfe, gleicher Gefchäftskenntnis, gleidem Scharf: 

blif gegenüber. Alle die großen Betriebe, die er geichaffen hatte 

und in denen er thätig war, jtellten ihm ein Heer van Unter- 

gebenen zur Verfügung, die mit Verehrung und Bewunderung zu 

ihm aufblidten, von ihm förderung und Gunjt erwarteten, aber 

auch zu feiner überlegenen Einficht das vollfommenjte Vertrauen 

hatten. Das Herrſchen mußte ihm mit der Zeit zur Gemohnbeit, 

zur anderen Natur werden. Im BPrivatverfehr büßten die ange: 
borene zyreundlichfeit, Berzensgüte und Liebensmwürdigfeit nichts 

von dem beſtrickenden Keize ein, den fie, verbunden mit dem Cindrude 

augerordentlicher Klugheit, von jeher auf jeine zahlreichen ;greunde 

ausgeübt hatten. Auch mochte er Widerſpruch wohl injofern ver: 

tragen, als er ihn nicht aufbraujend oder heftig machte und ihn 

nicht eigentlich verlegte. Daß aber feine politifchen Überzeugungen, 

feine Anfichten von der Zweckmäßigkeit diejer oder jener Maßregel 

die einzig richtigen, ja möglichen jeien, jtand für ihn unerſchütterlich 

feſt. Doch muß der Anſpruch, in feinem Kreiſe der Erſte zu jein, 

dem jic) die anderen unterzuordnen hätten, mit einer gewiſſen 

naiven Selbjtverjtändlichfeit hervorgetreten jein, und vor jtarrem 

Doftrinarismus bemwahrte ihn ein glüdlicher Wirflichkeitsfinn. Cr 

hat es wiederholt ausgejprocdhen, es fomme in der Politik nicht 

darauf an, daS unbedingt und der dee nach Beite zu erreichen, 

jondern unter verjchiedenen Möglichkeiten diejenige zu ergreifen, 
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radifaler als früher. Nicht mehr bittend wie in der Denkichrift von 
1830, nicht bloß Fritifierend wie in „Preußen und Frankreich“, aud) 

nicht mehr in dem zurüdhaltenden Zone der „Politiſchen Tagesfragen“ 

wollte er der Krone gegenübertreten, fondern ihr nun gleichſam 
eine Reihe unbeglichener Yorderungen präfentieren und deren Ein- 

löfung verlangen. Aber jo wenig Bedenken er trug, zu jchärferen 
Kampfmitteln zu greifen, jo wenig wid) er von der Linie eines ge- 
mäßigten Konjtitutionalismus ab, den er bisher vertreten hatte. 

Seine Anfichten waren im Laufe der Zeit um nichts weiter nad 

links gerücdt; der Demofratie gedachte er jet ebenjomwenig wie 
früher irgend ein Zugeftändni zu machen. Nicht feine politiichen 

Überzeugungen, nur eben feine Stimmung und Kampfluft waren 

radifaler geworden, mit denen er einer feines Erachtens unver- 

beſſerlich unfähigen und wohl gar auch bösmwilligen Regierung zu 
begegnen entichloffen war. 

In den legten Tagen des März traf Hanjemann in Berlin 

ein und bezog gemeinfam mit anderen Rheinländern ein Duartier 

in der Mohrenftraße. Bülom-Cummerom, obwohl felbjt nicht Ab- 

georbneter, hatte ihn ganz bejonders dringend gebeten, fich zu den 

Vorbeiprechungen der Abgeordneten an denen er eifrigen Anteil 
nahm, jo zeitig als möglih in Berlin einzufinden. Soeben 

hatte Bülow eine Betrachtung über die politiiche und öfonomijche 

Lage Preußens veröffentlicht, der er eine Kritif des Februar— 
patents anjchloß.!) Seine mirtichaftspolitiichen Ausführungen, 

jeine Beurteilung der Geldnot und feine Vorſchläge zu ihrer 
Beleitigung dedten fich in allem mwejentlichen mit denen Hanjemanns. 
An die neuejte jtändiiche Geſetzgebung legte er eine jo freimütige 

Kritif, daß der König im höchſten Grade erzürmt war und ihm 

das Buch ungelejen mit der Bemerfung zurüdjtellen ließ, er babe 

dem Bolf ein Geſchenk gegeben, das rein als ſolches anzunehmen 

ſei; eine Kritik darüber wolle er nicht.?) In feinen pofitiven 

politifchen Überzeugungen wich Bülow freilich weit von den Rhein— 

i) Bülow-Gummerow, Preußen im Sanuar 1847 und das Patent 

vom 83. Februar. Berlin 1847. 2. Aufl. 341 Seiten. 

2) Barnhagen von Enfe, Tagebüder IV, 56. 
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ändern ab. Gein deal war eine jtändijche Gliederung des 
Staatsbaues, während dieje in den Gedanken des Staatsbürger- 
tums lebten. Zunächſt aber berührten fich ihre beiberfeitigen 

praftiihen, auf das Inſtitut des Vereinigten Landtages gerichteten 
Wünſche nod) auf das engſte. — Wie mit Bülow, jo juchten die 

rheinischen Deputierten auch nad) anderen Seiten Fühlung zu ge- 
winnen und Verbindungen anzufnüpfen. Ein großer Teil ber 

ſchleſiſchen Deputierten hatte ſich gleichfalls auf den rein ab» 
lehnenden Standpunkt ihres Landsmanns Simon geftellt. Es ge- 
lang jedoch den Nheinländern, fie zu einer vernünftigeren Haltung 
zu befehren. Am jchwierigften war aber die Verftändigung mit 

den Dftpreußen, die in Berlin mit dem feiten Entſchluß eintrafen, 
fi) nicht eher an den Landtagsverhandlungen zu beteiligen, als 
bis der König die Rechte der Reich$verfammlung in vollem Um- 
fange anerkannt habe. Das moralijche Gemicht der altpreußiichen 
Dppofition war aber um jo ftärfer, als eben die Namen alter 
fönigstreuer Adelsgeichlechter ihre Reihen zierten und einige ihrer 
Wortführer, wie der Oberburggraf von Brünned und der General- 
landjchaftsrat Alfred von Auerswald, dem Könige perjönlich nahe 
ftanden, Am 7. April fand bei Brünneck eine Konferenz der 
Dftpreußen und Nheinländer jtatt. Längere Zeit jchien eine 
Verftändigung zwiſchen den verichiedenen Standpunften ganz un— 
möglich; ſelbſt als der greife Brünned, durch die Beredſamkeit 
des jungen Mevijjen gewonnen, fich für die Nheinländer erflärte, 
blieben die Preußen jtarr und unbeweglidh. Sie fürchteten, ber 
föniglihe Kommiſſar oder der Marjchall würden die rechtäver- 
wahrende Adrejje, welche die Nheinländer beabfichtigten, nicht ge 
ftatten und nötigenfalls die Sitzung aufheben. Da erhob ſich 
Gamphaufen „wie ein Löwe donnernd“: „Dann ermwählen wir 
einen neuen Marichall aus unjerer Mitte”, rief er, „dann er- 
flären wir die Situng für permanent, dann weichen 537 Volks— 

vertreter nur ber Macht der Bajonette,” Das wirkte, obwohl, 
wer Gampbaujen fannte, daran nicht zweifelt, dab dieſe Ne- 
miniſſenz an Mirabeau ihm nur ein fluges Mittel war, ben 
Widerjtand der Preußen zu überwinden. Dann hielt Hanjemann 
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nad) dem Bericht eines Teilnehmers eine „Ichöne und inhaltichwere 
Rede”, die mit den Worten jchloß: „Im dem Augenblide, wo 

Preußens Reichsftände erflären, der Abjolutismus in diefem Lande 
eriftiere nur noch faktifch, nicht mehr rechtlidh, in dem Augenblide 

ift der Abjolutismus moralifh tot. Sit er moralilch tot, fo 

ift fein phyfilher Tod die notwendige Folge. Bon dem Tage 
an fann er nicht mehr drei Tage lang jein Leben friften.” Die 

Preußen waren gemonnen.!) 

Am 11. April fand die feierliche Eröffnung des Vereinigten 

Landtages durch den König im Weißer Saale des Föniglichen 

Schloſſes ſtatt. Irgend eine Äußerung Hanfemanns über die 
vielberufene Thronrede, welche den unverjöhnlichen, prinzipiellen 

Gegenjag der füniglichen Anjchauungen zu den Beitrebungen und 

dem Geijte der um ihn verfammelten Vertreter jeines Volkes zu 

voller Klarheit brachte, bat fich leider nicht erhalten. Wie er 

über dieſe Rede dachte, kann ja nicht wohl zmeifelhaft fein. 

Bedauerliher ift es, daß überhaupt fo wenig Slußerungen 
Hanjemanns über des Königs Perjönlichkeit und Weſen vorliegen. 
So Scharf der Gegenſatz dieſer beiden Perjönlichfeiten mar, fo 
jcheint es doc, daß Hanjemann gegen ihn fein Gefühl von Groll 

oder Abneigung empfand, — vielleicht weil er bei jeiner konſti— 

tutionellen Gefinnung den Miniftern alle Verantwortung zu- 

zufchieben geneigt war und weil er nicht miljen fonnte, wie 

wenig des Königs Thun von den Minijtern gebilligt worden und 

wie ſehr die jüngjte ſtändiſche Gefepgebung das ausichliegliche 

Werk des fönigliden Herrn war. In feinem jeiner Briefe und 

binterlajjenen Papiere, weder aus dieſer noch aus ſpäterer Zeit, 

hat jich ein herbes oder ungünftiges Urteil über Friedrich Wilhelm IV. 
nachmweijen latjen. 

Die Unflarheit der Rechtslage fam jofort in der erjten Sitzung 

der vereinigten Kurien zum Ausdrud. Nachdem Hanjemann als 

eriter Redner eine Reform der beengenden und ungenügenden 

Geihäftsorbnung verlangt hatte, wurde entiprechend dem von den 

1) Tie Gegenwart II. S. 166. Xeider liegt hier der Bericht des un— 
genannten Teilnehmers nur im Auszuge vor. 
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Rheinländern in Ausſicht genommenen Verfahren auf den Antrag 
des Grafen Schwerin eine Kommiffion zur Ausarbeitung einer 
Adreſſe an den König niedergejegt, die dem Dank der Stände 
und zugleich ihren Nechtsbedenfen gegen mehrere Beitimmungen 

des Patents und der Verordnungen vom 3. Februar Aus- 
drud verleihen jollte. Am 15. und 16. April wogte die große 
Redeichlacht über den von Bederath verfaßten und motivierten 
Adrekentwurf, welche der jtaunenden Welt auf einmal den Reichtum 
von parlamentariichen Kapazitäten vffenbarte, die Preußen in 
der Stille der provinzialftändiichen Verhandlungen fich unbemerft 
berangebilbet hatte. Der in den ehrerbietigiten Ausdrücken ab- 
gefahte Entwurf ftellte fich gleichwohl entichlojfen auf den Stand» 

punkt, daß der Vereinigte Yandtag die in den Geſetzen von 1820 umd 
1823 vorgejehene reichsftändiiche Verfammlung ſei, nahm für ihn 
alle aus dieſen Gejeten fließenden reichsftändifchen Nechte in An— 
ſpruch und führte die Abweichungen der neuen von der alten Ge- 

jeggebung in den Hauptzügen auf. 
Mit wunderbarer Geiftesgegenwart verteidigte Bodelichwingh 

bie Sache jeines Herrn. Er mußte aber von vornherein die von 
bem Könige genommene Bofition, nad) welcher der Vereinigte Land» 
tag etwas anderes als eine reichsjtändiiche VBerlammlung fein 
follte, als unhaltbar aufgeben und hatte es nun um fo jchwerer, 
bie von dem Könige -gewählte Form, in welcher die Verheißungen 

Friedrich Wilhelms IIL. angeblid) erfüllt wurden, zu rechtfertigen. Da 
iprang ihm Graf Arnim, der frühere Minijter, bei. Er beantragte 
an Stelle der Flaren Rechtöverwahrung, um dem Könige nicht wehe 

zu thun, den Ausdruck der Hoffnung, daß, wenn im Yaufe der 
Verhandlungen Abweichungen zwifchen den älteren und gegen- 
mwärtigen Gejeten fejtgejtellt werden jollten, der König einen Aus: 
gleicd nicht verfagen werde. Und jo groß war der Eindrud von 
Arnims Nede, jo tief ftedte die Ehrfurcht vor der Krone den 

Ständen im Blute, dab das Amendement ohne weitere Debatte 
zur Annahme gelangt wäre, wenn Sanjemann nicht durch das 
Verlangen nad; Drucdlegung des Amendements, nad Fortjegung 
ber Beratung und Abjtimmung erft am folgenden Tage, die Ver— 
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jammlung vor einem übereilten Beichluffe gerettet hätte Nun 
erhob fi) der Landrat Georg von Binde, der Sohn des ge: 

feierten Dberpräfidenten von Weftfalen, um fi in jchrofffter Weile 

gegen jede Adreſſe auszusprechen und eine einfache im Protokoll 

niedergelegte Rechtsverwahrung zu beantragen. Mit mächtiger 

Beredjamfeit vertrat er den ertremiten Rechtsſtandpunkt. Und 

doch entfernte fich der ariftofratiiche Edelmann ebenſo von dem 

Boden des Staatsrecht3 der unumſchränkten preußiichen Monardjie, 

wie es der Demokrat Simon in feiner Cchrift gethan hatte, wenn 

er der Krone kurzweg die Befugnis abiprad), an der früheren 

auf die Stände bezüglichen Gejeßgebung auch nur da3 geringfte 

ohne die freie Zuftimmung der Stände zu ändern. Das mar, 

wie wir mitjen, der Standpunkt Hanjemanns nicht. Zwar bat 

nächſt Winde gerade Hanfemann das Yebruarpatent von allen 

Rednern am jchärfiten verurteilt. Aber er ftellte das Recht des 

Königs zum Erlafje desfelben nicht in Frage. Er ftand auf dem 

Boden der Thatjache, daß der König die älteren Gejege nicht auf 

gehoben babe und aud) dieje geltendes Recht enthalten. 

Erſt am nächſten Tage, am 16. April, als einer der legten 
Redner, ergriff auch Hanjemann das Wort, um den urjprünglichen 

Adreßentwurf Beckeraths zu verteidigen. In der Klaren Erfennt- 

nis, die Gabe der Rede nicht in dem Maße zu befiten wie einige 

feiner Vorredner, begann er mit den aus dem Herzen fommenden 

Worten: „indem ich das Wort ergreife, bin ich tief ergriffen von 

der hohen Bedeutung unjerer Beratung, tief ergriffen von der 

Schwäche meiner Kräfte im Vergleich zu der Größe der Sadıe, 

die wir bier verhandeln. Möge mein Gefühl, meine innige 

Baterlandsliebe erjegen, was die Natur mir verfagt hat.” Zu 

nächſt lobte er die parlamentarifche Weile, in der das Minifterium 

die Verantmwortlichfeit für alle der Verfammlung vorgelegten Er: 

lafje der Krone zu tragen jich bereit erfläre, — freilich ein Miß— 

verftändnis, das Bodelſchwingh dahin zurechtitellte, daß die Minifter 

nur für ihr Thun, nicht für das, was der König beichließe und 
befehle, verantwortlich feier. Daun aber ſuchte er den Unter: 

Ihied zmwilhen dem Kommilfionsentwurf und dem Arnimfchen 
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Amendement, frei von allen Nebenrückſichten und allen Ver— 
hüllungen, klar zu machen: Jener ſagt, wir haben Rechte, dieſes 
ſetzt ſie noch in Zweifel; jener allein erklärt, wir ſind die reichs— 
ſtändiſche Verſammlung und die früheren Rechte derſelben gehen 
auf uns über. (Bravo.) „Das iſt der große Unterſchied, und wenn 
ed zur Abftimmung fommt, jo prüfen Sie wohl Ihr Gemiljen. 
Es handelt fih um einen wichtigen Moment, — darüber, ob 
das lebendige Gefühl des Rechts in Ihnen lebt, oder ob Sie nur 
von Vertrauen, von Gnade leben wollen.!) (Große Bewegung.) Ich 
liebe und achte meinen König, aber als freier Mann geſtehe ich: 

Nedit, das ift der Boden der Baterlandsliebe.” So ließ er die‘ 

Gegenjäge nadt hervortreten. Aber die Zeichnung entſprach ber 
Wahrheit. Und die größere Wahrhaftigkeit rühmte er aud als 

ben lepten zu ermähnenden PVorzug des Entwurfs vor dem 
Amendement; er rühmte fie hier nicht ſowohl aus fittlichen Gründen, 
fondern als Bolitifer aus Zmecdmäßigfeitsgründen. Denn die Un- 
flarheit und Unficherheit der Rechtszuftände fei das Unglüd der Jahre 

von 1815—1847 geweſen. Jetzt komme es darauf an, auf den feiten 

Boden der Unmwandelbarfeit der Verfajjung zu gelangen und zwar 

einer ſolchen, daß die fernere Entwidelung nur mit Zuftimmung 

und unter dem Beirat der Stände, nie aber nach dem einjeitigen 
Hate der Minifter erfolgen dürfe. Dann erſt fönne das Miß— 
trauen jchwinden, das fich leider jo vielfach an Stelle des alten 
Vertrauens zur Krone eingeichlihen habe. — Das war dod) eine 
in dem damaligen Preußen nody ungewohnte Sprade. Das 
Stenogramm vermerkt zu diefer Stelle „Aufregung“ und mehrere 
Stimmen riefen: „Das ift nicht wahr.“ Hanjemann ſprach aber 
weiter auch von dem Mißtrauen, welches den Näten der Krone 

1) Ganz unerfindlich ift e8, wie Treitſchke 5, 621 dieje freilich ſcharfen 
Worte eine plebejiihe Plumpheit nennen konnte. Ueberhaupt zeugen Die 
gelegentlichen, ſtark übertreibenden Bemerkungen Treitfchfes über Hanfemann von 
großer Voreingenommenheit. Offenbar hat Treitichle von Hanjemanns Weſen 
und Birken gar feine eingehende Kenntniß gehabt. Doch entnehme id einem 
mir vorliegenden Privatbrief Treitfchles die Thatfache, daß er im nächiten, leider 
ja nicht mehr erichienenen Bande feiner Deutichen Geſchichte einer gerechteren 
und mwohlwollenderen Beurteilung Hanfemannd Raum geben wollte. 
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bei Abfafjung der Yebruarverordnungen und des Reglements 

für die Gejchäftsordnung des Pereinigten Landtags die Feder ge- 

führt habe, denn fie gingen von der VBorausfegung aus, daß das 

Land und die Stände ihre Rechte mißbrauchen würden. Diejes 

beiderfeitige Mißtrauen ſchwäche den Staat. Zu feiner inneren 
Kräftigung bedürfe Preußen flarer und fefter Rechtsperhältniffe 

und einer Stärfung des Nechtsgefühles, welche nad) Annahme des 

Adreßentwurfs eintreten werde. Und nun bringt er in fchlichten, 

aber eindrudspollen Worten einen neuen Gefichtspunft zur Sprache, 

indem er auf die elementarften und größten Regungen vater: 

ländifchen Gefühles zurücdgeht. Ihm bedeutet die Kräftigung Des 

Nechtögefühles auch eine ftärfere Garantie der nationalen Un- 

abhängigfeit. Anfnüpfend an den Hinweis der Thronrede auf die 

Gefahren der geographiichen Lage Preußens betont er die Notwendig- 
feit einer fräftigeren Entwicfelung des Nationalgefühls. Diejes werde 

auf zweierlei Weile gemedt, durch große Unbilden, welche die Nation 

erfährt, wie im Jahre 1813, oder durch ein ausgebildetes Rechts- 

bemußtjein. „Preußen ijt allerdings unter gewiſſen Eventualitäten 

in einer bedenklichen Lage, und laſſen Sie e8 uns wohl begreifen, 

wir müjjen uns ftärfen.... Wir fünnen bier vollitändig Die 

Wahrheit jagen und über Dinge jprechen, die in ganz Europa be» 

fannt find. Wir haben mächtige Nationen zu Nachbarn. Auf 

der einen Seite eine Nation, die mit eiferner Konjequenz danach 

ringt, eine Nationalität von vielen Millionen zu begründen, und 

beren Eroberungen ſeit 100 Jahren ungeheure geweſen find. Ich 

bezeichne fie nicht, diefe Macht, Sie alle werden mich verftehen.“ 

Auch das war ungewohnt und erichien Fühn, die angefichtS der 

Dynaftifchen Beziehungen fo heikle Frage nah dem Verhältnis 

zu dem öftlihen Nachbar öffentlich” zu erörtern. Wieder riefen 

Hanfemanns Morte Aufregung hervor; der Ruf, dies gehöre nicht 

zur Debatte, wurde laut. Hanjemann aber erflärte: „Ich meile 

nad, wie wir uns ſtärken müſſen.“ Ter Marichall der Ber: 

vereinigten Kurien, Fürſt Solms-Lich, gab ihm Recht und hielt 
die Rede für förderlid), um dem Augenblick der Abjtimmung näher 
su fommen. So fonnte Hanjemann denn fortfahren. Nachdem er 
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auf Frankreich als die andere Gefahr hingewieſen hatte, ſagte er: 
„Es hat mid) erjt ein Redner unterbrochen und gejagt, es gehöre 
nicht hierher. Wohl! meine Herren, es gehört hierher. Was iſt 
die Urfache, weshalb vom Nheinlande, von dem äußerften Weiten, 
und von der andern Seite vom Dften ber das Bedürfnis ber 
Entwidelung des öffentlichen Rechts am ftärffien gefordert wird? 
Was ift der Grund, der tiefliegende Grund? Ich will es Ihnen 
jagen und Sie werden es ehren, wenn ic; es Ihnen angeführt. 
Er beſteht darin, die öftlihen Provinzen wollen nidt 
rujiiih und die weſtlichen nicht franzöſiſch werden. 
(Bravo.) Wir wollen Deutjche, wollen Preußen bleiben, aber das 
öffentliche Necht entwideln. Das ift unfere tiefe Überzeugung!” 
(Sehr gut! Bravo!) — Zum Schluß appellierte Hanjemann an 
die fonjervative Gefinnung ver Stände. Er habe jeit jahren die 
Überzeugung geäußert, daß in Preußen eine auf alte Gejchlechter 
gegründete Ariftofratie einen wejentlichen Beftandteil der Ver- 
fafjung bilden müjje. „Meine liberzeugung gründet ſich darauf, 
dab auf der einen Seite die neuen Elemente unjerer fozialen Ber: 
bältnifje volllommen demofratiicher Natur find, und dab ich, weil 

bie Notwendigkeit es erfordern wird, neue Elemente fich entwideln 
zu laſſen, auf der anderen Seite als Gegengewicht ein ftolzes, auf 
jein Necht kräftiges Haus haben möchte, was die alten Gefjchlechter 
vertrete und die Rechte verwahre, die Rechte der Krone, wenn die 
Demofratie zu weit gehen will, die Nechte des Volkes, wenn die 
Räte der Krone Erlajie vorjchlagen, mwodurd die früheren Rechte 
des Volkes gefränft werben. Alſo fonjervativ fein ift nach meiner 
Überzeugung die Aufgabe. Das befteht aber darin, zu wahren, 
was man hat und bejonders die Rechte; und von Ihnen, meine 

Herren, erwarte ich, dab Sie fonjervativ jein werden, und wahren, 
was beiteht. u 

Unmittelbar nad) Hanjemann erhob ſich der Prinz von 
Preußen, um als exiter Natgeber der Krone in feinem und ber 
übrigen Ratgeber Namen die heilige Berfiherung zu geben, daß 
fein Mißtrauen einen von ihnen bei der Beratung der Verord- 
nungen beſchlichen babe. Nur jollten Freiheiten und Rechte der 
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Stände niemals auf Koften der Rechte und Freiheiten der Krone 

gewährt werden. Energiſch wies er Hanjemanns Beichuldigung 
mit den Worten zurüd: „. . . Einen Bormurf des Mißtrauens 

laffe ich auf die Krone und ihre Räte nicht fommen.“ 

Einen vollen Sieg errangen Hanjemann und feine Partei- 
genofjen zwar nicht. Der urfprüngliche Entwurf fiel durd. Das 

Arnimfche Amendement wurde aber auf Antrag Alfred v. Auers- 
mwalds jo modifiziert, daß doch eine deutliche RechtSperwahrung, 

nur ohne Aufzählung der einzelnen Punkte, wie fie die Kommilfion 

gewollt hatte, in die Adreſſe hineinfam. Der König nahm fie 
gnädig auf und wich vor der felten, aber beionnenen und ehr— 

furchtSpollen Oppoſition feiner getreuen Stände etwas zurüd. Er 

ließ fi) zu der Erklärung herbei, daß die Gejeggebung vom 

3. Februar zwar in ihren Grundlagen unantaftbar, aber nicht 

abgeichloffen, ſondern bildungsfähig jei, und verſprach, den nächſten 

Landtag nach vier Jahren zu berufen. Um jo unbegreiflicher 
erfcheint es, daß er die Nechtöfrage nicht auch prinzipiell Durch 

die Verleihung der Veriodizität löfte und damit einen der wichtigften 

Streitpunfte aus der Welt jchaffte. 

Mie jehr reichte aber doch die Thatſache, daß in Berlin eine 

ſolche Verfammlung tagte und als reichsjtändilche von der ganzen 

Nation betrachtet wurde, über die Tragweite einer inneren preußijchen 
Angelegenheit hinaus! Mehr oder weniger waren alle deutichen 

PBatrioten von dem Gefühl durchdrungen, daß ſich dort Vorgänge 

von allgemein nationaler Bedeutung abipielten, weil Preußen 
durch fie auf den Weg zu der führenden Stellung in Deutichland 

gebradjt zu werden ſchien. ES geht das nicht nur aus der Teil- 

nahme hervor, welche der Verhandlungen des Bereinigten Land⸗ 

tages überhaupt in ganz Deutichland entgegengetragen murde, 

jondern audy aus der bejonderen Wirfung, welche Hanſemanns 

Rede hie und da hervorbrachte. Obwohl die allgemeinen deutichen 

Angelegenheiten von ihm gar nicht erwähnt worden waren, }o hatte 
er mit dem Sabe, daß der Weſten nicht franzöfiſch, der Oſten nicht 

ruſſiſch werden wolle, eine nationale Saite angeichlagen, die in 
vielen Herzen mächtig nachklang. Gerade in Anlaß diejer Rede 
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gingen ihm einige danferfüllte Zufchriften zu, die von Preußen 
ipeziell ganz abjahen, aber von der Notwendigkeit der Einheit 
Deutichlands und des Schubes für die bedrohten Rechte der 
deutichen Grenzſtämme redeten. Das nationale Gefühl bedurfte 
nur eines Anftoßes um in lodernde Begeifterung auszubrechen. 
So jchrieb ihm der Überbürgermeifter Naemelt von Kottbust); 
„Empfangen Em. Mohlgeboren den tiefgefühlten Danf, den id) 
Ihnen und Zaujende mit mir für den Dienft zollen, den Gie 

der Nation durch ihren Vortrag vom 16. d. M. geleijtet haben. 
Ohne Zweifel jtehen uns große Gefahren bevor, melde es not- 
wendig machen, daß die deutichen Bölferjchaften fich feiter aneinander 
anschließen und daß auf nationale Einheit Deutichlands mit allen 
Kräften hingearbeitet wird. ... . Doch es iſt unrecht," schließt 
der Brief, „dab ich Em. Wohlgeboren die foftbare Zeit raube. 
Männer wie Em. Wohlgeboren werden die deutjche Nation nicht 
finten laſſen.“ Ähnlich lautete ein Schreiben des Kreis-Juſtizrats 
Straß?) „. . .- So erlauben Sie denn, daß ich Ihnen bier, wenn 
auch nur furz und ſchwach, aber nicht minder herzlich an ben 
Tag lege, dab mit mir viele Taujende Ihnen danfen für die 

Energie und Umficht, womit Sie das Wohl des Landes vertreten. 
Möge Gott ferner Ihre Bemühungen jegnen! Noch viel ijt zu 
hun, nicht bloß für Die deutichen Brüder in der Nähe, auch für 

die in der Ferne.” Demgemäß bittet er Hanjemann, beim Ber- 
einigten Yandtag eine Petition einzubringen „für Schleswig-Holiteins 

Nationalität . . . und für die Bewahrung des deutichen Lebens 
und der berrichenden Religion in Eftland, Livland und Kurland, 
wo Rußland beide ſyſtematiſch und ungehindert unterdrüdt.“ In 

Bezug auf Schleswig-Holftein fam Hanjemann diejer Aufforderung 
nod am jelben Tage nad), indem er unterm 27. April dem 
Marſchall der Dreiftändefurie von Rochow den Antrag einreichte, 
der Vereinigte Landtag möge zur linterftügung der auf dasjelbe 
Ziel gerichteten preußiichen Politik erklären, daß die Selbftändigfeit 
Schleswig-Holfteins und die Verbindung der Herzogtümer mit 

44.28. April 1847. 
2) Berlin 27. Upril 1847. 
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Deutihland ohne die Gefährdung der teuerften Intereſſen 

Deutichlands und Preußens nicht alteriert werden dürfe. Anfangs, 
murde diejer Antrag, weil feine innere Angelegenheit berühren, 
von dem Marſchall zurüdgewielen. Später gelangte er aber doch 

in eine der Abteilungen zur Vorberatung, nachdem der Miniiter 

des Auswärtigen von Canitz dem Begriff „innere Angelegenheiten“ 

“eine auffallend weitherzige Auslegung gegeben hatte, die ihn: 
freilih den lebhaften Unmillen des Königs zuzog. Wie manche 

andere Anträge fonnte auch diefer wegen Zeitmangels im Plenum 

formell nicht erledigt werden. Doch führte Graf Schwerin durd) 

eigenmädhtige Verleſung des bereits fertig gejtellten Abteilungs- 

gutachtens noch in der lebten Zigung des Landtages eine Sym- 

pathiefundgebung der Verſammlung für die Schleswig-Holiteiner 

herbei. 

Noch bei einer anderen Gelegenheit brachte Hanſemann eine 

Stage von allgemeiner, nationaler Bedeutung zur Sprade. 

Am 26. Mai wurde der Antrag mehrerer Abgeordneten auf 

Unmandlung des Handelsamtes in ein Handelsminijterium beraten 

und mit großer Majorität angenommen. Hanſemann wies darauf 

hin, wieviel dadurch verjäumt worden, wie jo manche unzmed- 

mäßige Einrichtung getroffen jei — u. a. auch die Preußiſche 

Bank — meil Nderbau, Handel und Gewerbe nicht durch ein 

bejonderes Minijterium vertreten, jondern die auf fie bezüglichen 

Arbeiten von den anderen Minifterien gleihjam im Nebenamt 

bejorgt würden. In diefem Zufammenhange jprad) er mit Nach— 

drud und Wärme von der Notmwendigfeit einer preußiichen 

Kriegsmarine, ein Thema, das er in feinen Schriften ja bereits 

wiederholt berührt hatte. 

„Eine fehr große Frage der Nationalmacht, der Wohlfahrt der Nation,“ 

fagte er, „ijt bisher entweder noch nie ernſthaft erörtert oder doch nicht einer 

Entiheidung näher gebradht worden. Meine Herren, die Macht, dad Anſehen 

einer Nation beruht vor allen Dingen darauf, dab ſie vom Auslande geachtet 

werde, da ihre Angehörigen, die im Auslande Geſchäfte betreiben, überall den 

gehörigen Schuß finden. Dies kann nicht geichehen, wenn die Nation nicht 

durch eine Kriegdmarine gehörig ihre Angehörigen im Auslande jhügen kann. 

(Gelächter.) Ich jehe, dab einige der Herren lächeln. Nun, ich fage Ihnen, es ift 
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und auch Mevijien, dem jüngften unter den Wheinländern. 

Hanfemanı pflegte aufzutreten, wenn die einleitende Redearbeit 

gethau war und es nun darauf anlam, die praftiiche Zweckmäßigkeit, 
die Nüglichfeit eines Antrages darzuthun und durch Anführung 
von Thatſachen die “dee, das Allgemeine, zu dem feiten Boden 

der gegebenen Verhältnitfe in Beziehung zu teten. Nie aber blieb 

er bei den Einzelheiten jtehen, nie verlor er fich in ihnen; aud) 

er führte den Hörer gern wieder zu einer allgemeineren Anſchauung 

der Dinge zurüd. Wenn er aber theoretifierte, jo geſchah es knapp, 
gedrungen, anſchaulich. Populär und Zunjtlos wie jein Vortrag, 

jo leicht verftändlich, jo überzeugend, jo bequem ſich dem Gedächtnis 

einprägend waren die Sentenzen, zu welchen ſich ihm der Ausdrud 

feiner Gedanfen und Überzeugungen leicht formte. Was er vor- 

trug, ftüßte fih auf Erfahrungen, auf Selbjterlebtes und hatte jtets 

etwas Belehrendes an fid. „Das will ich Ihnen mal jagen“, 

war in Reden und Privatgetprächen eine feiner Xieblingswendungen. 

Die Fülle praftiicher Gefichtspunfte nahm aber dem lehrhaften 

Bortrage alles Langmeilige vder Pedantiiche. Zu alledem fam 

ein glüdlicher, ſchlagfertiger Humor, der bald hie bald da die 

Trockenheit der Verhandlung erfriſchend durchbrach. Ohne Wirkung 
blieben jeine Reden nie. Nein Mitglied der Verſammlung iſt jo 

oft unterbrochen worden. Hatte er geiprocdhen, jo folgte wohl jtets 

irgend eine Kundgebung des Beifall, des Widerjpruchs oder 

Unwillens, oder auch der allgemeinen fröhlichen Beiterfeit. 

Über Hanſemanns perſönliche Erſcheinung und den Eindruck, 

welchen er auf die Zeitgenoſſen machte, liegen aus der Zeit vor 

1848 nur wenige Zeugniſſe vor. Eines der friſcheſten und un— 

mittelbarſten ſtammt aus der Zeit des Vereinigten Landtags. 

Noch im ſelben Jahr 1847 gab der junge Gelehrte Rudolf Haym 

unter dem überwältigenden Eindruck der Verhandlungen und erfülli— 

von der Bedeutung des erſten preußiſchen Reichstages ſein Buch 

„Reden und Redner des Vereinigten Landtages“ heraus. Das 

Buch enthält Charakteriſtiken von ſechzehn Rednern und teilt zu— 

gleich ihre beſten Reden im Wortlaute mit. Bewundernd und 

verwundert vertieft ſich der noch ganz im Gedankenkreiſe idealiſtiſcher 
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meientlichiten Inhalt auch der folgenden Debatten in der elf Wochen, 

bis zum 26. Juni, dauernden Seffion. Hanjemann ftellte außer 

zahlreichen Amendements während der Debatten vierzehn jelbftändige 

Anträge (Petitionen), von denen fich die meiften auf die ſtändiſchen 
Rechte bezogen. Wie ermähnt, gelangten nicht alle Anträge zur 

Berabichiedung;') mehrere wurden in den vorberatenden Abteilungen 
mit anderen verwandten Petitionen verfchmolzen oder gemeinjam 

mit den föniglichen Propoſitionen und Botichaften behandelt. 
Zur Sprade kam in den Verhandlungen des Vereinigten Land- 

tages doch jo ziemlich alles, was der politiich denfende Teil der. 

Nation auf dem Herzen hatte, alle jene vorwärtsftrebenden Ge- 

danken, die bisher auch ſchon in den Rrovinziallandtagen vereinzelt 

und darum ohne die erhoffte Wirkung laut geworden waren. Nun 

vereinigten fi) die vielen Einzeljtimmen zu einem mächtigen Chor, 

der laut in die aufhorchende Nation Hinausichallte.e Das politische 

Stillleben war für immer dahin. Hatte aud) das Publikum zu 

den Verſammlungen der Herrenfurie im Ritterfaale und der Drei- 
ftändefurie im Weißen Saale des königlichen Schloiles feinen Zu- 
tritt, jo wurden doch nun zum erjtenmal die unverfürzten Steno- 

gramme der Verhandlungen veröffentlicht, ein Zugeftändnis, deſſen 

Tragweite der König wohl anfangs nicht voll ermetien hatte. 

Von den füniglichen Propofitionen fanden eigentlich nur drei 

eine jolche Erledigung, mit der die Regierung in der Hauptfache 
einverjtanden war. ES waren das die über die Provinzialhilfs- 

fajfen, über die Verhältnifje der Juden und über die Ausfchließung 

bejcholtener Perſonen von jtändifchen Verſammlungen. Die Pro- 

vinzialhilfsfaflen waren Sparfaflen, die nach Art der in Weftfalen 

jeit 1831 beitehenden und der von Hanſemann in Nachen gegründeten 
in jeder Provinz errichtet werden jollten. Die Regierung wollte 

ſie mit 2°), Million Thlr. aus Staatsmitteln ausftatten und der 

Landtag nahm entiprechend dem von Hantemann als Referent ver- 

I) Uinerledigt blieben Hanjemanns Anträge betr. Zchleswig:Holftein, Zu⸗ 

itimmung des Vereinigten Qandtages zur ftaatlihen Garantie der GCifenbahn: 

papiere, befiere Organifation des Zollvereing, Öffentlichkeit der provinzialitändtfchen 

Verhandlungen, Bildung von Zettelbanten, Unabhängigkeit des Richterſtandes. 
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Gharafter durchdringe.“ — Ver Judendebatte vorausgegangen war 

eine Debatte ähnlicher Art, hervorgerufen durch einen Antrag des 
Dftpreußen von Eauden auf politiiche Gleichftellung der Dilfidenten 

mit den Angehörigen der anerkannten Kirchen. In glänzender 

Rede hatte Beckerath den Grundſatz der Unabhängigkeit politilcher 

Rechte von jedem religidien Befenntnis verteidigt und Saudens 
Antrag in diefem Sinne erweitert. Graf von Finkenſtein wider: 
ſprach ihm und erwähnte in dieſem Zutammenhange die huge: 
nottiichen Refugies, die nad) Preugen in ein Land zwar der Ge- 

wiſſensfreiheit, aber Doc in ein chriftliches Kand gekommen jeien. 

Hierauf replizierte Hanſemann, indem er den Hinweis auf die 

Hugenotten für feine und Beckeraths Anficht verwertet. „Wes- 

halb find die Hugenotten ausgewandert? Wegen des Glaubens: 

zwanges in ihrem PBaterlande. Deshalb famen fie hierher und 

find gute Preußen geworden. Mas wird geichehen, wenn Sie 

nicht den Grundſatz, den mein Freund aus der Rheinprovinz 

Ihnen empfohlen bat, annehmen? Es mird ähnliches ge: 

ſchehen; ... man wird aus einem Staate auswandern, in dem man 

nicht an politifchen Nechten teilnehmen fann.” Durch Lärm auf 

der rechten Seite des Hauſes wurde der Redner unterbrochen. 

Aber mit einer fchnellen Wendung wußte er jeine Gegner zu ent: 

waffnen. „sch begreife nicht dieſe Unterbrechung,“ fuhr er fort 

„ich bin vollitändig in der frage. Für meine Behauptung find 

ja Ichon Beijpiele vorhanden. Sind nicht die Altlutheraner wegen 

der Beichränfung ihres Glaubens ausgewandert? (Einige Stimmen: 

Bravo, jehr richtig.) Alfo, meine Herren, meine Bejorgnis hat 

guten Grund. Im Intereſſe des Staats, im Intereſſe der 

Wohlfahrt des Landes beſchwöre ich Sie, nehmen Sie den von 

meinem Freunde . . . vorgeichlagenen Grundſatz an. Nicht die 

Konfeſſion enticheide bei politiichen und bürgerlichen Rechten.“!) 

1) Weniger glüdlid, war Hanſemann zu Beginn diejer Nede, wo er in 

Anknüpfung an die von dem Referenten Graf v. Gneiſenau hervorgehobene Be: 

fürdtung der Kommiſſion, es könnten gar Heiden und Türfen ſich in die 

Ständeverfammlung eindrängen, auf die franzöſiſche Verfaſſung hinwies, welcher 

dieſe Furcht fremd fei, dann aber weiter gehend fagte: „Nehmen wir aber einmal an, 
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Er verlangte, daß es ſich dabei um ein mit entehrenden Strafen 

belegtes Verbrechen handeln müjle. 
„Die höchfte Ehre, Hier in der allgemeinen Berfammlung der Nepräfentanten 

des Landes zu figen,” jagte er, „wird abhängig gemadyt von der Anficht weniger 
Individuen, die in ganz anderer Tage fich befinden. Diefer Anficht widerſetze 
ih mid; auf das Entſchiedenſte.“ In der polittichen Entiwidelung vorgefchrittenere 

Böller haben andere Bahnen eingeichlagen und halten es für feine Entehrung, 
einen Angellagten unter den Bolfövertretern zu jehen. „Welche Achtung id) 

auch für Sie babe, m. H., doch fage ich mir, mid; ſelbſt mitzählend, mit Demut, 

wir find noch fange fein englifches Parlament. (Bewegung.) Wohlan, O' Connell 

war ber Verſchwörung angellagt; mitten in feinem Brozeiie, nachdem er Bürg- 
ſchaft geitellt Hatte, erfchien er im Parlamente unter allgemeinen Zujauchzen. 

Man war ftolz darauf, ihn unter ſich zu ſehen, ſtolz auf die Freiheit der eug- 

lifhen Berfaffung, daß nicht ein Minifterium im ftande war, diefen großen 
Mann aus der Mitte der Volfövertreter zu entfernen. (Mehrere Stimmen: 

Sehr gut.) ... . Man Hat fi Hier auf Europa berufen, daß ed aufmerffam 
auf unjere Verhandlungen fe. Jawohl ift e8 dad... . Nun, ih fage 

Ahnen, alle Bölfer, welhe uns in der politiihen Entwidelung voraus find, 

würden ſich böchlichft wundern, wenn wir Grundſätze annehmen, wie jie in 

diefem Geſetzentwurf enthalten find.“ 

Beranlaffung zu noch fchärferen Hieben auf die Tendenz der 
Regierung bei der Behandlung dieſer Trage gab Hanjemann 

die Erörterung eines neuen Falles willfürlicher Beicholtenheitser- 

Härung. Der jchlefiiche Deputierte Graf Eduard von Reichenbad), 
ein durch jeine radifale Gefinnung unbequemer Mann, war 

wegen PBerbreitung einer verbotenen Schrift vom Sandtage 

ausgeichlojien worden. Hanſemanns hierauf bezüglide Rede 
giebt ein anfchauliches Bild von feinem Iebhaften und ficheren 

Auftreten, mit dem er die Regierung tadelte und zurechtiwies, ohne 

daß ihre Dertreter etwas Erhebliches zu ihrer Verteidigung bei- 

zubringen wußten. 

Im Hinblid auf die in der Beicholtenheitsdebatte fo oft herangezogene 

itändifche Ehre erflärte Hanfenann es fir eine der wichtigſten Aufgaben der 

Verfammlung, die Ehre derjenigen zu fchügen, welche die Negierung nad) ihrem 

Erniefien aus der Berfammlung entferne. Er fragt, ob es mahr fei, daß die 

politifhe Richtung des Grafen Reichenbady der Grumd zu defien Beicholtenheits 

erllärung ſei, und nennt ed eine Thatfache, daß die Staatöregierung unbequeme 

politiſche Schriftiteller „unmwirffam zu machen“ ſuche. „Um diefes zu erweiien, 
m. 9., erlaube id} mir ein paar Fälle anzuführen. ..... (Widerijpruh und 
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Lärm.) Ich bitte jehr, ich bin in meinem vollen Net." Er weit num darauf 

bin, dab bier eim Prozeß um eines ganz geringfügigen Gegenjtandes willen 
eingeleitet worden fei, wegen einer Handlung, die ſchon viele Abgeordnete be: 

gangen hätten. N „Es iſt nämlich der Fall, 
daß jemand ein Bud, worin verbotene Dinge jtehen, einem feiner Belannten 

gegeben hat. Wer hat died mehr gethan, verbotene Schriften, hochverräteriſche 
Anfihten zu verbreiten, als gerade die Staatsregierung felbit?" (Vieljeitiger 
— Marſchall: Ich bitte den Redner ausſprechen zu laſſen, um zu 
hören, wie er das erklärt.) Hanſemann beruft ſich darauf, daß die Regierung 
in ber offiziellen Preußiſchen Allgemeinen Zeitung Auszüge aus höchſt ſtrafbaren 
Schriften veröffentlicht habe. „Ich tadle die Regierung darum durchaus nicht, 
im Gegenteil, ich lobe fie deshalb; denn fie hat zu erfennen gegeben, daß joldhe 
Schriften für das Volk nicht gefährlich find; und da fie dies erflärt hat, fo mag 
fie in diefer Beziehung auch weniger ängſtlich fein.“ (Sehr wahr, jehr wahr!) 
In einem anderen Falle war ein Prozeh gegen einen ſchriftſtellernden Fabrikanten 
eingeleitet worden. „Wie fonnte man fi nur denfen, daß ein begüterter 
Fabrifant fommuniftifch-revolutionäre Umtriebe gemacht Habe? Und dennoch hat 

bie Staatsregierung einen Polizeiagenten unter falihem Namen im Lande 
herumreifen lafjen und es dadurd; jo weit gebracht, dab man jenen Mann ver 

haftete. (Merkmale großer Senfation.) a, meine Herren, es iſt Wahrheit. 
Sie jteht altenmähig fe. Diefer Mann wurde in Siriminalunterfuhung ge 
nommen, mußte aber vollftändig freigeſprochen werden.“ Alsdann erflärt er 
fih bereit, wenn bie Negierung e& wünſche, noch mehr dernleichen Thatſachen 
anzuführen. Da der Landtagstommifjar nichts dagegen zu erinnern findet, will 
er fortfahren. „M. H., ein anderer Fall! (Es entjteht große Unruhe.) Wollen 
Sie nichts mehr hören, meine Herren? (Viele Stimmen zugleich: Nein!) Sie 
nehmen alſo doch an, daß es dergleichen Fälle noch mehr gebe. Wenn Sie 
das annehmen, kann ih die Aufzählung unterlaffen. ... Nun, m. 9., id 
fomme alſo zur Nupanwendung.* In ihrer befonderen Auffaſſungsweiſe vom 
Staatswohl lafjen die Mmiſter gegen politifche Schriftjteller nur aus politiichen 
Gründen Prozefje anftrengen. Dagegen wendet er fich mit dem kategoriſchen Ver— 
langen: „Id wünſche nun, daß die Staatsregierung diejen Weg verlafien möge. Die 
darin liegende Tendenz; ift die nämliche, welche in den Beſtimmungen des Be- 
ſcholtenheitsgeſetzes, die wir verworfen haben, jidjtbar war. Ich wünſche, daß 
die Mitglieder des Miniftertums diefe Tendenz verlafien, daß fie das Vertrauen 
zur Nation zur Wahrheit werden lafjen, daf jeder, der nicht das Vertrauen 

feiner Stanbeögenofjen verloren hat, auch hier zu ſihen das Recht habe.“ 

Alle dieſe Diskuffionen waren aber doch nur Plänfeleien im 

Vergleid; zu den großen Finanz- und Berfaffungspdebatten. 
Gemäß dem Wortlaut des Februarpatents waren der Haupt- 

finanzetat für das Jahr 1847 umd eine Überficht der Finanzvermal- 



378 VI. Kapitel. 

tung aus den Jahren 1840—1846 dem Vereinigten Landtage zur 
„Information“ vorgelegt worden. Camphauſen beantragte nun, 

den vorgelegten Etat einer der Abteilungen zur Begutachtung zu 

überweijen. Dem aber mwiderjegten fich der Landtagsmarſchall und 

Bodelichwingh, weil es fich lediglich um eine Information handele 

und den Ständen weder eine Einwirkung auf die Aufitellung des 

Etats noch eine Kontrolle über die Verwendung der Staatsmittey 

zuftehe. Der Landtag mußte fich damit begnügen, den König in 

einer Betition um die Erlaubnis zu bitten, daß die Mitteilungen 
über den Staatshaushalt einer Abteilung überwiejen werden dürfen 

zur „Berichterftattung an das Plenum behufs Information desfelben.” 

Eine Antwort auf viele Bitte erfolgte überhaupt nicht.!) Den 

weitergehenden und von der Syinanzabteilung befürmorteten An- 

trägen einiger Mitglieder, es möge dem Landtage das Recht. an 

der Seititellung des Etats und an der Beſtimmung über die Ver- 

wendung der Staatseinnahmen teilzunehmen, eingeräumt werden, trat 

Bodelihwingh am 21. Yuni mit der formellen Erflärung entgegen, 

daß die Krone von ihrem ausichlieglichen Rechte in diefer Bezehung 

in feinem Punkte abgehen werde. Die große Debatte über die Ge: 
währung des Etatsrechtes fand einige Tage vor dem Schluß der 

Seffion ftatt. Allerdings wurde die für eine formelle Petition an 

den König nötige SZweidrittelmajorität in beiden Kurien nidt 

gewonnen. Mohl aber verzichtete der Landtag auf die Petition 

nur mit der Motivierung, daß fie für jebt nicht zeitgemäß ericheine. 

Das Verhältnis des Landtages zum Staatshaushalt, die Periodi— 

zität des Landtage® und die Befugniſſe der Ausſchüſſe hatten 
während der ganzen Seſſion die eigentlichen Kernpunfte aller Be— 

ratungen gebildet. Zahlloſe Einzelanträge waren auf diele Fragen 
gerichtet und die Stellungnahme der Abgeordneten zu ihnen wurde 

maßgebend für alle Abjtimmungen, in denen es fi) um die Be: 

willigung von Geld und Stredit handelte. Die beiden materiell 

1, Dadurch wurde ein von Hanjemann eingebradjter Antrag gegenſtandslos, 
„daß der Landtag S. M. dem Könige diejenigen Bemerkungen über das Staate- 

haushaltsweſen machen möge, welche jich bei Prüfung der mitgeteilten Nachrichten 

als das Landeswohl fürdernd erweilen möchten.” 
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wichtigſten Vorlagen der Regierung, hervorgerufen durch zwingende, 
— Bedürfniſſe der Landeswohlfahrt, betrafen die 
ſtändiſche Garantie für eine Landrentenbank und die Bewilligung 
einer Anleihe für die Erbauung der Dftbahn von Berlin nad) 
Königsberg. Sie kamen zu Fall, weil der Anſpruch des Land- 
tages auf periodijche Einberufung nicht anerfannt wurde und meil 
ihm feine Einmwirfung auf die Gtaatäfinanzen zuitand. Die 
Beriodizität wurde als ein durch die älteren Geſetze gemährleiftetes 
Necht gefordert, ohne welches der Vereinigte Yandtag die zur Be 
williqung von Anleihen allein befugte reihsftändifche Verfammlung 
nicht ſei; — das Budgetrecht als eine durch die Natur der Sache 
bedingte notwendige Ergänzung des Bemilligungsrechtes für An- 
leihen und neue Steuern und als jelbftverftändliche Vorausjegung 
für die Übernahme finanzieller Verpflichtungen durch die Stände, 
Denn die Frage nad) der Notwendigkeit einer Anleihe oder 
Steuererhöhung ließ ſich von der nach zweckmäßiger Verwendung 
der vorhandenen Mittel nicht trennen. 

In allen dieſen Debatten jtand Hanjemann im Vordertreffen. 
Wenn Vinde die juriftiichen Bedenken, die Rechtsfrage hervorhob, 
fo verichaffte Hanjemann vor allem den praftifchen Gefichtspunften 
Geltimg. Aud; er mußte eindrudsvoll den Nechtsftandspunkt zu 
betonen. Das pure Necht hatte für ihn aber doc nur eine neben- 
ſächliche Bedeutung, wenn es nicht zugleich nüslich war, der Wohl— 
fahrt des Ganzen diente. Daß das Necht des Landes und der 
Nugen des Landes zufammenfallen, daß es zwedmäßig jei auf dem 
Rechte zu beitehen, — dies zu ermeifen wurde er nicht müde, 
Einem Hebner, der es befürmwortete, die Periodizität nicht aus 
Redjts-, jondern nur aus Motmwendigfeits- und Nühlichfeits- 
gründen zu erbitten, antwortete er: „ch behaupte aber, daß mir, 

indem mir diejes (daS Vinckeſche) Amendement annehmen, gerade 
das nämliche thun; wir bitten dann um das, was auch notwendig 

und nützlich ift; denn nichts ift notwendiger und nüßlicher, als 

daß die Zweifel gehoben werden, die über den dermaligen Nechts- 
zuftand beſtehen.“ Und da es fich dabei ftetS auch um finanzielle 
Angelegenheiten handelte, jo bewegte Hanjemann fich bier, 



380 VI Kapitel. 

auf diefem jeinem eigeniten Gebiete, um jo freier und um jo 

fiherer. Hier tritt jeine parlamentariiche und redneriſche Eigenart 
am meijten hervor. 

Bon draftiiher Wirfung war die Rede, mit welcher er am 
25. Mai den Antrag auf Prüfung des Yinanzetat5 befürmortete. 

Er hielt gegenüber der Erklärung des Weſtfalen von Dlfers, der ſich 
durch die Mitteilungen der Regierung vollfommen befriedigt fühlte, 

die von ihr gebotene Überficht des Finanzzuftandes für unvoll- 

ftändig und ungenügend. Man fünne aus den zu allgemein 

gehaltenen Angaben nicht erjehen, wie eigentlich die Verwendung 
der Staatseinnahmen gemefen ſei. 

„Um ein Budget überfehen zu fünnen, meine Herren, dazu gehört ein 

genauer Nachweis, ein Nachweis, wie er auch in anderen Staaten üblid) 

tt. Das bier ift das, was die Staatäregierung den einzelnen Mitgliedern 
des Landtags Hat zulommen laffen.“ Mit diefen Worten hebt er ein 

dünnes Heft in die Höhe „Ich will Sie nun aufmerkſam maden auf die 

Mitteilungen, welche jedem Deputierten der franzöfiihen Kammer über den 

Staatshaushalt jährlih gemadt werden. Das ift das Budget. (Zivei Bände 

vorzeigend.) Da können Sie genau nadjehen, wie die Einnahmen entitehen 

und verwendet werden. Das iſt dasjenige von Belgien (ein andere Volumen 

vorzeigend) und damit Sie nicht glauben, m. 9., daß dergleichen vollftändige 
Mitteilungen nur in den fonftitutionellen Staaten ftattfinden, fo zeige ich Ihnen 
aud) dad von Dänemark. . .. . (Ein anderes Volumen vorzeigend) ... Alle 
dergleichen Überfichten des Finanzhaushalts gewähren einen fehr niglichen, 

interefjanten Blid in den Zuftand der Ränder, auf welche fie ſich beziehen. Ta 

manden von Ihnen das Forſchen darüber angenehn, vielleiht auch nützlich fein 

wird, fo werde ic) dieje verjchiedenen Schriftitiide in das Sekretariat während 

8 Tagen zur Einficht der Herren Abgeordneten niederlegen.” 

Und nun zeigt er an einzelnen Beilpielen, wie die ſumma— 

riſchen Überfichten der preußiichen Regierung den Yandtag gar nicht 
in den Stand jegen, eine Anficht über etwa mögliche Eriparungen 

oder iiber etiwaige zweckmäßige Erhöhungen anderer Titel des Bud- 

gets zu gewinnen und zu äußern. „Wie vermögen wir neue Steuern 

zu bemwilligen, wie vermögen wir das Gehälfige, das Unangenehme 

von der Ausführung einer ſolchen Mapregel auf uns zu nehmen, wenn 

uns jede Einwirfung auf Verwendung der Staatseinnahmen fehlt! 

Es ift nach meiner innigen Überzeugung das wahre Intereſſe des 
Gouvernements, einen ſolchen Zuitand aufhören zu laſſen.“ 
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fih aber feine Privatunternehmer und, da aus wirtichaftlichen 

Gründen wie im Intereſſe der Landesverteidigung der Bau der 

Dftbahn nad) Königsberg nicht länger aufgeichoben werden durfte, 
jo mußte fi die Regierung zum direkten Staatsbau entjchliegen. 

Schon jeit längerer Zeit waren die Vorarbeiten im Gange, auch 
die großen Brüdenbauten bei Dirſchau und Marienburg eingeleitet. 

Dem Eifenbahnbau auf Staatsrechnung hatte in Preußen bis 
dahin das Staatsichuldengeieg von 1820 im Wege geftanden, 

welches die Aufnahme von Staatsanleihen an die Zujtimmung 

und Mitgarantie der Reichsitände band. Tiejes Hindernis erfchien 

nun bejeitigt, als der König dein Vereinigten Yandtage die im 

Geſetz von 1820 vorgejehenen reichsjtändifchen Befugnijfe über. 

trug. Allein mit den im Eifenbahnfonds noch vorhandenen Mitteln, 

ausgeführt, hätte der Bau der Titbahn 18 Jahre dauern mütjen- 

Meit rajcher lieg er ſich vollenden, wenn die verfügbaren Mittel 

des Eilenbahnfonds zur Verzinfung einer Anleihe benugt wurden. 

Die Bewilligung einer jolchen Anleihe, die auf etwa 30 Millionen 

Thaler veranichlagt war, verlangte alſo der König von dem 

Landtage. 

Bekanntlich haben gerade die Vertreter der Provinz Oſtpreußen, 

für welche die baldige Herſtellung dieſer großartigen Verkehrsſtraße 

geradezu eine Lebensfrage bedeutete, aus prinzipiellen Rechts— 

bedenken Bewilligung und Garantie der geforderten Anleihe ab— 
gelehnt. Die entſprechenden Erklärungen des Bürgermeiſters von 

Königsberg Sperling und v. Sauckens erregten überall das größte 

Aufſehen. Geſpannt durfte man auch auf das Votum Hanſemanns 

und deſſen Begründung ſein. Galt er doch als einer der erſten 
Autoritäten auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens; er gerade hatte 

den Staatsbau von Eiſenbahnen am nachdrücklichſten gefordert und 

ſchon ſeit Jahren die Erbauung der Oſtbahn als verkehrspolitiſche 
Notwendigkeit bezeichnet. Die Kommiſſion für die Eiſenbahn— 

vorlage hatte trotz Hanſemanns Widerſpruch die Bewilligung 

der Anleihe empfohlen. Hanſemann war dagegen geweſen, weil 

er die Notwendigkeit einer Anleihe beſtritt; er ſtellte vielmehr 

den Antrag, die Oſtbahn aus den müßig liegenden Barmitteln 
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er die Zeriplitterung in der preußilchen ‚yinanzverwaltung, welche 

aus fünf foordinierten Minijterien beftehe, eine Zerjplitterung, meldje 

feine gehörige Sicherheit dafür biete, daß das Anleihemejen gut 

bejorgt werde. „Unter Yinanzverwaltung verftehe ich nicht gerade 

die Bejorgung der Einnahmen und Ausgaben nad) Maßgabe des 

EtatS und der Steuergelege, Jondern ich verjtehe darunter auch 

das Zulammenhalten, das Verwalten ſämtlicher StaatSmittel zu 
einem und dem nämlicdhen Zwecke — mit einem Worte, eine 

Harmonie in der Bermaltung aller Zweige, die zu den Yinanzen 

gehören.“)) Es ſei aber auch die Notwendigkeit einer Anleihe 

nicht genügend nachgemielfen. Die aus den Mitteilungen der 

Regierungen erfichtliche große Steigerung der Einnahmen feit 1844, 

mögliche Eriparungen in mehreren Vermaltungszweigen, eine 

zwecdmäßigere Verpachtung der Domänen müßten die Möglichkeit 

gewähren, die Eiſenbahn aud) ohne Anleihen zu bauen. 

AS letzten Grund führt er danı an, daß die nötigen Mittel im 

Staatsſchatze disponibel lägen, von denen die Krone einen Zeil, 
10 Millionen Thlr., vorläufig für den Fräftigen Ausbau der Djft- 

bahn anmweilen möge. Er war der Meinung, daß friegerijche 

Bermidelungen jetzt nicht in Ausficht ſtänden, Daher ein Zeil der 

unverziniten, für außerordentliche Fälle bereit gehaltenen Gelber, 

deren Betrag er auf 30 Millionen ſchätzte, zur Zeit wohl ent- 

behrlich ſei. Im übrigen erflärte er ſich dahin, daß Die den 

Staatsihag bildenden Summen eben jo ficher wie in Seller: 

gemwölben, aber rentbar, in einer gut organifierten Nationalbanf — 

freili nicht in einer Staatsbanf — hinterlegt werden fönnten. 

Zum Schluß verwahrt er fid) gegen die Meinung, daß durd) 

ſolche Erörterungen der Staatsfredit gefährdet werde und daß es 

der es in einer Anmerkung zu S. 61 feiner Überfegung von Ariſtotele's Nitomadhifcher 

Ethik (Stuttgart 1868) aus dem Zufammendhang gerifien als den Ausdruck einer 

niedrigen Geſinnung charafterifiert im Gegenſatz zu der nobeln Sorglofigfeit und 

Sreigebigfeit der Griehen. Das ſchrieb Stahr zu einer Zeit, wo er und feine 

Gattin Fanny Lewald von Hanjemann mit Wohlthaten geradezu überhäuft 

wurden und in ihren perjönliden Verhältniſſen nah jeder Richtung Hin das 

Gegenteil von dem erfuhren, was dag gerügte Wort angeblich bedeuten follte. 

1) Vergl. Hanfemannd Urteil über das Finanzminifterium (5. 244.) 
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unverantwortlich fei, duch Ablehnung der Anleihe die ganze 
Frage um vier Jahre, bis zum nächſten Zujammentritt des Ver— 
einigten Landtages, zu vertagen. Nicht geſchwächt, jondern geftärft 
habe er den Staatskredit durch den Nachweis, dab der Staat über 
jo große Summen verfüge. Aber allerdins habe er andeuten wollen, 
daß eine durchgreifende Reform der bisher für die Finanzverwaltung 
maßgebenden Grundjäße nötig jei. Eine Vertagung des Bahn- 
baues um vier jahre, wenn die Anleihe jest nicht bewilligt werde, 
jtehe nicht zu befürchten; die Notwendigfeit der Bahn erfenne die 
Regierung ja an und die Mittel zu ihrer Ausführung babe fie in 
der Hand. Auch werde die Zuftimmung des Preußifchen Neichs- 
tages zu großen und notwendigen Staatsanleihen nimmer fehlen, 
jobald der Neichstag nur Diejenigen Befugniſſe, ohne welche er 

die ihm obliegenden Pflichten unmöglich ausüben fönne, erhalten 
babe. Zuverfichtlich ruft er dem Kürften Radziwil, der jene Be- 
fürchtung ansgejprochen hatte, zu: „Das edle Mitglied kann ſich 
beruhigen, weil die innere Notwendigkeit dazu hinführt, diefen 
Zeitpunkt in nicht langer Zeit eintreten zu laſſen.“ 

Hanſemann mwuhte von vornherein, daß feine Ausführungen 
über den Staatsihat wenig Beifall finden würden, daß er „einer 

gemilfermaßen traditionellen Meinung entgegentrete, dahin gehend, 
dab auf dem Beitehen eines ſolchen Staatsihates die Größe 
und Sicherheit Preußens vorzüglid) beruhe.“ Er zog daher aus 
taftiichen Gründen, um die DOppofition nicht zu jpalten, feinen An- 

trag, die Bahn mit den Geldern des Staatsichages zu bauen, am 
folgenden Tage zurüd und ftimmte für die einfache Ablehnung der 
Vorlage. Es habe fich, jagte er in ver &chlußdebatte, bei dieſer Gelegen- 
beit wieder Mar herausgeftellt, daß man eine materielle Frage von 

Wichtigkeit niemals diskutieren fünne, ohne zurüdgeführt zu werben 

auf die Prinzipien der Verfaſſung. „Es hat fich gezeigt, daß es 
ſich eigentlich darum handelt, ob überhaupt alles, mas den Staats— 

haushalt betrifft, alfo auch der Staatsſchatz, der vollftändigen 
Kontrolle und Mitwirkung der Stände anheim zu geben jei, oder 
ob es möglich jei, den Staat gut zu verwalten, ohne biejen 
Grundſatz in der Folge auszuführen. Es hat fich endlich heraus- 

Bergengräün, David Hanfenanı. 25 
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geftellt, daß es immer mehr notwendig jein wird, Die Staats- 

regierung auf die ftändifche Berfafjung zu ftügen, und dab darin 
gerade die Kraft des Staates, die Stärke der Monarchie zu juchen 

if. Ich bin für jebt von dem Refultat der Teebatte befriedigt 
und nehme mein Anendement zurüd.” 

Die Zeitgenoſſen hatten den Eindrud, daß. faum eine Rede 

die Regierung jo verlegte wie dieſe Kritif der preußilchen Yinanz- 
verwaltung. An den Tadel ihrer politiihen Grundfäge begann 
fie fid) nadjgerade zu gewöhnen. Aber wie eine unerhörte Dreijtig- 
feit erichien es ihr, daß die praftiiche Verwaltung als verfehrt be- 

zeichnet und ihre tiefften Geheimnijje, wie die Höhe des Staats- 
ſchatzes, wenn auch nur in Mutmaßungen, der Deffentlichfeit 

preigegeben wurden.) 

Bon den vielen anderen Materien, welche in dem Vereinigten 

Zandtage zur Sprache famen, verdient noch das Projekt der Steuer- 

reform bervorgehoben zu werden, weil es ſich dabei um eine Danje- 

mann bejonders am Herzen liegende Angelegenheit handelte und 

er bier in die ungewohnte Lage fam, für die Regierung und gegen 

die Dppofition zu votieren. Hanſemann batte die außerordentliche 

Genugthuung, daß fi) die Regierung in ihrer Borlage rüdhaltlos 

zu den von ihm vertretenen Anjchauungen über die Ungeredhtigfeit 

der Schladht- und Mahlfteuer befannte. Er durfte fich jagen, da 

feine Bemühungen um die Aufhebung Dieter Steuer nicht: am 

wentgiten zu dieſem Umſchwung der Anichauungen an maßgebender 
Stelle beigetragen hatten. Die Regierung jchlug die gänzliche 

Abſchaffung der Schlacht: und Mahliteuer und eine derartige Be- 

Ihränfung der nun im ganzen Staate einzuführenden Klaſſen— 

fteuer vor, daß diefer von jeßt an nur die Einkommen unter 400 

Zhalern und zwar nad) einer neuen, die Lage der unterften Bolfs- 

Ihichten gerechter berüdfichtigenden Klaſſengliederung unterworfen 

fein jollten. Für die höheren Yahreseinfommen wurde eine auf 

Gelbfteinihägung beruhende und von bejonderen Kommilfionen 

veranlagte Einfommenjteuer von 2 und 3°/, in Ausjicht genommen. 

1) Gegenwart, III. 1849. ©. 261. 
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Aber jowohl die begutachtende Abteilung wie das Plenum ver- 
warfen die Vorlage vornehmlich aus Abneigung gegen die Auf— 
deckung ber privaten Vermögensverhältniffe und gegen die Kon- 
trollierung derjelben durch den Fiskus, die mit der Einfommen- 
ftener notwendig verbunden fein würden. 

Nachdem das ablehnende Gutachten der Abteilung, welcher auch, 
Hanjemann angehört hatte, verlefen worden war, nahm er das Wort 
zur Verteidigung der Regierungsvorlage. Er rühmte den Willen 
ber Regierung, eine gerechte Steuerverteilung zwijchen den mohl- 
habenderen und ärmeren Schichten der Bevölkerung herbeizuführen, 
fowie die Zwedmäßigfeit der Vorlage. In der Steuergeſetzgebung 
liege eines der Hauptmittel, um jene Zwede zu erreichen, melche 
jo viele menichenfreundliche, auf das Wohl der unteren Klaſſen 
bedachte Privatvereine verfolgen. Gerade die höchſten politischen 
Nüdfichten erfordern eine gleichmähßigere Stenerverteilung. „Ich 
unterlafle es”, jagte er, „auf die Gefahren binzumeiien, welche 
aus der NVernadhläffigung der Intereſſen der untern Bolfsflaffe 

entftehen dürften; ich mache Sie aber darauf aufmerfiam, daß 

eines der mejentlichften Mittel zur Beförderung des National- 
mohlftandes darin bejteht, nicht nur die Verarmung diejer Noll» 
Flafje zu verhüten, fondern auch die Mittel zu befördern, durch 
welche fie in einen bejjeren, in einen mwohlhabenderen Zuftand ge- 

führt werden fann; und hierzu rechne ich vor allen Dingen die 

Annahme eines Steuerſyſtems, durch melches dieſe Volklsklaſſe 
meniger als bisher gebrücdt wird.“ Indeſſen war die Einfommen- 
ſteuer bei den unter den Ständemitgliedern vorwaltenden Anfichten 

nicht durchzuſetzen. Um jo viel wie möglich von ber Vorlage für 
die Zuhmft zu retten, beantragte Hanjemann, daß der Grundſatz 
einer gleihmäßigeren Steuerverteilung durch Aufhebung der Mahl- 
und Schlachtfteuer anerkannt, der König aber gebeten werden jolle, 
dem mächiten Bereinigten Yandtage einen Geſetzentwurf vorzulegen, 

„durch welchen die Klaſſenſteuer dem Prinzip der Einfommenfteuer, 
jebod; ohne notwendiges fisfalifches Eindringen in die Familien— 
und Gewerböverhältniije, genähert werde.“ Hanjemann begründete 

diefen Antrag, der ſich von feiner eigentlichen, auf jofortige An- 
26* 
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nahme der Regierungsvorlage gerichteten Abfiht erheblich ent- 

fernte, mit den auch für jein realpolitiiches Denken und Handeln 

überhaupt bezeichnenden Worten: „Nach meiner Meinung kommt 

es, wenn von Steuern die Rede ift, nicht darauf an, nur das 

abfolut Beſte haben zu wollen und auf alles andere zu verzichten, 

wenn jenes nicht zu erreichen, jondern vielmehr darauf, das Beſſere 

unter den gegebenen Umitänden zu erreichen, wenn e3 aud) 

nicht das abjolut Befte fein möchte.” Aber auch dieſes menige, 

das fein Amendement vorichlug, war nicht zu erreihen. Weber 

Camphauſens von großen ftaatSmännijchen Gefichtspunften ge- 

tragene Rede mit ihrem Appell an daS joziale Gewiſſen der 

Abgeordneten, noch Die beredten Worte Bederatd und anderer 
änderten etwas an dem Reſultat der Abftimmungen. Zur An- 
nahme gelangte nad) dreitägiger Debatte lediglich eine Nejolution, 

daß die ärmften Klaffen einer Steuerentlajtung bedürften, und die 

Bitte an den König, „die Erreichung dieſes Zweckes huldreichſt 
in anderweite Erwägung nehmen und dem nächſten Vereinigten 

Landtage deren Ergebnifje vorlegen laſſen zu mollen.” So blieb 
denn vor der Hand alles beim Alten. Es darf aber betont werben: 
die Wege zu einem notwendigen jozialen Fortſchritt wies hier 

die büreaufratifche preußifche Regierung und gerade die Vertreter 

der Bourgeoifie, des Induſtrialismus und Kapitalismus waren 

am meiften geneigt, ihn zu betreten. 

Erſt allmählich war e3 während der Verhandlungen zu einer 
Art Parteibildung unter den Abgeordneten gefommen. m Hotel 

de Ruffie pflegten die Xiberalen, im Engliſchen Hofe die Konfer- 

vativen fi) außerhalb der Ständefigungen zu treffen. Auch Hanfe- 

mann Quartier war ein Sammelpunft für jeine Parteigenofjen. 

Dieje waren in allen wichtigen Fragen im mejentlichen einmütig 
gemejen. Da trat ganz zum Schluß eine jchmerzlic) empfundene 

Spaltung unter ihnen ein, als es ſich nicht mehr um Reden und 

Stimmen, jondern um eine That handelte. 
Am Abend des 23. Juni war durch übereinitimmende Vota 

der Herren- und der Dreiltändefurie der Nandtagsbeichluß zu ftande 

gefommen, daß der König gebeten werben jolle, die Periodizität 
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des Landtages zu bewilligen, den Wirfungsfreis der Ausſchüſſe 
einzufchränfen und bis zum nächiten Zandtage die Wahlen für die 
Ausihüffe und für die Staatsichulden - Deputation auszuſetzen. 
Denn gerade in der Webertragung von Landtagsbefugniffen auf 
die Ausichüffe fanden ja die Stände eine der melentlichiten Ab- 
weichungen von den Beltimmungen der früheren Geſetze. Bereits 
am folgenden Tage, dem 24., erfolgte der Beicheid des Königs. 
Friedrich Wilhelm IV. verfprach zwar die gemwünfchte Änderung 
des fFebruarpatents in Erwägung zu ziehen, erflärte aber, daß 
er fich jeine Entichliegung jo lange vorbehalte, „bis die Verord— 
nungen vom 3. Februar d. J. ihrem mefentlichen Inhalt nad) 
zur Ausführung gefommen fein würden“. Dazu gehörte, daß bie 
Ausichüffe gewählt wurden und menigitens einmal die ihnen be- 
ftimmten Funktionen ausübten. Deswegen wies er die Bitte um 
Ausfegung der Wahlen zurüd, ordnete die lekteren vielmehr 
ſchon zum folgenden Tage an und teilte mit, daß er den Aus- 
ihüffen den Entwurf des Strafgejegbuches zur Begutachtung über- 
weijen werde. 

Wie follten fi nun die Abgeordneten zu den Wahlen ver- 

halten? 137 Abgeordnete — unter ihnen Hanjemann und Mevifjen, 
nicht aber Bederath, Camphauſen und von der Heydt — hatten 
ummittelbar nad) den Adreßverhandlungen auf Vindes Anregung 
dem Landtage eine Deflaration eingereicht, welche die in der Adreſſe 
fehlende Aufzählung der durc die Februarverordnungen verlegten 
älteren RechtSaniprüche enthielt. Konnten zumal dieſe Abgeord- 
neten fih an den Wahlen beteiligen, jo lange den Ausjchüffen 
eine nach ihrer Anficht verfaffungswidrige Kompetenz beigelegt 
war? Die Frage erichien jchwer genug, da es ſich darum handelte, 
einem ausbrüdlichen Befehl des Königs den Gehorfam zu ver- 
mweigern, Erörtert hatte man die Frage innerhalb der liberalen 
Partei freilich jchon jeit langer Zeit und fein Liberaler war gegen die 

vorwaltende Meinung aufgetreten, daß die Beteiligung an den 
Wahlen unftatthaft jei. Aber man hatte nicht geglaubt, daß der 
einzelne jo bald jchon vor die Entſcheidung geftellt werben follte; 
der Befehl, die Wahlen fofort zu vollziehen, fam den meiften 
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überrafchend. Die Entiheidung mußte von heute auf morgen ge- 

troffen werden und jeßt gingen die Meinungen über das politifch 

richtige Verhalten meit auseinander. Für Hanjemann war die 

Frage maßgebend, ob der Stönig geneigt zu fein ſchien, Die 

Wünſche des Landtages zu erfüllen, nachdem feinem Willen Genüge 
gethan jein würde. Er verneinte die Frage. Aus allen Äuße— 
rungen der Regierung, aus dem ganzen Verhalten der Miniſter 

hatte er den Eindrud geichöpft, daß fie an feine emnftlichen Zu- 

geftändniffe dächten, fo lange die Not und die Schwierigfeit der 

Lage fie nicht dazu trieben. Er Jah darum in der äußerften Dppo- 

fition nit nur ein folgerichtiges Verhalten jondern auch das 

einzige geeignete Mittel, die Regierung zu dem zu zwingen, mas 

fie freiwillig nicht gewähren wollte. Doc, blieb er mit vieler 

entichiedenen Haltung in der Minorität.!) Bon den Häuptern 

des Liberalismus traten ihm nur Meviſſen und von der Heydt bei. 

Beckerath und Camphauſen trennten fi) zu feinem großen Be- 

dauern von ihm und hielten es für zweckmäßig, mildere Saiten 
aufzuziehen. 

Am 25. Juni fanden die Wahlen, in bejonderen Räumen für 

jede Provinz, ftatt. 284 Abgeordnete wählten unbedingt, 157 
unter verjchiedenen Vorbehalten, 58 enthielten ſich der Stimme. 

Die Wahlen wurden bis auf die im Stande der rheinischen Land— 
gemeinden wirklich vollzogen. In der Verfammlung der Rhein- 

länder verlas Hanjemann bei Beginn der Wahlhandlung eine von 

28 Abgeordneten unterzeichnete Erflärung, der zufolge fie es für 

unvereinbar mit ihrer Pflicht bielten, an der Wahl von Aus: 

ihüffen mit verfaflungsmwidrigen Kompetenzen teilzunehmen. 19 

andere heinländer, unter ihnen Camphauſen und Bederath, 

gaben ihre Wahlftimme unter der ausdrüdlichen Borausfegung 

ab, daß über Geſetze, Steuern und Anleihen nicht ohne Hinzu- 
ziehung des Vereinigten Landtages beichloffen werden könne. 

Anderen Tages in der Frühe wurde die erfte Seffion des 

Vereinigten Landtages in Abmejenheit des durch die Ablehnung 

j 1) Das Vorftehende nad) Hanfemannd Berichterftattung im Aachener Ge⸗— 

meinderat am 20. Juli 1847. (Protokoll des Gemeinderat2.) 
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der Dftbahnvorlage und die Renitenz bei den Ausſchußwahlen 

ſchwer gereigten Königs von Bodelichwingh geſchloſſen. Er jprad) 
es aus, daß dieſe letzte Stumde des Landtags durch das Ver— 
halten einer kleinen Zahl ſeiner Mitglieder bei dem Wahlaft ge— 
trübt ſei, und ſtellte feſt, daß beim Rückblick auf die elfwöchentliche 
Wirkſamkeit der hohen Verſammlung alle das Gefühl hätten, die 
Ergebniſſe des Vereinigten Landtages ſeien weniger fruchtbringend 
für das Land geweſen, als fie es hätten ſein können. Und wenn 
er es auch rühmte, daß alle ſich laut und freudig zu dem Be— 
wußtſein befannt hätten, troß der Verſchiedenheit ihrer Anfichten 
in glühender Liebe zum VBaterlande, zum Könige und zu deſſen 
Haufe miteinander verbunden zu fein, — jo Ichied man Doch mit 
der Erfenntnis, daß das Verhältnis von Fürft und Volk durch 
den Landtag eine Feitigung nicht erfahren hatte. 

Der König hatte mit Bemweifen von Ungnade feinen politiichen 

Widerjachern gegenüber nicht zurücdgehalten. Die 137 Unter 
zeichner der Deklaration der Rechte waren jofort von allen Hof» 

fejtlichfeiten ausgeichlofien worden und jelbit Graf Arnim, der 
frühere Minifter, der doch, ſoweit es feine feiten politijchen Über- 
zeugungen zuließen, tapfer für das Anjehen und die Rechte ber 
Krone eingetreten war, wurde mit beleidigender Kälte behandelt, 
weil er fich nicht in allem bebingungslos dem Willen umd der 

Meisheit des Königs untergeorbnet hatte. Auch Hanjemann mußte 
damit rechnen, dab er fich durch jeine jcharfe Oppofition und 
zulegt durch die Nenitenz bei den Wahlen die volle perjönliche 

Ungnade des Königs zugezogen hatte. Man erfuhr, dab der 

König in den ftärkften Ausdrüden jeiner zormigen Erregung über 
die entichieden Dppofitionellen Luft gemacht habe. 

In den Nheinlanden rüftete man ſich aber zu einem glänzenden 

Empfange der heimfehrenden Abgeordneten. In der Annahme, 
daß alle rheiniſchen Abgeordneten gemeinfam mit der Eijenbahn 

zurückkehren würden, follten fie beim Eintreffen in der eriten größeren 
Stadt, in Duisburg, feierlich” begrüßt werden. Hanjemann, an 
den ſich das Feitfomitee gewandt hatte, dankte für die freundliche 
Abficht, erklärte aber, dal die Abgeordneten nicht gleichzeitig und 
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auf demjelben Wege Berlin verlajjen würden, und fügte die Mahnung 
hinzu, wichtiger al8 die Veranftaltung von Feitlichleiten ſei es, 
wenn die Provinz bei jeder Gelegenheit die von den Deputierten 
auf dem Landtage vertretenen RechtSprinzipien zur Geltung bringe. 

Er ſelbſt blieb noch mehrere Tage in Berlin und trat erft Anfong 
Juli über Hamburg, von wo aus cr feine Verwandten in 

Hannover befuchte, die Heimreife an. Am Abend des 11. Juli 

traf er in Köln ein, wo er die Nacht zubringen mußte. Gegen 
10 Uhr erfchallten vor dem „Germaniichen Hofe”, in dem er ab- 

geftiegen war, die Klänge eines Ständchens. Er trat auf den 
Balkon hinaus und erblidte eine den ganzen Franfenplag füllende 

Bollsmenge. Ein Hoc) wurde auf ihn ausgebradjt. Er antwortete, 
daß es ihn freue, feine Thätigfeit auf dem Vereinigten Landtag in 

Köln anerkannt zu jehen. In kurzer Rede betonte Raveaur, der 

im folgenden jahre als Abgeordneter zum deutichen Parlament in 

Frankfurt durch feinen Radikalismus befannt wurde, die Hochachtung, 

welche jedermann in Köln für Hanfemann hege.!) 

In Aachen hatten die Beratungen über die Art und den Um— 

fang der Hanjemann zugedadhten Ehrungen die Gemüter ſchon 

jeit Wochen in Spannung gehalten. Die Hauptmafje der Flerifal 

gefinnten Einwohnerſchaft ſcheint auch jetzt wenig Neigung gezeigt 

zu haben, den proteitantiichen WBatrioten in außergemöhnlichem 

Maße zu feiern. Um jo eifriger und rühriger war der freier ge- 
finnte Teil der Bürgerichaft, der ſchon 1845 nadı Schluß des 

Provinzialandtags Hanſemann durch ein Feſteſſen geehrt hatte, 
darauf bedacht, jeine Verdienfte in folenner Weile anzuerfennen. 

Es wurde beſchloſſen, ihm eine Bürgerfrone zu überreichen. Neben 

diefer privaten Kundgebung wollte der Gemeinderat feinem ge— 

feierten Mitglied noch einen offiztellen Empfang bereiten. Schon 
am 8. Juni jegte der Gemeinderat zur Beratung des Yeltprogramnıs 

einen Ausſchuß nieder, der ſich mit dem von der „Bürgerfraftion“ 

gewählten Stomitee ins Benehmen jegen jollte.e Zwei Wochen 

darauf wurde dem Antrage des Ausſchuſſes gemäß beichloflen, dat 

1) Kölniſche Zeitung vom 12. Juli 1847. 
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der Gefeierte durch eine Deputation unter Führung bes ftellver- 
tretenden Abgeordneten für Aachen, des Bürgermeifters Nelleffen, 
vom Bahnhofe in das Rathaus zu geleiten und bier vom Uber: 
bürgermeifter Emundts jomwie dem gejamten &emeinderate zu 
bewillfommen jei. Ein Felteffen im neuen Neboutenjaale follte 
den Abſchluß der Feier bilden. Da bradte die Nachricht von 
Sanjemanns Verhalten bei den Ausichußmwahlen, noch mehr aber 
das Befanntwerden der Allerhöchiten Drts gefallenen mifliebigen 

Äußerungen über die Wahlenthaltungen einen Riß in die bis- 
herige Einmütigfeit der Stadtverordneten. Diejelben Gegenjäge, 
welche die Spaltung der liberalen Partei des Landtages herbei- 
geführt hatten, machten ſich auch im Nachener Gemeinderate geltend. 
ES wurde von einer Seite hervorgehoben, daß die legten Schritte 
Danjemanns in der Bürgerjchaft doc nicht die allgemeine Zu— 
ſtimmung fänden, wie fein Verhalten bis zu den Wahlen, daher 
dürften bie Kejtveranftaltungen nicht in dem geplanten Umfange 
fattfinden, und in feinem alle fünne der Gemeinderat eine 
offizielle Billigung feines Verhaltens ausiprechen. Die Gegen- 
partei berief fich darauf, daß der Gemeinderat nad) dem bisher 
von Hanjemann beobachteten Verfahren jein jpäteres Verhalten 
babe vorausjehen müfjen; habe er das nicht gethan, fo ſei er 
oberflächlich verfahren und der Sachlage nicht gewachſen. Die 
Verhandlung war fehr erregt. Mit 17 gegen 12 Stimmen ent- 
ſchied ſich der Gemeinderat dafür, beim alten Beichluffe zu bleiben, 

nur jollte der Empfang nicht im Rathaufe, fondern auf dem Bahn: 
hofe jtattfinden, mo fid) die Gemeinderatsglieder in corpore ein- 
zufinden hätten. Der Oberbürgermeifter aber erflärte darauf, daß 

er weder jelbjt an ven Feſtlichkeiten teilnehmen, noch einen ber 
Bürgermeifter zu denſelben delegieren könne.!) 

So hielten fich denn die Empfangsfeierlichkeiten in bejcheideneren 

Grenzen, als fie uriprünglih geplant waren. Immerhin waren 
fie glänzend genug und wurden von der Regierung jehr übel 

1, Brotofolle des Machener Gemeinderats, 
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lebt und gewiß würde die Einberufung des nädjiten Yandtages 
nicht mehr vier Jahre auf fich warten laffen. Er verlaſſe ſich auf 
die Gefinnungen und die Weisheit Sr. Majeftät. 

Die Regierung befand fich denjenigen Abgeordneten gegen- 
über, welche die Beteiligung an den Ausjchußwahlen verweigert 
oder fie nur mit Vorbehalten vollzogen hatten, in peinlicher 
Verlegenbeit. Beim Schluß des Landtages hatte fie im Hinblid 

auf die Ausihugmwahlen verfichert, daß fie dem Geſetz Achtung 
verjchaffen werde. Der Landtagsabſchied vom 24. Juli erflärte 
demzufolge die bei den Wahlen gemachten Vorbehalte allefamt für 
nichtig. ES blieb nun abzuwarten, mie fich die Gemählten bei 
der Einberufung der Ausfchüffe verhalten würden. Energiſcher 
mußte offenbar gegen die völlig Nenitenten eingeichritten werden 
und das einzige Strafmittel war der Ausichluß aus dem Land» 
tage. Dem jtanden aber ebenjojehr politifche wie Rechtsbedenfen im 

Wege. Die Regierung war unficher; fie fürchtete, einer Steigerung 
der Oppofition nicht mehr gemwachlen zu fein. Schon am 12. Yuli 

erließ Bodelihwingh ein vertrauliche Schreiben an die Dber- 
präfibenten,') in welchem ihr Nat in diefer Sache eingefordert 
wurde. Diejenigen Individuen, welche die Wahl unter Protejt 
gegen das Inſtitut der Ausſchüſſe verweigert hätten, ſetzte 
der Minifter auseinander, ftänden an der Spitze der Wartei, 

melde aus dem Yandtage eine Konftituante machen wolle, 
und müßten eigentlid; aus der Ständeverfammlung entfernt werben. 

Vielleicht fünnte man ihnen eröffnen, daß fie die Gejehgebung 
vom 3. Februar unbedingt anzuerkennen hätten oder auf 
die Widerrufung ihrer Beftätigung als Ständemitglieder gefaßt 

fein müßten? Werde diejer Weg aber einmal betreten, fo mühte Die 
Regierung troß aller Gefahren mit größter Energie auf ihm fort: 
jchreiten, obwohl Neumahlen vielleicht in noch jchlimmerem Sinne 
ausfallen und auch Gutgefinnte bei ſolcher Befchränfung der 

ſtändiſchen Freiheit ihre Mandate nieverlegen würden; ſelbſt Konjer- 
vative hätten bei ihrer Abneigung gegen die Ausichüffe damit ge- 

I) Geh. Staatsardiv. 
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droht. Insbeſondere fei zu beachten, daß „namentlih in Aachen 

die Ausfchliegung des Hochgefeierten Hanjemann zu ernften Kon⸗ 
fliften führen fönnte”. Dem Oberpräfident der Rheinprovinz 

Eichmann wurde die jehr fchwierige Aufgabe geftellt, bei der Ab- 

gabe ſeines Gutachtens zweierlei zu berüdfichtigen: einerjeits Die 

Stimmung der Provinz und andererjeit8 den feiten Willen Des 

Königs, „den Ständen feine Konzeifionen zu machen, welche die 

Stellung der Stone weſentlich verändern oder gar einen Übergang 
zu den eigentlich Eonftitutionellen Formen bilden fönnten“. Eich 

mann antwortete,!) er habe noch fein Hares Urteil in der Sache. 

Gewiß fei, daß jede Strafmaßregel zu Agitationen führen werde, 
an denen fich nicht nur Redner wie Hanſemann und Aldenhoven, 

jondern auch Männer wie Camphauſen, Bederath, von der Heydt 

beteiligen würden, zumal die Ausfchließung von Ständemitgliedern 
wegen Wahlenthaltung den YBuchitaben des Gejebes nicht für fid) 

habe, mithin nur mit dem Geifte desjelben begründet werden fönnte. 

Am bedenflichften wären Gemaltmaßregeln; fie würden den Kibe- 

ralismus ebenjo ftärfen, wie die Gemwaltmaßregel von 1838 den 

Klerifalismus geitärkt babe. Zwar meldete der Aachener PBolizei- 

direftor einige Tage darauf dem Minifter,?) man brauche den feft- 

lien Empfang Hanjemanns nicht al$ den Ausdrud der allgemeinen 

Stimmung zu betradyten; jeine Anhänger beichränften fi „auf 

die eben nicht bedeutende und wenig einflußreiche Fraktion einiger 

erzentriicher Schwindelföpfe”. Der Regierungspräfident von Aachen 

jah fid) aber doch veranlaßt, diefem Berichte die Bemerfung hinzu— 

zufügen, daß, wenn Hanfemanns Verfahren audy nicht allgemein 
gebilligt werde, jein Anhang doch viel bedeutender fei, als der 

Volizeidireftor annehme, und daß jedenfalls beim Ausichluß eines 

Ständemitgliedes die gejamte liberale Bartei zu ihm jtehen werde. — 

Auch die anderen Dberpräfidenten ſahen fi nicht in der Lage, 
irgend eine ftrenge Maßregel zu empfehlen. So ließ man dem 

das Berhalien der Tppofition auf fi) beruhen. Nur den oppo- 

fitionellen Zandräten wie Binde u. a. wurde die Wahl zwiſchen 

1) 18. Juli 1847. Geh. Staatdardiv. 

2) 80. Juli 1847. Cbenda. 
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tormeller Anerfennung ber yebruargejege oder Verzicht auf ihr 
Amt geftellt, das ihre Mitwirfung bei der Ausführung der Geſetze 
erheiſche. Aber die Furcht davor, mit ftrengeren Maßregeln in ein 
Weſpenneſt zu greifen, war jo groß, daß man ſich mit Vindes 
Grflärung zufrieden gab, er ziehe die Rechtsbeftändigfeit der fönig- 
lichen Verordnungen vom 3. Februar allerdings zum Zeil in 
Zweifel, werde diefe aber als Landrat jedenfalls unbedingt zur 
Ausführung bringen. !) 

Die zweite Hälfte des Jahres 1847 brachte Preußen einige 
Erholung von den politischen Kämpfen und Aufregungen der ver- 
flofienen Monate. Hanjemann benußte diefe Zeit zu einem Ausflug 
nach Süddeutjchland, der ihm zum erjtenmal in nähere perjön- 
fihe Berührung mit den nambafteiten außerpreußiichen Liberalen 
bradjte. Mitte September war er in Stuttgart und Heidelberg. 
Die Zeitungen nahmen Notiz von jeiner Anweſenheit und berich- 

teten über jeine Konferenzen mit den politichen Gefinnungs- 

genofjen. Auf die Süddeutfchen machte jeine Perfönlichkeit einen 
nachhaltigen Eindrud. „Dieſer geiftreihe Mann,“ jchrieb Der 
Stuttgarter Beobachter, ?) „it äußerlich von joldyer Einfachheit 
und Anfpruchslofigfeit, welche ihm die Herzen unwillfürlich ge- 
winnen muß.“ Gin Sorrejpondent der „Deutichen Zeitung“ ?) 
ipriht von dem mohlthuenden Gefühl, das ihm die Begrüßung 
mit Herrn Hanjemann aus Aachen hinterlafjen habe. „Er erfchien 
mie ein Bote, der feine Hand herrüberreicht über die Kluft, welche 
Süd- und Norddeutſchland nicht äußerlich — nein, jelbit in den 
Gemütern der politiich Gebildeten noch trennt. Wir erfannten an 
ibm den Ausdrud jenes Glüdes, einem Volk anzugehören, deſſen 
Stimme nicht an den Pfählen jeiner Grenze erftirbt.” — Nicht 
minder herzlich wurde Hanſemann in Münden begrüßt. Yünfzig 

Abgeordnete der zweiten Kammer veranjtalteten ihm zu Ehren am 
2. Dftober ein Diner. Hier betonte der Feſtredner Freiherr 

*) Geh. Staatsarchiv. 
2) Bom 11. September. (Nadj der Stadt Aachener Ztg. v. 16. September). 
3 Mad Ludwig Mathy: Aus dem Nachlaß von Karl Matby. 1898. 

©. 61, könnte der Korrefpondent Paul Pfiter fein. 
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der tüchtigfte politische Kopf in Baden und bereits jeit einiger 
Zeit als hervorragender Tagesichriftiteller befannt. Beide Männer 
fonnten fih von einem beutjchen Parlament wenig veriprechen, 
jolange es feine gemeinjame deutiche Staatsgewalt gab. Die 
zollverbündeten Länder hatten aber bereits. eine gemeinfame, wenn 
auch jehr unvolllommene Verwaltung für einen eng begrenzten 
Zwed; vielleicht ließ fie fi auf noch andere Gebiete des ftaat- 
lichen Lebens ausdehnen. Auch der Heflen-Darmitädter Heinrich 
von Gagern gab diefem auf praftiiche Einheit gerichteten Pro- 
gramm jeine Zuftimmung. Ganz von der Hand gewiejen wurde 
freilic; die Ngitation für eine Volksvertretung am Deutjchen Bunde 
nicht, fie wurde als ein unter Umftänden brauchbares Mittel, um 
indireft den bejchränfteren Zweck zu erreichen, betrachtet.) Man jchied 

Die Teilnehmer der Heppenheimer Berjammlung gehörten zu 
demjelben Kreiſe von Männern, welcher ſich in der jeit dem 
1. Zuli 1847 erjcheinenden, von Gervinnus in Heidelberg redi- 

gierten „Deutichen Zeitung“ ein Organ geſchaffen hatte, dem an 
geiftigem und politiichem Gehalt ſowie in Bezug auf das Anjehen 

der Mitarbeiter fein anderes Zeitungsblatt in Deutichland gleich 
fan. Die „Deutiche Zeitung“, wenn auch nur in einem engen 
Kreije gelefen und gewürdigt, wurde der Sprechjaal für den ge- 
mäßigten Liberalismus und die auf politische Einigung Deutichlands 
gejehten Hoffnungen. Insbeſondere jah fie ihre Aufgabe darin, 
die Preußen und Süddeutichen einander näher zu führen, emen 
gemeinjamen Boden für ihre nationalen und politischen Beitrebungen 
zu Ichaffen. Hatte Gervinus doch daran gedacht, fie zum Organ 
ber fonftitutionellen Partei des Vereinigten Landtags zu machen. 

Die Zeitung diente einem idealen Zmwed, mußte auf gejchäftlichen 
Gewinn von vornherein verzichten und war auf die Geldunter- 
ſtützungen und freiwilligen litterariichen Beiträge ihrer Gefinnungs- 
genofjen angewieſen. Beide liefen zahlreich ein. Auch Hanjemann 

„Das preuhifche u. deutfche Verſaſſungswerk“ ©. 78 heißt es indefjen mit Bezug 
hierauf ausdrücklich: „Nach reiflicher Beratung ward meine Anſicht adoptiert.“ 

1) Hanfemanı a. a. D. ©. 74, 
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ftellte fi) in den Dienft der guten Sade. Schon jeit Ende 1846 

ftand er mit Gervinus und Mathy in Korreipondenz über das 
Unternehmen; er war eifrig für die Verbreitung des Blattes in 

den Rheinlanden thätig und ſammelte die Geldbeiträge ein. Nach 
ber Rückkehr aus Heppenheim beteiligte er fi) an der „Deutichen 
Zeitung” auch durch eigene Mitarbeit. In einem gediegenen 
Artikel legte er die Gründe für die herrihende Teuerung der 

Xebensmittel dar und empfahl einige Gegenmaßregeln, ein Thema, 

das auch auf dem PBereinigten Landtage jehr gründlich erörtert 

worden war. Ein zweiter Artifel behandelte im Sinne der in 

Heppenheim gepflogenen Beratungen die Drganilation des Zoll- 

vereins; drei andere Aufläbe handelten von den Bereinigten Aus 

ihüffen, dem ihnen zur Begutachtung vorgelegten Strafgeleg und 

den auf dieſe Angelegenheiten bezüglihen politiiden Fragen. 

Auch andere Zeitungen, wie die Kölniihe und Aachener, ver- 

jorgte Hanſemann in diejer Zeit gelegentlid) mit Beiträgen aus 
feiner Feder. 

Gegen Ende des Yahres 1847 rüdte die Frage der Aus- 
ihüfje wieder in den Vordergrund der allgemeinen Intereſſen. Durch 

ein Batent vom 31. Dezember berief der König die Ausſchüſſe auf den 

17. $anuar 1848 nad) Berlin zur Beratung des Strafgejeges, um 

eine Einigung der Stände über die verſchiedenen Vota herbeizuführen, 
welche die Provinziallandtage im jahre 1843 über den Entwurf 

abgegeben hatten. Es mußte ſich nun zeigen, welche praftijche Be- 
deutung Die bei den Ausfchußmahlen gemachten, durch den Landtags⸗ 

abichied für nichtig erflärten Vorbehalte hatten. Beckerath legte als 

Antwort auf diefe Kundgebung der Regierung fein Mandat alsbald 

nieder. Camphauſen dagegen that es zum allgemeinen Eritaunen 

nicht. Zwar blieb er einer der Einberufung vorausgehenden Vor— 

beratung in Berlin fern, zu welcher der Minifter ihn und einige 

andere Ausichußmitglieder eingeladen hatte, aber er behielt fich die 

Freiheit vor, je nad) Umjtänden zu Handeln, und leiftete der Ein- 
berufung nad) Berlin Folge. Hanfemann, Meviſſen, Beckerath 

und anderen mar diejes Derhalten Camphauſens ganz unbegreiflich; 

denn indem den Ausichüfjen und nicht dem Bereinigten Landtage 
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ein allgemeines Geſetz vorgelegt wurde, geichah gerade das, was 
in dem Vorbehalt als verfajjungswidrig bezeichnet morben mar, 
und eine Berufung darauf, daß es mit dem Gtrafgejeh, weil es 
bereit von den Provinzialftänden vor Jahren beraten worden jei, 
eine andere Bewanbdtnis habe, fonnte doc; nur als Wortflauberei und 
Mangel an Sicherheit ausgelegt worden. So mar denn die 
Spaltung in der liberalen Partei eine offenfundige geworden. 
Hanſemann betrieb eifrig eine Zuſammenkunft der rheiniichen De- 
putierten, um zu den jchwebenden Kragen Stellung zu nehmen. 
Sie fand am 30. \anuar 1848 in Bonn ftatt. So wenig Gamp- 

haufens Landsleute und politiiche Freunde damit einverftanden 
jein fonnten, daß er dem Rufe nach Berlin gefolgt war, fo fand 
doch fein Verhalten in den Ausichüffen Bewunderung und Beifall. Er 
gab der Überzeugung der Nheinländer, daß das Strafgeſetz, 
melches eine Anzahl verhaßter Ausnahmebejtimmungen, namentlid) 

in Bezug auf politiiche Vergehen, dauernd Fodifizieren wollte und 

einige barbarifche Verichärfungen der Todesitrafe enthielt, nur die 
Kegalifierung des Despotismus jei, beredten Ausdrud, wenn er 
auch anderjeits zum Verdruß mancher jeiner Landsleute Die 

Härten des Code Penal und deſſen andere Schattenfeiten offen zu- 
geitand. Vor allem aber machte gleich in der eriten Sitzung die 
meifterhafte Form der Anklage, welche er in flammenden Worten 
gegen die Regierung erhob, den allertiefften Eindrud: Die Stände 
jeien bis zur äußerten Grenze vorgerüdt und hätten weit hinüber- 

gebogen die Hand zum Ausgleid; dargeboten, und diefe Hand fei 
im Zorne zurüdgeftoßen worden. „Ein Wort hätte hingereicht, den 
Verfafjungsftreit in Preußen auf immer zu beenbigen. Es ift 
nicht geiprochen worden. Die Folgen müſſen getragen werben 
Die Geichichte aber wird rihten zwifchen uns und der Regierung!" 
Mit Bodelſchwingh geriet er bald darauf jo heftig aneinander, 
daß er „vor Efel* die Sitzung verlies, der Minifter aber ihn 
fofort zu Haufe auffuchte, um feine Übereilung gut zu machen.) 
Die weiteren Verhandlungen verliefen jo friedlich, daß der König 

») Merkens, Präfident der Dampfſchiffahrts-Geſellſchaft in Köln, an Hanfe- 
mann, 6. frebruar 1548: teilt den Inhalt eines Briefes von Lamphanjen mit. 

Bergengrän, David Hanſemann 26 
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feine Freude an ihnen hatte und am 6. März die Geifion per- 

jönlicy mit einer gnädigen Anſprache ſchloß. Seinem Willen war 

nun Genüge geihehen und jet verftand er ſich endlich zu einer 

Konzeifion: er gewährte die vierjährige Periodizität des Vereinigten 
Landtags und verſprach die Befugniſſe der Ausichüffe zu beichränfen. 

Aber diejes magere Zugeftändnis fam zu jpät, um in der fieber- 

haften Erregung der Zeit auc nur die geringite verjöhnende 

Wirkung auf die öffentliche Meinung zu üben. ES erichien bereits 
in dem Momente feiner Belanntmahung antiquiert, von den Er- 

eigniffen überholt. Zwölf Tage vorher war die Revolution in 

Paris ausgebrochen und nach zwölf weiteren Tagen jchritt fie auch 

in Berlin über Landtag und Ausichüfle, über alles, worum im 
legten Jahre jo beiß gejtritten worden war, zu einer ganz neuen 

Ordnung der Dinge hinweg. 

i 

VII. Kapitel.!) 

Finanzminiſter. 

1. Die Märztage 1848. 

Mit der Verabſchiedung der Vereinigten Ausſchüſſe am 6. März 

1848 ohne eine gleichzeitige Ankündigung grundlegender innerer 

Reformen verſäumte Friedrich Wilhelm IV. die paſſendſte, aber 

1) Für diefes und das folgende Kapitel habe ich leider nur die allerdings 

umfangreihen Privatalten Hanfemanns benugen können. Das Geb. Staats- 

archiv bietet für die Nevolutionzzeit fait nit. Die Brotofolle der Staats- 
minifterial» Konferenzen find, wie mir Herr Geheimrat Koſer freundlichſt 
mitteilte, für jene Zeit nicht gefammelt, fondern mwahrfcheinlich je nad) dem In⸗ 

halt der Beichlüfle zu dem Alten der einzelnen Miniſterien genommen worden. 
Meine Gefuche, die Regiftraturen des Miniſteriums des Innern und des Finanz⸗ 

mimiſteriums benugen zu dürfen, find mit der Motivierung abjchlägig befchieden 
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aud) letzte Gelegenheit, um in ungejchwächter föniglicher Nutorität, 
freimillig und von niemandem gedrängt, den jeht unabweisbar 
gewordenen Schritt zu thun und Preußen eine freie, konftitutionelle 
Verfaffung zu gewähren. Die furze Spanne Zeit feit dem 
26. Februar, dem Tage des Bekanntwerdens der Ummälzung in 
Frankreich, hatte ja genügt, um in ganz Deutichland die Yage 
der Dinge völlig zu verändern. Die von Paris ausgehende Be— 
mwegung jebte von vornherein in Deutichland mit jo nachhaltiger 
Kraft ein und ergriff das ganze Voll dermaßen, daß auch die 
preußiiche Regierung die Unmöglichkeit erfennen mußte, auf dent 
alten Punkte jtehen zu bleiben. Eine neue Zeit war gefommen. 
Zugeftändniffe an die öffentliche Meinung in ganz anderem Maße, 

als man es ſich je hatte träumen laffen, fonnten nicht vermieden 
werden. Auf das Wann und Mie derfelben fam aber alles an 

md die Entiheidung über Preußens Zukunft lag bei Friedrich 
Wilhelm, jodann bei jeinem erften Minifter Bodeljchwingh. Je 

ichneller ein wohl überlegter Entichluß gefaßt wurde, dasjenige 
freiwillig zu thun, was notwendig und unvermeidlich war, um fo 
größere Ausfichten hatte Preußen, nicht nur den Sturm ruhig zu 
beftehen, jondern mit einem gewaltigen Zuwachs an moralifchem 

Anjehen und materieller Macht aus demſelben hervorzugehen. 
Man darf, um Friedrich Wilhelms Verhalten gerecht zu be- 

urteilen, das Beinliche feiner Lage, die Größe des ihm zuge— 

worden, dab die Akten nichts für meine Zwecke enthalten und daß Privatperfonen 
en Einblid in fie nicht geftattet werden fünne. Wls mir dem Finanzminifterium 
gegenüber der Nachweis gelang, dab Alten, welche ich brauchen fünne, in reicher 
Fülle vorhanden feien, und ich fie aud im einzelnen nad) ihren Titeln bezeichnete, 
wurde ich mit noch größerem Nachdruck anf die mir mangelnde Qualifilation fir 
ihre Benußung verwieſen. Nun will ich mid) gerne befcheiden, wenn politifche oder 
fonft fachlich begründete Bedenken der Benupung der Regiftraturaften durd) Privat- 
perjonen im Wege jtehen. Solche walıen aber, ſoweit Grundſteuer, Einfommen= 
fteuer, Mahl- und Schlachtiteuer, Darlehnskaſſen und ähnliche Materien in Frage 

fommen, gewiß nicht vor, Wenn troßbem Privatperfonen die Einſicht in Die 
Alten zu wiflenfhaftlihen Zwecken verweigert wird, fo lann ich daraus nur 
fchlieben, dab Hanſemanns umamögefegter Kampf mit dem burenufratiichen 

Formalismus doch ſchließlich fruchtlos gemefen ift. 
26* 
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muteten Opfers nicht unterfchägen. Noch war fein Jahr dahin 

feit jener verhängnißvollen, wider den Rat der Minifter gehaltenen 
Thronrede vom 11. April 1847, melde die denkbar fchrofffte 
und feierlichfte Abjage an den Gedanken einer konſtitutionellen 

Berfajiung zum Ausdrud brachte. Der König Hatte in ungmei- 

deutiger Weile zu veritehen gegeben, daß die Unerſchütterlichkeit feiner 

politifchen Anfichten auf dem Grunde einer religiöjen Überzeugung 

rube. Die Thronrede war „noc einmal eine Manifeftation des 

Königtums von Gotte8 Gnaden in Verbindung mit der religiöfen 
Idee.“) Er hatte damit, wie fein treuefter Diener Bodelſchwingh 

tagte, die Brüden vor und Hinter fi abgebrodyen und fi) auf 

ein durch feierliche Gelöbnifje eingeengtes Dperationsterrain be- 

geben, zu deſſen Verteidigung die Kraft feiner Minifter, ihnen 
voran die Bodelſchwinghs, verbraucht wurde.) Der Übergang 

zur fonftitutionellen Verfafiung bedeutete hier mehr als das Ein- 

geftändnis einer Niederlage, mehr als eine Kapitulation. Der ftolze 

Hohenzoller mußte nicht nur mit jeiner Vergangenheit brechen, fein 

politijches Ideal von ſtändiſch gegliederten, patriarchaliich regierten 

hriftlichen Staate zum Opfer bringen, — er mußte vielmehr einen 

Schritt thun, der in feinen Augen einem Treubruche, einer 
Glaubensverleugnung gleich fam. 

Der einzige preußiſche Minijter, welcher ſchon in den eriten Tagen 

der Märzbewegung in Deutichland erfannte, daß die nom Könige fo 

Jaut als unüberjchreitbar bezeichnete Yinie im preußilchen Ber- 
fafjungsmejen nicht einzuhalten, daß vielmehr eine Konititution 

unvermeidlich geworden fei, war Bodelſchwingh. Ihm fiel jeßt 

die Aufgabe zu, den König und die anderen Minifter mit der 
gleichen Weberzeugung zu durchdringen. Bodelſchwingh hat es 

jelbjt befannt, daß ihm dieſes bei einigen feiner Kollegen nod) 

Ihmerer als bei dem Könige gelang. Uber es gelang immerhin 

und jpäteftens am 12. März ftand nach) dem Zeugnilje Bodel- 
. 

1) Rante, Friedrich Wilhelm IV. (Allg. deutiche Biographie.) 

2) G. v. Tieft, Meine Erlebntfje i. %. 1848 und die Stellung des Staats⸗ 

minifter8 v. Bodelihiwingh vor und nad) dem 18. März 1848. Dafelbit, ©. r5, 

das Schreiben Bodelihywinghs an Fallenftein vom 80. März 1848. 



ſchwinghs prinzipiell der Entſchluß zu dem folgenjchweren Syſtem— 
wechſel feſt.) Aber die Erfenntnis, daß die größte Eile not thue, 
daß jofort gehandelt werden müſſe, um die in allen Provinzen zum. 
Durchbruch fommende, in Berlin fich gefährlich regende Bewegung 
einzubämmen, jcheint auch Bodelfchwingh nicht gehabt zu haben, 
Die innerpolitifchen Maßnahmen der beiden erften Märzwochen 
beſchränkten fich auf zwei Kundgebungen. Die eine war die fünig- 
liche Rede vom 6. März,?) welche die jet jchon faft niemanden 
mehr interejfierende Bewilligung an den Wereinigten Yandtag 
verfündete und einen kräftigen Hinweis auf die Möglichkeit friege- 
tiiher Verwidelungen enthielt; die andere, am 10. März mit 
dem Datum des 8. veröffentlicht, bezog fid) auf die Preßfreiheit. 
Diele wurde aber nicht jofort eingeführt, obwohl der Bundestag 
jhon am 3. März die Aufhebung der Zenjur allen Bundes— 
gliedern geftattet hatte, jondern erft in Ausficht geitellt, wobei 
noch der im Erlaß gewählte ungewöhnliche Ausdrud „Zenſur— 
freiheit” an Stelle von „Preßfreiheit“ zu allerhand Mißdeutungen 
Beranlafjung gab. Am 13. März fam es zu dem erften blutigen 
Konflift zwiſchen Militär und Volk in Berlin. Troßdem vermies 
ber König noch am 14. eine Deputation der ſtädtiſchen Behörden, 
die neben jchleuniger Berufung des Landtags um eine angemejjene 
volfstümliche Vertretung bat, ohne die geringfte beruhigende Er- 

flärung über einen bevorftehenden Syſtemwechſel lediglich darauf, 
daß er die Einberufung des Vereinigten Landtages joeben an- 
georbnet habe. Am jelben Tage erichien denn aud ein Patent, 
das aber den Landtag nicht zu einem nahen Zeitpunfte, wie man 
gehofit hatte, jondern erjt zum 27. Mpril einberief und mit 

feinem Worte erwähnte, daß er über eine tiefgreifende Berfajlungs- 

änderung beraten jolle. Um volle jechs Wochen jollte alſo in 
Preußen die Enticheidung verjchoben werden, während die Er- 
eigniſſe fich ſtürmiſch drängten! 

)XA.a. O. S. 15 u. 16. — Bodelfhiwingh an den König 15. März 1848 ebenda 

S. 49. Nadı Hofer, Friedrich Wilhelm IV. am Vorabend der Märzrevolution, in 
der Hift. Beitfchrift 88, iſt das Datum der Ausfertigung diefes Schreibens ber 17. 

2) &. ©. 40. 



Woraus erflärt ſich dieſes jonderbare Zögern, nachdem t 

ichwere Entſchluß im Schoße der Regierung bereits gefaßt, d 
prinzipielle Entfcheidung für das fonftitutionelle —— 
gefallen war? Unzweifelhaft wurde die Gefahr einer 
Revolution, die Notwendigkeit jchleunigen Handelns 

rechterhaltung oder Hertellung der inneren Ruhe Preußens u 
ſchätzt. Der pofitive Grund lag aber darin, daß das 
der Negierung überhaupt nicht in erfter Linie durch die. 

auf die innere Lage, jondern durch die Erwägungen 
wärtigen, der deutſchen Politif Preußens beftimmt wurde. 
jeher von der fäglichen Unzulänglichfeit der deutſchen 

verfaffung überzeugt, Hatte der König nicht erft jeht, fondern 
im November 1847 in Wien eine Bundesrteform angeregt. Aus 
Rücficht auf die Bedrängnis Ofterreichs in Stalien waren die 
Verhandlungen aufs neue vertagt worden. Nun, umter dem 
Drude der Februarrevolution, wurden fie Anfang März wieder 
aufgenommen. Öfterreich aber jollte auch jegt nach dem Wunſche 
des Königs die Führung verbleiben; nur im äußerften Notfalle 
wollte der König ohne Ofterreich vorgehen; Ofterreich blieb der 

er ir 
= 

ae a 
IH : 

Am 12. März langte aus Wien die Mitteilung des Generals 
von Radowitz an, dab Diterreich auf den preußiichen Vorſchlag 
eines Fürftenfongrejjes eingebe, der aber nicht, wie Preußen 
wollte, in Frankfurt a. M., fondern in Dresden am 25. März 
zujammentreten jolle. Seine Bejchlüffe konnten, jo rechnete 

Bodelſchwingh, für die künftige preußiiche Verfaſſung nicht gleich- 
gültig fein; folglich feien fie erit abzuwarten, bevor der Vereinigte 
Landtag mit der Verfaſſung beichäftigt würde. Nach Schluß des 
Kongrefies bedurfte es wiederum längerer Zeit zur Ausarbeitung 
der Vorlagen für den Landtag. So fam Bodelſchwingh auf den 
27. April als Eröffnungstermin für den Landtag.?) Diele jorg- 
jamen Erwägungen, wie fie einer gemiljenhaften Regierung in 
normalen Zeitläuften wohl anjtehen mochten, erweckten dem Könige 

1) ofer a. a. ©. 48. 
2) Dieit ©, 16. 
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erit recht feine Bedenken. Wenn er jchweren Herzens Bodelſchwingh 
nachgab und fich zur Annahme des KonjtitutionaliSmus bereit er- 
Härte, jo that er es nur im Hinblid auf die Einigung Deutich- 
lands. Die Notwendigkeit einer Wolfsvertretung neben dem 
Bundestage und die Unmöglichkeit, daß Preußen in dem neuen 

Deutichland feine alte Verfaſſung behielt, jah er ein. Die Be» 
willigung der Konftitution ſei wegen Deutichland nötig geweſen, 
hat der König ſpäter gegen feinen Vertrauten, dem General von 
Gerlach, befannt. Den inneren Verhältniffen Preußens entnahm 
er diefe Nötigung auch jest nicht. Daher das gelaffene Tempo 
für die Durchführung der preußiichen Verfaflungsreform, das in 
jo jeltfamem Kontrajte zu der fieberhaften Ungeduld ftand, mit 
der das Wolf das erlöjende Wort von den Lippen des Königs zu 
vernehmen hoffte. 

Zwei Tage nach Erlaß des Patentes, am 16., traf die Nach— 
riht von der Wiener Revolution und dem Sturze Metternichs 
in Berlin ein. Die Sadjlage war jet total verändert. Bon 
einer Mitwirkung Dfterreichs im der Frage der Bundesteform, 
vollends von der ihm noch immer zugedachten führenden Rolle 
fonnte vorläufig feine Nede mehr fein. Preußen war frei 
geworden; es hatte num jelbitändig und allein zu handeln. Dem- 

gemäß lub der König jebt die deutichen Fürften zur Konferenz 

nach Potsdam, +»jtatt nach Dresden ein. Zugleich aber waren Die 

Gefahren der inneren Lage außerordentlich gewachlen; die Nach— 
richten aus Wien hatten die Verwirrung umd Aufregung der Be- 
völferung nad) jeder Richtung geiteigert. Der König ſah jet 
endlich ein, was Bodelichwingh ihm jeit dem 12. vergeblid, vor: 
geitellt hatte, daß jofort ein freiwilliger Minifterwechjel eintreten 
müfje, wenn nicht in wenigen Tagen ein von der Nevolution er- 

zwungener erfolgen jolle. 

Noc; am 16. wurde nach dem früheren Finanzminifter Graf 
Alvensleben geſchickt. Dieler traf zwar am 17. abends in Berlin 
ein, weigerte jich aber, an die Spike des Minifteriums zu 

treten. Bobdelichwingh vermochte nun feinen anderen zu jeinem 

Nachfolger vorzujchlagen als den Grafen Arnim-Boigenburg. Ihn 
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empfahl jein gemäßigter Konfervatismus und feine völlige Unab- 
hängigkeit von dem antifonftitutionellen Programm, das der König 

in feiner Thronrede vom 11. April 1847 entwidelt hatte. Trotz⸗ 

dem war die Wahl ein Mißgriff. Denn es kam nicht nur auf 
Arnims politischen Standpunkt an, fondern auc auf das Urteil, 

das die Bevölkerung fi über ihn, den früher jo verhaßten 
Minifter des Innern und der Bolizei, gebildet Hatte. Graf 
Amim, der Austreiber Itzſteins und Heders, war nun mal als 

harter und überzeugter Realtionär verjchrieen; daß er um jeiner 
freifinnigeren Anjchauungen willen 1845 von dem Minifterpoften 

zurüdgetreten war, mußte man nicht, und der vermittelnde Stand- 

puntt, den er im DVereinigten Landtage eingenommen, hatte das 
allgemeine Mißtrauen gegen ihn nicht befeitigen fönnen. Arnim 

erflärte fi) zur Uebernahme des jchweren Amtes bereit, trat es 

indefjen erft am Morgen des 19. März wirklich an. Im Kaufe 

des 17. gingen nun aber Bodelſchwingh die zuverläffigften Nach- 

richten darüber zu, daß zum folgenden Tage, dem 18., einem 

Sonnabende, von den Umjtürzlern ein Hauptſchlag vorbereitet 
werde, daß fie verjuchen wollten, von dem Stönige die Befriedigung 

aller ihrer Wünſche zu erpreflen und auch einer freiwilligen Ge= 

mährung den Schein zu geben, als ob fie von dem Monarchen 

ertrogt worden ſei. Dieſer Umftand erſt und, wie es jcheint, er 

allein!) bewog Bodelihwingh noch in der Nacht vom 17. auf 

den 18. ein Patent auszuarbeiten, daS die Berufung des Land— 
tages auf einen früheren Termin und die Synitiative des Königs 

zur volfStümlichen Umgeitaltung Deutichlands und Preußens an- 

fündigte. Am Morgen des 18. vollzogen der König, der Prinz 
von Preußen und die Minifter daS Patent, — eriterer unter 

beitigem Sträuben gegen das Wort „Eonftitutionell” — das dann 

ſchleunigſt gedrudt und verteilt wurde. Die Wiener Greignifje 

hätten, hieß es in ihm, die Ausführung der auf die Umgeftaltung 

Preußens und Deutſchlands gerichteten Abfichten erleichtert und ihre 

Beichleunigung unerläßlic gemacht. Deutjchland jolle ein Bundes» 

1) Dieſt ©. 19. 
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itaat werden mit einer umverzüglich zu berufenden Volfsvertretung, 
welche wiederum die fonftitutionelle PVerfaffung aller deutichen 
Sänder notwendig made. Die einzelnen Attributionen des 
Bundesftaats, welche Preußen in Vorſchlag bringen wolle, werden 
dann aufgezählt und zum Schluß wird verkündet, daß die Aus- 

führung diefer Abſichten am wenigſten in den Zuftänden Preußens 
ein Hindernis finden dürfe; deswegen folle der Vereinigte Land- 
tag, dem der König feine Vorjchläge für die preußiiche Verfaſſung 
entwideln werde, ſchon am 2. April zufammentreten. Gleichzeitig 
mit diefem Patente wurde unterm Datum des 17. März ein 
Preßgeſetz veröffentlicht, das die Zenjur aufhob, die Preßvergehen 
ben ordentlichen Gerichten zumies, von den Herausgebern neuer 
periodijcher Blätter aber eine Kaution in Geld verlangte, 

An die num folgenden blutigen und ſchmachvollen Ereigniffe 
des 18. März und der folgenden Tage braucht nur kurz erinnert 
zu werden. Wohl war es Bodelichwingh noch gelungen, der Re- 

volutionspartei den eigentlichen Vorwand zum Aufruhr zu nehmen. 
Die Zugeftändniffe des Königs waren noch freiwillig erfolgt. Den 
Aufruhr ſelbſt zu verhindern aber war es zu jpät. Die Barri- 
fadenjchlacht des 18. März wurde gejichlagen und die fopfloje Ver- 
mirrumg im föniglichen Schloffe verjchuldete es, daß die fiegreichen 
Truppen am Morgen des 19. den Nüdzug antraten und ber 
König den Becher der Demütigung bis auf die Neige leeren mußte. 

Mit dem Bewußtjein treuer Pflichterfüllung, aber an der 
nächſten Zukunft verzweifelnd, zog ſich Bodelichwingh, nachdem am 
19. das neue Minifterium unter dem Vorſitz des Grafen Arnim 
ins Amt getreten war, auf feinen weftfäliichen Landſitz zurück. 

Indeſſen kann er von dem Vorwurf nicht freigefprochen werden, 
daß er fich im ber legten Schredensnadht feiner Aufgabe nicht ge- 
wachen gezeigt bat, und ihn trifft ein großer Teil der Schuld, daß 
alles, was zur Beſchwörung des drohenden Sturmes geichah, zu jpät 
fam. Er hat trob klarerer Einficht und obwohl er im wejentlichen das 
Richtige erfannt hatte, nicht vor dem 12. März diejenige Energie ent- 
faltet, mit welcher er jchließlich die Gewiffensbedenfen des Königs und 
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war ihm die Notwendigkeit unverzüglicher und entſcheidender Map- 

vegeln frühzeitig genug von verjchiedenen Seiten ans Herz gelegt 
worden. Geit dem 6. März drängte jelbft der Bundestagsgeſandte 
Dönhoff zur Annahme des fonftitutionellen Syſtems als ber ein- 
zigen wirffamen Waffe gegen die republifanifche dee; am 11. März 
berichtete er, e3 jei hohe Zeit, daß Preußen durch die That 
eine Eonftitutionelle Gefinnung befunde.?) Um diejelbe Zeit fam 
der Dberbürgermeifter Frande von Magdeburg zu Bobelichwingb 
und riet zur Berufung des Landtags. Der Minifter antwortete, 
er wiſſe feine Beichäftigung für den Landtag, er habe feine Vor— 
lagen für ihn.?) Freilich fam die erfte und zugleich berebtefte 
Mahnung von einer Seite, der die gebührende Beachtung zur jchenfen 
für Bodelſchwingh eine gewiſſe Selbftverleugnung bedeutete. Sie 
fam von Hanjemann, der ihm ſeit Jahren die erbittertfte Oppofition 
gemacht hatte. 

ALS die eriten Nachrichten von den Pariſer Ereigniffen in der 
Rheinprovinz eingingen, ſteckten die dortigen Politifer nod tief in 
den Sorgen um die Beratungen der Vereinigten Ausſchüſſe über 
das den Rheinländern jo unfympathiiche Strafgefeg. Hanſemann 

und Meviffen waren gerade damit beichäftiat, eine en 
gerichtete Adreſſe des Kölner Gemeinderats über dieſen Gegenit: 

in den anderen Städten zu verbreiten. Mit bem Eintritt ver 
großen MWeltereignijje verſchwand dieſe Angelegenheit von der 

Tagesordnung. Sofort dachten Hanjemann und Meviffen, deren 
Briefe fich fortwährend freuzten, an die Berufung der rheiniſchen 
Stänbemitgliever nah Köln zur Beſprechung der Sadjlage.. Die 
— wurde auf den 4. März feſtgeſezßt. Beide Männer er- 

’ Das geht aus den von Dieft mitgeteilten Attenſtücken unwiderleglich 
hervor. Auch das Manifeft vom 18. März wäre faum verfindet worden, wenn 
Bodelſchwingh nicht tags zuvor die Überzeugung gewonnen hätte, dab am 18. 
die Revolution ausbrechen werde. 

2) ftofer a.a.D. ©. 60, 82. 
3) Erinnerungen a. d. Leben von 9. V. v. Unruh, herausgegeben bon v. 

Poſchinger. 1896. ©. 82. 
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fannten den vollen Umfang der Deutichland und Preußen drohenden 
Gefahr, bevor noch die Nachrichten aus Frankreich irgend eine 
jtärfere Bewegung in den Rheinlanden entfefjelt hatten. Was 
fie jich in ſolcher Lage von der preußifchen Regierung hoffen? 
Hanfemanı machte jeinem übervollen Herzen in einer Denklſchrift 
an Bodeljchwingh Luft, die er diefem bereits’ am 1. März ein- 

jandte.*) 
„Excellenz! Wenn das Vaterland in Gefahr ift, jo müſſen 

die, welche es lieben, wie abweichend auch ihre politiichen Anfichten 
bisher gewejen jein mögen, fich nähern. Hierbei ijt die unum— 

wundenſte Offenheit die erfte Pflicht.” Mit diefem furzen Eingangs- 
wort motiviert er das dem Adreſſaten vielleicht merkwürdig er- 
icheinende Unterfangen, daß er, der Gegner, gerade ihm, dem Mi— 
nifter, gegenüber jeine Anficht über die Yage entwickle. „Seit 
dreißig Jahren“, fährt er fort, „haben die Kontinental-Regierungen 
mit Gewalt, mit Klugheit und mit Konſequenz das Syſtem der 
Unfreiheit der Völker verfolgt. . . . Man bat vielfältig und 
namentlich in deutjchen und italienifchen Yändern jeitens der Re— 

gierungen Grundſätze aufgeftellt, deren Sinn war, dab die Dynaftien 
eine höhere Bedeutung als die Völker haben.” Die Folgen biejer 
Rolitif in den einzelnen europäijchen Ländern äußern fih in all- 

gemeiner Unzufriedenheit. Das Fortwandeln auf diefem Wege 
wäre das denkbar gefährlichite Experiment, doppelt gefährlich jeht, 
wo die republifanijche Partei in dem mächtigen Yranfreich die 
Oberhand gewonnen babe. Komme es aber zum Kriege zwiſchen 

Deutichland und Franfreich, jo ſei auf das duch die Umruben in 
Italien vollauf beichäftigte Ofterreich nicht zu rechnen. Um jo 
arößer jeien die Beforgnifje der Patrioten, daß Deutjchlands ſchutz— 
bedürftige Fürſten noch jet bei dem banfrotten Syftem verharren 

und bei einer fremden freiheitsfeindlichen Macht, bei Rußland, 

Anlehnung juchen werden. Die Gefahr der Lage Preußens und 
Deutjchlands werde dadurch noch erhöht, daß infolge des Prinzips 

der Unfreiheit und der Bevormundung der praftiiche politifche 

1) Bedrudt in Hanfemanns „Das Preußiſche und Deutiche Verfaſſungswerl“ 
1860. ©. 78—88. 



412 VII. Kapitel. 

Veritand des Volkes nicht hinreichend ausgebildet jei, um unaus- 

führbare oder gefährliche Doktrinen von dem praftifch Ausführbaren 

zu unterjcheiden. Das Volk fei um jo ratlofer, als es feine Re— 

gierungen für unfähig halte, „einer Kriſe zu begegnen, die fie durch 
irrige Auffafjung der Verhältnijje gewiſſermaßen heraufbeſchworen 

haben.“ — „Alles fommt darauf an, fchnell, richtig und mit 

Energie die Mittel zu ergreifen, durch welche Rettung möglid) ift. 
Dazu ift nothiwendig die in der Nation befindlichen Kräfte zu er- 

faflen und zu benußen; dies ijt nur dann möglid, wenn man 

diejenigen lebensfräftigen Ideen ergreift und zur Anmendung bringt, 
welche — durch die Zeit gereift — mehr oder weniger bewußt die 

Gemüter beherrſchen.“ 
„Diele Ideen find in Deutfchland: eine einige deutfche Nation 

mit deutichem Parlamente in der Form eines Bundesſtaates, der 
jeden einzelnen Staate eine gewijle Freiheit der Entividelung ge- 

währt; bürgerliche, politiſche und religiöje Freiheit, gefichert Durch 

lebensfräftige Ynftitutionen; eine größere Einwirkung und Berüd- 

fihtigung der handarbeitenden Volfsflafjen bei der allgemeinen 

und insbejondere der Finanzgeſetzgebung der Staaten.” 
Die Nation bebürfe einer mächtigen Führung, die ji) vor der 

dee der Freiheit nicht fürchte. Hanſemanns Flehen und Hoffen 

ift auf den erhabenen Träger der Hohenzollerndynaftie gerichtet, 

der allein die ;yührung übernehmen könne. Was joll aber ge- 

ſchehen? Hanſemann antıwortet, der König möge jebt, wo die 
politiiche Ruhe noch nicht gejtört jei, wie anno 1813 in einem 

Aufrufe zu feinem Volke reden und die unummundenen Erklärungen 

abgeben, 
daß er fih in die inneren Angelegenheiten nichtdeuticher 

Nänder nicht mijchen werde, aber im alle eines Angriffs 

auf das ganze deutiche Volf zähle; 

daß er den Vereinigten Yandtag in wenigen Wochen berufen 

werde, um ihm die organischen Gejeke zur Begründung der poli- 

tiichen, bürgerlichen und religiöfen Freiheit, inSbejondere ein 

Geſetz über Preßfreiheit, über Volfsrepräjentation und ein 

neues MWahlgeje vorzulegen; 





— 
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Einzelftaaten gewählten deutichen Parlaments verlangt. Was 1847 
zwedmäßig erſchien, war es jet nicht mehr. Die in Fluß ge 
fommene deutiche Bewegung richtete fich bereits auf ein größeres 
Ziel und Hanfemann fam es nur darauf an, dat die Regierung 
die Snitiative ergriff, um jelbit eine Bewegung zu leiten, von der 
fie ſonſt fortgeriffen zu werden drohte. Deshalb ging er mod 
einen Schritt weiter als Baſſermann und forderte ein aus 
Bollswahlen hervorgehendes Parlament. Im übrigen befür- 
mwortete er nur eine Neform des beitehenden Bundesvertrages, nicht 
eine neue deutſche Verfaflung. 

Ein Vergleich zwilchen Hanjemanns Vorſchlägen und bem 
Berfahren der Regierung zeigt, dab dieje thatſächlich faſt in jedem 
einzelnen Punfte den ihr hier vorgezeichneten Weg zu gehen verjudht 
hat,) — freilich mit der einen Ausnahme, welche der von Hanje- 
mann erhofften Wirfung die Spitze abbrach, dat, was jofort ge- 
ſchehen jollte, teils zwei, teils drei foftbare Wochen zu jpät erfolgte. 
Ob Bodelſchwingh dieſen warmen, beredten und Fugen Worten über- 
haupt einige Beachtung geichenft hat? Wir wijjen es nicht. Eine Ant» 
wort hat Hanjemann jedenfalls nicht erhalten. Handelte die Regie- 
rung aber völlig unbeeinflußt durch die von Hanjemann angeregten 

Gedanken und that fie doch, wenn aud) zu ſpät, was dieje wollten, 

jo ift jeine Denffchrift ein um jo vollgültigeres Zeugnis für feinen 
politiichen Scharfblid, mit dem er rechtzeitig zu den durch Die 

Natur der Dinge gebotenen Maßregeln riet, welche die ument- 

jchloffene Regierung zu ſpät erariff. 
Eine Kopie der Denfichrift ließ Hanlemann feinem Freunde 

Patom im Minifteriun des Auswärtigen zugehen. In dem Begleit- 
ichreiben vom 3. März bezeichnete er den Mangel an Fähigkeit 
und Aufrichtigfeit der Negierungen und infolgedeflen den Mangel 

1) Much zu der von Hanſemann empfohlenen Berufung von Vertrauens 
männern entſchloß fich die Negierung gleichzeitig mir der Veröffentlichung des 
eriten Einberufungspatentes für den Landtag vom 14. März. Hanjenann freilich 
befand fidy unter den Geladenen nicht, wohl aber Graf Arnim (Koſer a, a. O. 

S. 71) und Binde (Dieit S. 49). 
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an Vertrauen zu ihnen als das jchlimmfte Übel in Deutjchland 
und Preußen. „Wenn je wahre Klugheit in voller Aufrichtigfeit 
beiteht, jo ift es jest.“ Zugleich jpricht er noch einige weitere Ge- 
danfen über die auswärtige Bolitif aus, die er gegen Bodelſchwingh 
füglich nicht habe äußern fönnen. „Um Gotteswillen, ich lege es 

dringend ans Herz jedes Patrioten, feine Annäherung an Ruß— 
land... .!" Ein franzöfiicher Eroberungsfrieg in Stalien wäre 
allerdings ein Grund zum Kriege Deutichlands gegen Frankreich, 
nicht aber die Unabhängigkeit Italiens, deren Deutichland und 
Preußen fich nur freuen fönnten. Schließlich mahnt er nochmals zu 
beichleunigter Berufung des Landtags. 

Mittlerweile hatten einige Teilnehmer der Heppenheimer Ver- 
jammlung eine Konferenz von mehreren württembergifchen, badischen, 
theinpfälziichen und rheinpreußiihen Ständemitgliedern zum 5. 

März nad) Heidelberg ausgejchrieben. Gleichzeitig mit dieſer Ein- 
ladung erhielten Hanjemann und Meviffen am 1. März die be- 
unrubigendften Nachrichten über die gewaltige Gährung in Baden 
und im Großherzogtum Hefjen, Es jcheint, daß fie die Verjamm- 
lung an ſich nicht für opportun hielten; fie mißtrauten den radifalen 
Elementen in derjelben. „Wohin wird es führen? Was werden 
mir thun?“ jchrieb Meviflen an Hanfemann. „ch halte es für 
jehr dringend, daß einer von uns nach Heidelberg geht und den 
Herren Maß und Bejonnenheit predigt, die, wie es jcheint, dort 

gänzlich beifeite geſezt werden. Sch hoffe, daß Sie, verehrter 
Freund, dieje Aufgabe als die wichtigite des Moments übernehmen 
werden.” Nach einer Unterredung mit Beckerath, Meviijen und 
v. d. Heydt am 3. März in Köln entſchloß fich Hanjemann zur 

Reife nach Heidelberg. In Köln war er Zeuge ber erjten tumul— 
tuarifchen Volksbewegungen, an denen eine allgemeine zielloje Auf- 
regung und die Ausgelafjenheit des Karnevals gleichen Anteil 
hatten. Infolgedeſſen begab er ſich mit fünf jeiner Kollegen zum zu— 
fällig anmejenden Oberpräfidenten und öffnete ihm die Nugen über 
die Gefahr der Lage. Die auf den 4. März angejehte rheinifche 
Stänbefonferenz wurde nun auf den 11. nad Bonn verjchoben 

und Hanjemann reifte in ber That nach Heidelberg. Außer ihm 
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nahmen nur noch zwei andere Preußen, Naffauf und Stebtmann, 
an der von 51 Mitgliedern, meift Abgeordneten, befuchten Ber- 
fammlumg teil. 

Diefe Heidelberger Verfammlung hat der nationalen Bewegung 

diejenige Richtung gegeben, in welcher fie während des folgenden 
Jahres verlief. Sie erflärte in einer vom 5. März batierten Rrofla- 
mation die Berufung einer in allen deutichen Landen nach der Volls— 
zahl gewählten Nationalvertretung für unauffchiebbar und beſchloß 
„dahin zu wirken, daß baldmöglichſt eine vollftändigere Berfamm- 
lung von Männern des Vertrauens aller deutichen Stämme zu— 
jammentrete, um dieſe wichtige Angelegenheit weiter zu beraten 
und dem Vaterlande wie den Regierungen ihre Mitwirkung anzu- 
bieten.“ Ferner teilte der Aufruf mit, dab fieben Mitglieder er- 
jucht worden jeien, „binfichtlich der Wahl und der Einrichtungen 
einer angemefjenen Nationalvertretung Vorſchläge vorzubereiten 
und die Einladung zu einer Verſammlung deuticher Männer 
ſchleunigſt zu bejorgen.“ Unter diefe Kundgebung jebte auch 
Hanfemann feinen Namen. Gleichwohl war er nicht frei von Be- 
denken, Ihm jchien die Abficht, mit der er nad) Heidelberg ge- 
gangen war, die Nerhinderung umftürzender Beichlüffe, doch nur 
„leidlich gelungen“.‘) Zwar war der Wortlaut des Manifeftes 
einwandfrei. Alles hing aber von der Ausführung der Beichlüffe 
durch den Giebenerausfchuß ab, der jein volles Wertrauen nicht 

batte, zumal neben maßvollen Männern wie Gagern, Römer, 
Welcker auch ein jo vorgeichrittener Radikaler wie Itzſtein zu ihm 
gehörte. Die Zufammenjetung, das Programm und die Beſchlüſſe 
des von ihnen berufenen VBorparlaments haben freilid alle feine 
Befürchtungen übertroffen. 

Auf dem Rückwege von Heidelberg beſuchte Hanjemann am 
7. März den preußiichen Bundestagsgejandten Dönhoff in Frank- 
furt a. M. Er teilte ihm jeine Eimbrüde und Bejorgniffe mit 
und befürwortete auch bei ihm dringend die baldigjten Entſchlüſſe 
Preußens, das ſich an die Spige der auf die Konftituierung Deutſch⸗ 

1) Die Preußiſche und Deutſche Berfaffungsfrage S. 90. 
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lands durch ein Parlament gerichteten Bewegung itellen müfje.') 
Wie wir fehen, hat denn auch Dönhoff es nicht unterlafjen, im 
diefem Sinne nach Berlin zu berichten. 

Am 11. März fand in Bonn die von Hanfemann und Me 
viffen berufene Konferenz; rheinijcher Ständemitglieder ftatt. Ihr 
Rejultat war die Abjendung einer Adreſſe an den König, die von 
29 Abgeordneten, auch von Gamphaufen, unterzeichnet wurde, 
Sie verlangte Vertretung des Volfes beim Deutſchen Bunde, jofortige 
Berufung des Vereinigten Landtages, Neformen in Bezug auf das 

Wahlrecht und die Herrenkurie, ſowie eine beichließende Mit- 
wirkung des jo reformierten Landtages an der gejamten Gejeh- 
gebung und an der Feltitellung des Staatshaushaltes. Hanſemann 

war mit Yorm und Inhalt der Adrejje, an deren Abfaflung er 
nicht teilgenommen hatte, unzufrieden. Er jcheint angeficdhtS der 

Unnachgiebigkeit der Regierung einen entjchiedeneren Ton für ange- 
bracht gehalten zu haben. Heftig erregte ihn der umgenügende 
Inhalt des Patentes vom 14., das er am 16. fernen lernte. 

„Mit Ofterreich die Initiative! wie thöricht!“ heißt es in einem 
Briefe an Meviſſen vom jelben Tage; „feine Zujage von freier 
Berfaflung für uns ift gegeben; noch nichts von Den freibeits- 
tötenden Mafregeln zurüdgenommen; der Landtag auf den 27. 
April, der Kongreß auf den 25. März, — wir follen aljo feinen 

Einfluß haben auf den legteren. Alles das ift das alte Syitem 
der preußiichen Bfiffigfeit, was niemals flug war, jeht aber jehr 
dumm ift.”) Es waren Außerungen ftärfiten Unmutes, die über 
das Ziel hinaus jchoflen, einer Stimmung, die durch irreführenbe 
Berichte aus Berlin über die umverbefjerlih reaftionäre Ge— 
finnung der Minifter und die Schwäche des Königs noch gejteigert 
wurde. 

Koſer a. a. O. 5. 68. 
2), In Bezug auf die rheiniſche Udreſſe vom 11. heißt es in demſelben 

Briefe, daß fie eine Blamage jet; fie bleibe hinter dem Bewuhtiein des Volles 
zurüd. „Das iſt das Refultat auf die Camphauſenſche Politil, der da glaubt, 
durch Verhüllen erreiche man etwas. Ich verbreite dad Opus micht.“ Welchen 
Inhalt er der Adreſſe geben wollte, tft nicht erfennbar. 

Bergaengriün, David Hanjemann. 27 
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Der Adreſſe der rheiniidhen Abgeordneten folgte eine Un- 
zahl von Petitionen, Refolutionen und Anträgen ber rheiniichen 
Städte, die zum Teil durch formloje Bollsverfammlungen, zum 
Teil durch die Gemeinderäte beichlojfen wurden. Köln ſchickte 
jogar eine Deputation nad Berlin, die am Morgen bes 
18. März vom Könige empfangen wurde und die Zuficherung 
erhielt, dab alle ihre Wünſche bereits erfüllt jeien. Einige 
Mitglieder der Deputation reiten noch vor dem Nusbruche 
des Straßenfampfes, andere während besjelben wieder ab. Sie 
waren bie erjten, welche auf den Stationen in Hannover, Weft- 
falen und am Rhein die Nachricht von dem nun wirklich erfolgten 
Spftemmechiel, von dem Ausbruch der Nevolution unb ber 

Bildung des Minifteriums Arnim verbreiteten, in das aud; Camp— 
baujen berufen werden jolle. 

Hanjemann begrüßte die Konzeifionen des Königs mit auf- 
richtiger Freude; die königliche Erflärung vom 18, März entbielt 
nach feiner Meinung „vollftändig alle Fundamente für einen wahr- 

haft fonftitutionellen Staat”. Sie müfje alle diejenigen befriedigen, 
welche nicht mehr als diefen wollten!) Die Ernennung Arnims 
mochte freilich auch ihm Beſorgniſſe einflößen; aber fie traten zu— 

rüc hinter die große Thatſache, daß der König ſich öffentlich und 
unmiberruflich zu dem nationalen und Fonjtitutionellen Prograr 

befannt hatte. Um jo tiefer jchmerzten ihn die darauf — 
Nachrichten von der Entwürdigung des preußiſchen Königtums durch 
die ſiegreiche Revolution. Nach dieſen Ereigniſſen begannen überall 
die Parteien ſich deutlicher zu ſcheiden. Auch in der Rheinprovinz. 
Die einen, erichredt dur) die aufs äußerſte geftiegene Zucht: 
lofigfeit, jtrebten vor allem nach Aufrechterhaltung der Orbnung 

und Ruhe, die anderen empfingen durd; die Vorgänge in ber 
Reſidenz nur den Impuls zu weiterem VBorjchreiten auf der revo— 
utionären Bahn. Die liberale Partei trat in Sonftitutionelle 

und Demofraten auseinander. 

Hanjemann hatte die ganze Zeit über außer den allgemeinen 

!) Das Preußiſche und Deutihe Verfafjungswert 84. — Mevifjen dagegen 
war ſehr unzufrieben, 
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Angelegenheiten auch den bejonderen Aachens jeine Aufmerffamfeit 
widmen müflen. Band -pier Seine "NEDokktie "iu "DER T.eiuiNen 
Fabrifbevölferung unter allen Umftänden günftigen Boden, jo fam 
—* jebt die nod; immer anhaltende Teuerung, verbunden mit 

etriebsſtockungen und Arbeitslofigfeit infolge des oft erwähnten 
cin Gelbmangels, ganz befonders entgegen. Dieje Übel- 
ftände vermehrten ſich natürlich beim Beginn der Unruhen und 
durch den bei jolchen Gelegenheiten unvermeidlichen Zuzug arbeits- 
icheuen Gefindels in bedroblicher Weile, jo daß fich der Gemeinde- 
rat jehr bald mit der frage, wie der Not umb Nrbeitslofigfeit 
abzuhelfen jei, beichäftigen mußte. Schon am 3. März wurde 
in Nahen zum Schu der Drbnung eine Bürgergarde von 600 
Mann eingerichtet, die ſich aber bald als ungenügend erwies. Hanſe— 
mann glaubte womöglich die ganze an der Aufrechterhaltung der 
Ordnung interelfierte Bürgerichaft zum Sicherheitsdienfte heran— 
ziehen zu müſſen und beantragte am 20. März, als die Lage 

bereits eine jehr ernite geworden war, die Verftärfung der Bürger: 
mehr auf 3000 Mann, die ſektionsweiſe den Dienft zu beforgen 
hätten. Bon den Vertretern der Obrigleit war es bejonbers der 
unbeliebte Oberbürgermeifter Emundts, gegen den fih die Er- 
bitterung der aufgeregten Pöbelmafjen richtete. Er hatte fein 
Amt feit etwa fünfzehn Jahren zwar treu und zur Zufriedenheit 
der Regierung verwaltet, ſich aber durch ein übertrieben büreau- 
fratiiches Wejen viele Feinde gemacht. Jetzt verbreitete fich in 
der notleibenden Arbeiterbevölferung das faliche Gerücht, daß er, 
deſſen Worliebe für die Mabhlfteuer befanmt war, fih durch Korn- 
wucher bereichert babe, mährend das Bolf hunger. Am 
20. März fam es zu den eriten Ruheſtörungen. Gefährlid) 

wurden jie am 21. Die Maffen verjuchten einen Sturm ſowohl 
auf das Haus des Dberbürgermeijters wie auch auf das Nuellens: 

ſche Haus am Elifenbrunnen. Da erſchien gegen 9 Uhr Hanie» 
mann. Es gelang ihm zu Worte zu fommen und das Wolf zum 
Auseinandergehen zu bemegen.') 

a — — —— fönnen. 
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Mitten in diefer böfen Zeit entichlog fih Hanjemann Aachen 

zu verlafien, fein Haus und feine Familie der Obhut bewährter 

Freunde übergebend. Gr batte die richtige Empfindung, jetzt in 

Berlin, wo der Landtag binnen weniger Tage eröffnet werden 
jollte, nötiger als in Aachen zu jein, und war wohl audy davon 

überzeugt, daß das Minifterium jeine Dienfte in irgend einer 

Form beanjprucdhen werde. Mit dem Auftrage des Gemeinderats, 

die fofortige Siftierung der Mahlfteuer für Aachen wie im Fahre 

1847 zu erwirken,!) reifte er am 23. März ab, nachdem er fidh 

noch in der Aachener Zeitung von den Mitbürgern mit der Er- 

klärung verabichiedet hatte, daß er als Landtagsabgeordneter nur 
dann erfolgreich für Aachen thätig fein fünne, wenn in der Stabt 

Ruhe und Geſetzlichkeit herrichten. In Köln hatte er am 

24. Gelegenheit, fi) Davon zu überzeugen, mie jchnel und un- 

wiberftehlih die radikale Strömung um fi) griff. Port tagte 

am 24. März eine von den Gemeinderäten der achtzehn größten 

theinifchen Städte beſchickte Verſammlung, in meldher die Fon- 

ftitutionelle Partei nur mit Mühe die Oberhand behielt und Die 

ertremften Beſchlüſſe verhinderte. Die Verheißungen des 18. März 

genügten nun ſchon bei weiten nicht mehr; die Freude über fie 

war verraucht. Es wurde beichloflen, eine Deputation an den 

König zu jenden, welche Garantien für die Erfüllung jener Ber- 

heißungen fordern und das allgemeine Miktrauen gegen Arnim 
bezeugen ſollte. Die viel weiter gehenden Wünfche der in der 

Minorität gebliebenen Demokraten eignete fic) eine gleichzeitig in Köln 

tagende Bürgerverfammlung an, die im Gegenja zu den offiziellen 

Gemeinderäten das eigentliche Volk zu repräfentieren vorgab. Aud) 

fie jandte eine Deputation nad) Berlin mit dem Auftrag, die Detroy- 

ierung eines Wahlgeſetzes für die Ffonftituierende preußiſche Na- 

tionalverfammlung mit Umgehung des Landtages zu fordern, 

deſſen ſtändiſche Grundlage ein überwundener Standpunft jei.?) 

Die Stadt-Aachener Zeitung und die Kölniiche Zeitung gewähren für diefe Tage 
nur eine ſehr Färgliche Ausbeute. 

1) Brotolofle des Gemeinderats. 

2) Das Preußiſche und Deutiche Berfafiungswert S. 90. — Wolff, Ber: 
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Ohne das Ende der Kölner Verſammlung abzumarten, reifte Hanſe— 
manı weiter und langte am Nachmittage des 26. März in Berlin 
an. Am jelben Tage bereits war eine telegraphiiche Depeiche des 
—— auf Befehl des Königs an den Oberpräſidenten der 
heinprovinz Eichmann abgegangen, die „infolge eines Berichts 
—* Dberpräfibenten vom 21.” Hanjemann nad) Berlin berief, 
„um einen Gegenitand der böchiten Intereſſen, des Geldverfehrs 
und der Induſtrie in der Nheinproving mit ihm zu beraten“.') 

Das neue, jeit dem 19. März beftehende und allmählich 
vervollitändigte Minifterium Graf Arnim konnte fich nicht halten. 
Der Nüdtritt Bodelſchwinghs und feiner Kollegen hatte eine ſichere 
Gewähr dafür bieten follen, daß die Verwaltung von einem neuen 
Geiſte bejeelt jei; die Ernennung Arnims zum Nachfolger drohte 
aber ben guten Eindruck wieder zu vermwilchen. Der Minifter- 

wechſel erjchien als halbe, nicht aufrichtig gemeinte Maßregel, fo- 
lange nicht wirklich populäre Elemente für das Minifterium ger 

monnen wurden. Als foldhe nahm Arnim von vornherein drei 
Koryphäen des Vereinigten Landtages, Gamphaufen, den Grafen 
von Schwerin und Alfred von Auerswald in Ausficht,?) von denen 
die beiden lebteren dem Nufe Folge leiiteten und die Departements 

des Kultus und des Innern übernahmen. Dagegen waren ber 
Yuftizminifter Bornemann und der Minifter des Auswärtigen 

Freiherr von Arnim, bisher Gejandter in Paris, dem Bolfe un: 
befannte Namen von büreaufratiicher Vergangenheit. Interi— 
miftifcher Kriegäminifter wurde der General von Reyher. In— 
deſſen machte der Eintritt Schwerins und Nuerswalds in das 
Minifterium nicht den gehofften Eindrud, teild wegen ihres Standes, 

finer Revolutionschronit 1, 446. — (Wraf) Arnim, die Verheißungen des 
22, März und bie Verfafjung v. 5. Dezember 1848. 1849. ©. 12. 

1) Wolff, Revolutionschronif 1, 467. 
2, Zwar hat Graf Arnim in der Beilage zur „Deutſchen Reform* vom 

9, Dezember 1849 erklärt, es jet befannt, dab er jofort nad jeinem Amtsantritt 
Danfentann und Camphanfen gebeten habe, ind Minijterium zu treten. Das 
trifft aber nur auf Camphaufen zu, defien Berufung neben der Bomemanns 
eine Löniglihe Belanntmahmmg vom 20. März anfündigte. An Hanfemanıt 
erging ber Ruf erit am 26, 
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teil weil fie nicht für beſonders charafterfeft galten. Bald thaten 

fi) auch zwiſchen ihnen und dem Freiherrn von Arnim einerfeits, 

dem Minifterpräfidenten andererjeits unausgleichbare Differenzen 

über Fragen der auswärtigen Politik auf. Den jchlimmften Ein- 
drud machte aber die Weigerung Camphauſens, in einem Mi- 

nifterium Arnim ein Amt zu übernehmen.!) Damit mar die neue 

Minijterlombination gerichtet und unmöglich) geworden. Denn 

gerade an Camphauſen fnüpften fid) die größten Hoffnungen, mit 
tm ging und ftand die ganze gemäßigt Eonjtitutionelle Partei, 
welche jetzt die einzige Stüße der Krone, die eigentlicye Regierung$- 

partei war. Arnim täuſchte fi) über die Sachlage nicht. Un— 

bedenklich that er die nötigen Schritte, um eine andere Kombi- 

nation herbeizuführen. Zu dem Zwecke wurde Hanjemann be- 

rufen. Nicht ein mit bürgerlichen Clementen nur verbrämtes 

ariftofratiich"büreaufratiiches, fondern ein in feinem Weſen, in 

feiner Spige bürgerliche Kabinett erjchien jebt allein geeignet, bie 

erften Schritte des preußiichen Staates auf dem Wege konfti- 

tutioneller Freiheit zu leiten. Es fam jebt nur noch darauf an, 
wer das Prafidium führen, dem Miniftertum den Namen geben 

folle, Camphaufen oder Hanſemann. Des erfteren beftimmte Er: 

klärung fih Hanfemann nicht unterordnen zu wollen, führte Die 

Entſcheidung herbei. Am 29. März wurde die Bildung bes 
neuen Minifteriums befannt gemacht. Das Präfivium übernahm 

Camphaufen ohne bejonderes Refjort, Hanjemann die Finanzen. 

Schwerin, Auerswald, Bornemann und Reyher blieben in ihren 
Amtern. 

2. Das Minifterium Camphauſen. 

Die neuen Räte der Krone waren in ihrer Mehrzahl Männer, 

welche fich zur Überleitung bes Staates in eine neue freie Ber- 
fafjungsform unter gewöhnlichen friedlichen Verhältniſſen vor- 

5 1) Sleichzeitig mit der Berufung Hanfemannd nad) Berlin meldete die 

Allgem. Breuß. Ztg. vom 26. auch die Ankunft des „Geh. Staatsminifters 

Camphauſen“. Zwei Tage darauf erklärte das offizielle Blatt diefe Bezeichnumg 
Camphauſens „für einen durch ein Verſehen bei der Fremdenmeldung ent: 

jtandenen Irrtum“. 
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trefflich eigneten. Ihrer Begabung, ihrem Charafter, ihrer po— 
litiſchen Vergangenheit nach hätten ſie die richtigen Reformminiſter 
fein können, wenn der König aus freiem Willen und aus Über- 
zeugung fie zu diejer Aufgabe herangezogen hätte. Es war aber 
das Verhängnis Preußens und ihr eigenes Verhängnis, daß fie 
erit nach einer Revolution in ihre Ämter gelangten. Ohne den 
vorausgehenden Barrifadenfampf hätte der König die Führer der 
früheren Yandtagsoppofition nie ins Minifterium berufen. Dieſer 
Revolutionsgeruch blieb nun mal an den Miniftern hängen und 
beftimmte das Urteil der ertremen Parteien ſowohl von der rechten 

wie von der linfen Seite über fie; den einen war er lieb, den 

anderen leid. Die Hof- und Yunferpartei, die Hochkonjervativen 
und im lesten Grunde auch der König jahen in dem koniti- 

tutionellen Minifterium doch nur Werkzeug und Wirfung der Re- 
volution; nur wagten fie es, von einigen Ausnahmen abgejehen, 

während der nädjiten drei Monate nicht, ihren Anfichten und 

Stimmungen öffentlid Ausdrud zu geben. Die entgegengejehte 
Bartei der Demofraten, auch in ihren gemäßigteren Vertretern, 
jubelte Gamphauien und Hanlemann anfangs gerade aus dieſem 
Grumde zu und hinter ihr jtand einige Wochen lang wirflich die 
Maſſe des Volkes. Ihr waren die Minifter das Organ jenes 
nenen Derrichaftsprinzips, das bald als Volfswille bald als Volks— 

fouveränität dem politifchen Denken und Handeln der Mehrzahl 
ber Deutichen damals bewußt oder unbewußt zu Grunde lag. 
Diefe Leute erwarteten von Gamphaujen und Hanjemann nichts 
anderes, als daß fie, des Urjprungs ihrer Würde eingebenf, die 

Revolution als den Rechtsboden des mwiedergeborenen Vaterlandes 
anerkennen und aus dieſem Verhältnis die unumgänglichen Konſe— 

quenzen ziehen würden, Die Nevolution, lehrten fie, habe die 

fonjtitutionelle Monarchie geichaffen; freiwillig habe der Wolfs- 
wille bei der Ummälzung des Staates vor der Krone Halt gemadıt; 

dieſe beftehe fort, aber auch ihr Nechtsgrumd ſei jebt die Re— 

volution, der Vollswille. Die Minifter ftanden auf ganz anderem 

Boden. Wären fie zielbemußte Demofraten im Sinne ihrer Zeit 
gewejen, jo wäre der Regierung bei der eminent praftiichen Be- 
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fähigung ihrer beiden hervorragendſten Kräfte und bei dem völligen 
Mangel eines onjervativen Gegengewichts eine großartige, durch⸗ 
greifende Reformthätigkeit nicht jo ſchwer gefallen und dieſe wäre 

wohl fo lange von glänzenden Erfolgen begleitet gemejen, bis ber 

demofratiihe Rauſch dem mieberermadhenden Bemwußtiein eines 

monarchiſch gefinnten und fittlich gefunden Volfes wich. Jeden— 
falls Hätten die Minifter ſich längere Zeit hindurch von ben 

Wogen einer populären, begeifterten Strömung getragen gejehen. 

Eine ſolche Genugthuung ijt den preußifchen Märzminiftern 

nur in jehr beicheidenem Maße vergönnt geweſen. Sie jahen fidh 
in ihrem Wirfen durch nichts jo fehr gehemmt, wie eben durch die 

Thatſache, daß fie infolge einer Revolution ins Amt gelangt 
waren. So ſehr es fie auch befriedigte, daß das Ziel ihres 
Strebens, der freie Verfafjungsftaat, erreicht oder menigftens die 

Bahn für ihn frei gemacht war, fo tief beflagten fie, daß gerade 

der Weg zu ihm geführt Hatte, den fie unter allen Umſtänden 

hatten vermeiden mollen. 

Zwei Aufgaben waren es, deren Yöjung die Minifter mit 

ihrem Amte übernahmen: die Bändigung der Anarchie, die MWieder- 
aufrichtung der Herrichaft des Geſetzes auf der einen, die Sicherung 

und Durchführung der freiheitlichen Reformen auf der anderen 

Seite. So innig Freiheit und Ordnung miteinander verbunden 

find, jo ſchwer ift es, ihr Verhältnis feſtzuſetzen, wenn das richtige 

Gleichgewicht einmal geftört ift und in der eingetretenen Per- 
mwirrung ihre Anjprüche ſich gegenjeitig zu befämpfen jcheinen. 

Diejelben StaatSmänner, die bisher mit einer gewiſſen freudigen 

Unbefangenheit den Weg zur Freiheit und Reform gemiefen hatten, 
fanden jebt, ans Ziel gelangt, ihre Aufgabe erſchwert durch den 

Mißbrauch der Yreiheit und die Maplofigfeit ihrer Anſprüche. 

Bei jedem Schritt vorwärts war behutfam zu überlegen, ob unter 

den obmaltenden Perhältniffen die Autorität des Staates nicht 

noch mehr ins Wanfen geriet oder ob über der Eorge um die 

ftaatlihe Ordnung die berechtigten und notwendigen Reformen 
nicht zu kurz famen. Dieſe Bedenflichkeiten, unter denen ins- 

befondere Camphauſen ſchwer litt, haben zu einer Haltung geführt, 
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welche ben Entichievenen ſowohl unter den Freunden wie den 

Feinden der Freiheit, jehr bald als ſchwächliche Halbheit erichien; 
die einen fanden die Regierung zu lau, wo es fih um die Her- 
ftellung gejeßlicher Ordnung handelte, die anderen, wo es Die 
fonjequente umd jchleunige Durchführung der Reformen galt. 
Bot der Umſtand jchon genug Schwierigfeiten, daß die bis- 

berigen jahrelangen Gegner der Regierung plötzlich ſelbſt ans, 
Ruder gefommen waren, daß fie bei der Zerrüttung der Staats- 
autorität über faſt gar feine äußeren Machtmittel geboten und ſich 
auf die Geltendmachung ihres eigenen Anſehens beichränft jahen, 
welches jie gerade im Kampfe mit dem Gouvernement als Ber- 

fechter der Freiheit erworben hatten; daß fie von der einen Geite 
mit ebenjo übertriebenen, faljchen Erwartungen begrüßt, wie fie 
von ber anderen Seite mit zumächit jtillem, aber gründlichem Haß 
angefeindet wurden, — jo wurde die Schwierigfeit ihrer Lage 
noch durch einen anderen Umſtand vermehrt. Sie funden bei 

ihrem Amtsantritte eine durch vollendete Thatſachen geichaffene 

Rechtslage vor, die mit ihren politischen Überzeugungen im 
Widerſpruch ftand und die fie doc als gegebene Vorausjegung ihrer 
Kegierungsthätigfeit anerfennen mußten. Somohl Hanjemanns 
wie Camphauſens politifches deal mar eine StaatEverfafjung, 
welche die politiichen Rechte der Unterthanen nad; dem Maße des 
thatſächlichen Einfluffes auf den Staat und bes Intereſſes an der 
Erhaltung des Staates abftufte. Sie waren daher grundjähliche 

Gegner des allgemeinen Stimmrechts, deſſen Wirkungen fid; maf- 
volle Bolitifer damals beillojer und ftaatszerrüttender dachten, als 

es die Erfahrung jpäter betätigt dat. Das allgemeine und gleiche 
Wahlrecht und ähnliche Bewilligungen an die populäre demo— 

fratiiche Strömung traten fie aber als Erbjchaft des abgetretenen 
Minifteriums Arnim an. 

Das noch vor dem Ausbruch des Straßenfampfes in Berlin 

herausgefommene Patent vom 18. März wegen bejchleunigter Ein- 
berufung des vereinigten Landtages hatte in ganz allgemeinen 
Ausprüden die Verheikung einer Fonftitutionellen Berfafjung ent- 

halten. ‚Sofort nach dem Kampfe ward das ſtürmiſche Verlangen 



JJ 

laut, daß der König die Grundzüge der neuen Verfaſſung und 
die Art ihres Zuſtandekommens angebe, zumal die Perjönlichkeit 
des neuen Minifterpräfidenten Grafen Arnim feine hinreichende 
Bürgichaft für eine volfstümliche Ausführung des noch mit ber 
Unterichrift des alten Miniftertums Bodelſchwingh gezeichneten 
Verſprechens zu bieten jchien. Unaufhörlich wurbe der König mil 
Betitionen hejtürmt und von Deputationen heimgelucht, denen ihn 
Graf Arnim nicht zu entziehen wußte oder nicht entziehen wollte, 
Hatte ſich vor dem 18. März der allgemeine Wunſch auf Die 
baldige Einberufung des Vereinigten Landtages gerichtet, jo galt 
diefes Verlangen jet als durch die Ereignifje überholt. Faſt bie 
ganze ihrer Feſſeln plöglich entledigte Preſſe erflärte den Ver— 
einigten Landtag feiner ftändiichen Grundlage wegen für antiquiert 
und den vorgejchrittenen Demofraten galten auch die meijten 

jeiner gefeierten Redner nur als rüdjtändige Politifer, die das 
Vertrauen des Landes nicht mehr bejäßen. Man glaubte, daß 
unter dem Beirate des Landtages doch nur ein ganz unzureichen: 
des, reaftionäres Verfaſſungswerk zu ftande fommen fünne. Ver— 
langt wurde daher, der König jolle mit Umgehung des Landtages 
ein Wahlgejeb octroyieren und der auf Grund desjelben gewählten 
fonjtituierenden Verſammlung die Feſtſtellung der Verfaſſung über- 

laffen. Formell vom König berufen, würde die Verſammlung 
thatlächlich ihr Dajein und ihre Vollmacht dod nur auf bie 

Revolution, auf den Volkswillen gründen. 
In Zeitungen und Volksverſammlungen wurde diejes Thema 

täglich erörtert. Graf Arnim hielt dem gegenüber daran feit, 
daß die Nechtsfontinuität gewahrt werden müjje und der Ber- 

einigte Landtag nicht umgangen werden bürfe. Um aber eine 
Beruhigung der Gemüter zu erzielen, jo gab die Regierung einer 
Deputation der Städte Breslau und Liegnitz am 22, März einen 
Beicheid, welcher die geforderten näheren Beftimmungen über Die 

zukünftige Verfaſſung enthielt. Da hieß es, der König werde dem 
Vereinigten Landtage ein volfstümliches Wahlgeſetz zur Begut- 
achtung vorlegen lafjen, denn er beabfidjtige gemäß jeiner Ber- 
heißung einer fonjtitutionellen Verfaſſung „auf den breiteften 
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Grundlagen“ eine auf „Urmahlen gegründete”, alle Intereſſen bes 
Volles umfaſſende Landesvertretung herbeizuführen. Diejer würden 
dann Vorlagen über Sicherftellung der perjönlichen Freiheit, freies 
Pereinigungs- und Verſammlungsrecht, allgemeine Bürgermehr mit 
freier Wahl der Führer, Minifterverantwortlichfeit, Schwurgerichte, 
Unabhängigkeit des Richterftandes, Aufhebung der Patrimonial- 
GerichtSbarfeit — gemacht werden. Zum Schluß wurde noch das 
überraichende Verjprechen gegeben, das ftehende Heer auf Die neue 
Berfafjung zu vereidigen. Dieje formellen und offiziell veröffentlichten 
Beriprechungen des Königs, auf welche am 28. auch die Deputation 
der rheinifchen Städte!) verwiejen wurde, fchrieben der Regierung 

eine zunächſt unabänderliche Marjchrichtung nach links vor. Arnim 
bat jpäter freimütig zugegeben, dab die Zugeſtändniſſe freier 

Wahl für die Führer der Bürgerwehr und der Bereidigung des 
itehenden Heeres auf die Verfaſſung ſchwere, in der Übereilung 
begangene Fehler geweſen jeien,?) den übrigen Inhalt des Be 
jcheides vom 22. aber als vernünftig, durch die Sachlage ge 

boten und mit dem Beſtande monarchiich-fonftitutioneller Staats: 
einrichtungen wohl vereinbar verteidigt. Anerfannt muß werben, 
dat das Mlinifterium Arnim bei jeiner völligen Machtlofigkeit, 

um neuen Aufruhr zu verhüten, weitere, über die Verfündung 
vom 18. März hinausgehende Zulagen machen mußte, daß es 

den gegebenen Rechtsboden nicht verließ und daß Arnim der ehr- 

lichen Überzeugung war, nach dem Wortlaut der königlichen Ver- 
heißungen zur Vorlage wohl eines die Vertretung aller Intereſſen 
umd aller Klajjen des Volkes fichernden Wahlgejeges verpflichtet 
zu fein, feineswegs aber eines ſolchen Geſetzes, welches eine gleiche 
Vertretung aller nad) der Kopfzahl ſchuf. Er nahm für die ver- 
ſprochene Bolfsvertretung zwei Kammern in Ausficht. In der 
eriten jollten die Mitglieder der bisherigen Herrenfurie, noch an- 

dere Vertreter der Ariitofratie und des Grundbeſitzes, jowie Ab- 

georbnete der gelehrten Körperichaften und der Magiftrate der 

) © ©. 420. 
9 Arnim, Die Verheifungen d. 22. März. S. 51. — Arnim, ber bie 

Bereidigung des Heeres auf die Verfaffung, Berlin. 1849. 
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großen Städte fiten. Das altive Wahlredht für die zweite 

Kammer wollte er an die Bedingung eines irgendwie gearteten 

Grundbefites, eines Eintommens von mindeftens 200 Thlr. oder 

der Entrichtung von 4 Thlr. Direkter Staatsfteuer binden. Einen 
ſolchen Gejegentwurf arbeitete er für ben Vereinigten Yandtag aus. 
Stimmte dieſer demjelben bei, jo follte das Gejeß jofort in Kraft 

treten; die beiden Häuſer des auf der neuen Grundlage berufenen 

und gewählten Landtage® hatten dann über die einzelnen 

oraaniichen Geſetze zu beraten, die in den Berbeißungen bes 
22. März namhaft gemacht waren. Es bedurfte Dann feiner „Con- 

stituante“ und feiner völlig neuen Berfajiungsurfunde; das Neue 

ging auf dem Wege der Reform in der geſetzlich vorgejehenen 

Weile aus dem Alten hervor. 

Ein joldhes Verfahren und jolde Grundlagen der Berfafjung 
entipracjen an fich völlig den Anfchauungen der Konititutionellen 
vom Schlage Camphaufens und Hanfemanns. Entiprachen fie 

aber auch mwirflid, mie Arnim mähnte, den am 22. Mär 

verbürgten „breiteften Grundlagen“? War ein in zwei Kammern 

gegliederte Parlament, von denen nur die eine gemählt und zwar 

mit einem, wenn auch niedrigen, Zenjus gewählt war, eine aus 

„Urmahlen bervorgehende VollSvertretung”? Arnim hat beide Fragen 
anderthalb Jahre darauf in einer Verteidigungsichrift bejabt, und 
nur bedauert, das unbeftimmte Wort „Urwahlen” aus der Petition 

der Breslauer in den Beicheid des Königs berübergenommen zu 

haben. Es ift aber verftändlich, daß das Publikum diefen Worten 

fofort die allerweitefte Auslegung gab, welche ihre Deutung im 

Sinne Arnims völlig ausfhloß. Und in der Überzeugung, daß 
auch König und Minifterium die Worte vom 22. März nicht 

anders veritanden, mußte die öffentlihe Meinung dur alle 

übrigen Regierungsmaßregeln des Minifteriums Arnim bejtärkt 

werden. Die volllommene, willensſchwache Nachgiebigfeit gegen: 

über allen mehr oder weniger tumultuariihen Kundgebungen Des 

Volkswillens in diefen verhängnißvollen Tagen, der Umritt Des 
Königs am 21., die Freilaffung der polnifchen Hochverräter, Die 

Beltattung der gefallenen Nebellen, die Bewaffnung der Bürger, 
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das Verſchwinden aller Uniformen aus der Öffentlichkeit, die Ge 
mwährung der zügellofeften Preß- und Verfammlungsfreiheit, — 
alles das jtand jo jehr im Einflang mit einer Auslegung der 
föniglichen Verheifungen vom 22. März im Sinne der Demokratie, 
dab die Geltendmachung der Arnimjchen Deutung unzweifelhaft 
als ruchlofer Wortbruch des Königs empfunden worden wäre und 
ımberechenbare Folgen gehabt hätte. 

Nicht nur den Wortlaut der Verheißungen, jondern auch bie 
Gefamthaltung des abtretenden Minifteriums oder mwenigftens Die 
unter ihm gejchehenen Thatjachen hat Hanjemann dafür verant- 
mwortlid; gemacht, daß das Minifterium Camphauſen ein Verfahren 
einschlagen mußte, gegen welches es fich eigentlich jträubte. 

Am Abend des 28. März traten die Mitglieder des neuen 
Minifteriums noch vor jeiner förmlichen Konftituierung zu einer 
Beratung zuſammen. Über den Perlauf der Sitzung ift nicht 
mehr befannt geworden, als daß einige Mitglieder des Minifteriums 
vom 19. März an dem Arnimjchen Programm fefthalten wollten und 
daß über dieſer heißumſtrittenen Frage die Bildung des Minifteriums 
zu fcheitern drohte.) Das Ergebnis war aber doc die Annahme 
bes entgegengejegten Verfahrens, das Camphauſen und Hanjemann 
forderten und zu dem fie fi) durch die Mötigungen der 
vorhandenen Situation gezwungen jahen. Es jollte eine einzige 

Berfammlung zur Bereinbarung der Verfaſſung aus allgemeinen, 
gleichen aber indirekten Wahlen hervorgehen und ein entjprechen- 
des Wahlgefeg dem Vereinigten Landtage vorgelegt werben. 
Diefer hatte dann mit der nächſten Tagung jein Dalein zu 

beichliehen. 
Es war eine folgenjchwere Entſcheidung. Arnim hatte den Be- 

griff einer fonftituierenden Verſammlung gar nicht auffommen lafjen 
wollen, jondern ohne die Vermittelung einer joldhen die zufünftigen 
geſetzgebenden Körperichaften auf die durch das geltende preußifche 
Staatsrecht gebotene Weile ins Leben rufen wollen, alſo durch fönig- 
lihe Verordnung nah Anhörung der Stände. Seine Nachfolger 

m !) Arnim, Verheißungen d. 22, März. 



glaubten diefen Weg nicht mehr gehen zu können. Sie hielten eine 
vollftändig neu zu jhaffende Verfaſſungsurlunde — ——— 
für erforderlich und dieſe konnte nur im einer einzigen Ber 
jammlung beraten werden, wenn das Verfafjungswerf nicht der 
Gefahr des Scheiterns durch den Widerſpruch einer eriten Hammer 
ausgejegt werden jollte. Das Einfammerjyftem erſchien in biefem 
Falle durch die Natur der diefer Verfammlung geftellten vorüber- 
gehenden Aufgabe bedingt zu fein. — So itand denn bie 
preußiiche Monarchie, dieſes fetgefügte Werk einer Jahrhunderte 
alten Entwidelung, wirklid) vor dem in feinen Folgen unberechen- 
baren Experiment einer fonitituierenden Verſammlung. Mit diefem 
Worte verband damals die Mehrzahl der Menichen, in Erinnerung an 
die franzöſiſche Konftituante von 1789 und die belgiiche von 1830, 
den Gedanken jchranfenlofer Machtbefugnis. Den Gefahren einer 
jolchen Auffaffung begegnete das Minijterium freilich von vorn: 
herein, indem es das Wort „fonjtituierend“ mied, die Perein- 
barung, nicht die Feſtſetzung der PVerfaflung als Aufgabe ber 
Verfammlung bezeichnete und ſomit ber Krone, wenn Die Ver- 
einbarung mißlang, ihr volles Recht wahrte, Den Grundjag ber 
PBereinbarung und die aus ihm folgenden Konjequenzen jetzt ſchon 
mit Nachdruck zu betonen, jchien dem Minifterium allerdings mit 
Rüdficht auf die herrichende Aufregung wicht zeitgemäß zu fein. 

Als man erfuhr, das Minifierium werde feinen Zenſus für 
die Wahlen und feine erjte Kammer vorjchlagen, war die Genug- 
thuung darüber in den demofratilchen Kreiſen eine allgemeine, 
Die Volksbeliebtheit der neneingetretenen bürgerlichen Miniſter Titt 
zunächft auch nicht dadurch, daß fie an der Berufung des Ver— 
einigten Zandtages troß alles wüften und thörichten Gefchreies 
fefthielten; jelbit die Schroffheit, mit welcher Hanfemann dem Un- 
fug der Deputationen entgegentrat, jtörte die Zufriedenheit nicht. 
Die Kölner Bürgerdeputation hatte von den neuen Miniftern, ihren 
Zandsleuten, empfangen werden mollen. Die Leute mußten 
längere Zeit antichambrieren und äußerten gegen den zufällig an- 
wejenden Fürften Lichnowski ihre Verwunderung über dieje un- 
gewohnt rückfichtölofe Behandlung. Da öffneten fich die Flügel- 
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thüren, Hanſemann trat heraus und erklärte, die Bildung des 
Minifteriums jei an und für fich eine Garantie dafür, daß alles 
vernünftig zu Verlangende gewährt merden würde; die Miniiter 
aber jeien jehr beichäftigt und hätten feine Zeit viele Deputationen 

anzubören.') 
Auch hatte eine der erften Maßnahmen des neuen Minifteriums 

ben Zwed, die Perſon des Königs vor den Beläftigungen durch die 
Deputationen zu ſchützen und ihn der Notwendigfeit improvifierter, 
perjönlicher Antworten zu überheben. Der König ermächtigte die 
Minifter, die Deputationen von fid) aus mit einem Vorbeſcheid zu 
verjehen. Sie Ienften damit, wie es in einem jofort veröffent- 
lichten Berichte an den König hieß, das Mifvergnügen über ab- 
ſchlägige Antworten vom Throne auf ihre eigenen Häupter ab. 
Zugleich erflärten fie, daß fie die volle Verantwortung für alle 
Regierungsmaßnahmen der zufünftigen Volksvertretung gegenüber 
übernähmen. Erft jet war der König der unmittelbaren Ein- 
wirfung ber Straßenpolitifer, der Bolfsverfammlungen und der 
Klubs entzogen. In diejen Tagen ſiedelte der Hof auch nad) 

Potsdam über, was Arnim bis dahin zu verhindern gewußt 

Eine Überfülle veräntwortungsvoller Arbeit häufte ſich auf 
den neuen Finanzminiſter vom erften Tage jeiner Amtsthätigfeit an. 
Schon bei der Bildung des Minifteriums Arnim wurde eine neue 
Drganifation der Finanzverwaltung in Ausficht genommen. Die 
bisher koordiniert neben dem Finanzminifterium ftehenben Refjorts 
der Staatsjchuldenverwaltung, des Staatsichages und der Gee- 
handlung jollten dem inanzminifterium unterftellt werben; auch 
übernahm dieſes die Domänenverwaltung, welche bisher vom 
Minifterium des föniglichen Hauſes geleitet worden war. Dagegen 
jollte dem jo oft geäußerten dringenden Wunſche der Handelswelt 
entiprechend ein bejonderes Minifterium für Handel, Gewerbe, 
Sandmwirtichaft, öffentliche Arbeiten und Verfehrswejen vom Finanz- 

minifterium abgetrennt werben, Dieſe Neuordnung trat mit dem 

1) Gegenwart IIL, 179, 

MM 
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Amtsantritt Hanjemanns ins Leben. Für ihn bedeutete fie aber 

in den eriten Wochen eine gemaltige Mebrbelaftung, da erft 

am 17. April in feinem Freunde von PBatom!) eine geeignete 

Kraft für das HandelSminifterium gefunden war und Hanſemann 

bt8 dahin auch dieſes zu verwalten hatte. Es war nicht nur der 
Eifer des neuen Minifters, der die Arbeit in den Büreaus ber 

Finanzverwaltung jebt fo außerordentlich fteigerte. Kein anderer 
Vermaltungszweig wurde durch die praftiichen Erfordernijje des 

Tages damals jo fehr in Anſpruch genommen wie das Finanz- 

minifterium. Denn nirgends machten fich die verheerenden Wir: 

fungen der Unruhen und ber allgemeinen Unficherheit fo fühlbar 

mie auf dem Gebiete des geichäftlichen Verkehrs. Mit dem Be— 

ginne der Märzbewegung trat fofort eine allgemeine Stodung des 
Geldverfehrs ein. War der Mangel an Umlaufsmitteln ſchon in 
ben beiden legten „jahren empfindlich fühlbar geweſen, jo drohte 

das bare Geld jet ganz dem Berfehr entzogen zu werden. Der 

Kredit war ſchwer erſchüttert. Die öffentlichen Kafjfen und die 

Banfiers wurden plögli von Gläubigern und Kunden um ſo— 

fortige Rüdgabe ihrer Einlagen und um Realifierung ihrer Guthaben 

beftürmt. Wer fich glüdlich befriedigt jah, hielt fein Geld ängſt— 

lih in Gewahrjam oder vergrub es gar. Die Folge davon waren 

Falliſſemente in allen größeren Städten, die ihrerjeits wieder zum 

Ruin vieler anderen großen und kleinen Vermögen führten. Die 

Fabrikanten ftellten teilmeile die Arbeit ein, während die nun 

brotlofen Arbeiter dadurch erjt recht der fozialiftiichen Agitation 

verfielen, durch neue Unruhen und Exzeſſe die Krije noch weiter 

ausdehnten oder verichärften. Seit dem Tage jeines Amtsantrittes 
gingen bei Hanfemann von allen Seiten Geſuche um Staats⸗ 

hilfe zur Linderung der Not oder zur Abmwendung der äußeriten 

Gefahren ein. 

Am frühften und jchwerften bedroht war Köln, der Mittel- 

1) Der Präfes des Handeldamted von Rönne hatte, feiner unerquidlichen 

Stellung müde (S. S. 800), diefes Amt niedergelegt und war vorläufig zum 
Geſandten in Wafhington beftimmt. Das Handeldamt wurde aufgelöft; die 

Funktionen des Handeldrated gingen auf dad Staatdminijterium über. 
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punkt des vheinifch-weitfäliichen Geldmarftes, und mit ihm die 
ganze Induſtrie der weftlichen Provinzen, deren Gelbverfehr bei 

dem Mangel öffentlicher Krebitinftitute allein durch die großen 
Kölner Banfhäufer beforgt wurde. Bier jujpendierte am 29. März 
das Bankhaus Abraham Schaaffhaufen troh einer für normale 
Verhältniſſe feineswegs bejonders ungünftigen Gejchäftslage feine 
Zahlungen und drohte auch die andern Bankiers mit ins WVerberben 
zu ziehen. Eben hatte fich das Minifterium konftituiert. Da ging 
Hanjemann eine telegraphiiche Depeiche aus Köln vom Negierungs- 
präfiventen von Raumer zu, der die fofortige Überweilung von 
300000 Thalern zur Unterjtügung des wanfenden Hauſes forderte, 
um unberechenbares Elend von der ganzen Provinz abzumehren. 
Am jelben Tage, dem 29., wandten ſich die Kölner Häufer DOppen- 
beim, Herftatt und Stein in einer gemeinfamen Eingabe an ihn 
mit dem Begehren, dem Kölner Kontor der Preußifchen Bank ſo— 
fort zwei Millionen und ihnen auf ihren perjönlichen Kredit nr 
Hunberttaufend zu überlaffen. Es mwaren diejelben Häufer, deren 
geichäftliche Beziehungen zur Nheinifchen Bahn für Hanſemann 
eine Quelle unſäglicher Aufregungen und Sorgen gemwejen waren, 
und ihr Wortführer war derjelbe Abraham Oppenheim, der 1844 

Hanjemann aus ber Direftion der Nheiniichen Bahn verdrängt 
hatte. Damals waren die beiden Männer in bitterfter Feindſchaft 
voneinander geſchieden. Indeſſen hatte nach einigen Jahren 
wieder eine Annäherung jtattgefunden. jest nahm es Oppenheim 
auf ſich, perjönlich mit dem ehemaligen Feinde über die geeig- 

neten Maßnahmen zur Verhütung einer allgemeinen Yandesfalamität 
Rückſprache zu nehmen. Mod; vor Dppenheims Eintreffen in 
Berlin war die erfte Hilfeleiftung durd; das Finanzminifterium 
erfolgt. Schon am 31. März hatte das Kölner Bankkontor größere 
Geldnrittel aus dem Staatsſchatze erhalten, denen meitere Über- 
mweilungen folgten. Ein fürmlicher Bankrott des Hauſes Schaaff- 
haujen fonnte durch Permittelung des Handelsminifteriums mad) 
einer von Hanjemann eingegebenen dee vermieden werden. Das 
Geſchäft wurde derartig in eine Aftiengejellichaft verwandelt, daß 
die Gläubiger für den Betrag ihrer: Forderungen — über⸗ 

Bergengrün, David Hanſemann. 



nahmen und der Staat die PVerzinfung eines Xeiles des Aftien- 
fapitals (2150000 Thaler) auf eine Reihe von Jahren garan- 

tierte. Der Erfolg hat das Unternehmen glänzend gerechtfertigt. 
Der Schaaffhauſenſche Bankverein, deſſen Statut am 28. Auguſt 
1848 die fönigliche Beftätigung erhielt und deſſen erfter Präſident 
Guſtav Meviffen wurde, gehört noch heute zu ben blühenbften 
Geldinftituten Deutſchlands. 

Bitten und Klagen ähnlicher Art Tiefen aus allen Zeilen 
Preußens ein, häufig begleitet von Vorſchlägen zu mehr ober 
weniger gewagten Finanzerperimenten. Da galt e8 denn, lebens- 
rähige Unternehmungen zu unterftüben, brauchbare Anregungen 

nicht abzumeilen und doch allen gefährlihen Spekulationen ent- 
gegenzutreten. Überall mußte mit ebenjo weiſer Vorſicht wie 
großer Kühnheit und ftet3 reger Entſchlußkraft gehandelt werben, 
um in diejer Zeit der Kredit- und Erwerbslofigfeit den unendlich 
gefteigerten Anforderungen des Nugenblids geredit zu werben, 
Aufgaben, für die Hanjemann gerade der rechte Mann war. Außer 
den Nheinlanden litten bejonders ſchwer das gemerbreiche Schlefien 
jowie die Handels- und Induſtriewelt Berlins. Faſt täglich 
fanden Konferenzen mit hervorragenden Kaufleuten und Induſtriellen 
itatt, an denen auch Camphauſen eifrig teilnahm. ALS die wichtigfte 
Aufgabe der Regierung den Bebürfnifien der Geſchäftswelt gegen- 
über bezeichnete Hanjemann die Hebung und Unterftübung des 

Privatkredits jowie die Vermehrung der Umlaufsmittel. Zu dem 
Zweck wurde ſchon in den erften Tagen des April in Berlin die 

Gründung einer zweiten Disfontobanf angeregt und jpäter in 
Breslau eine folide jtädtifche Zettelbanf mit Beihilfe der Regierung 
ins Leben gerufen. Auch jonft jollten in größeren Orten Disfonto- 
und XLombardbanfen geichaffen werben, für deren Ausftattung 
Hanjemann jofort eine Million Thaler anwies. Die Preußiihe 
Banf erhielt zur Ermweiterung ihres Gejchäftsverfehrs 3 Millionen 

Thaler. Durch eilig und rechtzeitig ergrifiene Maßregeln, zum Teil auch 
durch direkte Hilfeleiftungen in Geftalt von Vorſchüſſen ift es thatſäch 
lich gelungen, den Ruin vieler Kaufleute und Fabrifanten aufzuhalten. 

Zu den Opfern aber, welche die Gejchäftsfrifis diefer Zeit 
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forderte, gehörte Hanfemann ſelbſt. Er war mit dem Geichäfts- 
betriebe der Firma Stoltenhoff und Kompagnie in Aachen, dem er 
den größten Teil feines Vermögens als Kommanbitär!) anvertraut 
hatte, nie recht einverjtanden gemejen. Eigentlich nur die Yort- 
feßung von Hanſemanns jolidem, gut gehendem Wollgejchäft, 
dehnte fie ihre Thätigfeit auch auf andere umfichere Branchen, 
namentlich ruſſiſches Getreide, aus und ließ fich außerdem in 
Spekulationen mit nicht voll gezahlten Aktien ein, die Hanfemann 
von jeher perhorresziert hatte. Diejem ftand freilich ein Ein- 
Ipruchsrecht zu. Er machte auch wiederholt von ihm Gebraud). 
Da aber die öffentlichen Angelegenheiten feine Zeit im Über— 
maß in Anſpruch nahmen, jo war ihm die erforderliche Kon— 
trolle des Gejchäfts unmöglich und er jah fi doch zur Nadı- 
giebigfeit genötigt, um Stoltenhoff nicht die Möglichkeit zur 
Miedereinbringung der Verlufte zu nehmen. Sofort nad) jeiner 
Ernennung zum Minifter ließ er Stoltenhoff die beftimmte 
Weifung zugehen, alle Spefulationsgejchäfte abzumideln, da dieſe 
ſich mit feiner hohen Stellung im Staate nicht vertrügen. Stoltenhoff 
verſprach auch demgemäß zu handeln; jeine Geichäftslage wurbe 

aber von Woche zu Woche ungünftiger; er erlitt enorme Berlufte 
und mußte im Juni 1848 liquidieren, wobei Hanſemann jeinen 
ganzen fommanditariichen Einſchuß und einige Meine Forderungen 

an ihn, im ganzen etwa 75000 Thlr., verlor. hm verblieb 
noch jein Anteil an der von jeinem älteften Sohne Adolf in Eupen 
geleiteten Tuchfabrif und jein Haus in Machen, das vorläufig zu 
ſehr ungünftigen Bedingungen vermietet wurde, nachdem feine 
Kamilie im April nach Berlin ins Hotel des Kinanzminijteriums 
übergefievelt war. Hanjemann ertrug den harten Schlag, der ihn 
in einer Zeit angejtrengtefter politifcher Arbeit und unausgejegter 
Aufregungen und Widrigfeiten traf, mit würbiger Faflung, jo jehr 
er ihn auch innerlich erregte und beunruhigte. Auf die Mitteilung 
Stoltenhoffs, daß der Bankrott unvermeidlich jei, antwortete er 
am 5. “uni: 

1) ©. ©. 281. 



ao al BON mern Be Babe ——— 

den Jahren 1846 umd —— ——— 
alles vermeiden müſſen, was mich ärgern fonnte, und deshalb nicht zeitig genug 

Beharrlichleit und Vorſicht fo bejorge, daß ich — 
hintenan ſetze, ja vernachläſſige. Deshalb werde ich mein Kommandit-Kapital, 
wie das Gejep es vorfchreibt, mit Reſignation verlieren, mic aber in teinerfei 
Verhandlungen oder Arrangement® mit den reditoren Ihres Geſchäftes ein- 
lafjen. Diefelben werden übrigens wohl ſämtlich jo billig fein, einzufehen, daß 
ich jetzt fo große und wichtige Staatsinterefjen wahrzunehmen habe, daß ich alle 
meine Kräfte nur diefen zuzuwenden die Pflicht babe.“ 

65 braucht bei einem Nüdblid auf Hanſemanns Vergangen- 
beit nicht erjt hervorgehoben zu werden, daß auch in dieſer für 
ihn als Staatsmann wie als Menjchen gleich jorgenvollen und 
jchweren Zeit in der That nur die Pflicht fein leitender Gedanke 
in Thun und Laſſen gewejen it. Gleichwohl haben jeine Gegner 
es nicht verjchmäht, inbiveft durch hämiſche Hinweiſe auf den 
großen Bermögensverluft jeine vollfommene Ineigennübigfeit in 
Zweifel zu ſetzen und ihm die Härte des Schidjalsichlages noch 
empfindlicher fühlen zu laſſen. — Die Ordnung jeiner Privat- 
angelegenheiten in pekuniärer Beziehung überlie darenau⸗ 
völlig ſeinem zweiundzwanzigjährigen Sohne Adolf. Ja, er 
fand in dieſem eine ſolche Stütze, daß er ſich ſeit dieſer 
um ſeine Geldangelegenheiten überhaupt nicht mehr zu kümmern 
brauchte und ſich bis an ſein Lebensende auf die Kenntnisnahme 
der ihm jährlich von dem Sohne vorgelegten Überſicht der Ver— 
mögenslage beſchränken fonnte. Dieſe beſſerte ſich übrigens bald. 

Hanſemanns Verluſte waren durch den. fommanditariichen Ge— 
winnanteil an der mit glücklichſtem Erfolg geleiteten Eupener 
Fabrik nad einigen Jahren wieder erſetzt. 

Die Mittel zur Beſtreitung der dringendſten auherordenilichen 
Bedürfniſſe des Staates bot zunächſt der Staatsſchatz. Hanſemann 
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fand in ihm 15 '/, Millionen Thlr. vor,') und er zögerte feinen 
Augenblid, dieje Barjummen im Kampf gegen die wirtſchaftliche 
Not der Zeit nutzbar zu machen. Aber es galt nicht mur das 
Nationalvermögen zu fchühen und das Erwerbsleben zu heben, 
ſondern jeder Blick in die Zukunft zeigte auch bie ſchwerſten Ge- 
fahren für die Staatsfinanzen. Während die Ausgaben unermeßlich 
zu fteigen drohten, das Papiergeld — die Kaſſenanweiſungen — 
majjenhaft zur Realijation in die Staatsfafjen zurüdftrömte, ſowohl 
die imneren mie die äußeren Verhältniſſe militäriiche Rüftungen 

erforderten und die Arbeitslofigkeit der unruhigen Maffen zu 
Ichleuniger Inangriffnahme von Staatsbauten drängte, gingen bie 
Steuereinnahmen in bedenflihen Make zurüd. Binnen kurzem 
mußten die Beitände des Staatsſchatzes erjchöpft fein, zumal wenn 
eine vollitändige Mobilmachung nötig werden jollte. Hanſemann 
entichloß fich daher dazu, dem Landtage auch eine Finanzvorlage 
zur Bewilligung außerordentlicher Kredite zu machen, obmohl die 
Regierung eigentlich den Landtag mit nichts andererm als dem 
Wahlgeſetz hatte beichäftigen wollen. Und zwar dachte er daran, 

in Rüdfiht auf die außerordentlichen Perhältniffe und die Kürze 
der ihm zur Verfügung ftebenden Zeit, die Ausarbeitung 

eines genauen Finanzplanes ausſchloß, fich die Ermächtigung zur 
Beichaffuna der erforderlichen Geldmittel nur im allgemeinen, ohne 
Nennung bejtimmter Summen, erteilen zu laffen. 

Unbedingt notwendig erſchien ferner ein jofortiger Steuer— 
nachlaß in den Städten durch Modifikation der Mahl- und 
Schlachtitener. Mit dem Verſprechen, in diefer Richtung zu wirken, 
hatte Hanſemann Aachen verlaſſen. Ähnliche Anträge gingen auch 
von anderen Städten bei der Negierung ein und die Gejegmwidrig- 
feiten wegen dieſer verhaßten Steuer mehrten fich in jo bebrohlicher 

Weife, daß auch ſchon das Minifterium Arnim die jofortige Be- 
rüdfihtigung der fo dringend verlautbarten Wünſche beabfichtigt 

1) Im Vereinigten Landtage von 1847 hatte Hanfemann den Barbeftand 
des Staatsſchatzes auf etwa 30 Mill. Thlr. geſchätzt. Im Wirklichteit betrug er 
Anfang 1847 191/, Millionen, von denen 41/4 Millionen im Laufe diefes 
Jahres für Moggenanläufe verwendet wurden. 



438 VII. Kapitel. 

zu haben jcheint.!) Eine umfafjende Steuerreform war in biefem 

Augenblide nicht möglich; fie erforderte jorgfältige Vorbereitungen 
und eine rubigere Zeitlage. Dagegen hielt Hanfemanı eine 
proviforifche Maßregel von fofort fühlbarer Wirkung für polttifch 
und volfswirtjchaftlich gerechtfertigt. Es follte durch fie ein weſent⸗ 
liher und berechtigter Grund zur Unzufriedenheit, —— — in 

einer Zeit der Arbeitloſigkeit, doppelt füh) Steuerüberbürbung 
der Arbeiterbevölferung in den größeren Städten, befeitigt — 
Am 4. April erſchien, begleitet von dem motivierenden Berichte 
des GStaatsminifteriums, die „provijorifche Nerordnung, die Auf- 
hebung der Mahliteuer und deren Erſatz durd eine Direfte Steuer 
betreffend“. Es murde den ſchlacht- und mahlfteuerpflichtigen 
Städten anheimgegeben, an Stelle der ftaatlichen Mahlftener — 
die Schlachtfteuer blieb unberührt — eine direfte Steuer bis zur 
Höhe von zwei Dritteln des bisherigen durchichnittlihen Mabl- 
fteuerertrages einzuführen. Diejer Betrag war als feites Kontingent 
an den Staat abzuliefern. Diejenigen Städte, welche die Mahl 
fteuer beibehalten wollten, erhielten das Recht, ein Drittel der— 

jelben zu ſtädtiſchen Zweden, insbejondere zur Steuererleichterung 
und zum Beiten der arbeitenden Klaſſen, zu verwenden. 

Wir fennen Hanjemanns Anfichten über diefen Gegenitand. 

Mas hier für alle mahl- und jchlachtitenerpflichtigen Städte der 
Monarchie angeordnet wurde, war im weſentlichen dasjelbe, was 

Hanjemann vorübergehend 1847 für Nachen eritrebt und erreicht 
batte. Die große Erleichterung beftand nicht nur im dem Steuer 

nachlaß an ſich, jondern ebenjofehr in der direften Erhebung ber 

Steuer, welche allein eine verhältnismäßig ftärfere Heranziehung der 
Wohlhabenden ermöglichte. Die beidehaltene Schlachtiteuer drückte 
die Armen am wenigſten, da nur bie wohlhabenden Bevölkerungs— 

Ichichten fich den unter allen Umftänden Eoftipieligeren Genuß des 
Fleiſches erlauben fonnten. Die proviforiiche Verordnung durfte 
aber auch als eine vorläufige Abjchlagszahlung auf die von dem 

Staatsminifterium im Ausficht geftellte Regulierung des ganzen 

1) Bgl. Dr. Fixitz) im Echo der Begenwart. Wachen. 1897. Nr. 697. 
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Abgabenmeiens betrachtet werden; denn es follte, wie es in der 
Begründung der Verordnung hieß, durch den Nachlaß eines 
Drittel von dem bisherigen Mahlfteuerertrage die Ausgleichung 
zmifchen dem mahl- und ichlachtiteuerpflichtigen und dem jo viel 
günftiger geftellten Flaffenfteuerpflichtigen Teile der Bevölkerung 
angebahnt werden. Radikal war die Maßregel feineswegs. Denn 
auch jet noch blieben die zur Klafjenftener herangezogenen Städte 
ben anderen gegenüber recht erheblidy bevorzugt und in den 
lesteren fam die Verordnung weſentlich aud; nur der ärmiten 
Bevölkerung zu ftatten. Der Verluſt für den Fiskus, nach Hanje- 
manns Überjchlag etwa ein Fünftel von der früheren Einnahme 
aus Mahl- und Schlachtiteuer zufammen, fam gegenüber der 
politiijhen und volfSwirtichaftlihen Notwendigkeit der Maßregel 

nicht in Betracht. Auffallen muß es, daß das Minifterium Camp— 
haufen trotz jeiner aufrichtig fonftitutionellen Geſinnung dieſe 

Stenerverordnung der nah dem Patent vom 3. Februar 1847 
erforderlichen Beratung durch die Stände dadurch zu entziehen 

wußte, daß es die zum Erfah der Mahlfteuer beitimmte bdirelte 

Steuer als Kommunalſteuer behandelte, ein mindeftens nicht ein- 

manbdfreies Berfahren. Aber die Minifter mochten wohl ihre 
etwaigen fonftitutionellen Bedenfen damit beſchwichtigt haben, daß 
fie es auf die Möglichfeit einer Ablehnung der unbedingt notwendigen 
Maßregel durch den Pereinigten Landtag nicht anfommen laſſen 
durften, deſſen Mitglieder im vergangenen Jahre über die Mahl- 
und Schladhtfieuer jehr geteilter Meinung gewejen waren. Es mag 
gleich hier bemerft werden, daß Hanſemanns proviſoriſche Mahl- 

fteuerverordnung bis 1851 in Kraft geblieben if. Dann wurde 

die Mahliteuer, als eine umfafjende Steuerreform nicht zu ftande 
fam, in den Städten, melde fie durch eine direkte Steuer erjeht 

hatten, wieder eingeführt; ihre Ermäßigung um ein Drittel aber 
blieb bis zur endgültigen Bejeitigung der Mahl- und Sclacht- 
fteuer i. J. 1875 beitehen. 

Am 2. April wurde der zweite PBereinigte Yandtag der Mo- 
narchie durch Gamphaufen als föniglichen Landtagskommiſſar er- 
öffnet. Der gewaltige Wandel ber Zeit trat den Ständen in 
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rer der Perſonen —— vor Run: ——— 
des 

einem 

heftig befämpit hatten. Die Neitöfragen, über welche man damals 
geftritten, hatten jet jedes praftiiche mterejje verloren. Ohne 

war nichts mehr von jener Eiferſucht zu ſpara 
ihr Recht gehalten hatten, und nichts mehr von bem Bebürfnis, ihre 
Kompetenzen erweitert zu ſehen. Nach einigen ernſten, gemeſſenen 
Begrükungsworten verlas Camphauſen die königlichen Propofitions- 
defrete mit den Entwürfen eines MWahlgejeges für die zur Verein 
barung der Staatsverfajjung einzuberufende Volfsvertretung und 
eine Verordnung „über einige Grundlagen der künftigen preußifchen 
Verfaſſung“. Das Wahlgeſetz jchrieb für die Teilnahme an ber 
Wahl der Wahlmänner als Altersgrenze das 24. Lebensjahr, für 
das paifive Wahlrecht zum Abgeordneten das 30. Yebensjahr vor. 
Die Berordnung „über einige Grundlagen der Berfafjung” gewährte 
ſchon jetzt vollitändige Preffreiheit und freies Verſammlungsrecht 
in gefchlofienen Räumen, bejeitigte die Ausmahmegerichte für 

Staatöverbredden und ftellte die durch das Disziplinargejeh von 
1844 gefährdete Unabhängigkeit der Nichter ſicher. Schließlich 
feste die Verordnung noch feit, daß die zu vereinbarende Ber- 
faffung den fünftigen Volfsvertretern jedenfalls die Zuftimmung 

zu allen Geſetzen und zur Feititellung des Staatsbudgets ſowie 
bad Steuerbewilligungsrecht gemährleiften folle. 

Wieder war es Bederath, der, wie vor einem Jahre, mit ber 
Abfafjung einer Adrefie an den König beauftragt wurde. Noch 
in derjelben Sitzung vorgelegt, zählte die Adreſſe die Bewilligungen 
des Königs auf und gab der Freude der Stände über jie Ausdruck. 
An ihre Verlejung knüpfte Graf Arnim eine Verteidigung jeiner 

furzen aber folgenjchweren Thätigfeit al$ Minifter. Im Vergleich 
zu der vorjährigen war diefe Adreßdebatte matt und geichäfts- 
mäßig. Nur ein Rebner mußte der großen Empfindung, die ihn 

bewegte, freilich einer anberen als der in der Adreſſe fundgegebenen, 
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den entiprechenden ergreifenden Ausdrud zu geben. Es war 
Bismard, der gegen die Dankadrejie ftimmte und mit der Trauer 
über den Sturz des alten Preußen, auf deſſen Sarg die Krone 
jelbit bie Erde geworfen habe, nicht zurüdhielt. Won der großen 
fonjervativen Partei des eriten Landtages waren er und Thadden- 
Triglaff die einzigen, die fih auch jet noch freimütig zu den 
alten Grundfägen befannten. So jehr hatte der Zuſammenbruch 
des Abjolutismus auch jeine Anhänger um den Stolz und die 
Sicherheit ihrer Haltung gebracht, daß fie jogar das allgemeine 
Wahlrecht und die anderen liberalen Propofitionen als etwas 
Selbjtveritändliches hinnahmen, ohne einen grundjäglichen Wider- 
Ipruch zu wagen. Alle jtanden unter dem Eindrud, daß biejes 
Miniiterium der legte Rettungsanfer des Staates und alles aus 
dem Wege zu räumen jei, was jeine Stellung ſchwächen fönnte. 
Sp wurden denn die Berfajjungsvorlagen fait einftimmig ange- 
nommen. Nur ſah ſich der Landtag veranlaßt, nach dem Gutachten 
ber vorberatenden Abteilung dem Wahlgejeg eine jehr wichtige 

näbere Beltimmung über die Aufgaben und die Kompetenz ber zu 

wählenden Berjammlung binzuzufügen. Nach der Vorlage der 
Regierung hatte die fünftige Berfammlung lediglich die Verfaſſung 
zu beraten. Da der Vereinigte Yandtag nicht mehr einberufen 
werben jollte, jo hätte es bis zur Bildung der definitiven Organe 

der neuen Verfaſſung an einem geſetzmäßigen Körper für die Be- 
willigung von Steuern und Anleihen gefehlt. Es wurde daher von der 
Abteilung beantragt, die bisherigen reichsitändijchen Befugniſſe des 
Zandtages auf die Verfammlung zur Vereinbarung der Berfafjung zu 
übertragen, und die Minifter erflärten fic mit einer jolden Bejtimmung 
völlig einverftanden. Unmöglich fann das Minifterium dieje Lücke 
in feinem Entwurfe überjehen haben. Es ift daher wahricheinlich, 
dab abjichtli die NAusfüllung derjelben dem Yandtage über- 

lajfen wurde. Alle Erfahrung hatte gelehrt, daß eine jogenannte 
fonftituierende Verfammlung bei ihrer eigentlichen Aufgabe nicht 
itehen zu bleiben pflegt und gerade aus ber Unbeftimmtheit ihrer 
Befugnis neben der ihr naturgemäß eigenen, außerorbentlichen 
Autorität um fo leichter den Anfprudy auf unbedingte Geltung: 
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auch in Yinanz- und Vermaltungsangelegenheiten berleitet. Indem 

nun der preußilchen Konftituante ausdrüdli nur die mageren 

Rechte des Vereinigten Landtages beigelegt wurden, gewann die 
Regierung eine rechtlih unanfechtbare Handhabe, um nötigenfalls 
ein Übergreifen der Verſammlung auf das Gebiet der Verwaltung 
zu verhindern. Das Ddium diejer Beichränfung fiel aber auf den 

Landtag und nicht auf die Regierung. Die andere in der Bor: 

lage gleichfalls offen gelafjene Frage, wie der Begriff der Verein⸗ 
barung zu fallen ſei und was zu geichehen habe, wenn fie miß- 

linge, wurde aud; von den Ständen mit Mugem Takte unberührt 

gelafjen, jo nahe ihre Erörterung im Zulammenhang der ganzen 

Berfaffungspebatte gelegen hätte. | 
Die Finanzvorlage ging dem Yandtage erit in der zweiten 

Sigung am 4. April zu. Hanfemann begründete fie in längerer 

Rede, welche ſachlich und Mar die wirtichaftliche Notlage der Be- 

völferung, ſowie die gefteigerten Bedürfniffe der StaatSverwaltung 
bet Abnahme ihrer Einfünfte ſchilderte. Zugleich machte er unter 

fcharfer Betonung, daß zu den neuen Grundfägen der Berfafjung 

mie die Sleichheit vor dem Gelege fo auch die gleichmäßige Be- 
fteuerung aller Staatsbürger gehöre, Mitteilung von ber foeben 
ohne Mitwirkung des Landtages erfolgten Verordnung über Die 

Mahliteuer. Weitere eingehende Aufichlüffe über den Stand der 

Staatsfinanzen und die Verwendung der zu bemilligenden Mittel 
gab Hanlemann im Finanzausichufle. Hier erhielten die Stände 

zum eritenmal genaue Angaben über die im Staatsſchatz vor- 

handenen Mittel. Das königliche Bropofitionspefret forderte Die 

Ermäditigung, „daß unter der PVerantwortlichfeit des Minifterii 

gegen die zunächſt zuiammenfommende Bolfsvertretung die zum 

äußeren Schuß der Monarchie ſowohl als zur Wiederherftellung 

des Kredits und zur Aufrechterhaltung der Induſtrie erforderlichen 

außerordentlichen Geldmittel” durch Steuererhöhungen oder An- 

leihen beichafft werden dürften. ine ſolche Bewilligung wäre die 

Kundgebung unbeichränften Vertrauens geweſen. Darauf mollte 

der Ausſchuß begreiflicherweie nicht eingehen und auf feinen 

Wunſch begrenzte Hanjfemann die Forderung auf die Beichaffung 



von 15 Millionen Thaler an barem Gelde und auf die Übernahme 
ftaatlicher Garantien zur Belebung des Kredits bis zur Höhe von 
25 Millionen. Der Ausihug empfahl die Bewilligung. In der 
legten Sigung des Plenums, am 10. April, ftand fein Gutachten 
auf der Tagesordnung. Ein ernitlicher Widerjprudy wurde nicht 
erwartet. Da erhob fid; Bismard und griff in einer der Form 
nach meiiterhaften Philippifa das ganze neue Regierungsſyſtem, 
insbejondere aber den Finanzminifter auf3 jchärffte an. 

Schon auf dem eriten Vereinigten Landtage war Bismard 

gerade gegen Hanſemann mit befonderem Eifer in die Schranken 

getreten. Ihn trieb dazu nicht allein eine prinzipiell andere po» 
fitifche Gefinnung und nicht nur eine abweichende Anficht in dieſer 
und jener zur Beratung ſtehenden Frage; er handelte und redete 

vielmehr als echter märfijcher Junker in inftinktiver Abneigung 
gegen das ihm fremde Wejen der rheinijchen Liberalen, die Einfluß 
auf jein von dem Blute preußifcher Edelleute gedüngtes Land und 
den von ihnen geichaffenen Staat zu gewinnen begannen; er war 

in jener Stimmung, melde ihm den Untergang aller großen 
Städte durch eine Weltfataftrophe als fein jonderlicd; beklagens— 

wertes Ereignis erjcheinen lieh. Die Märzereigniffe vermundeten 

aufs tiefite jeinen Stolz und jein patriotifches Gefühl. Nun war 

bie ihn jo unfympatiihe und unverftändlihe Welt der Stäbter, 
ber Liberalen, der Rapitaliften zur Herrichaft gelangt und fein 

ganzer Groll wandte fich gegen die neuen Minifter, welche über 

dem Grabe einer ihm teuern Vergangenheit das Giegespanier der 
neuen Zeit bißten. Wie Hanfemann aber das alte Syſtem am 

rücfichtsfofeiten befämpft hatte, wie er die fignififantefte Perfön- 

lichfeit unter den Vertretern dès Bürgertums war, jo galt Bismards 
Angriff auch vornehmlich ihm. Es muß Hanfemanns ganzes Auf- 
treten im erjten Vereinigten Landtage aber doch einen nachhaltigen 

Eindrud auf ihn gemacht haben. Er hatte Hanjemannd Worte 
und Argumente gut im Gedächtnis behalten und juchte ihn jetzt 
mit jeinen eigenen Waffen zu ſchlagen. Denjelben Vorwurf, den 

Hanjemann der damaligen Finanzverwaltung gemacht hatte, be- 
fam er num von, feinem Gegner zu hören. 



444 VI, Rapitel. 

Bismard bedauerte «8, dak dem Vereinigten Yanbtag zu 
mutet worden jei, in demſelben Nugenblide, wo er in das Me 
der Vergeſſenheit gejtürzt werden ſolle, fich noch mit dem % 
fteine einer Bewilligung von 40 Millionen zu belaften, und 
mängelte, daß die Bedürfnisfrage nicht Flar geftellt worden 
„Das geehrte Mitglied des vorigen Yandtags, welches damals Die 
Stadt Nachen vertrat, jagte: er halte es für die erfte Pflicht einer 
itändijchen DVerfammlung, da wo es fih um Geldjachen handelt, 
es jehr genau zu nehmen. ch alaube, dak wir uns von dieſer 
Pflicht nicht um ein Haar weiter entfernen dürfen, als die Not- 
wendigfeit erfordert. Ich erinnere Sie daran, daß uns damals 
auf diefer Tribüne ein dünnes Heft als das preußiſche Budget 
vorgelegt und dies mit anderen umfangreicheren Budgets in eine 
nachteilige Vergleichung geitellt wurde. est wird von uns über 
das Budget hinaus die Bewilligung einer dem Budget faft gleich— 
fommenden Summe verlangt auf Grund eines Bogens Papier, der 
nur allgemeine Andeutungen und runde Millionen enthält.” Es 
fehle jede Angabe über die Art, wie das Geld aufgebracht werben 
jolle; man verlange vielmehr die Übertragung einer in Steuer- 
ſachen diftatoriichen Gewalt auf das Minifterium. Unummunden 
erflärte er, warum er fich zu dieſen Miniftern fein Herz faſſen könne 
Die neuejten Afte der Finanzverwaltung rechtfertigen die Be— 
fürchtung, „daß das leitende Syftem ber Finanzen die Zuftände 

des Waterlandes mehr durch die Brille des Induſtrialismus auf- 
faßt, als mit dem Flaren Auge des Staatsmannes, der alle Inter- 
ejlen des Landes mit gleicher Unparteilichfeit überblidt”. Die Ver— 

wendung der aufgebrachten Mittel werde überwiegend ber Induſtrie 
umd dem Geldverkehr der größeren Städte zu gute fommen; Die 
Laſten hätten das platte Land und die feinen Städte zu tragen. 
In diejer Bermutung bejtärfte ihn nichts jo jehr wie die neue Mahl- 

iteuerverordnung. Er fand eine Zeit des Nüdganges der Staats- 
einnahmen für einen Steuernadhlag. am allerwenigften geeignet und 
vermochte der Verordnung feinen anderen Grund zu unterlegen 
„als den einer captatio benevolentiae für den die größeren Städte 
beberrichenden Zeitgeift“. Weder die ungerechte abjolute Benad- 

E23 
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teiligung der mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Bevölkerung, noch 
die ſchwere relative Überlaftung der unteren Klaffen innerhalb 
jener machte auf Bismard den geringſten Eindrud. Die That- 
ſache, daß die Wirfung der Verordnumg vor allem in den großen 
Städten zur Geltung fommen werde, genügte ihm, fie als ungerechte 
Begünftigung der großen Städte von Grund aus zu verdammen. 
Jede große Stadt als ſolche, ohne Rüdficht auf die ungeheure 
joziale Verjchiedenheit ihrer Bewohner, auf den Gegenſatz der 
wenigen Reichen und der Maſſe hilfsbedürftiger Armen, war ihm 
ein jelbftjüchtiger Feind des platten Yandes und ber fleinen Orte. 

Gegen diejen Feind, der im Dienfte der Induftrie und des Handels 
itand, der der Herd des LiberaliSmus und der Revolution war, 
richtete fich fein Zorn mit der ganzen Einjeitigfeit des jeine Inter— 
eſſen bedroht jehenden fonjervativen Agrariers. Die 15 Millionen 
wollte er nur bemilligen, wenn ein genauer Plan für ihre Auf- 
bringung vorlag; die Garantiefumme von 25 Millionen für ge- 
mwerbliche und fommerzielle Unternehmungen aber lehnte er unter 

allen Umftänden ab, weil „damit doch nichts weiter geichehen 
würde, als dieje oder eine geringere Summe dem Vermögen ber 
Steuerpflichtigen zu entziehen, um fie in den bodenlojen Brummen 
der Bedürfniffe einer wankenden Induſtrie zu ſchütten.“ 

Solche Übertreibungen im einzelnen zu widerlegen hielt 
Hanjemanı nicht für nötig, Auf die Angriffe feines feurigen 

Gegners erwiderte er, daß er die Offenheit, mit ber fich derjelbe 
gegen das Minifterium und insbejondere den Finanzminiſter er- 
färt babe, ehre. „Es ift jehr natürlich“, meinte er, „daß das 
verehrte Mitglied und ich politiiche Gegner find, und ich babe 

nicht das geringfte dagegen einzuwenden.” Bismards Verſuch, 
die Grundſätze des früheren Abgeordneten mit denen des Minifters 
Hanjemann in Gegenjab zu bringen, parierte er mit dem Hin— 

weis auf die außerordentlichen Berhältniffe, die ein auferordent- 

liches Vertrauen erfordern; babe der Landtag dieſes Vertrauen 

nicht, jo würden die Minifter ihre fonftitutionelle Pflicht zu erfüllen 
willen. „Wenn das verehrte Mitglied geglaubt hat, es würde 
num ein gewijler Induſtrialismus bei den Miniftern herrſchen, nicht 
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die Norm des StaatSmannes befolgt werben, fo babe ich Darauf 
nur zu erwidern, daß es dem geehrten Mitgliede wie jedem anderen 
freifteht, fie nicht für gehörige Staatsmänner zu halten. Alles 

das löft fi auf in das Botum der Majorität der Berlammlung.“ 

Der Beihuldigung, einjeitig die Interefien der großen Stäbte im 
Auge zu haben und fie auf Koſten der Heinen wie des platten 
Landes zu bevorzugen, hielt er nur die Berechnung entgegen, daß 

auch nad) der neuen Mahliteuerverordnung auf den Kopf der 

ſchlacht- und mabhliteuerpflichtigen Bevölferung noch immer 40 Sur. 

gegen 16’), Sgr. auf den Kopf der flajienfteuerpflichtigen fallen 
würden und daß es fi um einen unabmweislichen Aft der Klugheit 
und Gerechtigkeit handele. 

In der ;yinanzabteilung des Landtags hatte Hanjemann bei 

der Kürze der ihm zu Gebote ftehenden Zeit noch nicht angeben 
fönnen, auf welchem Wege er die 15 Millionen Thaler aufzu- 

bringen gedenfe, ob durch eine neue Steuer oder durch eine An- 
leihe, und in welcher Form die 25 Millionen Garantien zu gemähren 
fein würden. Sept ſprach er die beftimmte Hoffnung aus, daß bis zum 

Zufammentritt der neuen VBolfsvertretung die Erhebung außerordent- 
licher Steuern und die Aufnahme von drüdenden und unvorteil- 

haften Anleihen vermieden werden fönne; die Garantien würden aber 

im weſentlichen dazu dienen, die Zirfulationsmittel im Lande zu ver- 

mehren; 10 fönne der Staat 3. B. Die von privaten Kredit⸗ 

afjoziationen ausgegebenen Papiere für gemiile Steuern bis zu 

einem bejtimmten Betrage in Zahlung nehmen und in diefer Form 

die Garantie leiften und eine Unterjtügung gewähren. Zum Schluß 

forderte er die Ständemitglieder mit warmen Worten auf, daß ein 

jeder bei der Rückkehr in die Heimat, foviel es feine Vermögens- 

verhältnifte erlauben, in gewohnter Weile lebe und daburd ein 

Beilpiel des Mutes und des Vertrauens gebe, die Vermögenden, 
deren Thun maßgebend für viele andere fei, dürften fich jebt nicht 

aus Angftlichkeit zurüdziehen, bloß jparen und von ben jolideften 
Bankhäuſern das anvertraute Geld egerade in dieſer Zeit zurüd- 

fordern. Dann aber folle ein jeder in feinem Kreiſe für die Er- 

kenntnis wirken, daß Die Freiheit in Preußen nur zugleidy mit 
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der Ordnung feit begründet werden fünne, daß jede Gemalt- 
thätigfeit vor allem die ſchon ohnehin jchwere Lage des Arbeiter- 
ſtandes verjchlimmere. 

Hanjemanns anſpruchsloſe und jtreng jachliche Nede machte 
einen trefflihen Eindrud. Sie gewann Diejenigen für bie 
Regierung, welche an dem Mangel eines bejtimmten Finanz- 
planes Anſtoß genommen hatten. Ein ſolcher war zwar auch jegt 
noch nicht vorgelegt, aber doch die Richtung angedeutet, in weldjer 

ſich die Finanzmaßregeln der Regierung bewegen würden. Por 
allem war Binde gewonnen, jo ſchweren Anſtoß auch fein jtändilch- 
ariftofratiiher Sinn an der Art, wie die fonjtitutionelle Frei— 

beit in Preußen begründet werden foilte, nahm. In einer mächtigen 
Rede forderte er die Verfammlung auf, Vertrauen zu den Miniftern 

zu faflen und das Geforderte zu bemilligen. „Es handelt fich,“ rief 

er aus, „nicht bloß um die Eriftenz des Staates, es handelt fidy 

zugleich um die Geltung Preußens in Deutfchland, um eine würdige 
Stellung im Deutihen Bunde. In Darmitadt ift in einer halben 
Stunde und in Stuttgart in ebenſo furzer Zeit ein Vertrauens- 
votum erteilt. Soll Preußen geringeren Patriotismus bemeijen? 
Soll der lette Landtag nicht mit Ehren jeine Tage beichließen?” 

Die Zwedmäßigfeit des von der Regierung eingeichlagenen Weges 
leuchte ein. Werde das Bertrauenspotum verjagt, jo wiſſe er nicht, 
welcher der geehrten Redner fich in der Lage befinden würde, ein 

neues Minifterium zu bilden. „ch babe niemandem zu nahe treten 
mollen,“ jchloß Binde, „aber ich darf jagen, daß wir allen Grund 
haben, uns Glüd zu wünſchen, daß im diejer verhängnisvollen Zeit 
es Männer gegeben hat, die ihrer politiichen Meinung nach ſich in 
ber Lage befanden, dieje Pläge einzunehmen, und die Mut und 

Charakter hatten, diejes große perjönliche Opfer dem ganzen Yande 
zu bringen. (Bravo!) Dieje Männer find auch auf Dornen, nicht 
auf Rojen gebettet; erhöhen wir nicht die Schwierigkeit ihrer Stellung, 
ichenfen wir ihnen Anerkennung und Vertrauen. Ein jedes Mip- 
trauenspotum würde ich als einen Verrat des Vaterlandes erfennen. 
Ih ſtimme für das Minijterium!" 

Bindes Erfolg war durchſchlagend; ftürmijcher, lang anhaltender 



Beifall jotgte jeinen ZBorten, der ſich nach lutzer zau 

unterbrodjen werben mußte. Dann ſchritt man zur Abſtim ei 
wie der Marjchall mitteilte, eine an he — — 
jorität für die Bewilligung ergab. Niemand dachte daran, eme 
gierung wegen der ohne Mitwirkung des Landtages in Kraft ge- 
tretenen Mahlfteuerverordnung, wofür von allen Rednern nur 
Bismard ein Wort de3 Erftaunens gehabt hatte, zu interpelliere 
Thadden-Triglaff wollte noch das Wort ergreifen; er wurde durch 
die anhaltende Aufregung am Sprechen verhindert. Nach einem 
Hoc; des Marfchalls auf den König ſchloß Camphaufen den zweiten 
und legten Vereinigten Yandtag, der im ganzen nur vier Sitzungen 
abgehalten hatte. | 

Auch die Neugeftaltung Deutichlands war diejesmal offiziell 
in den Gejchäftsfreis der Stände getreten. Am 30. März hatte 
der Bundestag die deutichen Regierungen aufgefordert, „auf ver- 
faffungsmäßig bejtehendem oder jofort einzuführendem Wege” 
Wahlen von Nationalvertretern anzuordnen, „um zwilchen den 
Negierungen und dem Volke das deutiche Verfaſſungswerk zu ſtande 
zu bringen“. Demgemäß murde die Dreiftändefurie durch Fönig- 
liches Propofitionsdefret vom 3. April erjucht, die Wahlen ber 
113 auf Preußen entfallenden Vertreter (ein Abgeordneter auf 
70000 Seelen) in gejonderten Provinzialverfammlungen zu voll- 
ziehen. Das geſchah im Laufe der folgenden Tage. Unter den 
25 rheinländifchen Nationalvertretern befanden fich auch die beiden 
mit Acclamation gewählten Minifter Camphauſen und Hanjemann. 
Die Vornahme der preußiihen Wahlen „auf dem verfaflungs- 
mäßigen Wege”, während der Beſchluß des Bundestages den Ne 
gierungen auch jedes andere Wahlverfahren frei ftellte, iit dem 
Minifterium Camphauſen mit vollem Rechte als unflug und infon- 
jequent zum Vorwurf gemacht worden. Es war ja Har, daß bie 
preußifchen Abgeordneten zur deutichen Nationalverfammlung in 
eine üble Stellung geraten und ein minderes Anjehen haben mußten, 

wenn fie nicht wie die übrigen WVolfsvertreter aus allgemeinen 

Wahlen bervorgingen, jondern ihr Mandat nur von dem alten 
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Ständen und zwar in demjelben Momente empfingen, in dem auch 

im Preußen das ftändijche Prinzip für immer bejeitigt wurde, Go 
war denn die Entrüftung des deutjchen Publikums über diejen 
„renftionären“ Streich des Minifteriums eine allgemeine und ebenjo 
allgemein die Genugthuung, als die Wahlen auf Grund eines 
neuen Bundestagsbeichluffes annulliert werden mußten. Denn 

mittlerweile war das von dem Siebenerausjchuß der Heidelberger!) 
einberufene jogenannte Vorparlament in Frankfurt a. M, zufammen- 

getreten und ſprach den Grundjah aus, daß die Wahlen allgemein 
zu jein hätten und auf 50000 Seelen ein Abgeorbneter fallen 
müſſe. Der Bundestag, eingejchüchtert und der Autorität der 600 in 
Frankfurt verjammelten Bollsmänner gegenüber willenlos, bob 
darauf am 7. April den Beihluß vom 30, März auf und nahm 
in einer neuen Weijung an die Regierungen den Grundiab des 
Vorparlamentes an. Es mochte den preußiichen StaatSmännern 
bejchämend genug jein und fie hart anfommen, die Zuftimmung des 
Landtages zur Nichtigkeitserflärung der eben vollzogenen Wahlen 
zu erbitten, im legten Grunde doch auf Befehl einer Verſammlung, 
die ſich auf den revolutionären Grundſatz der Volfsjouveränität 

ftügte. Es blieb indefjen nichts anderes übrig und der Landtag 
erflärte ſich damit einverftanden. 

Die Wahlen zu der preußiichen und zu der allgemeinen 
deutichen Vollsvertretung wurden nun für die erite Maimoche ausge- 
ichrieben. Bis dahin hatte die Regierung aber noch mand) heftigen 
Strauß zu beitehen. Die Entrüftung der Straßenpolitifer über 
das indirefte MWahlverfahren, die einzige Einjchränkfung, welche die 
Allgemeinheit der Wahlen erfuhr und die nad) dem Bundestags: 

beihluß auch für die deutiche Nationalvertretung zuläffig war, 
fannte feine Grenzen. Die Agitation für direkte Wahlen wurde mit 
allen Mitteln betrieben. Auch aus den Rheinlanden gingen Hanje- 
mann von jeinen Freunden die beumruhigendften Nachrichten über 
die wachſende Aufregung zu. Selbft tapfere Xeute von unzmweifel- 
baft monarchiicher und preußifcher Gefinnung verloren jo jehr den 
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und Erbarbeiter aus der Stabt und den Bororten. Am 19. ging 
Hanjemann eine Denunziation zu, nad welcher es im Werfe war, 
falls am 20. birefte Wahlen nicht zugeftanden würden, die Nepublif 
und die Abjegung aller Minifter mit Ausnahme Hanjemanıs aus 

die den ganzen Tag über unter Waffen waren, ſowie Spaltungen 
unter den Demagogen jelbft, vereitelten jchließlich die Anfammlung 
größerer Mafjen. Statt der erwarteten 60000 erjchienen nur 
1500 Mann auf dem Aleranderplah, die ſich nad) einigem Warten 
wieder verliefen. Als der gefürchtete Tag vorüber war, konnte die 
Regierung etwas aufatmen. Dabei aber blieb e8, daß fie vom 
guten Willen der Bürgerwehr abhängig war. Über eigene, zu ihrer 
alleinigen Verfügung ftehende Kräfte gebot fie nicht. 

Diejes Gefühl der Ohnmacht und der Ungemwißheit hat mit dazu 
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beigetragen, dem Minifterium Camphauſen den Stempel der Un— 
frudhtbarfeit und Unthätigfeit aufzuprägen, durch melde es jehr 
bald einen Teil der ihm von den Mittelparteien anfangs reichlic) 
entgegengebrachten Sympatbien mieder einbüßte. Die Exrtremen 
von der rechten und linfen Seite ſtanden dem Minifterium von 
vornherein teils grollend teild in offener Feindfeligfeit gegenüber. 
Die Liberalen, in Anfihten und Forderungen erheblich nach links 
gerüdt, erwarteten von ihren am Ruder fitenden Parteihäuptern 
eine Fülle reformatorifcher Thaten, für die uun die Bahn frei ge- 
macht jei und durch melcdhe die Regierungsfähigfeit der ehemaligen 
ftändifchen DOppofition erwiejen werden jolle. Die Aufhebung der 
Batrimonialgerichtsbarfeit und Gutsherrlichkeit, eine proviſoriſche 
Gemeindeordnung für die öftlichen Provinzen, gejeglihe Organi- 
fation der Bürgerwehr und andere durchgreifende Maßregeln wurden 
ungebuldig berbeigejehnt. Man meinte, daß fie auf dem Ber- 

ordnungswege eingeführt und nachträglich der Bolfsvertretung zur 
Beitätigung vorgelegt werden fünnten. Unter den Miniftern herrſchte 
auch über die Notmendigfeit und die Hauptrichtung der inneren 
Reformen eigentlich feine Meinungsverjchiedenheit. Wenn trogdem 
die Thätigfeit der Regierung den allgemeinen Erwartungen yur in 
geringem Maße entipradh, jo lag der Grund dafür neben dem 

lähmenden Bewußtſein, von allen Machtmitteln entblößt zu fein, 
einerſeits in der Schwierigkeit der Materien, die in jo furzer Zeit 
nicht zu bemältigen waren, andererjeitS aber in den Perjönlichkeiten 

der Minifter und ihrem gegenjeitigen Verhältnis. 
Gamphaufen, ein Mann von hohem und reinem Patriotismus, 

von reichen ſtaatsmänniſchen Gaben, großer Gemwilfenhaftigfeit und 
vornehmer Gefinnung, war doch nicht ein Mann der entichlofjenen 

That. Ein gewiljer grübelnder Ernjt nahm ihm die Unmittelbar- 
feit der Empfindung und lähmte jeine Handlungsfreudigfeit. est 
war er durch den demofratiichen Unfug, von dem begleitet jeine 

liberalen Ideale verwirklicht werben jollten, oder der fie vielmehr 

zu entftellen drohte, tief verftimmt. Sein neues Amt betrachtete er 

als eine ſchwere unerfreuliche Xaft, der er je eher je lieber den 

Nüden wandte, jobald feine Perjon nur irgendwie entbehrlich ge- 
29* 
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ben beiden leitenden Köpfen des Minifteriums, Camphaufen und 
Hanjemann, gebrach es durdaus. — In dem Minifter des 
Auswärtigen, Freiherrn von Arnim, fand Hanjemann einen 
Kollegen, mit dem er, als diejer noch Gejandter in Brüffel 
mar, durch gemeinfames Streben und gleiche Anfichten auf 
banbelspolitiihem Gebiete bisher viele Berührungspunfte ge- 
babt hatte.) Arnims Reſſort fehlte es an umfangreicher 
Thätigfeit nicht. Der Krieg gegen Dänemarf, die Rüftungen Ruß— 
lands, zum Teil durch die Inſurrektion in Pofen veranlaßt, und vor 
allem die deutiche Frage nahmen feine volle Aufmerkſamkeit in 
Anſpruch. Aber gerade die Leitung der deutichen Politif billigte 
Hanjemann nicht. Arnim war es geweſen, der dem Könige bie 
Idee des feierlichen Umrittes vom 21. März mit der Anfündigung, 
daß er, der König, nunmehr an die Spite Deutichlands trete und 

Preußen in Deutichland aufgehe, eingab. Mit diefem Programm 
hatte er jchon bimmen einer Woche völliges Fiasko gemadıt. 
Friedrich Wilhelm bereute jein eigenes Thun; der erjchredenden 

Unpopulärität des Königs und dem Widerftreben der Mittelftaaten 

wagte Arnim nicht einen entjchlojfenen, auf die Durdführung des 
Programms gerichteten Willen entgegenzuftellen und mit ihm den 
König zu durchdringen. Anftatt am Bunbestage, nötigenfalls 
eigenmächtig, eine proviſoriſche Erefutive zu beftellen, welcher der 
Bundestag fi) damals gewiß gefügt Hätte, und durch fie der 
nationalen Bewegung Maß und Richtung zu geben, beichränfte 

ſich Preußen darauf, einen VBertrauensmann nad) Frankfurt zu 
jenden, der neben jechzehn Vertretern der anderen Bundesitaaten 
dem Bundestage einen Verfaffungsentwurf für die deutſche National- 
verfammlung liefern ſollte. Diejer Vertrauensmann war freilid) 
Dahlmann, ein Patriot von unbeftrittenem Anjehen, Aber der 
nad ihm benannte Entwurf, dejjen Konjequenz die Erhebung des 

Königs von Preußen zum Deutichen Kaijer war, wurde von dem 
Könige ebenjo wie von der Mehrheit der Vertrauensmänner ab- 
Ban, 25 Während und weil Preußen troß der ftolzen Broflamation 

i one ©. 292. 
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vom 21. März auf jedes Handeln, auf jede wirffame Beeinflufjung 

der bdeutichen Bundespolitif verzichtete, fiel der Bundestag felbft 

haltlos den Weilungen des Borparlament3 anheim, die er gehor- 

fam durch gleichjlautende Beichlüffe legalifierte.e Daß Hanjemann 
damals einer fühnen Entſchloſſenheit das Wort geredet hätte, 

weldye mit dem Griff am Schwert unterhandelte, darf freilich be 

zweifelt werden; an der völligen Ridytungslofigfeit von Preußens 
deutjcher Politik nahm er aber doch ſchweren Anſtoß. — Auch mit 
der Verwaltung des Kriegsminifteriums fonnte er nur wenig ein- 
verftanden fein. Er befürmortete eine Regeneration der Armee 

durch fchnelleres Avancement tücdhtiger Offiziere und die Bejeitigung 
vieler altersſchwachen Generäle. Sie Ichien ihm gerade jet, wo 
Breußen nad) langem Frieden mieder einem Zeitalter der Kriege 

entgegenzugeben jchien, beſonders dringend geboten zu jein. Der 
Kriegsminijter v. Neyher aber, einer der beften Generale, hielt 
fi) nicht für befugt, während feiner bloß interimiftifchen Ver— 

waltung den König zu jo eingreifenden Maßregeln zu beftimmen. 

Die mwichtigiten Anordnungen auf dem Gebiete der inneren 
Verwaltung gingen direft oder indireft vom Finanzminifter aus. 

Hanſemanns nächſte Pflicht war es, die von dem Pereinigten 
Zandtage bemwilligten Kredite in der Höhe von insgefamt 40 Million 

Thalern jo raſch als möglich nugbringend zu verwerten. Während 

des Landtages war Hanfemann noch nicht ganz jchlüffig über die 
Art der Berwendung geweſen. Jetzt fam er in wenigen Tagen 

mit jeinen Plänen ins Reine. Wir erwähnten bereits,!) daß 

1 Milion Thlr. für die Gründung von Diskontofaflen in ver- 

Ihiedenen TUrten der Monarchie ausgeworfen murden. Sie ge- 

mwährten Fabrifanten und Handmwerfern Vorſchüſſe in barem 

Gelde. Dieſe Million mar dem Staatsichage entnommen. Auf 

Grund der Garantiebewilligung des Vereinigten Landtag wurde 

nun durch eine Verordnung vom 15. April ein größeres Inſtitut, 

die Darlehnskafjen, ins Leben gerufen. Die Verordnung be- 

jtimmte, daß fie in Berlin und in allen den Städten, wo fidh 

1) S. S. 434. 
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Filialen der Preußiſchen Bank befanden, errichtet werden burften; 
in anderen Orten fonnten je nach Bedürfnis Agenturen der Dar- 
lehnsfaffen eingerichtet werben. Die Überleitung der Dar— 
lehnskaſſen übernahm die Preußiſche Bank unter Aufficht des 
Finanzminifters, in ftrenger Abjonderung von allen anderen Ge— 
ichäften. Jede Kaffe hatte den Charakter eines jelbftändigen In— 
ſtituts mit eigenem Ortsvorftande, der aus Banfbeamten, Vertretern 
bes örtlichen Handelsftandes und einem königlichen Kommifjar be— 
jtand. Die Darlehnskaſſen gaben Kaufleuten und Fabrikanten gegen 
Dinterlegung von Waren und zinstragenden Papieren breimonatliche 
Vorſchüſſe in Geftalt eines neuen Papiergeldes, der in allen Staats- 

kaſſen in Zahlung zu nehmenden Darlehnstafjenjcheine, für melde 
die Pfandobjekte unter Garantie des Staates als Sicherheit dienten 
und die bis zum Betrag von 10 Mill. Thlr. in Umlauf jein 
durften. Die ganze Einrichtung war als eine temporäre gedacht; 

nad) drei jahren jollten die Kajlen ihre Thätigfeit wieder ein- 
ftellen und die noch furfierenden Kafjenjcheine eingezogen werden. 

Im ganzen find Darlehnsfaffen in 13 Städten und in 10 anderen 

Drten Kafjenagenturen errichtet worden. Sie erfüllten einen 
boppelten Zwed, indem fie der erwerbsthätigen Bevölkerung Kredit 
und Barmittel gewährten und die Menge ber umlaufenden 
Tauſchmittel um ein erhebliche$ vermehrten. Ihre wohlthätigen 
Wirkungen find jpäter wiederholt in ven Kammerverhandlungen und 
den Beratungen der Budgetfommilfionen rühmend anerkannt 

mworden.!; — Für die Beichaffung der vom Xandtage bemilligten 
15 Mil. Thlr. zur Befriedigung der Staatsbedürfniffe mählte 

Hanjemann die Form einer freimilligen Anleihe zu 5 %,. Die 
näheren Beltimmungen über fie madjte eine Verordnung vom 
25. April befannt. Die Beiträge murden in Schuldver— 

ſchreibungen von 10, 20, 50 und 100 Thlen. verbrieft und jollten 
nad) ſpäteſtens 10 Jahren zurüdgezahlt werden. Gie liefen nur 
jehr ipärlich ein, jo daß Hanjemanns Gegner jehr bald von dem 
Mißerfolge einer angeblich verfehlten Maßregel ſprachen. Schon 

t) Anfang 1850 zirtulierten Darlehnötafienfheine im Betrage von 
Ti, Mil. Thlr. 
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auf dem Landtage war von mehreren Seiten die Realifierung einer 
freimilligen Anleihe als Illufion bezeichnet worden. Hanſemann 

war nun gerade fein Mann, der fih Illufionen bingab, am 
wenigſten bei der Erwägung von Finanzoperationen, in denen er 

bisher ftetS einen feltenen Scharfblid bemiefen hatte. Es ift des- 
halb gar nicht anzunehmen, daß er ſich von der freiwilligen An- 

leihe fehr große Erfolge verſprochen hat. Vielmehr hielt er es politifch 
für richtig, einen Verjuch mit ihr zu wagen, bevor unvorteilhaftere 
oder unbeliebtere Maßregeln zur Füllung der Staatsfafje ergriffen 
wurden. Eine ſolche war die Drohung mit einer Zwangsanleihe, 
welche, wie wir jehen werden, drei Monate darauf erfolgte und 

denn auch ſehr bald eine genügend rege Beteiligung an der frei» 
willigen Anleihe bewirkte. — Im übrigen war Hanfemann eifrig 

darauf bedacht Erſparniſſe zu machen und drängte auf Berein- 

fahung der Verwaltung. Zu den widhtigften und von der Büreau- 
fratie als befonders einjchneidend empfundenen Maßregeln gehörten 

die Regulierungen der Säte für Penfionen, Wartegelder und 

Fahrgelder bei dienftlichen Reifen. Die Penfionsjäbe für hohe 

Beamte wurden mejentlich reduziert, indem von jekt ab die Ge- 

halte nur bis zur Höhe von 4000 Thlrn. als penfionsberechtigt 

anerfannt wurden; der höchſte Penfionsjag betrug demnach nur 

3000 Thlr. Die Wartegelder wurden nad) einer ganz neuen Skala 

bemefjen und die Fahrgelder in Einklang mit den wirklichen, durch 

die neuen Verkehrsmittel jo erheblich verringerten Reiſekoſten ge- 
jegt, während fie bisher eine unregelmäßige und ungeredhtfertigte 
Nebeneinnahme der reijenden Beamten gebildet hatten. 

Je raftlofer und energifcher Hanſemann thätig mar, um jo mehr 

mußte ihn die verdrofjene Thatenſcheu der Kollegen in Harniſch 

bringen. Er vermißte an ihnen den ernjten Willen, durch ge- 

eignete Umgeftaltung der wichtigſten VBermaltungszweige einen 
neuen, ficheren Zuftand herzuftellen; er fand fie abgeneigt, das in 

abjolutiftiich-büreaufratifchem Weſen ergraute Beamtentum durch 

friiche, liberale Kräfte zu verjüngen. Camphauſens zarte Rüdficht- 

nahme auf die Gefühle des Königs und des Hofes erſchien ihm 

wenig angebraht und er befürchtete von ihr eine Verlängerung 



der allgemeinen Strife, die wiederum den Erfolg jeiner eigenen 
finanziellen Mafregeln in Frage zu ftellen drohte, Im Minifter- 
rate fam es zu verdrießlichen Auseinanderfegungen; man beichäftigte 
fich oft mit Kleinigkeiten und Nebendingen, mährend die großen, 
entjcheidenden Fragen unerledigt oder unerörtert blieben. Unter 
ſolchen Umftänden jchten Hanfemann ein eriprießliches Wirfen un- 
möglich zu fein. Am 18. April reichte er dem Minifterpräfidenten 
jein Abjchiedsgejuh ein. Ohne Ordnung im Innern, führte er 

aus, und ohne das Vertrauen „auf eine Armee umter tüchtigen, in 
rüftigem Alter ftehenden Führern“ ſeien alle auf die Hebung der 
Staatsfinanzen gerichteten Beftrebungen vergeblich; die Ausführung 
heilſamer Mafregeln werde infolge der Uneinigfeit unter Den 

Miniftern unmöglid. „Da ich die Durchführung derjenigen Map- 
vegeln," ſchloß er, „von welden nad) meiner Überzeugung die 
Rettung des Paterlandes gehofft werden darf, vergeblich anftrebe, 
und auf der andern Seite mich als ein Hemmnis der Harmonie für 
ein temporifierendes Spitem, das aus manchen von mir für un 

fräftig erachteten Organen der Staatögewalt Stärfe zu ziehen hofft, 
betrachten muß, fo erachte ich es ... für meine Pflicht, meine 

Stelle niederzulegen.*” Auch die anderen Minifter machten Miene, 
zu gehen. Camphauſen jelbft dachte jchon damals daran, ſich als 

Bevollmächtigter Preußens in Frankfurt a. M. eine zujagendere 
Beichäftigung zu juchen. Indeſſen war jein PVerbleiben im Amte 
jetzt bis zum Zufammentritt der Nationalverfammlung eine ab» 
folute Notwendigfeit. Diefe Minifterfrife fiel zeitlich mit den 
Vorbereitungen zu der großen Demonjtration gegen die indirekten 
Wahlen zufammen und die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
nötigte alle zum Ausharren. Der Zerfall des Minifteriums ge- 
rade in diejem Augenblid hätte den Eindrud der Fahnenflucht bei 
prohender Gefahr machen müffen. Auch Hanſemann nahm das 
Entlaſſungsgeſuch zurüd und verftändigte ſich mit Camphauſen 
dabin, daß fie mit gemeinfamen Kräften auf eine allmähliche Um— 

wanblung des Kabinett im Sinne einer fefteren Harmonie jeiner 

Mitglieder hinarbeiten wollten.) Ein Wechjel trat damals, Ende 

1) Saut einem Vermerl Hanjemanns auf dem Original des Entlafjungs- 

geſuchs, das Camphaufen ihm zuridgegeben hatte. 
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16. April erfchien eine KabinettSordre, welche die deutjchen Diftrifte 
von ber Reorganijation ausnahm und ihre Aufnahme in den 
Deutichen Bund anfündigte. Ob diefer „neuen Teilung Polens“ 
brach) der offene Kampf zwiichen den nfurgenten und den Truppen 
aus, Wilfifen kehrte unverrichteter Dinge heim und erſt Mitte 
Mai war der Aufftand blutig bemältiat. 

Uns intereffiert bei biefen Vorgängen nur die Gtellung, 

welche Hanjemann zu der Polenfrage einnahm. Unmittelbaren 
Einfluß auf die Entjchliegungen der Regierung wird er hier faum 

gewonnen haben. Den Aufruhr und die vorjchnelle Verheißung 
des Königs fand er beim Eintritt in das Minifterium vor. Den 
Gedanken einer Sonderftellung Poſens billigte er aber durchaus. 

Er war freilich nicht der Mann, der „weinerlichem Mitgefühl und 
unpraftiichen Theorien zu Liebe," auf die Bismard jchon damals 
die Bolenichwärmerei zurüdführte, irgend ein ftaatliches Intereſſe 
geopfert hätte. Vielmehr verjprad; er fid; von dem Ausjcheiden 
diejes fremden, widerftrebenden Elementes aus dem nationalen 

Staatsverbande eine unmittelbare Kräftigung der preußiichen 

Monarchie. Das erflärt fich einerjeitS aus feiner völligen Unbe— 
fanntichaft mit den PVerhältnijjen der entlegenen Provinz und mit 

dem Charafter der Polen, anderjeit® aus dem fir ihn bei Be- 

urteilung der auswärtigen Politif Preußens maßgebenden Gefichts- 
pımfte: der Furcht vor Rußland; ja dieſe zumeift liefert ben 
Schlüflel für das Verhalten Hanjemanns in Bezug auf die Polen. 
Daß die Polen an fich ein die innere Kraft und Gejchlojienheit 

des Staates jchwächender Beltandteil jeiner Bevölkerung ſeien, be- 
zweifelte er nicht. Allein die militärische Wichtigkeit ihrer Lage 

machte die Provinz Poſen unentbehrlich. Erhielt jie ihre bejondere, 

von den deutſchen Provinzen getrennte Verwaltung, jo ftörte fie 
ben inneren Entwidelungsgang Preußens nidyt mehr und büßte 
doch; von ihrer militärifchen Bedeutung für Preußen nichts ein, 
da der König fie nad) wie vor feit in feiner Hand hielt. Hanjemann 
ging bei diefen Erwägungen von der irrigen VBorausjegung aus, daß 
die nationalen Aipirationen der Polen durdy die Sonderftellung 
Poſens vollfommen befriedigt jein würden und der Danf für deren Ge- 
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mwährung die Polen zu treuen Grenzhütern gegen Rußland machen 

müſſe. Er überſchätzte den politifchen Wert ihres Ruſſenhaſſes 
und unterjchägte die eingefleifchte Raffenabneigung der Slawen 
gegen die Deutihen. Wer die Polen fannte, durfte aber daran 

nicht zweifeln, daß fie in einem preußilch-ruffiichen Kriege für die 

Verteidigung des jchuglojen, erponierten Djtpreußen feinen Finger 

rühren, die Breisgebung desjelben im Gegenteil befördern würden, 

wenn es Rußland nützlich finden follte, ſich einer zeitweiligen 

Unterftügung durch die Polen dadurch zu verfichern, daß es ihnen 

die Vereinigung der polniichen Bezirke Weftpreußens mit dem auto- 

nomen Großherzogtum in Ausficht ftellte. Der gemeinjame Ruſſen— 

baß ließ die Polen ſympathiſcher und zuverläffiger erjcheinen, als 

es bei näherer Befanntichaft mit ihnen der Fall geweſen märe. 

Allzuleicht wird man heute verjucht, die Rufjenfeindichaft der 
national und freiheitlic” gefinnten Deutjchen jener Zeit gering- 

Ihätig zu beurteilen. Die Erfahrung eines ganzen Jahrhunderts, 

das ohne den gefürchteten ruſſiſchen Eroberungsfrieg verlief, hat 

gezeigt, daß die unmittelbare Gefahr einer ruifiichen Jnvafion fo 
groß nicht geweſen ift, wie man fie ſich vorftellte. ine geniale 

Staatsfunft aber hat es jpäter möglich gemacht, gerade die An- 
lehnung an den öftlichen Nachbar, in dem das. Bewußtſein der 

Gebildeten inftinftiv den Gegner jeder nationalen Erftarfung erblicte, 

als einen der mwertvollften Hebel in der deutichen Politif zu ver- 

werten. Dieje Erfahrungen fehlten damals völlig. Rußland und 
fein gefürdhteter Kaifer waren der Hort der fonjervativen Intereſſen, 

der Liberalismus aber nad) Xage der Dinge allein der Träger 
des nationalen Gedankens. Es war doch eine Thatſache, daß 

jede fühne, ehrgeizige preußilche Politif auf den Widerjtand des 

Kaiſers ftieß, daß aud ein gemäßigter Liberalismus ihm gleich— 

bedeutend mit fluchmwürdiger Revolution war und daß er in der 

Reaktion feinen gottgewollten Beruf jah. Konnte die Erinnerung 

an jenes beleidigende Wort Aleranders I., daß er den König von 

Preußen vor feinen Generälen und StaatSmännern werde jchüßen 

müffen, je wieder verlöfchen, — und Hat fih nicht Kaiſer Nikolaus 

bald darauf in ebenjoldhen Andeutungen und Anerbietungen that- 
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ſächlich gefallen? Man vergefje auch nicht, welchen Eindrud auf 

alle freien Köpfe außerhalb der Hofatmojphäre der jeit Jahrzehnten 
umnvermindert wirkende Einfluß des faijerlichen Schmwiegerfohnes 
und Schwager8 am preußiichen Hofe und bie unmürbige Liebe 
bienerei der Fleinen Höfe gegen den mächtigen Proteftor machen 
mußten. Der Haß der Ratrioten gegen Rußland war nicht blind 
und bdoftrinär; er war das natürliche Gefühl eines in feiner Ehre 
und jeinem Stolze tief verlegten Volles. Und die Furcht vor 

einem Eingreifen Rußlands war mehr als eine hohle Phraſe; fie 
war die natürliche Folge der Stellung Rußlands zu Deutichland 
und zu den Ideen, welche die beften deutſchen Männer bejeelten. 

Hanjemann teilte diefe Empfindungen und Befürchtungen, jeit- 
dem er politiich zu denfen begann. Geine erjten politiichen Be- 
trachtungen beziehen ſich auf diefes Thema und in allen folgenden 
Jahren ehrt es wieder. Es giebt doch zu denfen, daß die ge 

mwaltige nationale Erregung der Märzwochen in ganz Deutichland 
gleichzeitig mie von jelbft zu antiruffiihen Kundgebungen führte. 
Wohl lief manch thörichtes Gefchrei mit unter. Wie die Sozialiften 

in Paris eine Kriegserflärung gegen Rußland vom Zaune brechen 
wollten, jo beflamierten auch deutſche Demofraten gegen ben 

Zaren als gegen die Perjonififation eines freiheitsfeindlichen Prin- 
zips. Aber auch die ernten Männer der Deutjchen Zeitung bielten 
es für nötig, das Verhältnis zu Rußland in dem Heidelberger 
Programm zu berühren. Und wie eindringlich mahnte Hanjemann 
in der Denkichrift für Bodeljchwingh vom 1. März, fich durch die 
Rüdfiht auf Rußland nicht von der für das Heil Deutichlands 

und Preußens allein gangbaren Bahn abbrängen zu laſſen! 
Dieje tiefgefühlte, auf alle Erfahrungen und Beobachtungen einer 

langen politifchen Laufbahn geftügte Abneigung gegen Rußland, 
die feſte Überzeugung, in ihm den gefährlichiten Feind der vater- 
ländiichen Größe, Freiheit und Einheit vor ſich zu jehen, ift vor 
allem zu beachten, wenn man nad einer Erklärung für Hanje- 

manns wohlmollende Haltung gegenüber den polniichen Separations- 
gelüften jucht. Der Scharfblid des nüchternen Politikers murbe 
durd; den Wunſch und die Hoffnung getrübt, in dem danfbaren 



und zufriedengeftellten Polenvolk einen wirkfamen Bundesgenofien 
gegen Rußland zır erhalten. 

Dazu famen Einwirkungen perjönliher Natur. Hanjemann 
itand feit Jahren dem Flügeladjutanten des Königs, Oberſt Adolf 
v. Willifen, nahe. yebt ſchloß er fih eng deſſen Bruder, Karl 
Wilhelm v. Willifen, dem für die Polen entbufiasmierten General, 
an. Es ift begreiflich, daß gerade diefe beiden Männer eine 
befondere Anziehungskraft auf ihn ausübten, denn fie waren 
fo ziemlich die einzigen hohen Militärs, die aus Überzeugung 
Hanſemanns freifinnige Anfichten teilten. Dieje Beziehungen waren 
ihm um jo wertvoller, als die Willifens bei dem Könige hoch im 
Gunſt ftanden. Bei ihnen durfte er einen Stützpunkt zu finden 
hoffen, der ihm am Hofe fonft vollfommen fehlte. Das reiche 
Wiſſen des Generals, feine hohe Bildung, die Sicherheit, mit 
welcher er jeine Theorien zu vertreten mußte, täujchten Hanſe— 
mann über jeinen Mangel an praftijcher Befähigung, der in diejen 
Jahren grell genug bervortrat. 

Es jcheint, daß die in Brüffel lebenden polnischen Flücht— 
linge jhon im Jahre 1847 ſich Hanfemann zu nähern und ihn 
von der Notwendigkeit der polnifchen Freiheit für die Sicherheit 
Preußens zu überzeugen juchten. Mit Berufung auf frühere münb- 
liche Äußerungen Hanjemanns wandte ſich ein Herr von Bolmin 
am 20. März 1848 von Brüffel aus an ihn mit der Bitte, in Aachen 
eine Adreffe an den König zu Gunften der Autonomie des Groß- 

berzogtums Poſen anzuregen; dem Beifpiel Aachens würden 
dann die anderen rheinijchen Städte folgen. Auch über die von 

den Polen auf dem Landtage zu beobachtende Haltung, über ihre 
Stellungnahme zu der Neugejtaltung Preußens und Deutichlands 
wollte er Hanjemanns Urteil hören. Biejer antwortete noch aus 
Aachen, er werde, falls er in die Lage fommen jollte, dem Könige 
einen Rat zu erteilen, der Regierung vorjchlagen, Pojen eine ge— 
fonderte Verwaltung unter einem fönigliden Prinzen, der mit 
weitgehenden Vollmachten verjehen fein müffe, zu gewähren. In 

Berlin verfuchte Bolmin wieder als MittelSmann feiner Yands- 
leute durch jeine Beziehungen zu Hanjemann auf die Negierung 
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einzuwirfen, um ein energijches Einfchreiten der preußiichen Truppen 
in Poſen zu bintertreiben. Bon Hanſemanns Geite liegen feine 
Äußerungen hierzu vor. Schwerlich wird fich fein Entgegen- 
fommen auf mehr als die Empfehlung einer bejonderen konſtitu— 
tionellen Verfaffung für die rein polniſchen Landesteile Poſens 
und der zu ihrer Durdführung notwendigen Maßregeln eritredt 
haben. Prinzipiell zugeftanden war aber die Berfafjung, bevor 
noch Hanſemann auf die Geichäfte Einfluß gewann. Indeſſen 
wird aud ihn die Verantwortung dafür treffen, daß fein 
fähigerer und geeigneterer Rommifjar als Willifen nad Pojen 
geichiet wurde. Damit hängt wohl aud) jeine Parteinahme gegen 
den General Colomb, den Gegner Willifens, zuſammen. Auers- 
wald und Hanjemann haben jpäter jehr energiſch auf die Ab- 

berufung Colombs gedrungen, den fie für manche Brutalitäten der 
erbitterten Truppen gegen die Aufrührer verantwortlich machten, 
und erreichten aud, daß er im Yuni nach Königsberg verjeht 

wurde.!) Bei Hofe bie es, fie wollten den König in einen 
Krieg gegen Nufland treiben und General Gerlah nannte fie 
darum Verräter,?) Das waren bodenloje Übertreibungen. Einen 
Krieg mit Rußland Hätte auch Hanſemann für das ſchwerſte 

Unglüd gehalten. Er wünſchte ihm nicht, jondern fürchtete ihn 
vielmehr. 

Es mag gleich hier hinzugefügt werden, daß Hanjemann jeine 
Anfichten über die Polen und eine richtige Polenpolitif jpäter 
mejentlich berichtigt hat. Er jah gegen Ende feines Lebens in 
den Polen durchaus die Feinde Preußens, jo daß er einem jungen 

Politiker den Rat gab, bei jeder Unfchlüffigfeit über jein politiiches 
Verhalten die Handlungsmweife der Polen und der Klerifalen zu 
beobachten: das Gegenteil von dem, was fie thäten, werde allemal 
das für einen preußijchen Politifer Gebotene fein. Unb mie jehr 

jeine in weiter geographifcher Entfernung von den Polen gewonnene 

Sympathie für fie erlojchen war, zeigt ein Urteil über die polnijche 
Revolution von 1863, von der er auf einer Reife nad) Peters: 

1) Voffifche Zeitung vom 15, Juni 1848. 
2) Gerlach, Denfwürbigleiten S. 164. 168. 

— 

— — — 

er 







466 VII. Kapliel. 

Es war ein Ereignis, bas unter normalen Berhältnifjer 
Europa das größte Aufjehen hätte erregen — sa 
dem erften Vereinigten Landtag von allen Seiten ein jo großes 
Antereffe entgegengebradht worden war. Indeſſen wurde die 
Berliner Berfammlung in jeder Hinficht durch die vier Tage früher 
zufammengetretene deutfche Nationalverfammlung zu Frankfurt in 
Schatten geftellt, die jene nicht nur durch ihre umfafjendere nationale 
Aufgabe jondern auch durch den Glanz der in ihr vertretenen 
berühmten Namen überragte. Der Ruf nad Frankfurt galt für 
ehrenvoller und bedeutſamer; er entzog der Berliner Verfammlung 
eine ganze Anzahl parlamentariich erfahrener und leiftungsfähiger 
Männer. 

Unter den 400 Abgeordneten der Berliner Verſammlung 
befanden ſich 100 Yuftizbeamte, 50 Verwaltungsbeamte und 28 
ftäbtiiche Beamte; ein jehr großer Teil der Verfammlung brachte 
alfo Kenntniffe und Erfahrungen auf dem Gebiete des Ver— 
waltungsmejens mit; bei den 68 Bauern, 27 Lehrern, 50 Geift- 
lichen und 28 Sanbmwerfern ließen ſich dieſe Eigenichaften nicht 
vorausjegen. Faſt alle aber waren politifch und parlamentarijd) 
ungeichulte Neulinge. Der unter allen Umftänden ſehr bedauer— 
liche Umftand, daß weder Großgrundbeſitzer noch Vertreter des 
Großfapitals in irgendwie nennenswerter Anzahl gewählt worden 
waren, hatte zur Folge, daß eine Fonjervative Richtung, wie fie 
in der Rechten des Vereinigten Landtages vertreten gemejen war, 
volllommen fehlte. Die rechte Seite der Nationalverfammlung 
entiprach vielmehr der Linfen des PVereinigten Landtags. Sie 
hätte, Mut und Entichloffenheit ihrer Mitglieder, eine geeignete 
Drganifation und die unentbehrlidhe Unterftügung der Regierung 
vorausgejegt, die ausfchlaggebende Partei fein können; denn fie 
überragte anfangs numeriſch die drei anderen Parteien, das rechte 
und linfe Zentrum ſowie die äußerfte Linke, jehr beträchtlich.') 

1) Nach Reid enfperger, Erinnerungen eines alten Parlamentariers ©. 60, 
zählte die Rechte anfangs gegen 150 Mitglieder, jede der übrigen Parteien 

ca. 40—60. 
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Die Rechte ftand feft auf dem durch das Wahlgefeb vom 8. April 
geichaffenen Nechtsboden für die Volfsvertretung, wies den Ge 
danfen der Vollsfouveränität von fich und jah in der Wieder— 
berftellung der Achtung vor bem Geſetz eine ber Hauptaufgaben 
ber Berfammlung. Die anderen Parteien, deren Grundſätze mehr 
aus ihrer jpäteren Haltung als aus ihren in allgemeinen Wen- 
dungen gehaltenen Programmen erfennbar murden, unterjchieden 

ſich hauptſächlich durch ihre Auffaffung von der ftaatsrechtlichen 
Stellung der Nationalverfammlung. Das rechte Zentrum hielt 
nod; an der Vereinbarung der Verfaſſung zwiſchen Krone und 
Verfammlung, gleichlam auf dem Vertragsmege, feft, folgerte aber 
aus dieſer der Verfammlung geftellten Aufgabe die Unauflösbarkeit 
berjelben; das war auch der Standpunft des linken Zentrums, 
das die demofratijche Grundlage der fonjtitutionellen Monarchie 
noch entjchiedener betonte, während die Linfe prinzipiell den Ver— 
einbarungsgedanfen negierte, für die Verfammlung alle aus dem 
Begriff einer unbeichränften Konftituante abgeleiteten Rechte in 
Anſpruch nahm und praftifch wie theoretiich auf der reinen Volfs- 
fouveränität fußte. Daß übrigens die Revolution ein neues Recht 
geichaffen habe, war eine Vorftellung, die mit größerer oder 
geringerer Deutlichfeit und Energie die politifche Auffaffung auch 
des Zentrums beherrſchte. Die einflußreichiten Parteihäupter 
waren: in ber Rechten der vom PBereinigten Yandtag ber befannte 
Fabrifant Milde aus Breslau, der erfte Präfident der Verſammlung, 
fomie der katholiſche Nheinländer Peter Reichenfperger; in ben 
Zentren der Regierungsrat von Unruh, der Oberbürgermeifter von 
Prenzlau Grabow und der Generallandichaftsrat Nobbertus auf 
Jagetzow; in der Linfen vor allem der Geh. Obertribumalsrat 
Walde, ein Weſtfale, und der Königsberger Dr. Joh. Jakoby. 
Bei der Unbefanntichaft der Minifter mit den Anfichten und dem 
Charakter der meilten Abgeordneten und bei der anfangs nod) 
völlig ſchwankenden Parteigruppierung hatte eine perjönliche Ver: 
ftändigung zwilchen Miniftern und einflußreicheren Abgeordneten 
ihre befonderen Schwierigkeiten. Hanjemann ließ fi) zwar nad) 
den Wahlen von den Dberpräfidenten diejenigen Abgeorbneten 

80* 
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Regierung verftehen mußte, von vornherein jede Verftändigung 
ausgejchloffen und wohl auch das Zuftandefommen der Per: 
jammlung unmöglich gemacht hätte. Freilich mußte die Regierung, 
jo ehrlich fie 'eine mirfliche Vereinbarung anftrebte, ihre Zurücd- 
haltung in Bezug auf den verfafjungsmäßigen Sinn der Verein- 
barung damit büßen, daß fie in den Verdacht geheimer reaftionärer 
Gelüſte geriet. Denn daß es ihr darauf anfam, der Krone für 
den Notfall die Möglichkeit eines jelbftändigen und einfeitigen 
Vorgehens offen zu halten, wurde faum von jemand bezweifelt. 
Man erzählte fih, ein Minifter, wohl Hanfemann, jei einige Tage 
vor der Eröffnung der Nationalverfammlung von einem Depu- 
tierten gefragt worden, ob es wirklich wahr fei, daß die Regierung 
die Kammer nicht als konftituierende Verſammlung anerkennen 
werde, Der Minifter bejahte die Frage und erflärte auf bie 
weitere frage, was dann gejchehen werde, wenn der Verſuch 
einer Vereinbarung fehlichlage: „Dann wird fich zeigen, wer ber 
ftärfere iſt.“) — Eine zweite ohne prinzipielle Enticheidung bleibende 
Frage betraf die Aufgaben der Verfammlung. Zur Vereinbarung 
der Berfaffung berufen, hatte fie gemäß dem Beſchluſſe des Ber- 

einigten Landtages auch „die jeitherigen reichsftändiichen Befug- 
niffe namentlich in Bezug auf die Bewilligung von Steuern und 
Staats-Anleihen interimiftiich zu üben“. Es fragte fi mun, wie 
meit die Krone verpflichtet fein würde, fie zu bejchließender Mit- 
wirfung an der Gejeggebung auch abgejehen von dem Ver— 
faſſungsgeſetz heranzuziehen. ine bejchliegende Teilnahme an der 
Gejeggebung hatten die reichsſtändiſchen Körperichaften des Ver— 
einigten Landtages und der Vereinigten Ausſchüſſe nicht gehabt; 
ja nad) dem Patent vom 3. Februar 1847 war aud; die Ein- 
bolung eines ftändijchen Gutachtens in das freie Ermefjen der 
Krone geitellt. Anderſeits "betrachtete die Negierung den Staat 
unzweifelhaft jchon jet als einen Fonititutionellen; die Minifter 
betonten nachdrücklich ihre volle Werantwortlichkeit gegen die Ver: 
jammlung.?) So ift es denn verftändlid, dab alle Parteien es 

1) Ad. Stahr, die preußifhe Revolution. 1850. ©. 275, 
2) Aus diefem Verhalten der Mintfter leitete die Strenzzeitung fpäter ben 
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Mitihuld, Mit dem Berfaljungsentwurf ging der Verfammlung 
eine proviforiiche Gejchäftsordnung zu, die von Hanjemann!) teils 
nad) belgijchem Mufter, teils nach der Gejchäftsorbnung des Ver— 
einigten Landtags ausgearbeitet war. Gie hatte einen jchleppenden 
Geichäftsgang zur Folge, weil alle Beratungsgegenftände, wenn nicht 
die Dringlichkeit votiert wurde, noch vor der Generaldiskuſſion in bie 
acht Abteilungen der Berfammlung gelangten, von denen jede ein Önt- 
achten anzufertigen hatte. Aus den acht Abteilungen wurde dann 
für jeden Einzelfall eine engere Zentralabteilung gebildet, welche 
die Einzelgutachten zu dem an das Plenum gelangenden Bericht 
zu verarbeiten hatte. Außerdem mar nod; die Bildung von 
Spezialtommiffionen vorgejehen, deren Anträge und Berichte gleich— 
falls den Meg in das Plenum durch die acht Abteilungen nehmen 
mußten. Auf der Grundlage diefer, von Hanjemann jelbit als 
verbejjerungsbebürftig bezeichneten proviforifhen Geihäftsorbnung 
wurde von der Nationalverfammlung eine neue ausgearbeitet, die 
am 26. Juni in Kraft trat und jpäter von der zweiten preußifchen 
Kammer übernommen wurde. 

Der Verfafjungsentwurf war nad) dem Schema der belgifchen 
Berfaffungsurfunde ausgearbeitet worden, die in den Augen bes 
gemäßigten vormärzlichen Liberalismus den doppelten Vorzug 
batte, einerjeit3 jehr freifinnig zu jein und allen modernen An- 
forderungen an einen fonftitutionellen Rechtöftaat zu genügen, 
anderjeit3 dem Mittelftande unter Ausſchluß der unterften Schichten 
den vormaltenden Einflug im Lande zu fiern. Als geiftiger 

Urheber des preußiichen Berfaffungsentwurfes wurde ganz allgemein 

Hanjemann betrachte. Wie weit er im einzelnen an der Aus- 
arbeitung beteiligt war, hat fich bisher nicht ermitteln laſſen, 
jo daß auch die Frage offen bleibt, wie weit die vielen aus dem 
Entwurfe in die heutige preußiiche Verfaſſung mörtlich über: 
nommenen Beitimmungen auf Hanjemann direkt zurüdgehen.?) 

1) Erinnerungen aus dem Leben von Hand Bictor von Unrub, ©. W. 
2) In Hanfemanns Nachlaß findet ſich nur eim lithograpbierter, vom bem 

veröffentlichten vielfach abweichender Entwurf vor, offenbar berfelbe, ber dem 
Könige ſchon am 16. Mai vorlag. Gerlach, Dentwürdigleiten 159.) Der: 
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Wenn aber audy fein Einfluß auf die Geftaltung der Verfaflungs- 

vorlage zum mindeften ein jehr bedeutender war, woran zu zweifeln 

fein Grund vorliegt, fo ftellt fi) der Entwurf im ganzen doch als 

ein Kompromiß zwiſchen den abweichenden Anfichten der einzelnen 

Minifter und des Königs einerjeitS und den unumgänglichen 
Rückfichten auf die herrſchende Volksftimmung ſowie auf die durch 
die Revolution gezeitigten Erwartungen des Radikalismus ander- 
feitö dar, fo daß auch Hanjemanns Grundfäte in ihm nur ſehr 
unvolftändig zum Ausdrud kamen. 

Schien fich die belgifche Verfaſſung wegen ihrerin fiebjehnjähriger 

fonftitutioneller Praxis erprobten Brauchbarkeit als Vorbild in 

formeller Hinfiht zu empfehlen, jo war das Minifterium doch 

feinen Augenblid darüber im Zweifel, daß ihr Prinzip, die Volfs- 

jouveränität, für Preußen unannchmbar ſei und daß die An- 

lehnung an die Vorlage eben nur jo meit gehen dürfe, als ber 

Grundgedanke eines ftarfen, in fich ſelbſt ruhenden Königtums, 

als einer originalen, nicht abgeleiteten Gewalt, unangetaftet blieb. 

Bon den umentbehrlichen Attributen einer ſtarken Krongemalt 

wurde feines preisgegeben. Ihr blieb das Recht der Vertagung 
und Auflöjung der Kammern, ein unbedingtes Einſpruchsrecht 

gegen deren Beſchlüſſe, die alleinige Verfügung über daS Heer, die 
alleinige Entſcheidung über Krieg und Frieden und über den Abſchluß 

von Berträgen, jomeit nicht die Steuerfraft des Landes 

durh fie berührt wurde. Die PBolfsvertretung ſollte aus 

zwei Sammern beitehen. Ein Wahlgeieg für Die zmeite 

Kammer war vorbehalten; bis zum Zuſtandekommen desjelben 

jollten die Beftimmungen über die Wahl der gegenmärtigen Na- 

tionalverfammlung gelten, alſo daS allgemeine, aber inbdirefte 

Wahlrecht. Ging aus der nur vorläufigen Geltung desjelben un- 

felbe enthält viele Korrelturen von einer in Hanſemanns Kanzlei häufiger 

wiedertehrenden Hand. Diefe Korrelturen haben in dem gedrudten Entwurf 

nur zum Zeil Aufnahme gefunden. — Ter König bezeichnete den Entwurf in 
einem Brief an Bodellhiwingh (Diet S. 55) ald die „Hanfemannihe Ber- 

fafiung“; Gerlach (Dentwürdigleiten S. 251) nannte ihn den „Camphau— 
fenichen“. 
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zweifelhaft hervor, da die Regierung für die Zufumft eine Be- 
ichränfung des MWahlrechts in Ausficht nehme, jo trat fie* den 
ultrabemofratiichen Forderungen der öffentlichen Meinung, wie fie 
in der Prefje damals ausfchließlich zu Wort famen, mit den Be- 
ftimmungen über die erjte Kammer noch jchärfer entgegen. Dieje 
follte nämlich beftehen aus den föniglichen Prinzen, aus 60 vom 
Könige ernannten erblihen Mitgliedern mit einem reinen Ein» 
fommen von mindejtens 8000 Thalern und 180 indireft gewählten, 
über 40 Jahre alten Mitgliedern, die entweder ein reines Einfommen 
von mindeftens 2500 Thalern bezugen oder jährlid; mindejtens 300 
Thaler direfte Staatsfteuern entrichteten. Nicht an diefen Zenjus 
gebunden war die Wahl von hohen AYuftizbeamten, Mitgliedern 
der Akademie der Wifjenichaften und Uberblrgermeiftern der 

größeren Städte. 
Kein anderer Punkt des Entwurfs hat von allen Seiten jo 

heftige Anfeindungen erfahren wie die in Vorſchlag gebrachte 
Bildung der erften Kammer. Da die Radifalen an einer erjten 
Kammer, als einem moderierenden Element im Staatsleben, unter 
allen Umftänden Anftoß nahmen, mag uur nebenbei erwähnt fein. Daß 
aber von jetzt ab, wie man meinte, allein das Geld den Wertmeſſer 
höherer politifcher Einficht abgeben und daß der Reichtum als folcher 
allein die einzige durch die Verfaſſung vorgejeheneprivilegierte politiſche 

Stellung im Staate begründen folle, das jtieß auch bei den Ge- 

mäßigten auf Widerſpruch. ES war in der That bedenklich, die 
beabfichtigte Vertretung der fonfervativen Elemente und Intereſſen 
fait ausfchließlihd an einen hoben Zenfus zu binden, anftatt fie 
ganz oder teilmeife aus fommunalen oder anderen angejehenen 
Körperfchaften und organifierten Intereſſenverbänden hervorgehen 
zu laffen. Aber weit ſchoß man doc über das Ziel hinaus, 
wenn man in dem Entwurf den Ausdruck einer plutofratiichen 
Gefinnung der jegt berrichenden Bourgeoifie jehen wollte. Noch 

fehlte die neue Provinzial, Bezirks- und Kreisordnung, welche das 
geeignete Material für einen organiſchen Aufbau der erften 
Kammer hätte liefern können. Wir wiſſen aber auch, daß wenig» 
ſtens Hanjemann von jeher die Notwendigkeit einer angejehenen 
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und lebensfähigen Ariftofratie nachbrüdlich betont hat und daß er 
ihr durch eine erfte Kammer den gefeglichen politifchen Einfluß 
fihern wollte. Das hatte er 1830 in der Denfichrift an den 
König ausgeſprochen; denfelben Gedanken ging er in ber un- 

vollendeten Denkſchrift von 1840 nad.) Zu biefer Überzeugung 
batte er ſich noch ausdrüdlich in der Adreßdebatte des erften Ber- 

einigten Landtags befannt, als er jagte: „Ich habe jeit Jahren 
die Überzeugung geäußert, daß für Preußens Perfaffung eine auf 
alte Gejchlechter gegründete Ariftofratie einen wejentlichen Teil in 
der Verfaffung einnehmen möge". Als Gegengewicht gegen bie 
neuen demofratiichen Elemente wolle er ein auf fein Recht ftolzes, 

fräftiges Haus haben, das die alten Gefchlechter vertrete und Die 

Rechte verwahre, die der Krone gegen die Demokratie, die bes 
Bolfes gegen die Büreaufratie. Die Beitimmung des Entwurfs, 
daß der König ſechzig erbliche Pairs für die erfte Kammer er- 

nennen dürfe, war eine teilweile Verwirklichung jener Gedanken. 

Denn wenn aud) die Uualifilation eines erbliden Rammermit- 
gliedes dur) den Genuß eines hohen Einfommens bedingt wurde, 

jo war damit feineswegs, wie man dem Minifterium vormarf, Die 

Schaffung einer privilegierten Geldariftofratie gemeint. Indem 
der König innerhalb des durch den Zenjus gegebenen Rahmens 

die Pairswürde nach feinem Ermeſſen verleihen konnte, hing cs 

nur von ihm ab, die glanzvollen Namen der alten Nriftofratie in 

den Kreis der Begünftigten zu ziehen; nur daß ein jo Hohes 

Vorrecht nicht ohne die Gewähr einer wirklich ftandesgemäßen 

Lebensführung verliehen werden jollte, und daß die Möglichkeit 
des Emporfteigen® neuer Familien, auch aus den Streifen des 

Bürgertums, in jene als höchſte gedachte Kategorie der Unter: 

thanen nicht ausgeichloffen blieb. Nun hat allerdings die erfte 

dem Könige vorgelegte Faſſung des PVerfaflungsentwurfs eine 
erblihe Pairie für die erfte Kammer überhaupt nicht vorgejehen; 
erft auf Verlangen des Königs wurde die Beitimmung über fie 

eingejchaltet.?) Das bemeift aber noch nicht eine grundjäßliche 

986. 27f. 
2) Gerlach, Denhwürdigleiten S. 159, 160. 



Der Berfafjungsentwurf. 475 

Meinungsverfchiedenheit zwijchen dem König und den Minijtern in 
diefer Frage. Es handelte fich vielmehr um die praftifche Erwägung, 
ob und wie meit bei dem damaligen Stande der öffentlichen 
Meinung der "Gebanfe einer politifchen Ariftofratie durchführbar 
jein werde. Wenn aljo dieſer Gedanfe in dem Entwurfe micht 
fräftiger zum Ausdrud fam, wenn die Zahl der bevorrechtigten 
Familien genau bemejjen wurde, wenn die uns jo geläufige und 
von Hanfemann ſchon 1830 befürmortete Anerkennung der ftandes- 
herrlichen Familien ald des Grundftods der hohen Ariftofratie 
fehlte, jo ift die Ungunft der Zeit nicht zu vergefien. Jede ftärfere 
Betonung und Begünftigung ariftofratiicher Elemente war un- 
möglich, wenn der Entwurf nicht von vornherein als volfs- und 

freibeitsfeindlich abgelehnt werden follte, wenn man ernitlich ent- 
ichlofien war, ihn zur Grundlage einer Verftändigung mit der 

Nationalverlammlung zu machen. Die Handlungsfreiheit der 
Miniſter war eben überall eingejchränft. Es galt das Verſprechen 
einer im Geifte der Zeit freifinnigen und auf den breiteften Grund- 
lagen ruhenden Berfajjung zu erfüllen. 

Mit jchwerem Herzen werden die Minifter auch die Ver- 
eidbigung des Heeres auf die Verfaflung zugeitanden haben, die 
nad; den Verheißungen des 22. März unvermeidlich geworben 
mar. Im übrigen enthielt der Entwurf, wenn er auc den 

liberalen Forderungen in Bezug auf die Rechte ber Staatsbürger, 
auf die Freiheit der Prejje, der Vereine und Verfammlungen, auf 
das Verhältnis der Kirche zum Staat volltommen Rechnung trug, 
doc) feine Konzelfionen, welche über die dem Vereinigten Land- 
tag bezeichnete Linie!) binausgegangen wären. 

Aber auch zu diefem Entwurfe hatte der König jeine Zu— 

ftimmung nur mit dem größten Widerwillen gegeben. Er nannte 
ihn ein ganz elendes Machwerf, vornehmlich weil die Kirchen in 
ihm als Religionsgejellichaften behandelt ſeien. Lebhaft beflagte 
er ji) darüber, daß die Minifter allen Abänderungen widerfprochen 
und ihm jchließlich nur die Erblichfeit der zu ernennenden PBairie, 
die namentliche Anführung der fatholifchen und evangelifchen Kirche 

1) ©. ©. 440, 
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und bie ausbrüdliche Beftimmung, daß alle durch die Verfaſſung 

nicht berührten Gelee und Rechtsnormen in Kraft bleiben follten, 
nachgegeben hätten.) . 

Ebenſo vollftändig war die Abweifung und Verurteilung des 
Entwurfs im Lager der Demokratie, auch der gemäßigten. Hier 
galt er lediglich als eine geiftlofe Verjchlechterung des belgiichen 

Borbildes. Tas abjolute Veto?) der Krone gegen die Befchlüffe 

der BollSvertretung und die Zuſammenſetzung der erften Kammer 
wurden am meiften gerügt; vermißt wurden außer den der ſpä— 

teren Geſetzgebung vorbehaltenen Beitimmungen über die Wahl 
zur zweiten Kammer und über eine allgemeine Gemeindeordnung 
die Berüdfichtigung fozialer Reformen, wie der Unentgeltlichfeit 
des Schulunterricht u. a. m. Daß diefes Minifterium den Geift 

ber Zeit nicht begreife, daß es nicht nur unfähig fei, die Früchte 
der Revolution zu pflüden und in Sicherheit zu bringen, fondern 

daß es auch bewußt der Reaktion Vorſchub Ieifte, — waren Por: 

würfe, die nicht mehr verftummten. Sie wurden ebenjo fehr in 
der Nationalverfammlung laut wie außerhalb verjelben in der 

Preſſe, in unzähligen Flugichriften, in den Reden der Klubiften 

und BolfSbeglüder. Eine Parade der Bürgerwehr vor dem 

Könige am 23. Mai, am Tage nad) der Eröffnung der Per- 

jammlung und dem Pefanntwerden des Entwurfs, offenbarte be- 
reitS die Mipftimmung über den legteren. Einzelne Abteilungen 

der Bürgerwehr fehlten aus Groll ganz und viele Wehrmänner, 

die erfchienen waren, verließen in ganzen Zügen die Paradeauf- 

ftellung unter den Linden, als fie näheres über den Berfaflungs- 

entwurf erfuhren. Als der König mit glänzendem Gefolge die 

Sinden hinabiprengte, bemerfte er zu feinem Erftaunen dem ver- 

lafjenen Palais feines Bruder3 gegenüber am Nfademiegebäude 

1) Gerlad a. a. O. 

2) Die Spenerihe tg. verlangte am 4. Juni das fuspenfive Veto, jedoch, 
um das Anfehen der Krone nicht zu fchädigen, in einer Form, die ed nicht ala 

Beihräntung, jondern ald Vorrecht der Krone erfcheinen laſſe. Danach follten die 

Reichötagsbeichlüffe nur dann Geſetzeskraft erhalten, wenn fie in drei Seffionen 

unverändert angenommen worden waren; doc jollte die Krone das Recht haben, 

einen Reichstagsbeſchluß ſchon ſchon früher als Geſetz zu verfündigen. 
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eine jchwarze Fahne als Zeichen der Trauer über den Ber: 

fajjungsentwurf! ') 
Sin demjelben Maße wie das Gejchrei über die eingetretene 

oder bevorftehende Reaktion anwuchs, wurde auch die Revolution 
als einziger Rechtsboden der VBerjammlung ftärfer und breifter 
betont, und zugleich nahm die Zügellofigfeit des Pöbels zu, deffen 
Reihen fich nad, der von der Regierung angeordneten Entlafjung 
fauler und renitenter, bi$ dahin auf Koften der Stadt Berlin 
und des Staates beichäftigten Erdarbeiter noch mehr füllten. Es 
ihien hohe Zeit zu fein, daß das Minifterium mit einer unum- 
mwundenen Erklärung berausfam, melche der findijchen Furcht vor 
einer drohenden Reaktion entgegentrat und ben unerjchütterlichen 
Willen der Regierung befundete, den gejeglichen Boden für bie 
DVerfafjungsentwidelung und die Ihätigfeit der Nationalverfamm- 
lung unter feinen Umjtänden zu verlaffen. Die beſte Gelegenheit 
dazu jchien eine Adreßdebatte zu bieten, die außerdem die Ge- 
finnung der Verfammlung herausftellen und der Negierung über 
den Charakter der Majorität Alarheit verichaffen mußte, Gamp- 
haufen und Hanjemann waren entichlojfen, fie herbeizuführen; die 
anderen Minifter bezweifelten mehr oder weniger ihre Zweck— 
mäßigfeit,?) da fich in der Verfammlung gar feine Neigung, auf 
eine jolche einzugehen, zeigte. Während heutzutage die Beant- 
mwortung der Thronrede durd eine Adreſſe ſowohl im Neichstage 
wie im preußijchen Yandtage außer Gebraud; gekommen ift, ge- 
börte fie damals zum eijernen Beſtande parlamentarijcher Ge- 
pflogenheiten, und da ſowohl der erſte wie der zweite Vereinigte 
Landtag diefe Sitte übernommen hatte, jo fonnte das Ausbleiben 
einer Adreſſe nad einem jo gewaltigen Ereignis wie der Zujammen- 

tritt der erjten gewählten Wolfsvertretung allerdings zu Miß— 

deutungen VBeranlafjung geben; es fonnte gleichjam als Unhöflichkeit 

I) Stahr, die preußiſche Revolution 285. 

2) Screiben Bornemanns an Camphaufen vom 29. Mai, das erfterer 

auch Hanſemann in Abichrift mitteilte. Bornemann hielt bie Mdrefie für 

prinzipiell wichtig und nötig, wollte aber mit Rüdficht auf die Unluſt der Linken 
von ihr abjehen, 
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ober gar als ftillichweigendes Miktrauenspotum betradhtet werben. 
Es ift daher verftändlich, wenn die Minifter auf die Abrefie 
Gewicht legten. Trogdem fam es zu einem beitimmten Beichluß 
im Minifterrate, wie es ſcheint, nicht!) — In der 6. Sitzung 

vom 30. Mai beantragte der Abgeordnete Kitto?), nachdem bereits 
mehrere bedenklich radifale Außerungen gefallen waren, an bie 
pipe der Geſchäftsordnung den Sag zu ftellen, daß die Rationalver- 
iammlung nidyt eher geichlofien werden dürfe, als bis das Staats⸗ 

grundgeieg mit Yerüdtichtigung der iozialen Fragen vollftändig voll: 
endet ji. Er begründete den Antrag mit den orten: „Der 
Standpunfı unterer Rationalveriammlung ift fein anderer, al3 
daß wir, nicht aus der geieglichen Entwidelung der Tinge ſondern 

lediglih aus der Revolution hervorgegangen, beruten find... 
dem Sande Ruhe und Ordnung wiederzugeben.“ Damit war der 
Standpunft derjenigen Partei unverhüllt ausgeiproden, welche 

zwar anfangs nicht die Mehrheit harte, im Lauie der Zeit aber ein 
immer itärferes Übergewicht gewinnen iollıe. Ziieie Gelegenheit nahm 
Camphauien zu einer unzweideutigen Frflärung wahr. Indem er 

anerfannte, dat die Märzereignine eine große Bedeutung hätten, 
beitritt er doch die Auftattung, als ob durch fie alles umgeftürzt 
‘ei und alle Zunände recdtlihb neu begrümder werden müßten. 

Tie actsrechtliche Kontinuität iei im Gegenteil mit durchbrochen; 
nich? au? Grund rerolutienärer Ibariadben, ſondern nur aut Grund 
des vom Vereinigten vend: eg vertatungsmäßig berarenen Wahlgeſetzes 
umd clein mit der durch Meies zegebenen Yallmadı teten Die Ab⸗ 
geordneten bier serfemneli. Gleibiem als Antwort bierauf drangen 
am Abend brodlote Arbeiter ir die Bahnung Des Mininers Patow 
umd zwangen ibn zur Verreiiung von 300 Thlr. ımter die Be: 

Unger, Eigen sus Preis enter Betihie 3.39, erzähle, dab 
am Abend vor er Aeelerrne 27 m WM. wide Metinmiei ber die 

Sizite der Niiter su efstıen zer Nom nem Derkmusnr nabeitebenden 
Asestteeer ze) Bere ee: er de Noir Sentemanz tei dafur, 

Nierizelt zöge oder weht Urs Shen Nasen u ven Seral. Reichen: 

‚Sserzer 82. 

2 Nee Neiberiserser 74 zur er Aercr Kir amd Zrier, dem 
Nester er uecsrstärn Arte rc der Teer Dur ont Liegnit. 
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bürftigen, worüber er am folgenden Tage, dem 31. Mai, in 
der Nationalverfammlung Bericht erftattete. Während nun die 
Nechte beantragte, die Minifter bei der Herftellung der Ordnung 
zu unterftügen, nahm die Linfe durch eine \nterpellation an den 
Kriegsminifter über Waffentransporte aus dem Zeughaufe die Be— 
ſchwerde über die Neaftion wieder auf. Jetzt ſchien der Zeitpunft 
gefommen, die Verfammlung zu einer formellen Kundgebung ihrer 
Anfihten über das Minifterium zu bewegen. Gamphaufen rügte 
die unbegründete, ja in diefem Momente geradezu finnloje Furcht 
vor der Reaktion. Dann ſprach er es aus, dab das beite Mittel, 
den Gerüchten über reaftionäre Abfichten zu begegnen, eine große 
Debatte liber die Vergangenheit, die Gegenwart und die Zukunft 
fei, und dazu würde eine an den König zu richtende Adreſſe Die 
ſchicklichſte Gelegenheit bieten. Camphauſen bezeichnete feine Be— 
merfung aber nicht einmal als Rat, geichweige denn als Antrag, 
jondern nur als Wunſch. Er wurde vom Stadtrat Dunder unter- 
ftügt, der jhon am 29. den Antrag auf Bildung einer Adreß— 
fommiffion eingebracht hatte. Won anderer Geite wurde heftig 
widerfprochen: für Förmlichkeiten und Höflichkeitsbezeugungen ſei 
die Zeit zu foftbar; das Vertrauen müßten die Minifter fich erſt 
verdienen, einen Dank für die Einberufung der Verfammlung 
auszusprechen, liege erjt vedjt feine Veranlaffung vor, denn nicht 
einen Aft der Gnade habe die Krone mit der Einberufung aus- 
gebt, jondern nur der Notwendigfeit nachgegeben; ihre Gefinnung 
werde die Berfammlung beſſer durch Thaten als durdy Worte 

bofumentieren. Dieſer trogige Widerſpruch verleitete Hanſemann 
dazu, fich für den Dunderjchen Antrag emergiicher ins Zeug zu 
legen, als es Gamphaufen mit der Verlautbarung eines Wunfches 
gethan hatte, der augenjcheinlich wenig Eindrud machte. Zu all- 
gemeiner Überrafchung erflärte er, die Verweigerung der Adre- 
bebatte bedeute eine Schwächung der Regierung, bei welcher fie 
die Zügel des Staates nicht länger führen fünne. „Es ift Dies,“ 
ſchloß er, „eine Frage des Beltehens des Kabinetts, wenigjtens in 
Beziehung auf meine Perjon, erfläre ich dies aufs beftimmtefte.” 
Als darauf der radifale Rektor Mäbe aus Bornſtedt ermwiderte, 
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eine in Stillſchweigen beftehende Antwort auf die vom Finanz- 
minifter geftellte Zebensfrage des Kabinetts jei auch eine Antwort, 
erklärte Camphauſen, daß der Finanzminifter nit nur für fi 

fondern für das ganze Dlinifterium geiprochen babe; auch Auers- 

wald äußerte fich jeßt in demjelben Sinne und widerſprach einer 

Vertagung der Abftimmung. So wurde denn unter dem Drude 
einer unerwarteten Kabinettsfrage die Einjegung einer Adreklom- 
miffion beſchloſſen. Hanfemanns Vorgehen aber hatte Iebhafte 

Verftimmung erzeugt. Die Rechte und die Zentren betrachteten 
es als eine Vergewaltigung, daß Hanjemann ohne jede Rückſprache 
mit ihnen, aber in der richtigen Vorausjegung, daß fie ihn um 

ihrer jelbft willen nicht im Stich laſſen durften, eine KabinettSfrage 
vom Zaune gebrochen hätte. Obwohl alfo die Regierung mit 

ihrem Willen durchgedrungen war, ging fie doch in feiner Weile 

parlamentarifch gefräftigt aus der furzen Krifis hervor. Ins— 

bejondere Hanjemann hatte das Wohlwollen jo manches Abge- 

ordneten durch fein entjchlojjenes aber brüsfes Verfahren um fo 

gründlicher verjcherzt, al$ man immer deutlicher zu erfennen 

glaubte, daß ihm bei jeinem ausgeprägten Gelbftbemußtjein an 

diefem Wohlwollen auch nur wenig gelegen ſei. 

In den nächiten acht Tagen bejchäftigte fich die Berfammlung 

wieder lediglich mit Bagatelllachen, meift unnügen Interpellationen 

und Anträgen. Erſt die 13. Sitzung am 8. Juni erregte das 

ledhaftejte AJnterejje im ganzen Lande. An diefem Tage mar in 
der Derfammlung zum erjtenmal von ihrem wichtigften Beratungs- 

gegenitande, der Verfaſſung, die Rede; nicht aber um ihren Inhalt, 

fondern nur um die Form, wie fie in den Abteilungen zu be- 
raten jei, handelte es fih. Während diejer Debatte erichien der 

Prinz von Preußen als Abgeordneter des Kreiſes Wirfig (in 

Poſen) im Saale, verlangte das Wort zu einer perjönlichen Be— 

merfung und bielt eine fnappe Begrüßungsrede, in welcher er, der 

Situation völlig angemefjen, wahr und aufrichtig befannte, daß er 

pflichtgemäß als erjter Unterthan des Königs der fonititutionellen Mo- 

narchie al3 der vom Könige vorgezeichneten Negierungsform mit 

der Treue und Gemiljenhaftigfeit jeine Kräfte meihen werde, 
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weldje das Vaterland von jeinem ihm offen liegenden Charafter 
zu erwarten berechtigt ſei. Bann bat er feinen Stellvertreter 
einzuberufen, da er den Sitzungen nicht regelmäßig beimohnen 
fönne, und jchloß mit dem Wahlipruche: Mit Gott für König und 
Vaterland. Die große Angelegenheit der Nüdfehr des Prinzen, 

welche jo ungeheure Aufregung hervorgerufen hatte, war damit 
erledigt, in der Hauptjache zur Zufriedenheit des Minifteriums. 
Nur war die von Camphaufen formell gegebene Zuſage, daß der 

Prinz vor dem Miederbetreten der Hauptfiabt feine Belehrung zu 
fonftitutionellen Grundſätzen verfünden werde, umerfüllt geblieben 
und jeine parlamentarijche Antrittsrede ließ von einer freudigen 

Zuftimmung zu dem Umſchwung der Dinge nichts erfennen. Der 
Redner, in militärischer Uniform, ſprach nicht wie ein Abgeordneter, 
Jondern wie ein gehorjamer Prinz und Soldat. Das wurde ihm 
arg verübelt. Auch Camphaufen, der im Intereſſe des Minijteriums 
einen wärmeren Ton erwartet haben mochte, ſoll bei den Worten 
des Prinzen erbleicht jein. Dem Anjehen der Krone famen bie 
Nüdkehr und das Auftreten des Prinzen unzweifelhaft zu ftatten; 
fie waren der Armee und den Konjervativen ein Lichtblid in der 
Finfternis. Als Akte der Verföhnung, wie fie gedacht waren, miß- 
glückten fie. Auch die Nechte, welche durd; Erheben von den Sitzen 
mwenigitens die äußeren Formen gewahrt hatte, während die Linfe 
ſolchen Servilismus durch Ziſchen tadelte, war mißgeftimmt. “Die 
Linke jah in der verhaften Uniform nur eine beleidigende Provo- 
fation; den inhalt der Nede fand fie anmaßend, in den patriotifchen 
Schlußmworten des Prinzen entdedte fie die Devije der Reaktion. 

Diefem aufregenden Ereignifie folgte noch in derjelben Sigung 
die Beratung über den Antrag des Berliner Buchdruders Berends: 
die hohe Verfammlung wolle in Anerfennung der Revolution zu 

Protokoll erflären, daf die Kämpfer bes 18. und 19. März ſich 

ums Vaterland wohl verdient gemacht haben. Diejer Antrag 

brachte mit einemmal die in der Verfammlung berrichende Ge- 
finnung und Stimmung auf den jchärfften Ausdruck; zugleid) 
wurde der Regierung die Gelegenheit zum Prinzipienitreit geboten, 
den fie freilich nur im Anfchluß an die Beratung der — geſucht 

Dergengrüun, David Hanſemann 
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dem Berendsichen Antrage von niemandem entgegengejegt worden. 
Die Haltung der ganzen Verfammlung hatte fich in den erften drei- 
zehn ebenfo lärmenden mie thatenlojen Situngen ganz erheblich nach 
links verfchoben. Und jchon machte fich der Einfluß tumultuierender 
Volkshaufen, die in dem Kaftanienwäldchen vor der als Sibungs- 
lofal dienenden Singafademie und vor dem Finanzminifterium ihr 
Standquartier aufgeichlagen hatten, bemerfbar. Ankunft und Ab- 
fahrt des Prinzen von Preußen mwaren von Lärmrufen begleitet 
geweien. Während der zweitägigen Debatte über den Berends- 
ihen Antrag wurde die Haltung der Mafjen immer bedrohlicher. 
Wenn die Nationalverfammlung die Märzrevolution nicht aner- 
kennen wolle, hieß es da, jo werde man eine neue Revolution 

machen, der die Anerfennung ſchon nicht fehlen werde.) Das 
Bemwußtjein, einer neuen Revolution wehrlos gegemüberzuftehen, 
dba das wenige in die Stadt zurüdgefehrte Militär zu ihrer 
Bewältigung nicht ausreihte und auf die Bürgerwehr fein 
Verlag war, hat den Gang der Verhandlung unzweifelhaft 
jehr ungünftig beeinflußt. Cinige Redner der echten ver- 
wahrten fich wohl energifch gegen das Prinzip der Nevolution, 
deſſen formelle Anerkennung die Revolution permanent made und 
bie Konterrevolution bervorrufe, beeilten ſich aber um jo mehr, 
der hohen Bedeutung der revolutionären Thatfachen gerecht zu 
werden und den Helvenmut ber Freiheitsfämpfer zu bewundern. 
Abjchen gegen den Straßenfampf hat weder damals nocd während 
des ganzen folgenden Jahres ein Abgeordneter vor verjammeltem 

Haufe auszuſprechen gewagt, Erſt im Frühling 1849 ift von der 
Rednertribüne der zweiten Kammer herab, und zwar von Bodel— 
ſchwingh, eine foldhe Auferung gethan worden. Die Gegner des 
Antrages gingen teils aus Überzeugung teils aus taftifchen 
Gründen gar nicht auf die Verwerfung ſondern nur auf eine 
Abſchwächung desielben aus, die in unzähligen Amendements 
verjucht wurde. Hanſemann ſetzte die Vertagung der Beratung 
auf den folgenden Tag, den 9. Juni, durch und an diefem Tage 
gelangte nad dem erregteften Wortgefechten mit nur 196 gegen 

2) Reidenfperger, Erlebnifje 80. 
31* 
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Das Rejultat der Abftimmung, die Annahme der Zachariae- 
hen Tagesordnung, wurde zwar als Sieg des Ministeriums betrachtet. 
Die Minifter hatten aber die Überzeugung gewonnen, daß die 
Majorität im Grunde mit dem Berendsſchen Antrage ganz einverftanden 
mar.!) Stimmten doch jelbjt mehrere Mitglieder der Nechten für’ 
denjelben und für die Anerkennung der evolution. Nur die 
Furcht vor den unberechenbaren Folgen einer Kabinettsfrifis hatte 
die Annahme des Berendsichen Antrages verhindert. 

Der aufgeregten Berhandlung innerhalb des Sikungshaufes 
folgten die ärgften Skandalſzenen im Kaftanienwäldchen, mo be- 
reit3 ein neuer Barrifadenbau in Erwägung gezogen wurde, Als 
der Miniſter des Auswärtigen, Freiherr von Arnim, die Singafabemie 
verließ, nahm ihn ein Volkshaufe in die Mitte und wälzte fich mit ihm 

dem Feitungsgraben zu, bis er durch ein Stubentenforps befreit 
wurde. Der Prediger Sydow jah fi als Gegner bes Berends- 
ichen Antrages aufs jchmählichfte thätlich mighandelt; Camphaufen, 
der gewarnt worden mar, gelang es in einer Drofchfe zu ent- 
fommen; Hanjemann mußte fich durch eine Hinterthür in das be- 

nachbarte Finanzminifterium zurüdzieben. 

Seit diefen Ereignifjen befand fich die Berliner Bevölkerung in 
einem Zuſtande wachſender Erregung. Trotzdem wurden beider Wieder- 

aufnahme der Situngen nach den Pfingftfeiertagen, am 14. Yuni, 
die Anträge auf befondere Unterfuchung der Pöbelerzeffe und auf 
erhöhten Schu der Abgeordneten durch Übergang zur Tages— 
ordnung bejeitigt. Die Linfe, welche feine Angriffe auf ihre Mit- 
glieder zu bejorgen hatte, jchien das Terrain völlig gewonnen zu 
haben. Nocd am jelben Tage brach der Pöbel in das Zeughaus 
ein, das von der Bürgerwehr ungenügend geichügt wurde und 
aus dem eine Militärabteilung von 250 Mann, durch er: 
logene Mitteilungen getäujcht, abgezogen war. Wüſte Zerftörungs- 
jenen folgten; 2000 Zündnadelgewehre, deren Konitruftion bis 
dahin ftreng geheim gehalten war, wurden geraubt; e8 gab Tote 
und Verwundete. Einige Barrifaden wurden wirklich gebaut und 

1) Das gab Eamphaufen in feiner Abſchiedsrede vom 26. Juni deutlich 
zu verftehen. 
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die Revolution jchien wieder in vollem Gange zu jein, bis beim 

Heranrüden eines Bataillons Garde am Ipäten Abend die Menge 
fi) wieder verlief. Hanfemann war nad) der Situng der Rational. 

verfammlung nad) Potsdam zum Könige gefahren. ALS er zurüd- 

fehrte, fand er das Minifterhotel, in deſſen Nähe die erwähnten 

Ereigniffe fich zutrugen, leer. Die Seinen hatten zu einer be- 

freundeten Familie nach Charlottenburg flüchten wollen, fanden 

deren Haus aber verichlofien und mußten die Nacht in einem 

der Wirtshäufer „Unter den Zelten“ zubringen. Er jelbft fol 

dann einige Zeit gelaſſen jeine Zigarre raucdhend aus dem Tenfter 
dem Zreiben zu feinen Füßen zugefchaut haben. Auch der Zuruf: 

Nun Hanjemann, erfennft Tu jebt die Revolution an? — brachte 
ihn nicht aus der Faſſung. 

Noch in der Nacht vom 14. auf den 15. Yuni befahl der 
König die Zernierung der Stadt Berlin durch Kavallerieregimenter 

aus Brandenburg und Magdeburg. Am andern Morgen aber 

mwiderrief er den Befehl auf Verlangen der Minifter, die felbft in 

Potsdam erichienen und fogar mit ihrem Abjchiede drohten. Auch 

Hanjemann, ver ſonſt immer für die fräftigften Maßregeln zur 

Heritellung der Ordnung ftimmte, mag die Zwedmäßigfeit ber 
föniglihen Anordnungen bezweifelt haben. Sie fonnten einen 

Aufſtand in den Straßen Berlins zur Folge haben, deſſen Be- 

wältigung den wenigen Reiterregimentern gar nicht möglich gemejen 

wäre.!) Dagegen teilte Camphauſen am 15. derBerfammlung mit, daß 

die Regierung zum Schuge der Ordnung die drei Berliner Landwehr: 

bataillone einberufen habe und eine bejondere Schutzmannſchaft 

zur Entlajtung der Bürgerwehr zu errichten gedenfe. Wieder 

protejtierte die Yinfe. Einer ihrer populärften Sprecher, der Land— 

gerichtSaffefjor Jung, der jchon am Tage vorher die Pöbelaus- 

ichreitungen als eine natürliche Folge der Weigerung, die Revo— 
lution anzuerkennen, und als ein unerhebliches Schaumfprigen der 

Freiheit charafterifiert hatte, meinte, der Zeughausfturm gehe die 
Verſammlung gar nichts an, da fie nicht im entfernteften Durch 

1) Solde Bedenken hegte auch Gerlach Denkwürdigkeiten 170). 
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die Erzeffe gefährdet worden ſei. Sa, der Prediger Uhlich aus 
Magdeburg wagte es angefichts alles Borgefallenen mod) zu bean- 
tragen, die Berfammlung mwolle erflären, fie bebürfe feines bemwaff- 
neten Schuges, ſondern ftelle fich unter den Schu der Berliner 
Bevölferung. Und mit großer Majorität, jo verzeichnet der fteno- 
graphiſche Bericht, ging der Antrag durch. Möglich wurde eine 
ſolche Abftimmung freilich nur, weil die Bänke der Rechten leer 
waren. Ein großer Teil Ddiejer Partei, um jeine perjönlicdhe 
Sicherheit bejorgt, hatte es überhaupt nicht gewagt, die Ging- 
afabemie zu betreten.!) 

Sn derlelben Sitzung vom 15. Juni gelangte auch ein von 
den Miniftern gleichfalls befämpfter Antrag der Abgeorbneten 
Waldeck und Wachsmuth über die Verfaffungsberatung zur An- 
nahme. Der Regierungsentwurf wurde nicht den gewöhnlichen 
Abteilungen jondern einer bejonderen Kommiſſion überwieſen, der 

es freiftehen follte, ihn durch einen anderen Entwurf zu erjehen. 

Nur die Unbeftimmtheit der Faſſung ermöglichte es den Miniftern, 
in dieſem Beichluß nicht die Abficht der einfachen Bejeitigung 

ihres Entwurfes zu jehen, die, wie Camphauſen und Hanjemann 
ſpäter erflärten, die jofortige Demiffion des ganzen Miniftertums 
zur Folge gehabt hätte. 

Eine Arie war aber num doch unverkennbar eingetreten, 
ſowohl für das Minifterium Camphauſen wie in gewiſſem Sinne 
auch für die Berfammlung. Nach dem Zeugnis eines Mitgliedes 
der Nechten?) „wurde am 14. und 15. {uni die urfprüngliche 
Majorität der Nationalverfammlung innerlich gebrochen und blieb 
es”, Sie hat fich jpäter, wenn auch nicht jelten, jo doch nur von 

Fall zu Fall zufammengefunden. Nach faft vier Wochen durchaus 
unrühmlichen Dajeins trat die Berjammlung in eine neue Periode 
ihrer Thätigfeit ein. Aber auch die Kraft des Minifteriums 
Camphauſen war erichöpft; es fühlte ſich verbraudt. 

Schon am 13, hatten Armim, Graf Schwerin und Graf 

1) Reihenfperger, Erlebnifje 90. 
2) Reichenſperger (Erlebnifie 92). 
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zeigten die Abgeordneten wenig Neigung in ein Minifterium 
Camphauſen zu treten, deſſen Mangel an Entjchiedenheit und 
Ihatkfraft von allen Seiten verurteilt wurde. Da legte Gamp- 
haufen jeinen Kollegen die Frage vor, ob jebt der richtige Zeit- 
punkt für feinen Rüdtritt gekommen ſei, und fie bejahten diejelbe. 
Weil diefes Minifterium aber troß aller inneren Zerwürfnifje nad 
außen ftets als einheitliche Körperjchaft aufgetreten war, jo ergab 
ſich damit jeine Auflöfung von jelbit. Sie erichien jo felbit- 
verjtändlid), daß der Nationalverfammlung nur der Rücktritt des 
Minifterpräfidenten offiziell mitgeteilt wurde. 

Der König war offenbar in der allergrößten Verlegenbeit. 
Konjervative Minifterfandidaten gab es damals überhaupt nicht. 
Regierungsfäbig waren allein die Vertreter der alten Landtags» 
oppofition. Nun erklärten auch dieje abgewirtichaftet zu haben. 
Der König betrachtete aber den Rüdtritt der Märgminifter als 
Fahnenflucht und bat fie ihnen nie vergeben fünnen. 

Da geichah das Unerwartete, daß er Hanſemann mit ber 
Neubildung des Kabinetts betraute, 

Unerwartet war dieje Wendung der Dinge deswegen, weil man 
annehmen mußte, dab Hanjemanns entichiedener Liberalismus dem 

Könige durchaus unſympathiſch jei und dieſer daher auch fein be- 
jonderes Vertrauen in Hanjemanns politische Perſönlichkeit ſetzen 
fönne, zumal die Vertrauten des Königs, bis auf den Flügel- 
abjutanten Willifen IL, zu feinen jchärfiten Gegnern gehörten und 
den König mit allen Mitteln der Überredung gerade gegen ihn 
einzunehmen juchten. Indeſſen mehrere Vorzüge empfahlen ihn 

doch auch in den Augen des Königs. Hanjemann hatte am 
energifcheften auf Repreifiomakregeln gegen die Anarchie gebrungen 
und zeigte am meilten guten Willen in dieſer Beziehung. So— 
dann war er der einzige Minifter, der nicht arbeitSmübde, refigniert 
und hoffnungslos geworden war, der jein Selbitvertrauen über 
allen Widermwärtigfeiten feiner zweieinhalbmonatlichen minifteriellen 
Laufbahn noch nicht eingebüßt hatte. Dazu fam, daß er damals 
bei den Maffen noch einigermaßen populär und daß er die Seele 
aller Reformmaßregeln nicht nur in feinem Miniftertum ſondern 
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auch in den anderen Berwaltungszweigen war; vollends für bie 
Finanzen des Staates, für die erfolgreiche Durchführung der von 
ihm in Angriff genommenen Operationen war er ſchlechthin ım- 
entbehrlich. Die eigenhändige KabinettSordre Friedrich Wilhelms IV., 
welche ihn zur Neubildung de Kabinetts berief, war in befonders 

berzlihem Tone gehalten‘) Er wünſchte ihm Glüd und Segen zu 

dem Gelingen des jchweren Wertes. Als feinen Wunſch bezeid;- 

nete er daS PBerbleiben Schredenfteins und Schleinig’ auf ihren 
neuen often, ſowie die Berufung jeines fürzlih zum Dber⸗ 

präfidenten von Ditpreußen ermannten jugendfreundes Rudolf 

von Auerswald, des Bruders des abtretenden Minifter8 des 

Snnern.?) In jeiner Antwort bezeichnete Hanjemann die Rünfche 

des Königs auch als die jeinen; den Eintritt Auerswalds habe er 
auch fchon früher ins Auge gefaßt. Zugleich fügte er hinzu, daß 

ihm die Trennung von jeinem Freunde Camphauſen ſchmerzlich 

fei; er fühle lebhaft, wie jehr er in mancher Beziehung hinter ihm 
zurüditebe. 

1) Sie lautete: 
Sansſouci, 20. Juny 1848. 

Der von und allen gefürchtete Augenblid, wo Miniſter Camphauſen die 

Unmöglichkeit feines Bleiben? an der Spitze des Cabinets ertlären würde, ijt 
leider! gefommen. Sie, mein beiter Hanjemann, find der Einzige, der ein neues 

Gabinet bilden fann. So beauftrage ich Sie denn hiermit jürmlid mit diefer 

Bildung des neuen Cabinets. (Es ift mein bdringendes Verlangen, daß Gl. 
v. Schredenftein und H. v. Schleiwitz in das neue Cabinet übergehen. Ebenſo 

bege ich den Wunſch, daß mein alter Freund, der Tberpräfident Rudolph von 

Auerswald, Mitglied desjelben werde. Zeilen Sie meinen Antrag nicht zurüd; 
beichäftigen Sie ſich ungefäumt mit den Borjchlägen zu den neuen Mitgliedern und 

fobald Sie mit ſich einig jind, fobald Sie die Sache reif glauben, jo eilen Sie 
zu mir hierher, wo ich Eie zu jeder Stunde empfangen werde. Und um, 

Süd und Segen zu Ihrer Arbeit, und ift fie vollendet, Kraft und Nachdruck, 

wo jie bingehören. 

Auf Biederjehen! 

Friedrich Wilhelm. 

2) Durch den Flügeladjutanten Williſen II ließ der König einige Tage da- 
rauf bei Hanfemann anfragen, ob er bei feinen Kombinationen nit auch Beth- 
mann-Hollweg berüdfidhtigen fünne. 
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3. Das Minifterium Auersmwald-Hanjemann. 

Die ganze Minifterfrije war eine reine Perſonenfrage. Hanſe— 
manns Verbleiben im Amte ftand daher auch nicht in einem 
irgendwie auffallenden Gegenjag zu dem Rücktritt feiner Kollegen, 
wenn es auch nicht an Leuten fehlte, die darin nur den Beweis 
jeines ungemefjenen Ehrgeizes jehen wollten. Größere Einigkeit 
unter den Miniftern im Kampfe gegen den Umſturz und im Ber» 
halten gegen die Nationalverjammlung, Konjolidierung ber neuen 
Staatsverhältnifje durch jchleunige Feſtſtellung der Verfaſſung und 
der michtigiten organiichen Gelege, darauf war vor allem das 
Augenmerk zu richten. 

Hanjemann erneuerte num Camphauſens fehlgeichlagenen Ver— 

juch, dem Kabinett einige parlamentarische Mitglieder zuzuführen. 
Er wollte fie allen Parteien mit Ausnahme der Linken entnehmen. 
Die Auswahl war aber außerordentlich ſchwierig. Einen be- 

fonderen Reiz hatten die Minifterportefeuilles nur für jehr wenige. 
Fähige und ehrgeizige Leute erfannten jehr wohl, daß ein praf- 
tiicher Staatsmann fich damals unter allen Umftänden zwiſchen 
zwei Stühle jeßte und jeine Zufunft verdarb. Daher war denn 
die Zahl der durch Fähigkeiten und Einfluß in Betracht fommenden 
Miniſterkandidaten eine jehr beichränfte. Eine zweite Schwierigfeit 
lag darin, daß die Hanjemann geeignet erjcheinenden Abgeordneten 
am 9. Juni gegen die Zachariaeiche Tagesordnung, alſo für die 
Anerfennung der Revolution, geftimmt hatten. Es wäre daher unter 
ſolchen Umjtänden wohl richtiger gewejen, aufdie Zuziehung parlamen= 

tarifcher Mitglieder zu verzichten. Der Vorwurf ift berechtigt, daß 
Hanjemann zu mechaniſch und äußerlich die Stimmenzahl, über 

welche. die Parteihäupter verfügten, in Rechnung zog und diefen 

Vorteil höher als eine auf Grundſätzen ruhende Harmonie der 
Minifter anſchlug. Den größten Fehler beging er unzweifelhaft, 
indem er, um das linfe Zentrum zu gewinnen, nad) längeren Ber- 
bandlungen Rodbertus das Kultusminifterium anvertraute, ohne 

doch über jeine allgemeinen politiichen Anfichten volle Klarheit ge- 

mwonnen zu haben. Daß Hanjemann, wie bereits erwähnt, fein 



309 fich wieder zurüd. An feiner Stelle follte 9 0 
eg — 

Zum 26. Juni war bie este Eng bi 
fammlung anberaumt. Bis dahin mußte die M 
ſein. Es hätte den denkbar Iclehteften Einbrud g 

a Rena her — 
— — ner ei 
fiher, Kühlwetter, eben aus ber Rheinprovinz ai 

fc) entföieben ‚gegen den ihm angetragenen 9 
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—* vene 



Nenbildung des Minifteriums durch Hanfemann. 493 

glüd zerjtören.!) Erſt am Abend milligte er ein, fich gleichſam probe- 
weije zum interimiftiichen Leiter des Minifteriums bes Innern er- 

nennen zu lajien. Am peinlichiten jedoch war der Umftand, daß 
Auerswald erſt am Abend des 25. aus Königsberg eintreffen 
fonnte, zu Berbandlungen mit ihm über die leitenden Grundfähe 
alio faum Zeit blieb. Die drei parlamentarifchen Minifter Milde, 
Rodbertus und Gierfe machten aber ihren Eintritt in das Kabinett 
von Auerswalds und Hanjemanns Zuftimmung zu einer an- 
nehmbaren minijteriellen Erflärung über die „Anerfennung ber 
Revolution“ abhängig?) Indeſſen jcheinen Hanfemann und Auers- 
wald ſich raſch verftändigt zu haben, denn nody am 25. vollzog ber 
König in Sansjouci die von Hanlemann fontrafignierte Ernennungs- 
ordre für die Minifter. 

Zufrieden mit dem Ergebnis jeiner jechstägigen Bemühungen 
war Hanjemann nit. Die Zujammenjeßung des Minifteriums 
trug das Gepräge der Eile und des Kompromifjes an der Stirn; 
fie war das Produft einer zwingenden und peinlidhen Notlage. 
Unmöglidy aber erjchien es, dem König aus diefem Grunde den 
Auftrag als unausführbar zurüdzugeben und ihn uuter den ob- 

I, Kühlwetter an Hanjemann 25. Juni 1848. 

2) Um 22. Juni fchrieb Milde an Hanfemann: „eliebter Freund! Nadı 
genommener Rüdipradye mit mehreren meiner politiihen Freunde, ftellen die: 
jelben in pofitive Abrede, dab Herr von Auerdwald aus Königsberg je bie 
Revolution anertennen würde. Sind Sie hierüber im Haren? Denn gebt der: 
jelbe darauf nicht ein, fo it an eine Kombination, wie Sie foldye beabficytigen, 
bon meiner Seite nicht zu denken. An bdiefer Klippe muß alles fallen bei ber 
Majorität, die wir jept vor und haben, wenn man nicht franchement darauf 
eingeht. Überhaupt bitte ich Sie, Har nieberjufchreiben, welche Erflärung Sie 
der Hammer gegenüber, wenn die Revolutionsgefhichte ober frage vorfommt, 

abgeben wollen, denn vor allem andern müſſen Jhre Kollegen in spe, melde 
gegen dad Zacharigeſche Amendement geitimmt haben, wiſſen, woran Sie mit 

Ihnen find, der dafür geftimmt hat. Über die anderen Sachen liehe fih und 
wird ſich fortlommen lafjen; über diefe muß man aber ganz Mar jeim, denn fie 
iſt prinziell für unfer neued Staatsrecht; und bei einem modifizierten Kabinett 
fann man doch den neu eintretenden Mitgliedern nicht zumuten, eine Erbfchaft 
anzutreten, welche fie ald Oppofition vor ihrem Eintritt in die Verwaltung be> 
fämpft haben.“ 
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waltenden Umftänden hilflos fich felbft zu überlaſſen. Auch 

Friedrich Wilhelm hat der ihm vorgelegten Minifterlifte gewiß 
nur wenig Beifall ipenden können. Trotzdem fühlte er fidh 
nad) Unterzeichnung der Ernennungsordre von einer drüdenden 

Sorge befreit. Wie ſchwer fie auf ihm gelaftet hatte und wie 
dankbar er jebt Hanjemann war, zeigt das nachftehende für den 

König jo überaus charakteriftiiche Handfchreiben, das er offenbar 
fofort nah dem Vollzug der Ernennungsordre auf das Papier 
warf. Wie immer gab er fich auch bier einer momentanen ®e- 

fühlsaufmallung rüdhaltlos Hin. Der König jchrieb: 
„Sans⸗ſouci 26. Juny 48 9 Uhr Abende. 

Die Beiten großer Erfchütterungen, die jo viel unfeligen Haß, fo viele 

Trennungen und Thränen zeugen, wirken dennoch aber zumwellen in entgegen- 
geſetzter Richtung und laſſen den ehrlich Suchenden da Freundesperzen finden, 

wo kurz zuvor noch Widerftand war.!) Go tft mir es mit Ihnen gegangen, 

lieber Hanfemann. Das muß ich Ihnen heut’ nad) diefem wichtigen Tage noch 

zur Guten Nacht jagen und den Dank wiederholen, den id Ihnen Heute aus 

vollem Herzen geipendet babe. Ich wünſche Ihnen jet nach ſchwerer Arbeit 

erquidliche Ruhe und in ihr Stärkung, Kraft und Muth zu neuen heißen Kämpfen 
und am Ende, unter Gottes Beyftand, einen ſchönen Sieg. 

Friedrich Wilhelm.“ 

Am Vormittag des 26. fand in Hanjemanns Wohnung bie 

erite Sitzung des Staatsminifteriums ftatt, während in der benad)- 

barten Singafademie die Abgeordneten fid) bereits zu verfammeln 

begannen. Bier ſahen und ſprachen fidy einige der Minifter zum 

eritenmal in ihrem Xeben. In Eile mußte da$ von Hanjemann 

entworfene, der Kammer vorzulegende Programm beraten werden. 

Es wurde mit einigen nderungen, welche namentlich Rodbertus 

durchfeßte, angenommen. Eine gründliche Erörterung war bei der 

Kürze der zu Gebot ftehenden Zeit nicht wohl möglid.?) Die 

größte Schwierigkeit mochte der Paſſus des Programms bieten, in 

welchem die Streitfrage über die Anerfennung der Revolution be- 
rührt wurde. Ganz umgehen ließ fie ſich eben nicht und es er- 

1) Ch Hier auf Hanjemanns Haltung im allgemeinen oder auf einen be 
ionderen Vorgang Bezug genommen wird, muß dahingeftellt bleiben. 

3) Über den Verlauf der Minifterkrifis bietet namentlih Stahr, Die preis 

Kiihe Revolution S. 841—358, brauchbare Mitteilungen. 
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ſchien zwedimäßiger, fie durch eine geeignete Erwähnung aus der 

Welt zu ſchaffen, als fie bei jeder Gelegenheit wieder auftauchen 
zu jehen. Die von Hanfemann gewählte, von dem Minifterrate 
2 Form, welche die Anerkennung der Revolution zu einer 
nichtsſagenden Phraſe verflüchtigte, darf wohl in ihrer Art ein 
diplomatiſches Meiſterſtück genannt werden. 

Das Programm erging ſich zunächſt in etwas allgemeinen 
Wendungen über die von den zukünftigen Kammern und dem 
Könige gemeinſchaftlich auszuübende geſetzgebende Gewalt, machte 
aber das Zugeſtändnis einer volfstümlicheren Baſis für die erſte 
Kammer, als fie der Verfafjungsentwurf der Negierung bot; weiter 
wurde die Notwendigkeit, die Staatsgewalt zu ftärfen und der 
Anarchie zu fteuern, betont, wofür eventuell Geldbemwilligungen der 
Verſammlung zu beanjpruchen jein würden. Dann fündigte es 
Gejegvorlagen an über Bürgerwehr, Ablöfung der bäuerlichen 
Reallaften, Gemeindeordnung, AJuftizreform nad) dem Mufter ber 
Rheinlande und Aufhebung der Steuerbefreiungen. In finanzieller 

und wirtichaftspolitiicher Hinficht, hieß es, werde das Syitem des 
früheren Minifteriums fortgefegt werden. Den Schluß bildete der 
auf die Revolution bezügliche Paſſus. Er lautete: 

„Alſo in der Gefepgebung, in der Verwaltung, in unſerm Thun und 
Handeln — nicht in abjtraften Erflärungen, die verjchiedenartiger Deutung aus⸗ 
geſetzt find, fafien wir die denkwirrdigen Ereignifie des Monats März und unjere 
Anerfennung der damals jtattgehabten Revolution auf, einer Hevolution, deren 
ruhmdoller und eigentümlidher Charakter darin beiteht, day fie — ohne Umſturz 
aller ftaatlihen Berbältnifie — die fonititutionelle Freibeit begründet und das 

Net zur Geltung gebracht bat. Auf vechtliher Grundlage ſteht diefe Ver- 
jammlung, ſteht die Krone; dieſe Grundlage halten wir feſt.“ 

In dieſer Form wurde zum Schluß die Anerkennung eines 
revolutionären Prinzips mit wünjchenswerter Beitimmtheit abge- 

lehnt; was anerfannt wurde, war lediglich eine der Vergangenheit 

angebörige geichichtliche Thatjache, die als jolche von niemandem 
bezweifelt werben fonnte. Mit der Vermeidung jeder Bezugnahme 
auf den ÖStraßenfampf vom 18. u. 19. März ſowie mit der 

Bezeichnung der Revolution als eines Kompleres von im März 
geichehenen Ereignifien fiel auch die Erwähnung der Märzkämpfer 

T — 
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von felbft fort, deren Verherrlichung in dem Berendsichen Antrage 

ber an ſich vieldeutigen „Anerkennung“ der Revolution erft ihren 
beftimmten Sinn gab. Auf die Märzlämpfer brauchte der ruhm- 

reihe Charakter, den die minifterielle Erflärung freilid der Re⸗ 
volution zufchrieb, nicht notwendig bezogen zu werden. Es wurde 

gefagt, was gefagt werden mußte, wenn man die Berührung bes 
beiflen Themas für unumgänglich hielt und wenn man nun mal 

ben offenen Kampf gegen die revolutionäre dee noch nicht auf: 

zunehmen wagte oder nicht aufnehmen Fonnte. 

So geſchickt nun auch die Umgehung des eigentlichen Streit: 

punftes war, eine Konzelfion lag in der minifteriellen Erflärung 

immerhin. Nicht ſowohl im Wortfinne. Aber indem die Re— 
gierung aus eigener Smitiative ohne unmittelbare Nötigung durch die 

Berfammlung die frage aufnahm und den Standpunkt der Per: 

jammlung doch nicht ausdrücklich zurüdmwies, erflärte fie, daß fie 

fi) mit ihm abzufinden bereit jei. 
Eine parlamentarifche Ungefchietheit oder Übereilung Kühl: 

wetters und offenbar auch der Mangel eines ausreichend über- 

legten Dperationsplanes der Minifter jollten freili” dem Stand— 

punft der Nationalverfammlung zu einem größeren Triumphe ver- 
helfen, als er ihm zugedacht war. 

Nachdem die Sitzung der Nativnalverfammlung am 26. er: 

öffnet war, ergriff Camphauſen das Wort. Er hatte alS Abge— 
ordneter von Köln zu allgemeiner Berwunderung nicht auf ber 

rechten Seite, jondern im Zentrum Pla genommen.!) Im Tone 

völliger Rejignation legte er die Gründe für feinen Rüdtritt dar. 

Als feine Aufgabe habe er die Überleitung des Staates vom alten 

in das neue Syitem auf gejeglichem Wege betrachtet; dieſes Ziel 

fei erreicht, jeine Aufgabe erfüllt; das Minifterium der Bermittelung 

müfje fi in ein Minijterium der Ausführung vermwandeln.?) 

Reichenſperger, Erlebniſſe S. 96, läßt es dahingeſtellt fein, ob das 
zufällig oder abſichtlich geſchah. 

2, Das Hanſemann zugeſchriebene und ihm ſehr verdachte Wort, das neue 

Miniſterium werde im Gegenſatz zum abgetretenen „ein Miniſterium der That“ 

ein, rührt gar nicht von ihm ber, fondern geht auf diefe Rede Camphauſens 

zurüd. 
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Dann machte auch er den Anfprüchen der Verfammlung ein ge- 
wiffes Zugeftändnis, indem er als eigentlich entjcheidendes Motiv 
für feinen Rüdtritt vom Amt die irrige aber doch vorhandene 
Meinung bezeichnete, als ob er über die Bedeutung der März- 
ereigniffe weſentlich anders denfe als die Mehrzahl der Verſamm— 
lung, ein Irrtum, der audy zum Scheitern feines Verfuches, das 
Minifterium aus der Mitte der Verſammlung zu ergänzen, beige- 
tragen habe. Wenn diefe Rede, mie berichtet wird,!) einen er- 
greifenden Eindruck machte, jo verdankte fie dieſe Wirkung nicht 
nur ihrer Formvollendung ſondern auch der Bekundung eines 
überzarten fonftitutionellen Gewiſſens, dem fchon der bloße Per: 
dacht, in einer wichtigen Frage anderer Meinung als die Mehr: 
beit zu fein, zum Motiv für die Abdifation wurde. Camphauſen war 
eine jener jeltenen Naturen, denen auch im leidenfchaftlichen Partei- 
fampf die Sympathie der Gegner nicht verloren geht. Man jah 
ihn mit Schmerz aus der PVerjammlung jcheiden, an deren Ber: 

handlungen er, bald darauf vom Könige nad Frankfurt geichidt, 
fich überhaupt nicht mebr beteiligt hat. 

Nah Camphauſens Abfchiedsrede verlas Hanſemann Die 
minfterielle Erklärung. Weder dieje noch die Zufammenjegung 
des Minifteriums erfreuten fich des rechten Beifall. Die Linfe 
wollte den Zmwed des Perjonenwechjels nicht einjehen, da Hanſe 

mann feine andere Richtung als Gamphaufen verfolge. Der 
Rechten paßte der dominierende Einfluß Hanjemanns nicht, von 

dem fie fi) mit Ungebühr behandelt glaubte. Auch die Spottluft 
regte ſich. Daß der Landwirt Rodbertus Kultusminifter gewor- 
den war und ber Gtabtiyndifus Gierfe die Landmwirtichaft über- 
nommen hatte, bot Stoff genug zu witzigen Bemerkungen. Dazu 
fehlte e8 an berühmten Namen; außer Hanjemann und Auers- 
wald brachte feiner der Minifter aus feiner Bergangenheit irgend 
welche Autorität in das neue Amt mit. Bevor aber noch die Abge- 

orbneten zu alledem recht Stellung nehmen und das Gehörte über- 
benfen konnten, ergriff Hanjemann nocd einmal das Wort. Er 

1) Reichenſperger a. a. O. 

Dergengrän, David Hanſemann. 82 
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wurbe durch dieſes unglüdliche Debüt des Minifters des Innern 
um die beabfichtigte Wirkung gebradjt und in eine faliche Be 

leuchtung gerüdt. Zwar verharrte die Linfe auch jet mod in 
fühler Ablehnung gegen die Regierung, weil fie ſehr wohl einjab, 
daß die Hanſemannſche Anerkennung der Revolution eigentlich feine 
oder etwas ganz anderes war, als was jie darunter verjtand.') 
Die radikale Prejie und die Straßendemagogie jubelten aber laut, 
daß die Regierung nun doch die Revolution ohne Einjchräntung 
anerfannt babe.?) Sehr bald mußten fie freilich erfennen, daß 
Kühlmwetter ihr Mann ebenfowenig wie Hanjfemann war, und mit 

um jo maßlojeren Angriffen zablten fie beiden die Enttäufchung 
beim. Schlimmer war, daß die fi) jammelnde Reaktion ein 
vortreffliches Schlagwort gegen Hanſemann umd die Regierung 
in die Hand befam; am jchlimmiten, daß das Pertrauen des 

Königs zu Hanſemann unverdientermaßen einen fjchweren Stoß 
erlitt. 

Dem Anjehen des Minijteriums Auerswald-Hanjemanın, wie 
es allgemein genannt wurde, war es auch nicht förderlich, daß 

Ihon nad) acht Tagen eines der Mitglieder ausjchied.”) Das 
Minifterium zerfiel nämlich jofort in einen rechten und linfen 
Flügel. Zu dem legteren gehörten in erfter Linie Nodbertus, dann 
Märfer und Gierfe, in einigen Fragen auch Milde Hanſemann 
erfannte jofort den mit der Berufung von Rodbertus begangenen 
Mißgriff. Er bat ihn fpäter offen eingeftanden und zu jeiner 
Entihuldigung nur angeführt, daß auch Camphauſen fich über „die 
gouvernementale Befähigung“ des Mannes vollfommen getäuicht 

) Im dem zweiten Bericht „der demofratijhen Partei der Preußiſchen 
fonjtituierenden Verſammlung“ vom 8. Juli 1848 wird die Hanſemannſche Er: 
Härung in biefem PBuntte widerſpruchsvoll genannt, „da eben eine Revolution, 
welche die ftaatlihen Verhältniſſe nicht umftürzt und bad Recht mwahrt — ma= 
türlich das alte, denn ein neues befteht nod nicht — keine Revolution und bie 
Anerfennung einer Revolution umter ſolchen Bebingungen nichts anberes als 
eine Verleugnung derjelben ift.“ 

2) Reichenſperger 10%. 

3) Über Rodbertus Austritt aus dem Minifterium vergl. Stahr, Die pren- 
Hiihe Nevolution, ©. 858 fi. und 362 ff. 

32* 
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habe. ee —— 
befchäftigten in den erften gen dei 

denten von Berlin, v. Minutoli, und der beiden Staa 
Temme und Sirchmann, deren Schwäche er einen —— 
Schuld an den unruhigen Zuſtänden Berlins beimaß. Die beiden 
letzteren waren zugleich Abgeordnete und hochgeſchätzte 
Linken; alle drei in Berlin ſehr populär. Rodbertus widerſprach ihrer 
Maßregelung, die Hanfemann aber bald darauf wirklich burchjepte. 
Einen zweiten Grund zum Zwieipalt bot) die geplante Gemeinde, 
Kreis- und Bezirlsordnung. Hanſemann verlangte für bie Wahl ber 
Vertreter kommunaler Körperjchaften einen Zenſus, Robbertus 
Urwahlen mit allgemeinem und gleichem Stimmrecht. Die Differenzen 
in der dritten Frage, der deutichen, endlich führten den Rüdtritt Rod 
bertus’ herbei. Es handelte fi) um die von ber deutſchen National- 
verfammlung in Franffurt eigenmächtig —— Wahl des 
Erzherzogs Johann zum Reichsverweſer. Eine uneingeſchränkte 
Anerkennung des Reichsverweſers ohne jeden Vorbehalt hätte 
auch die Anerfennung der Souveränität des Parlaments — * 
der Unterordnung Preußens unter fein Machtgebot in ſich geſchloſſen. 
Gerade das wollte Rodbertus und er vertrat auch die Anficht, daß 
eine Erflärung der Regierung in diefer Sache nicht ohne be- 
ichließende Mitwirkung der preußiichen Bolfsvertretung erfolgen 
dürfe, da die frühere Souveränität ber abjoluten Gewalt jegt 
zwilchen Krone und Volfsvertretung geteilt jei. Unterdeſſen mar 
der preußiſche Gefandte in Frankfurt von Uſedom ohne jede Su- 
jtruftion aus Berlin der Erflärung des Bundestages beigetreten, 
daß die Vertreter der deutichen Regierungen ſchon vor den Be 
ratungen des Parlaments über die Bildung der proviſoriſchen 
Zentralgewalt ermächtigt geweſen ſeien, fidh für die Wahl des 
Erzherzog zu erflären. In diefer Form der Erflärung konnte 
und jollte auch ein verftedter Protejt gegen die Souveränität bes 
Parlaments gejehen werden. Mit Rückſicht auf diefen Umſtand 
verlangte daher Nodbertus die Abberufung des Gejandten, der 
den Entichliegungen der Regierung und der BollSvertretung vor 
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gegriffen habe. Elf Stunden dauerte am 3. Juli die Beratung 
über den Wortlaut der von Preußen abzugebenden Erklärung. 
Noch in der Nacht fuhr Auerswald nad) Potsdam, um a 
ftimmung des Königs einzuholen, und am folgenden Tage, dem 
4. Juli, wurde fie in der Nationalverfammlung verlejen. Die 
Regierung ſtimmte der Wahl des Erzherzogs mit dem Vorbehalte 
zu, daß aus biefem außerordentlichen Verfahren der deutichen 
Nationalverjammlung feine Konjequenzen für die Zufunft gezogen 
werden dürften. Diejes Vorbehalt® wegen und meil die Abbe- 
rufung Uſedoms unterblieb, nahm NRodbertus feine Entlaffung. 
Er verjprad zwar, das Minifterium zu unterftügen, bat es aber 
in Wirflichfeit bei jeder Gelegenheit befämpft. Sein Amt wurde 
während der Dauer des Minifteriums Auerswald nicht wieder be- 
ſetzt. Die Gefchäfte des Kultusminifteriums übernahm der Geheim- 
rat von Ladenberg. 

Dur das Ausfcheiden Rodbertus’ gewann das Stabinett er- 

heblich an Feftigfeit.. An inneren Gegenfäpen fehlte es zwar nicht; 
aber fie traten äußerlich wenig hervor. Die Abichaffung der 
Tobesitrafe, welche die Perfammlung aus eigener Initiative be- 
ihloß und ber Hanſemann im Gegenjah zum Juſtizminiſter 
Märker aufs äuberfte mwiberftrebte, wurde ruhig als eine offene 
Frage behandelte. Im ganzen war man einig gemug, um 
der Anarchie Fräftig auf den Leib zu rüden. Die PRolfsbe- 

megung in Berlin flaute fichtlich ab, nachdem fie im Zeughaus: 
ſturm einen Höhepunkt erreicht hatte. Die Unruhe auf den 

Straßen verminderte fi, die Bollsanfammlungen im Kajtanien- 
mälbchen und die Beläftigungen mißliebiger Abgeordneten hörten 
auf; größere Tumulte fanden längere Zeit hindurd gar nicht mehr 

ftatt. Es mochte wohl eine gewiſſe Ermattung eingetreten jein; 
ficher trug aber auch die größere Energie der Obrigkeit zu biejen 
erfreulihen Ergebnifjen bei. Die Nationalverfammlung, deren 
Abteilungen und Kommilffionen mit der Berfafjung, den allmäh— 
lih einlaufendben Gejehesvorlagen der Regierung, mit unzäh— 
ligen Betitionen und mit den Anträgen aus ihrer eigenen 

Mitte bejchäftigt waren, hielt nur zwei Plenarfigungen in ber 



502 VII. Kapitel. 

Woche ab und ließ damit die Quelle neuer Aufregungen fpär- 
licher "fließen. 

Mit rüdfichtslofer Energie führte Kühlmetter Ende Juli die 

ſchon von Camphauſen angefündigte Schutzmannſchaft in Berlin 

ein, die allmählich mit einem Softenaufmande von 500000 Thlr. 
auf etwa 2000 Mann gebracht werden follte.e Die neue Polizei: 
truppe ließ jih vor allem die Berhinderung verlehrsftörender 

Bolfsanfammlungen auf den Straßen angelegen fein. Allerdings 

fehlte es anfangs nicht an Mißgriffen und Ungeichidlichfeiten aller 

Art, fo daß die Entrüftung des freifinnigen Publikums über dieie 

„Schmeiterlinge des Völferfrühlings” keineswegs immer grundlos 
mar. Im ganzen bewährte fid die Einrichtung durchaus. Die 

Miederheritellung der öffentlichen Sicherheit hob das Vertrauen der 

befigenden Klajlen zur Staatsgemalt. Viele Wohlhabende, deren 

Abweſenheit zur Zeit der unaufhörlichen Unruhen den Berbienit 

der bandarbeitenden Klaſſen jo empfindlich geichmälert hatte, kehrten 

jest in die Nejidenz zurück. 

Auch außerhalb Berlins nahm faft überall die Ermerbs- 

thätigfeit nad) Monate langer Yähmung einen neuen Aufſchwung. 

Die heilfamen Folgen der von Hanſemann gleich zu Beginn feiner 

sinanzverwaltung ergriffenen Mapregeln traten jeßt hervor, ins- 

bejondere jeitdem die Darlehns- und Disfontofafjen eingerichtet 

waren, Kaufleute und Handwerker Kredit fanden, die verjtärften 

Fonds der Preußiſchen Bank und die umlaufenden Darlehnsfajjen- 

icheine den Geldverfehr erleichterten. Erhebliche Mittel wurden 

von der Regierung auch für öffentlicye Bauten ausgemorfen. lm 

der Arbeitslofigfeit zu fiteuern, liegen Hanjemann und Milde auch 

die jeit dem erften Vereinigten Xandtage eingeftellten Arbeiten an der 

Titbahn zwilchen Driefen und Schneidemühl wieder aufnehmen, 

bei denen allein aus Berlin über tauſend Arbeitslofe Beſchäftigung 
fanden. Bon mehreren Seiten gingen Hanſemann damals aner: 

fennende Schreiben zu, welche jeine Verdienfte um die Kräftigung 

der Staatögewalt rühmten.‘) Man hatte in Deutichland doch Die 
— — —— — — 

1) So ſchrieb ihm u. a. ſein bayriſcher Kollege, der Finanzminiſter 
v. Lerchenfeld, am 28. Juli: „Daß Preußens Regierung unter der Leitung Ihrer 
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Empfindung, dab ‘das Miniſterium - Auersm m eine 
längere Dauer verjpreche und bie Berhäniie fich zu 
fonjolidieren begännen. 

Dem der Volksvertretung durd das Regierung 
vom 26. Juni gegebenen Verſprechen umfaſſender Geſetzesvorlagen 
über die wichtigſten Gebiete des Staatslebens iſt das Miniſterium 
Auerswald in vollem Maße nachgekommen. Es muß ſeine geſetz— 
geberiiche Thätigfeit als eine jehr bedeutende bezeichnet werden 
und fie wäre jchon damals viel mehr hervorgetreten und anerfannt 
worden, wenn das Minifterium nicht zu kurzlebig geweſen wäre, 
um fie zu Ende zu führen. Ein Teil der Gefegentwürfe hatte-die 
Minifterialbüreaus noch gar nicht verlaffen oder war im Staats- 
minifterium noch nicht völlig durchberaten worden, ein anderer 

Teil ftedte noch in dem Abteilungen und Fachkommiſſionen der 
Nationalverjammlung, als das Miniſterium zurüdtrat. 

Mit der größten Entjchiedenheit wurde der Verſuch gemacht, 
das ganze Staatäleben auf die Prinzipien des Yiberalismus zu 
gründen. Darin war das Minifterium ganz einig und bie Diffe- 
renzen in jeinem Schoße betrafen nur ein Mehr oder Weniger 
von Zugeſtändniſſen an die demofratiichen Neigungen der Zeit. 
Hier finden wir Hanjemann ftet3 auf dem rechten Flügel. 

Es iſt das umentrinnbare Verhängnis wie jeder jo auch der 
preußiichen Revolution gewejen, dab die Staatsgewalt entweder 
wirflic von ihrer Stellung über den Parteien berabfteigen mußte 
oder dab fie menigitens auf einen großen Teil der Nation den 
Eindruck machte, fi in den Dienjt einer Partei gejtellt zu haben. 
An der eriten deutichen Reformperiode, der Stein-Dardenbergilchen, 
batte die Krone die notwendige Umbildung des Staates vollziehen 

ſtarken Hand von Tag zu Tag mehr eritarkt, fieht und fühlt ganz Deutfchland 
mit fyreude und Beruhigung, — ic bin überzeugt, daß es mit einem aufrichtig 
tonftitutionellen Minifterium, welches die Bffentlihe Meinung de ganzen ge= 
diegenen Bürgerftandes für ſich hat, einen Grad vom Stärke erreichen wird, 
wie es denjelben noch in feiner Zeit feiner früheren Geſchichte beſaß, — ſchon 

jept macht fich der wohlthätige Einfluß feiner Kräftigung im größten Zeile von 
Deutihland fühlbar.* 



aſ lı 
IH ‘ 

und (Alt-)Preußen oder, wie man heute wohl jagt, als Dft- und 
MWeftelbier gegenüber. Ye mehr man in bürgerlichen Kreifen vı 

der Boritellung durchbrungen jein mußte, daß die legten Jahre 
unter Friedrich Wilhelm IV. eine Zeit fteigenden Einfluſſes der 
grundbefitenden Ariftofratie mit allen diefem Stande eigenen An— 
Ichauungen und PBorurteilen gewejen jei, um fo ftärfer war Die 
Aufforderung für die jept fiegreiche Partei, den vollzogenen Bruch 
mit der Vergangenheit jo eflatant als nur möglid zu madjen, ben 

Gegner dauernd zu ſchwächen, fid) die Herridaft zu jihern und die 
organiiche Umgeftaltung des Staates im Sinne der modernen An 
Ihauungen jchnell zu vollziehen, bevor wieder ein Rüdichlag, die un- 
vermeibliche Reaktion, eintrat. Unter folchen Impulſen und unter 
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den bejonderen Berhältniffen, welchen die neue Regierung ihr Da- 
fein verbanfte, gewann dieſe allerdings bis zu einem gemiffen 
Grade den Anſchein der Parteiherrichaft, wenn fie auch von ber 
Sehäffigkeit, mit welcher die ihr folgende veaktionäre Partei Die 
Macht zu handhaben gewußt hat, weit entfernt geblieben ift. 

Die Minifterien Gamphaujen und Auerswald wollten die 
politifhen Ideale verwirflien und die praftiihen Reformen 
durchführen, welche jie im Intereſſe des ganzen Staates für not- 
wendig bielten, und ihre Zielpunfte waren auch im weientlichen 
die richtigen. Denn das meifte von dem, was fie erftrebten, tft heute 
ein geficherter Befig der deutfchen Nation. In einigen Punkten ging 
ihre Richtung aber doch über das für den Staat als ganzes Not- 
wendige und darum über das Heillame hinaus und zwar da, wo 

ſpezifiſch rheinländiiche Einrichtungen, welche fich im Weiten be- 
währt hatten, auf die ganze Monarchie übertragen werben jollten, 
ohne daß auf die anders gearteten Verhältniffe des Oſtens genügende 
Rücficht genommen wurde; und als ein Aft ber Parteiregierung 

oder bes SKlaflenfampfes mußte es erjcheinen, wenn an fich not» 
wendige Mafregeln, die aber mit großen ölonomijchen Opfern 
für den bisher im Staate maßgebenden Stand ber großen Grund— 
befiter verbunden mwaren, plößlid), unvermittelt und jchonungslos 
eingeführt werden jollten. Camphauſen war jeinem innerften Weſen 
nach allen enticheivenden und rüdfichtölofen Schritten abholb ge- 
mejen. Dieſe geihahen denn auch erjt, ald Hanjemann durch das 
von ihm gebildeten Kabinett den vorherrichenden Einfluß gewann. 

Die wichtigſten Geſetzentwürfe des Minifteriums Auerswald 
waren ohne Zweifel die Kommunal-Drbnung‘) und bie Sreis-, 
Bezirls- und Provinzialordnung.?) Sie entipradhen im mejent- 
lihen dem Hauptgedanfengang Hanjemanns in feinen Denfichriften 
von 1840 und 1830. Weniger freifinnig al® die von bem 

reaftionären Minifterium Brandenburg-Vtanteuffel 1850 wirklich 
eingeführte, aber nach furzer Zeit wieder aufgehobene Gemeinde- 
verfafjung, teilte fie mit diefer den Fehler, ohne Rüdficht auf die 

1) Der Nat,-Berf. am 18. Auguſt vorgelegt. 

2) Nicht vorgelegt. 
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verichievdenen Bedürfniſſe der einzelnen Landesteile in dem ganzen 
weiten Gebiete von Memel bis nad Saarbrüden ein völlig gleid)- 
artiges Gemeindeleben ſchaffen zu wollen. Dazu rubte fie auf 
einem den Rechtsanſchauungen und Xebensgemohnbeiten des größeren 

Teiles der Monarchie fremden und unveritändlichen. Grunbfate, 

auf der dem franzöfiihen und rheinländiichen Gemeinderechte ent: 

lehnten völligen Gleichitellung von Stadt» und Landgemeinden. 

Ebenſo jollten die Formen und Namen der rheinländiichen Bürger- 
meiftereien und Samtgemeinden auf den ganzen Staat ausgedehnt 

werden. Nur darin trug der Entwurf den Bebürfnilfen und Ge- 
mwohnheiten der öſtlichen Provinzen Rechnung, daß die Borftände 

der Zelbftverwaltungsförper nicht büreaufratiiche Einzelperfonen, wie 

bisher im Nheinlande, ſondern follegiale Behörden fein ſollten. 

Dagegen wurde die völlige Beieitigung des Rollegialiyitems aus allen 

StaatSbehörden der allgemeinen Yandesvermaltung geplant: an der 

Spige der Kreiſe und Bezirfe ernannte Landräte und Bezirks: 

präfidenten als Organe der Staatsregierung; ihnen zur Seite ge: 

wählte Kreisvertretungen und aus dieſen hervorgehende Bezirfsver- 

tretungen mit beichliegenden Befugniſſen aber ohne eigene Ere- 

futivorgane; ſchließlich Bezirksausſchüſſe als jtändiger Beirat des 

Präfidenten. Überall jollte ein Zenius das aftive Wahlrecht ein- 
ichränfen. Es war das franzöfiiche Prinzip der volllommenen 

Trennung von Beratung und Ausführung. Eine eigentliche Provin- 

zialregierung als Lberbehörde und Anffichtsinitanz der Bezirks: 

regierungen follte ganz wegfallen. 

Der Neuordnung der Verwaltung Jollte fi) die der Juſtiz 

anſchließen, für die das Vorbild der Rheinlande ſchon in Hanſe— 

manns Programm ausdrüdlid als maßgebend Hingejtellt war. 

Geſetze über Schwurgerichte, zunächit in politiihen und Vreß— 

prozejien, über Zivilehe und Benrfundung des Bertonenftandes, 

über die Aufhebung der jtandesherrlichen, jtädtiichen und patrimo- 

nialen &erichtsbarfeit waren Anfang September im Schoße der 

Regierung völlig ausgearbeitet, das Gejeg über die Aufhebung des 

erimierten Gerichtsftandes aud) rechtskräftig gemorden,!) eines ber 

1; Bubliziert am 11. Auguft. 
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wenigen, die durch Vereinbarung der ng 
der Krone zu jtande gekommen find. 

Sp tiefgreifende Veränderungen des öffentlichen Lebens die 
genannten Geſetzentwürfe auch in Ausficht ſtellten, jo waren es 
doch erit die Agrar- und Gteuergejege, welche die Art an die 

Herrenjtellung der bisher herrichenven Kreijelegten. Diegrundbefigende 
Ariftofratie war trotz alles Widermwillens gegen den demofratifchen 
Zeitgeift bereit, die Verwaltungs: und Juftizorganilation als etwas 
Unvermeidliches über ſich ergehen zu lafjen. Dagegen riefen die 
Agrar» und Steuergeſetze in den Kreiſen der bisher Berechtigten 
die allerentichlofienite Oppofition hervor, Noch am legten Tage 
des Camphauſenſchen Minifteriums, am 20. uni, hatte Patow 
als interimiftiicher Minifter für Handel, Gewerbe ımd Aderbau der 
Nationalveriammlung ein Programm der zu befolgenden Agrar— 
politik zugehen lafjen.!) Es handelte fich um die Aufhebung der Guts- 
berrlichfeit und um die Befreiung des bäuerlichen Befiges von den 
unzähligen auf ihm noch ruhenden Bejchränfungen, Leiftungen und 
Abgaben. Die Nothmwendigfeit diefer Befreiung folgte nicht nur 
im allgemeinen aus den das Denken und Fühlen der Nation mit 
ummiderftehlicher Kraft beherrichenden Ideen der Gerechtigkeit, Frei— 
heit und Gleichheit, jondern fie war auch eine umumgänglidye 

Vorausjegung für manche der übrigen Neformen. Weder fommu- 
nale Selbitverwaltung noch modernes Juſtizweſen waren auf dem 

Sande möglich ohne die Vollendung des Emanzipationsmwerfes von 
1807 und der Regulierung der gutSherrlich-bäuerlichen Verbält- 
niſſe, welche, durch ein reaftionäres Geſetz von 1816 zu Guniten 
der Großgrundbeſitzer verfümmert und ins Stoden geraten war. 
An der Klippe der wirtichaftlichen Abhängigkeit des bäuerlichen 

Bejiges vom Großgrimdbefite und der fortdauernden Gutsherr: 
lichfeit war bie ‚dee einer freien Yandgemeindeverfaffung bis dahin 
geicheitert. Jeht mußte das Hindernis bejeitigt werden. Zur 

1) „Promemoria betr. die Mahregeln der Geſetzgebung, durch welche die 

zeitgemäße Reform der guts- und grundherrlichen Verhältniſſe umd die Pefeiti- 
gung der noch vorhandenen Hemmungen der Landeskultur bezwedt wird." 

Berlin den 10. Juni 1848. 



größten Entrüftung der Berechtigten ging am 10. Juli ber - 
verfammlung ein Teil des von Patom 
ji. Der Entwurf zählte diejenigen Fenbalrechte 
geltlich aufgehoben werben follten. — 
Ablöſung der übrigen Grundlaſten iſt ae a Be 

Langjähriges Unrecht zu jühnen, dem gefränften 
dem fozialen und dem Rechtsempfinden der Nation Genüge zu 
leiften, das Trümmerdaos aus der Zeit feudaler Rechtsordnung 
durch einfache, klare Rechtsverhältniffe zu erſetzen. Strittig konnte 

nur noch die Grenze zwiſchen unentgeltlicher Aufhebung der Laften 
und ber Entſchädigung der Berechtigten, jowie die Höhe ber Ent- 
ſchädigung fein.) — Einer Regierungsvorlage über die ı 
Aufhebung der Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boben, eines 
der verhaßteften Privilegien des Großgrumdbefiges, für das nicht 
einmal ein wirtſchaftliches Intereſſe der Berechtigten angeführt 
werden fonnte, fam die Nationalverfammlung mit einem ent- 
ſprechenden Antrage zuvor, der im Dftober die königliche Sanftion 
erbielt. 

An diefen Gejegen war Hanſemann nicht unmittelbar be- 
teiligt, obwohl vorzugsweife er von den Gutsbefigern für fie 
verantwortlich gemacht wurde. Sein eigenftes Werf waren Dagegen 

die auf die Steuer- und Finanzverhältniffe bezüglichen Gejegent- 
würfe. 

Mir erinnern uns, da Hanjemann eine gleichmäßige Be- 
jtenerung aller Staatsbürger ſchon am 4. April im Bereinigten 

Landtage als eine der nächiten Aufgaben ber Gejeggebung be» 

zeichnet hatte und daß ihm die proviforiiche Verordnung über 

1) Im den Motiven zu dem Gefepentwurf vom 10. Juli erflärte der Mi- 
nifter Gierle: „Ohne Entſchädigung fallen ſolche Berechtigungen weg, welche ala 
ein Ausfluß der Erbunterthänigfeit, der früheren Steuer: oder Gerichtsverfaſſung 
zu betrachten find, oder... einem zufälligen, ſelten vealifierten Borteile bes Be- 
rechtigten die wefentfichften. Naditeile des Berpflichteten gegemüberjtellen” oder als 
mißbräuchliche Ausdehnung ber gemöhnlichen Reallaften zu betrachten find. 



die Mahlfteuer als der erfte Schritt auf diefem Wege galt. Danach 
ließ fi) erwarten, daß gerade eine organiſche Umgejtaltung bes 
ganzen Steuerweſens nad) einheitlichen Grundfägen von Hanie- 
mann jo bald als möglich verjudht werben würde, umb daß er 
vor allem den Plan einer allgemeinen Einfommenfteuer wieder 
aufnehmen merbe, mit dem die Regierung auf dem erften Ber- 
einigten Landtage nicht durchgedrungen war. Für die Einfommen- 
jteuer waren ja Camphauſen und Hanjemann gegen bie ihr un- 
günftig gefinnte Landtagsmehrheit eingetreten. Die allgemeine 
Stimmung war jet der Eintommenfteuer um vieles günftiger 
geworden als im Borjahre. Nicht nur im den unteren Kreiſen 
der Bevölferung ‚verlangte man nad) ihr an Stelle der Mahl- und 

Schlachtſteuer und der Klaſſenſteuer, jondern auch die hauptjächlichften 
Gegner derjelben aus dem grundbeſitzenden Adel waren ihr unter 

der Rorausjegung nicht abgeneigt, dab fie an Stelle aller Real— 
fteuern, alſo auch der Grundfteuer treten jolle. Zu einer jo ein- 

Ichneidenden Umgeſtaltung des Steuerweſens fonnte ſich Hanie- 
mann indeſſen jeht noch nicht entichließen. Zunächſt hatte er auch 
früher nur an eine Erjegung der Mahl- und Schlachtfteuer und 
der Klaſſenſteuer durch eine allgemeine Einfommenftener gedacht; 

dann aber erichien ihm der jehige Zeitpunft am mwenigiten geeignet, 

eine Steuerreform von ungemwijien finanziellen Ergebniflen ſofort 
berbeizuführen, jo ſehr fie auch den zum Siege gelangten mo— 
dernen Grundſätzen entſprechen mochte, Aufgegeben wurde der 
Sedanfe der Einfommenfteuer feineswegs. Aber Hanjemann trat 

an die Ausführung vorfichtiger und zögernder heran, ald man es 

von ihm erwartet hatte. Wiederholt wurde er in der National: 

verjammlung darüber interpelliert. Bei Gelegenheit der noch zu 
erwähnenden Debatte iiber die Rübenzuderftener am 2. September 

befannte er ſich nochmals ausdrücklich zu der Einkommeniteuer: 

fie müſſe zunächſt zum Erſatz der Klaſſenſteuer und der Mahl- 

und Schlachtftener eingeführt werden. Aber er jchidte voraus, 
dab der möglichit gleichmäßigen Beſteuerung auch die VBorficht zur 

Seite gehen müfje. „In der Finanzverwaltung,“ jagte er, „muß 

man fih vor allen Dingen vor bitteren Enttäufchungen hüten 
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und nicht dann, wenn man etwas Sicheres einnimmi, unfichere 

Erperimente maden.” Db die beftebenden Steuern durch eine 

Einkommenſteuer wirklich erjeßt werden können, hänge von einer 

genauen Unterſuchung des neuen Steuerobjefts, von der Feit- 
ftelung jeiner Größe ab. Hanſemann kündigte daher der Na- 

tionalverfammlung zunächft einen Gefeßentwurf an, der eine vor- 

länfige Ermittelung des fteuerfähigen Einkommens möglich machen 

jole. Wäre er länger im Amt geblieben, jo hätte er ameifels- 

ohne die urfprüngliche Abfiht allmählich zur Ausführung gebracht. 

Sein Amtsnachfolger von Bonin gab der Verſammlung am 

11. Oktober die Zufiherung, daß die von Hanſemann „einge 
feiteten Vorbereitungen zur Einführung einer Einfommenjteuer“ 

ununterbrochen fortgejegt würden, erflärte aber auch, daß er fchneller 

an die wirkliche Ausführung heranzutreten wünſche, als Hanfe- 
mann es beabfichtigt hätte. — Auch hier iſt es bei Plänen ge 

blieben, die erſt nah einem Menjchenalter zur Berwirflichung 

famen. ine durchgreifende Steuerreform hat in jenen Jahren 

nicht ftattgefunden. 

Bon den Steuer- und Finanzprojeften Hanjemanns hat feines 

mehr Aufregung hervorgerufen als der Geſetzentwurf vom 20. Yuli 
über die Aufhebung der Grunditeuerbefreiungen, der am 21. Yuli 

der Nationalverfammlung vorgelegt wurde. Cs war dabei nicht 
auf die Erjchliegung neuer Einnahmequelen für den Staat abge- 

jehen, jondern es jollte, wie es in der Begründung des Entiwurfes!) 

beißt, „der Grundgedanfe der neuen preugiichen Verfaſſung, die 

gleiche Berechtigung und Berpflichtung aller Staatsbürger dem 

StaatSverbande gegenüber, auch in dietem Zeile der Gejeggebung 

zur Wahrheit werden.“ Durch „höhere politiiche und moralitche Not- 
wendigfeit“, nicht Durch finanzielle Rückſichten, war die Maßregel ge- 
boten. 

. 1) Die Motive tragen Hanſemanns Unterihrift mit dem Datum des 

26. Zuli, fcheinen aber der Berfammlung erft am 24. Auguſt zugegangen zu 

fein, da fie ald Anhang zu den Berbandlungen dieſes Tages gedrudt find. — 

Am 25. September, aljo nad Hanſemanns Rüdtritt, beſchloß die Nationalver: 

fammlung die befchleunigte Beratung des Entwurfed. Doch iſt es dazu nicht 
mehr gelommen. 
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Eine vollſtändige Grundſteuerreform hatte in der Erſetzung 
ber beftehenden 16 Grundſteuerſyſteme mit ihren 120 Unterabtei- 
lungen durch eine einheitliche auf alle ertragsfähigen Grundftüde 

ausgedehnte Grundjteuerverfafjung zu beftehen. Borausjegung 
diejer Reform bildete die Anfertigung eines Katafters, die vielleicht 
noch Jahre in Anſpruch nehmen konnte. Demgemäß jpracd der 
Geſetzentwurf vorerit nur ganz allgemein den Grundgedanken der 
beabfichtigten Reform aus. Dagegen enthielt er eine proviſoriſche 
Beſtimmung, nach welcher die Grundſteuerbefreiungen unab— 

hängig von der Reform ſchon am 1. Januar 1849 aufzubören 
hatten; von da ab jollte der bisherige durchjchnittliche Steuerbe 
eines Morgens in jedem Kreije auch von den bisher feuerfreien 
Grundſtücken erhoben werden. Eine Entlaftung des bisher jteuer- 
pflichtigen Bodens war aljo nicht beabfichtigt; die Steuer wurde 
nur auf bisher freie oder ſchwach belaftete Grundftüde ausgedehnt. 
Es wurden aljo dem Staate allerdings neue Einnahmen zuge 
führt. Das war aber nur ein beiläufiger Nebeneffeft; die Maß— 
regel blieb troßdem eine rein politiihe. Hanſemann äußerte fich 
darüber in den jchon angeführten Motiven mit münjchensmwerter 
Deutlichfeit: 

„Das Verlangen auf Hinwegräumung der bejtehenden gänzlichen oder 
teilweifen Grumdfteuer-Befreiungen, welche weder mit der natürlichen Gerechtig— 
feit noch mit dem Geiſte der Zeit in Einklang jtehen, ift bei der jetzigen Be— 
wegung überall gleich dringend geäußert worden. Die Staatäregierung muß 
biefem Berlangen, fobald fie ſich dazu fiir berechtigt erachtet, entgegentommen, 
weil dies weſentlich dazu beitragen wird, die gedeihliche Ausbildung der neuge— 
ſchaffenen geiellichaftlichen Injtitutionen und eine dauernde Erhaltung der innern 

Ruhe mit zu verbirgen. Sie hat damit zugleich eine alte Schuld abzutragen, 
indem eine ausdrückliche Zufage dieferhalb ſchon im Edilt vom 27. Dftober 
1810 gegeben, bis jet aber unerfüllt geblieben ift. — Nicht weniger liegt es 
im eigenften Intereſſe der betreffenden Grumdbefiger, ſich dieſer Vorrechte bereit- 

willigjt zu entäußern. Nur dadurch wird es ihnen möglid) werden, das bier 
umd da ſehr laut geüußerte Mifstrauen der übrigen Klafien der Bevölterung zu 
bejeitigen, dad Verhältnis der Stantöbürger gegenfeitig zu einem freundlichen 
und friedlichen zu gejtalten und damit auch ihrerfeits zur Förderung der allge- 
meinen Wohlfahrt des Landes weſentlich beizutragen.“ 

Die Berechtigung des Staates zur Bejeitigung der Eremtionen, 
und zwar ohne Entichädigung, ſtand für Hanfemann unbedingt 
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feft; er folgerte fie aus dem erwähnten Edift von 1810, Das zwar 
nicht ausgeführt, aber darum nicht aufgehoben war. Nichts bat 
aber die großen Grundbefiter fo ſehr erbittert wie gerade Die 
Abficht, die Eremtionen ohne Entihädigung zu beieitigen. u 

unzähligen Rejolutionen wurde es ausgeiprocdhen, daß Grundſtener⸗ 

erhöhungen Kapitalsberaubungen jeien, weil der Wert des Grund⸗ 

ftüd8 entiprechend vermindert werde und die Grundfteuer nur eine 

vertragsmäßige Nente des Staates ſei, die er nicht beliebig er- 

höhen könne. Es waren diefelben Argumente, welche in der Pre 

fehde über die Grundfteuer jchon 1845 und 1846!) geltend ge- 
macht worden waren. 

Ungleich wichtiger als die Rechtsfrage ift die politiiche Beur⸗ 

teilun.. War es klug und war es notwendig, die Großgrund: 
befiger zur äußerften Feindſchaft gegen die liberale Regierung zu 

reizen? Die Steuerreform an fi) machte offenbar bie fofortige 

Aufhebung der Exemtionen nicht nötig. Der Geredhtigleit und 

den Anforderungen eines geordneten Steuerweiens geichah voll: 

fommen genug, wenn die Aufhebung der Eremtionen erft gleich— 
zeitig und im Zulammenhang mit der Gejamtregulierung ber 
Grundfteuer, alſo erit nad) Vollendung des Katafters, erfolgte. 

Wenn ferner die Regierung einen Rechtsanſpruch der Privile⸗ 
gierten anf eine gewiſſe Entichädigung nicht anerfennen konnte, fo 
hätte doch die freiwillige Gewährung einer ſolchen den Forderungen 
der Gerechtigkeit und Billigfeit zum mindeften nicht widerſprochen. 

Aber ſchon einmal war die in außerordentlicher Zeit gejeglich an- 
geordnete Grundfteuerreform nachber durch den Wibderftand der 

Privilegierten bintertrieben worden. Dem wollte Hanjemann vor: 
beugen, indem er das notwendige Opfer jofort forderte. Denn 

waren erft die Fremtionen bejeitigt, jo ftand nachher ein Wider: 

itand gegen die Ausgleihung und gerechte Umteilung der Grund: 

fteuer durch den ganzen Staat nicht mehr zu befürdten. Xrop- 

dem war Hanſemanns Vorgehen ein Fehler. Denn es beraubte 
ihn der Möglichkeit, die Härten der Reform zu milden. Er war 

SS 38H 
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feineswegs ein unbedingter Gegner jeder Entichädigung, wenn eine 
ſolche aus Gründen der Billigfeit nötig werden ſollte. Aud in 
feiner Polemik mit Schaper und Bülow hatte er ſich immer nur 
zur Nechtsfrage geäußert. Indem er aber jegt den wichtigften umd 
ichwierigften Teil der Reform, nämlich die Aufhebung der Erem- 
tionen, zur fofortigen Enticheidung ftellte, jah er ſich nad) Lage 

der Dinge, in Nüdficht auf die Stimmung der Nationalverfamm- 
lung und der gelamten liberalen Partei außer ftande, eine Ent- 
Ihädigung aus Billigfeitsgründen zu beantragen. Wenn die Maf- 
regel, wie Hanjemann wiederholt hervorhob, als ein Mittel zur 
Beruhigung der aufgeregten Yanbbevölferung gedacht war, fo 
hätte die Anfündigung einer Entſchädigung gerade in 
diefem Momente nicht nur den gemollten Zweck vereitelt, 
jondern auch die Aufregung unendlich geiteigert. Die - fofortige 
Aufhebung der Grundfteuerbefreiungen ftellte ihn alfo vor 
die Alternative der Todfeindichaft der großen Landwirte und 
der Nriftofratie oder, wenn er eine Entichädigung beantragte, 
des Abfalls in der eigenen Partei. Blieben dagegen die Steuer- 
eremtionen bis zur definitiven Reform vorläufig noch beitehen, fo 
fonnte die Erörterung und Entjcheidung der Entichädigungsfrage 
auf einen anderen, günftigeren Zeitpunft verjchoben werden. Mit 
dem in bindender Form verfündeten Willen des Königs, Die 
Steuerbefreiungen aufhören zu lajjen, jobald die jachliche Boraus- 
ſetzung der Reform, der Katafter, vorhanden war, hätten fich die 

Ziberalen zufrieden geben müfjen und die Oppofition der Gegen- 
partei wäre weniger leidenjchaftlich gewejen. Die bisher Privi- 
legierten jomweit zu jchonen, als es mit der Durchführung der 
Regierungsprinzipien nur immer vereinbar war, lag aber um fo 
mehr Grund vor, als die neue Gejehgebung fait ausſchließlich 

von ihnen Opfer verlangte und auch die anderen Steuerprojefte 

Hanjemanns mejentlih ihre Schultern belafteten. Indem das 

Minifterium ihnen die bitteren Pillen nicht langjam nad) einander 
ſondern faft gleichzeitig und auf einmal verabfolgte, unterjchägte 
es offenbar die Wucht und die Wirkungen der ingrimmigen Feind- 
ſchaft, welche es in diejen Kreifen gegen fich und gegen die ganze 

Bergengrün, Davib Hanfenann. 

s 
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liberale Neuordnung des Staates entfefelte. Die Aufregung ber 
großen Grundbefiger im Diten der Monardjie war grenzenlos. 
Sie Hagten, daß der Finanzminifter es auf den Ruin ber 
er in das Eigentumsrecht ein- 
g 

Anfang Juli überjah Hanjemann die Finanzlage des Staates 
foweit, daß er für das laufende Jahr, wenn feine Mobilmahung 
ftattfand, eine Mehrausgabe von 22 Millionen und eine Minder- 
einnahme von 8 Millionen Thaler, alio im ganzen einen Zu- 
furzihuß gegen den Voranſchlag von 30 Millionen!) heraus- 
zurechnen vermochte, von denen 16!/, Millionen nad) vollftändiger 
Entleerung des Staatsichages durch außerordentliche Mittel auf- 
zubringen waren. Für eine auswärtige Anleihe blieben die Ver— 
hältnifje, wie Agenten aus England und Holland berichteten, fort- 
dauernd ungünftig, Es mußten aljo die notwendigen Mittel im 
eigenen Lande gejucht werden. Da die am 25. April aufgelegte frei- 
willige fünfprozentige Anleihe bisher nur 1!/, Millionen eingebracht 
hatte, jo entichloß fi) Hanfemann dazu, ihr jegt durch die Dro- 
bung mit einer Zmwangsanleihe, an die er von vornherein gedacht 
batte, einen böberen Reiz zu verleihen. Am 10. Juli trat er 

mit einer Reihe von Steuer- und Finanzentwürfen vor die National- 
verfammlung. An ihrer Spike prangte die im höchften Grade 
unpopuläre Zwangsanleihe. Alle Befiger von Kapitalien im Be- 
trage von 4000 bis 400000 Thaler jollten zur Darleihung von 
G. biß 2 Prozent ihres Vermögens gegen eine Verzinjung von 
31/,0/, gegwungen werben. Der Zwed der Mafregel war bie 
Aufbringung der vom Landtage bemwilligten 15 Millionen. Hanſe- 
mann ſprach aber jofort die Überzeugung aus, daß die wirkliche 
Erhebung der Zwangsanleihe gar nicht nötig fein werde, da bie 

) In Wirflichleit Hat der Rechnungsabſchluß für d. I. 1848 ein Defizit 
von 26!/, Millionen ergeben. Dasjelbe wurde nad) beri Bericht des Finanz- 

minifterd Rabe vom 8. November 1849 gebedt durch vorhandene Betriebs: 
beftände und verſchiedene Meine Einnahmen (41/, Mif.), durch Zuſchüſſe aus 
dem Staatsſchatz (18 Mill.) und ans dem Ürtrage ber freiwilligen Anleihe 
(9 Min.) 
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zu ihrer Leiſtung Verpflichteten fich beeilen würden, noch recht 
zeitig auf die vorteilhaftere freiwillige Anleihe zu zeichnen. Der 
Erfolg bat ihm Necht gegeben. Die freiwillige Anleihe, deren - 
Zeihnungstermine wiederholt verlängert wurden, führte dem Staate 
im Jahre 1848 14 Millionen zu. Der Neft von 1 Million lief 
im folgenden Jahre ein. — Gleichzeitig mit der Zwangsanleihe jchlug 
Hanſemann die Erhöhung der Rübenzuderfteuer nnd der Branntwein- 
fteuer jomwie die Aufhebung der noch beftehenden Befreiungen von ber 
Klaſſenſteuer“) vor. Den Ertrag diejer Stenererhöhungen jchäßte er 
auf ungefähr 1'/, Millionen, von denen die Branntweinfteuer das 
Meifte aufbringen jollte. Die Aufhebung der Klaffenftenerbefreiungen 
war eine Konſequenz des Prinzips der gleichmäßigen Beiteuerung ohne 
Eremtionen, Die Verdoppelung der Rübenzuderfteuer wurde auf 
Grund jchon abgejchloffener Verträge der zollverbündeten Staaten 
gefordert und war bereitS vorbehaltlich der Genehmigung durch 
die Nationalverjammlung publiziert. Die Erhöhung der Brannt- 

meinfteuer um 50°/,, jchon feit langer Zeit geplant, follte eine 
lediglich fisfaliiche Maßregel fein, die allerdings für die Brennerei- 

inhaber empfindlich war, aber doch nur im richtigen Verhältnis 
zu der infolge der techniſchen Vervollkommnungen der lebten 
Sahre außerordentlich geiteigerten Leiftungsfähigfeit der Brannt- 
mweininduftrie ftand. Nur die Erhöhung der Zuckerſteuer ift aber 
in der Nationalverfammlung wirklich beraten und befchloffen 
worden. Die Kommiffion verwarf fie freilich, Hanjemann gewann 

aber im Plenum die Majorität für fich, indem er auf das Be- 
denflihe einer Ablehnung von mühſam herbeigeführten Ab— 
machungen der zollvereinten Regierungen hinwies und e3 geradezu 
als eine Schädigung des deutichen Einigungswerkes bezeichnete, wenn 
bie preußiiche Regierung in diefer Frage von der VolfSvertretung im 

Stid) gelafien werde.) Die Klafjenftenervorlage blieb in der Kom— 

!) Für Offiziere, Geiftliche und Lehrer. 
3), Hanfemann war mit dieſen Ausführungen ganz im Recht. Doch ſoll 

der Eifer, mit welchem die erhabene Idee der deutfchen Einheit im Verbindung 
mit der müchternen und untergeordneten Auderftenerfrage gebracht wurde, eine 
unfreiwillig fomifche Wirkung geübt haben. Gleich am andern Tage hing in 

B3* 
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Not, zurBeichäftigung müßiger Kräfte, jondern fie entzogen auch einen 
beträchtlichen Teil des Proletariats in den Städten der Beeinfluffung 
durch die Demagogen und jtellten die Leute zur Verfügung der Ne- 
gierung. Wir fahen, dat die Regierung zunächft nur zum Zwecke, 
ben Arbeitslofen einen Verdienft zu verihaffen und fie aus Berlin 
zu entfernen, aus eigener Machtvollftommenheit die Arbeiten an 
der Ditbahn wieder aufnehmen ließ. In der Nationalverfammlung 
hierüber interpelliert, verteidigten Hanjemann und Milde die Maß— 
regel als eine durch die Verhältniffe gebotene Notwendigfeit, ver- 
ſprachen aber bald ein umfafjendes Eifenbahn- und Finanzgeſetz 
vorzulegen, das insbejondere auch die Entſcheidung über die Rich— 
tung der Ditbahn (iiber Konitz oder über Schneidemühl), der die Mi— 
nifter durch den eigenmäcdtig aufgenommenen Wieberbeginn ber 
Arbeiten vorgegriffen haben follten, der Bolfsvertretung über: 
laſſen werde. In der That wurde Anfang Auguft von den beiden 
beteiligten Miniftern ein großartiges Projeft über Staatseijen- 
bahnen?) fertig geftellt. Für den Erwerb und die Vollendung der 
bisherigen Privatbahnen follten 20 Millionen, für neue Eifen- 

bahnbauten 30 Millionen Thaler ausgemworfen werden, von denen 
25 Millionen auf die Oſtbahn gerechnet wurden. Jene für ben 

Ankauf von Privatbahnen bejtimmten 20 Millionen ftellten etwa 
den fünften Teil des in den preußiichen Privatbahnen damals 

ftedenden Kapitalwertes dar, jo daß die Bermirflichung des 

minifteriellen Planes einen ſehr energiihen Anfang zu der Ver- 
ftaatlihung der preußiſchen Eifenbahnen bebeutet hätte, zumal die 
Regierung ja aucd auf die anderen noch nicht erworbenen, aber 

von ihr unterjtügten Bahnen einen weitgehenden Einfluß beſaß. 

I) Betr. „den Erwerb der von’ Attiengefellihaften gebauten oder nod) im 
Ban begriffenen Eifenbahnen und die Beihaffung der dazu ſowie zur Her— 
ftellung einiger anderen Eijenbahnen, namentlih der Oſtbahn, erforderlichen 

Mittel,“ Bergl. Fled, die preußiſchen Eifenbahnen im Jahke 1848. Vortrag 
in der Werfammlung des Vereins für Eifenbahntunde vom 8. November 1898 

Sißungsberichte diejes Vereines ©. 198— 218); — ſowie ben anonymen Auf⸗ 
jap „Die preußiſche Cifenbahnpofitit d. 3. 1848“ im Archiv für Eifenbahn- 
meien 1880. 
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Zur Mitteilung der Vorlage an die Nationalverfammlung ift . 
Hanjemann aber nicht mehr gelommen. Seine Nachfolger ftellten 
ihn über den politiichen Nöten des Augenblids völlig zurüd und 
nur den auf die Neubauten bezüglichen Teil desjelben bat der 

im Dezember 1848 ind Amt tretende Handelsminifter von der Heydt 

wieder aufgenommen. 
Die Mittel zur Ausführung des Eilenbahnplanes mollte 

Hanfemann durch die Ausgabe vierprozentiger Staatseifenbahn- 
obligationen bis zum Betrage von 30 Millionen Thaler beichaffen, für 

welche der Staat mit den in feinen Befiß übergehenden und ben noch zu 
erbauenden Bahnen haften follte. Eine zweite Geldquelle wollte er 
Durch die Ausgabe von Domänenfchuldicheinen bis zur Höhe von 

62!/, Millionen Thaler erjchließen, die dem Staate auch die Mittel 

zur Befriedigung feiner übrigen Bedürfniſſe liefern jollten. Aus 
biejer Duelle gedachte Hanjemann ſich jet 25 Millionen bemilligen 

zu laflen. Das Staatsjchuldengejeg von 1820 Hatte freilich bereits 

die gefamten StaatSdomänen für die Staatsjhuld in ihrem da— 

maligen Betrage von 206 Millionen zun Pfande geſetzt. Bon 

den Domanialerträgen war aber zum Unterhalt des Föniglichen 

Haufes eine jährlihe Rente von 2!/, Millionen, die einem 

Kapital von 62!/, Millionen entiprad), mit einem Vorzugs— 

rechte vor allen StaatSgläubigern ausgefondert worden. Hanjemann 

wollte den König dazu bewegen, jetzt auch dieſes Vorzugsrecht 
für die Domänenfchuldfcheine zu verpfänden. Friedrich Wilhelm IV. 

Iheint fih anfangs für diefen Gedanken erwärmt zu haben. 

Gegen jeinen Vertrauten Gerlach rühmte er die Scharffinnigfeit 

des Planes. Kinige Tage darauf war er aber anderer Meinung 
geworden und erflärte, daß er meder vielen noch Die anderen 

Zinanzpläne der Minifter jemals genehmigen werde.) So find 

fie denn, obwohl volljtändig bis ins einzelne ausgearbeitet, 
ohne Verwendung gefunden zu haben, liegen geblieben. 

Die Domänialverwaltung in den Provinzen gedachte Hanſe— 
mann nad) zwei Richtungen bin zu reformieren. Er wollte fie 

I) Gerlach, Denkwürdigkeiten, 186. 
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von den kollegialen Bezirksregierungen ganz trennen und beſon— 
deren Forſt- und Domänendirektoren anvertrauen. Hier ſollte, 
wie Hanſemann der Nationalverſammlung mitteilte, mit der Be— 

ſeitigung der Kollegialverwaltungen der Anfang gemacht werden. 
Dann aber dachte er daran, die Domänen in ergiebigerer Weiſe 
für den Staat nuhbar zu machen. Bis 1832 waren Domänen- 
grumdftüce, wo es vorteilhaft ſchien, regelmäßig verfauft worden. 
Im genannten Jahre beftimmte aber eine Fönigliche Drdre, daß 
fortan die bedeutenderen Staatsgüter in ihrem Umfange erhalten 
und weder im ganzen noch parzellenweile verfauft merden 
bürften. Sanjemann wollte jetzt zu der früheren Praxis zurüd- 
fehren. Nur die Foriten jollten grundſätzlich im Staatseigentum 
verbleiben. Die Verpachtung der Domänen, als einzige und aus 

jchließlihe Form ihrer Verwertung, hielt er für unvorteilbaft, 
weil perjönliche Rüdfichten bei derjelben häufig eine zu große 
Rolle jpielten und die Erzielung eines angemejjenen Pachtpreiſes 
nur zu oft verhinderten. Wichtiger noch erjchien ihm ber DVer- 
fauf von Domänengrundftüden als fozial- und agrarpolitifches 
Mittel zur Vermehrung des in der Zeit von 1816 bis 1848 fo 
bedenklich zuſammengeſchmolzenen Standes der mittleren und fleinen 

Grundeigentümer. 
Gegen alle dieſe Projefte opponierte die den König um— 

gebende, mit den Großgrundbefigern in engiter Fühlung ftehende 
„Kamarilla”. Jeder Kräftigung und Vermehrung des Heinen unab- 
hängigen Grundbeſitzes abgeneigt, deſſen wachſender Einfluß den 
bes Landadels einſt ſchmälern mußte, wollten fie und die Groß— 
grumdbejiger in den Vorſchlägen Hanjemanns nicht® anderes als eine 
leichtfinnige Vergeudung der finanziellen Mittel und eine mutwillige 
Seritörung der foliden Grundlagen des preußiichen Staates fehen, 
als welche fie freilich nur eine patriarchaliiche Agrarverfaffung 
mit einem abhängigen, unjelbjtändigen Bauernfiande gelten ließen. 

Worauf es aber Hanjemann bei der Wiederaufnahme der Do- 

mänenverfäufe an Stelle der unvorteilbafteren Verpachtungen jomie 
bei der Ausgabe der projeftierten Inhaberpapiere anfam, führte er in 

den „Erläuterungen zum Gejege über die Ausgabe von Domänen- 
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überliefert, Preußen durch die ſchwere Zeit, in der wir und befinden, ruhmpoll 

Hanjemanns Finanzverwaltung ift, ſoweit fie mit den all- 
gemeinen Fragen der inneren PBolitif zujammenbing, getabelt und 
gelobt worden, je nach dem Parteiftandpunft der Beurteiler. Daß 
er ein überaus fähiger Yinanzminifter war, der jomohl für das 
Ermwerbsleben des Volles wie für die Staatsfinanzen die unter 
den gegebenen Umjtänden zwedmäßigften Mittel zu finden und fie 
dann zugleich raſch und umfichtig ins Werk zu jehen mußte, daß 
er fich den gejteigerten Schwierigfeiten des Amtes in technifcher 
Beziehung volllommen gewachſen gezeigt hat, ift auch von jeinen 
Nachfolgern und, zwar nicht ſofort aber doch jpäter, auch von 
feinen Gegnern in vollem Maße anerfannt worden. Mit Recht 
erblidte er in der Solidität der früheren Finanzverwaltung, Die 
er jo dankbar rühmte, die Vorausſetzung für jeine eigene eriprieß- 
liche Thätigfeit. Aber es ijt wicht minder wahr, daß, wenn Preußen 
das Jahr 1848 ohne jede Erjchütterung feines Finanzweſens über- 
wand und wenn bie Opfer, welche die europäiſche Geichäftskrije 
forderte, in Preußen verhältnismäßig geringe waren, dies in 
erfter Linie ein Verdienſt Hanjfemanns gemeien if. Zwar bat er 
feine großen auf die Zukunft berechneten finanzpolitifchen Entwürfe 
bei dem Widerftand, auf den fie ftießen, und bei der Kürze feiner 
Amtsthätigfeit nicht ausführen fönnen. Aber alle feine durch die 
Bebürfniffe des Moments gebotenen Finanzoperationen ſchlugen 
glücklich ein und kamen ebenjo jehr den Staatsfinanzen wie der 

Wohlfahrt der Benölferung zu ftatten. Dem Staat wurden aus- 
reichende Barmittel zur Verfügung geftellt, der Privatfrebit murbe 
neu belebt, der Geſchäftswelt in umfaffender Weife Hilfe geleiftet 
und dabei doch jo vorfichtig verfahren, daß alle Vorſchüſſe recht- 
zeitig mit den Zinſen wieder in die Staatäfaffen aurüdfloffen und 
ein mirfliches Gelbgeichenf in feinem Falle gemacht worden ift. 
Bismards Prophezeiung, die Millionen würden im bodenlojen 
Brunnen der Induſtrie ſpurlos verſchwinden, erwies ſich als eitel. 



Die Verhandlungen der Nationalverfjammlung während bes 
Minifteriums Auerswald haben Hanfemann wenig Gelegenheit zu 
rebnerijchen Leiftungen geboten. Außer am erften und legten Tage 
des Minijteriums ift Hanjemann eigentlih nur noch zweimal 
mit einer größeren Rede hervorgetreten, am 11. Juli zur Dar- 
legung der Yinanzlage und am 2. September zur Verteidigung 
der AZuderjteuererhöhung. Mit Fürzeren Neben beteiligte er fid) 
an den Debatten über die Schugmannichaften und die Dftbahn. 
Das eigentliche Schwergewicht der parlamentarifchen Arbeiten lag da- 
mals in den Kommiffionen und Abteilungen und nur wenige der im 
Plenum verhandelten Fragen gehörten in das jpezielle Reſſort des 
Finanzminifteriums. Erörterungen allgemeiner Natur ging dad Mi- 
nifterium am liebiten aus dem Wege, Es trat daher auch) dem Antrage 
der Adrefommijfion, von der Beratung einer Adrefje ganz abgejeben, 
bei, obwohl Hanfemann gerade auf fie jo großes Gewicht gelegt hatte. 
Aber der Kommilfionsbericht gelangte erjt am 18. Juli ins Ple— 
num, zu einer Zeit, wo man bereitS auf beiden Seiten das In— 
terejje an der Sache verloren hatte. Die wichtigite Angelegenbeit, 
die Verfaffungsfrage, gab in dem Stadium, das fie während des 
Minifteriums Auerswald erreichte, der Regierung feine direfte Ver: 
anlafjung zu einer Äußerung. Die PVerfafjungstommiffion legte 
ihre Arbeit, eine weitgehende Umgeitaltung des Regierungsentwurfs 
im demofratijchen Sinne, am 26.* Yuli vor. Der neue, nad) 
Waldeck benannte Entwurf ging nun in die Abteilungen, aus 
denen er erjt nad) der Auflöſung des Minijteriums in das Ple- 
num zurückkehrte. 

Zu ernfthaften Konfliften zwiichen der Negierung und Volls— 
vertretung fam es längere Zeit hindurch gar nicht, weil die meiften 
entſcheidenden Beſchlußfaſſungen noch ausftanden und die Miniiter 

es nicht der Mühe wert hielten, auf die radifalen Dellamationen 
der Linken jebesmal zu antworten. Dies Schweigen aber mar 
ein Fehler. Die von der Linken als jelbftveritändlich betrachtete 
Vorausjegung, dag die Volfsvertretung von num ab ber allein 
enticheidende Faktor im StaatSleben jein werde, daß die Krone ſich 
ihr unbedingt fügen müſſe, fand allmählich auch in den Zentren 



immer mehr Anhänger. Das Gefühl der Omnipotenz beherrichte 
die Berliner Verſammlung nicht weniger mie das deutſche Par- 
lament in Frankfurt. Als ſich dann ein Fall ereignete, in dem 
die Unverföhnlichteit ihres Standpunkte mit einer monarchiichen 
Staatsorbnung jcharf zu Tage trat, war man fajt erftaunt, daß 
der Konflikt jofort zur Kataftrophe des Minifteriums führte. 

Die zeitweilige politiiche Winditille fonnte das Minifterium 
nicht darüber täujchen, daß es auf jehr unficherem Boden ftand. 
= Zufammenjegung der Volfsvertretung änderte fich oft infolge 
des aus den vormärzlihen Ständeverfammlungen übernommenen 
unbeilvollen Syitems der Gtellvertretungen. Biele Abgeordnete 
reiften nach Haufe und ließen ihre Stellverter einberufen, uner— 
fahrene Neulinge, deren Abjtimmungen und Parteiſtellung völlig 
unberechenbar blieb. Nnr auf der Linken, die allmählich auf 140 
Mitglieder heranwuchs, fonfolidierte ſich die Parteibildung. 
Die übrigen Parteien, das rechte und Iinfe Zentrum, eine neu 
binzugefommene Fraftion Harkort und die Rechte, bildeten zu— 
fammen nie eine zuverläffige Negierungsmajorität; nur jelten 
über die Wünſche und Abfichten der Negierung unterrichtet, ftan- 
den fie der gejchlojienen Linken führerlos gegenüber. Es zeigte 
fich, daf durch die Ernennung parlamentarifcher Minifter die wohl 

 beabfichtigte Fühlung mit den Mebrheitsparteien keineswegs her— 
geitellt war. Nur Gierfe ſoll fich in Parteiverfammlungen gezeigt 
haben; doch hatte er jeven Einfluß verloren. Rodbertus entwidelte 
ſich nach ſeinem Rüdtritt immer mehr zum ſchroffſten und unbequemiten 
Gegner feiner ehemaligen Kollegen. So fand denn eine Verftändigung, 
mit ben Barteien, geſchweige denn eine Beeinflufjung derjelben 

unter diefem Minifterium ebenjowenig wie zu Jeiten Camphauſens 
ftatt, eine verhängnisvolle Unterlaffungsfünde. Denn nad) dem 
Zeugnis mehrerer Zeitgenojjen und Abgeordneten wären vertrau- 
liche Beiprehungen und Verabredungen mit den Führern der ge- 
mäßigten Parteigruppen vermutlich nicht ohne Erfolg gemefen. 

Leider fand fi) unter den Miniftern feiner, dem eine wirflid; ein- 
drudsvolle, Willen und Gemüt der Hörer padende Beredſamkeit 

eigen gewejen wäre Sie jprahen geichäftsmäßig, forreft und 





fchrittenen Demokratie ſtatt. Erft im Juni hatten fich die Alt- 
fonjervativen jomeit von dem Schreden, der Furcht und ber Be- 
innungslofigfeit der Märztage erholt, daß fie mit einer erjten 
That wieder Zeugnis von ihrem Dajein ablegen fonnten, Dieſe 
That war die Gründung der Neuen Preußiichen Zeitung (Kreuz: 
zeitung), die es fich zur Aufgabe ſetzte, „den entfeffelten Geijtern 
der Empörung mit Kraft und Nachdrud entgegenzutreten“. Nach der 
Meinung diejes Blattes herrjchten die zu befämpfenden Geiſter aber 
mindeitens ebenjojehr in den Minifterhotels wie in den Klubs. Mit 
großem Gejchid, mit Kraft und Mut, aber auch frupellos in der Wahl 
ihrer Mittel, mit Hohn, Spott, Verleumdungen und Lügen aller Art 
griff die Kreuzzeitung das liberale Minifterium an. Um bie 

Kreuzzeitung jcharte fich allmählich die ganze Fonjervative Dppo- 
fition; aus ihr jchöpfte fie Mut und Thatkraft, an ihr ranfte fie 
fid empor. Zwar überzeugte Gegnerin des Abjolutismus, wurde 
fie dody die bewußte PBertreterin der Reaktion und damit der ſpe— 
zifiichen “WBarteiinterefien des AYunfertums und des Großgrund- 

befites. Dieje Sachlage brachte es mit fi, daß ihre erbittertiten 

Angriffe fich jeit dem Augenblid vorzugsweile gegen Hanjemann 
richteten, als er mit jeinen Finanz- und Steuerplänen bervortrat. 

Am 24. Juli fand in Stettin eine von Bülow-Cummerom 

berufene Verſammlung meiſt adliger Grumdbefiter aus den Pro— 
vinzen Pommern, Preußen, Brandenburg, Sachſen, Poſen 
ftatt, die den „Verein zur Wahrung der nterejfen des Groß— 

grundbefibes und der Förderung des Wohlitandes aller Bolfs- 
klaſſen“ gründeten. Als Ziel der Vereinsthätigfeit bezeichnete der 
Statutenentwurf vom 29. Juli an eriter Stelle die Sicherheit und 
Heiligkeit de3 Eigentums jowie aller nugbaren Rechte. Nachdem 

die Provinzialfomitees und ein Zentralfomitee, an deſſen Spitze 

der alte Bülow jelbit jtand, eine rübrige, erfolgreide Agitation 
entfaltet hatten, fand am 18. Auguſt in Berlin die erfte General- 
verjammlung des Vereins unter dem Borjig von Kleiſt-Retzow 

ftatt, das jogenannte Junferparlament, das einen Ausihuß zur 
Überwachung der Minifter und der Nationalverfammlung einſetzte 

und den Krieg gegen fie mit allen geſetzlich zuläffigen Mitteln zu- 
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eröffnen beſchloß. Nicht wenige so —— —— 

Geſetz werden follte. Das Drgan mes Vereins war —— 
zeitung. Leitartikel, Korreſpondenzen und die beſonders für den 
Kampf gegen einzelne Perſönlichkeiten beſtimmten Lokalnachrichten 
im „Berliner Zuſchauer“ brachten ſeit der zweiten Hälfte des Juli 
faſt täglich einen unverſchämten Angriff auf Hanſemann. Anfangs 
wurde noch zugegeben, daß er als Finanzminiſter brauchbar ſei, 
auch anerkannt, daß das Miniſterium energiſcher gegen die Rube- 
ftörungen einjchreite, als es unter Camphauſen geſchehen jei. 
Bald aber verftummte das günftige Urteil und Hanjemann wurbe 
lediglich al$ der Bannerträger der roten, fozialen Revolution be» 
handelt. „Diefer (Hanfemann) geht der Revolution im Sturm- 
ichritt voran und ſchwingt die rote Fahne“ fchrieb der Rund— 
ſchauer der Kreuzzeitung am 9. September; er wolle die Grumb- 
befißer ruinieren, um fie in ihrer Treue gegen den König wankend 
zu machen. Ein Leitartikel ift überichrieben „Herr Hanlemamn, 
der Neder der preußiichen Revolution“, ein anderer „Der 
Hanjemann“, in Erinnerung an den heiligen Grispin, ber Leber 
ftahl, um den Armen Schuhe zu verichaffen. Der letztere Artifel ver- 

fuchte auch das Programm der Regierung „aus dem Hanjemannjchen 
ins Deutſche“ zu überjegen. Danad) lautete das Programm: 

„Wir werben in der Plünderung der Gutsherren fortfahren, um 
uns und der Revolution, mit der wir ibentijch find, die Sympa- 
thien der unteren Schichten der Bevölkerung zu erfaufen, damit 
auch dieſe jehen, daß die Märzrevolution ein einträgliches Ge- 
ichäft ift, wenn man fie nur auszubeuten verfteht.” In der erften 
Augufthälfte verichaffte fi) das Sentraltomitee des Bülomfchen 
Vereins Audienzen bei allen Miniftern, um ihnen Borftellungen 
über die beabfichtigten Gejete zu machen. Hanſemann foll, wie 
Bülow am 11. Auguft in der Kreuzzeitung berichtete, ſich beim 
Empfange der Komiteemitglieder nicht auf die Erörterung von 
Gründen eingelaffen haben, da eine Berftändigung zwiſchen ihm 
und den Herren doc) ausgeſchloſſen jei. An diefe Audienz Mnüpften 
fit) nun die ungehenerlichften Gerüchte. So follte Hanfemann 

r 
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u. a. gelagt haben: „Meine Herren, die Wahlen haben Sie in 
der Minorität gelafien, — an Sie muß ich mid) alfo zuerft 
balten.””) Am 13. Auguft brachte die Kreuzzeitung die Notiz, 
dab eine Deputation aus Schlefien Hanfemann mitgeteilt habe, 
die nmotleidenden Weber fürchteten ſelbſt, durch ihre Lage zu ge 
waltthätigen Schritten getrieben zu werben, worauf Danjemann 
geantwortet habe, man könne ja die Leute damit tröften, daß bie 
Todesftrafe abgeichafft werde und eine Habeas-Corpus-Afte in Sicht 

ftehe. Die Leute hätten das nur als eine Aufforderung zu ftraf- 
lofem Rauben und Brennen betrachten fünnen. Und dieſe alberne 
Züge erzählte man fich bei Hofe als mirfliden Ausiprucd und 
Gefinnungsausprud des einflußreichiten Minifters!?) Einem 
anderen Gerüchte zufolge hatte Hanſemann gegen ben 
engliihen Gejandten Weftmoreland geäußert, die Freiheit 
fönne erſt dann recht blühen, wenn die Vermögen aller Stände 
gleih gemacht worden jeien. Er murde aber nicht nur als 

Anarchiſt vom reinften Waſſer charakterifiert, jondern man tajftete 
auc) feine perjönliche Ehrenhaftigfeit an. Auf die Meldung von 
feinem jchweren Vermögensverluft im Betrage von 75000 Thlr. 

folgte in der Kreuzzeitung nad; einigen Tagen die Denunziation, 
daß er fein Gehalt reglementwidrig für ein ganzes Jahr prä- 

numerando erhoben habe, obgleich; er doch wiſſe, daß jeine 
Minifterftellung fo lange nicht dauern werde. Und als Hanſe— 

mann dieſe Mitteilung in einer Zujchrift an die Nebaftion als 

völlig unmwahr bezeichnete, hatte das Blatt die Frechheit, von dem 
Minifter zu fordern, daß er die Wahrheit feiner Ausſage durch 
Borlegung der Kaflenbücher des Finanzminifteriums ermeilen 

1) St es ſchon am fich eimleuchtend, daß dieſes mweitverbreitete Gerücht 
einer dummen und boshaften Verleumdung entiprang, fo wird feine völlige 
Grundfofigteit mod) dadurch erhärtet, dab die Kreuzzeitung ed nicht erwähnt, 
die doch am beiten orientiert war. Es findet ſich in vielen Zeitjchriftartifein 
und im zeitgenöffiihen Broſchüren, 3. B. in R. Walter (Rogge), Parlamen- 
tarifche &röhen, S. 169. Hanfemann hat im feinem Eremplar der Walterſchen 
Schrift mit Bleiftift zu biefer Stelle „Erfindung“ bemerft. 

2) &erlad, 186. } 
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möge.) Man fieht, daß die Prehfreiheit von ber reaftiomären 
Partei nicht weſentlich anders als von den Demofraten ausgenußt 
wurde. Der Berleumdung war Thür und Thor geöffnet. 

Unter folden Umſtänden lag es nahe, eine große Zeitung zu 
gründen, welche den Standpunkt der Regierung aus Überzeugung 
zu vertreten geneigt war. Hanſemann beſchäftigte ſich jeit Ende 
Juli eifrig mit diefem Gedanfen. Die Zeitung follte ein Blatt 
erften Ranges werden, Neichtum und Gediegenheit des Inhalts 
mit geichmadvoller Form verbinden und in politiicher Hinficht 
eine ſtarke Negierung ohne reaftionäre Beftrebungen und politiſche 
Freiheit ohne anarchiftiiche Ausmwüchle gegen die ertremen Richtungen 
auf beiden Seiten verteidigen. Zunächit dachte er daran, den ihm 
damals nahe ftehenden Abgeoroneten in Frankfurt Haym, den 
Berfafier der „Reden und Redner des Vereinigten Landtags," für bie 
Zeitung eines jolchen Blattes zu gewinnen. Diejer mochte indeſſen 
feine Thätigfeit in Frankfurt nicht aufgeben. Dann unterhanbelte 
Hanfemanı mit dem befannten Journaliſten Karl Weil, der bis 
dahin die „Konftitutionellen Jahrbücher“ in Stuttgart vebigiert 
hatte. Weil zeigte fich nicht abgeneigt und bald war auch der 

Verleger gefunden. Am 2. September reichten die Buchhändler 
Jonas und Lehfeld in Berlin dem Staatsminifterium den Plan 
zur Gründung einer „Konjtitutionellen Zeitung“ ein und baten um 

eine Subvention von 60 000 Thlr. Hanſemann befürmortete die 
Bewilligung des Gejuchs aus den disponiblen Fonds bes Kultus— 
minifteriums, doch fand der Gedanke bei den anderen Miniftern 
feinen rechten Anklang. Die Angelegenheit blieb Liegen.?) 

Der Feldzug der Kreuzzeitung umd bes Yunferparlame 
gegen das liberale Minifterium fand am Hofe in Potsdam eifrige 

3) In einem Briefe des Paftors Karl Hanſemann an Hanjemann, d. b. 

Altenwerder den 21. Juli 1848, findet jich der Palins: „Dak Du von Deiner 
Bejoldung dem Vaterlande fat 2/g geopfert haft, jheint uns zu viel; 1/, wäre 
genug geweſen.“ ch habe über den hier erwähnten Verzicht Hanfemanns auf 

einen großen Teil feines Gehalts fonft nichts finden können und ihn daber 
auch im Tert nicht verwerten mögen. 

2) Weil an Hanfemann, Stuttgart 8. Augujt und 15. Muguft 1848. — 
Aus dem eben des General H. von Brandt III, 286. 
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Unterftügung. Nicht nur die eigentliche Kamarilla, wie ihr Haupt, 
der Generalabjutant Leopold von Gerlach, die altadlige fonjervative 
Umgebung des Königs felbft nannte, die das Ohr umb meiſt 
aud; das Vertrauen des Königs in viel reicherem Maße als die 
offizielle Regierung bejaß, jondern jo ziemlich die ganze Hofgeiell- 
ſchaft blicdte mit Abſcheu auf die „Roturiers“ am Staatsruder. 
Schon die foziale Veränderung, welche fich in den höchſten Re- 
gierungsfreifen vollzogen hatte, bot der Potsdamer Gejellichaft 
einen unerichöpflichen Stoff zu Spöttereien und Bemerkungen dar. 
Die arbeitfamen Gefchäftsmänner, vom Büreau oder Comptoirpult 
auf die Minifterfefjel berufen; bildeten allerdings auch äußerlich 
einen Gegenſatz zu ihren meift hochadligen Vorgängern. Mit allen 
ihren Intereſſen und ihrer ganzen Kraft auf das Amt und die Arbeit 
gerichtet, wibmeten fie der Etifette, in welcher die meiften der vor- 
märzlichen Staatsmänner groß geworden und von Kindheit an 
erzogen waren, natürlich nur ein jehr untergeorbnetes Intereſſe. 
Als Mitte Auguft der General von Brandt zum Unterftaatsjefretär 
bes Kriegsminiſteriums ernannt und zu den Sibungen des Minifter- 
rates binzugezogen wurde, war er, ber jchon in ben breißiger 
Jahren einigen Minifteralfigungen beigemohnt hatte, erftaunt über 
den großen Unterſchied zwiſchen jet und damals. Die feterliche 

Würde, welche er an dem alten Minifterrate bewundert batte, 
ſchien ihm ganz verloren gegangen zu fein. „Damals“, erzählt 
er!), „waren jämtliche Minifter in Montierungen und Frads, deko— 
tiert, die Degen an der Seite, alle, ich barf wohl fagen, von 
einem gewiſſen Nimbus umgeben. Sie jagen um einen runden 
Tiſch und die Disfuffionen wurden in einer gehaltenen Sprache 
geführt. .. Als es fpät ward, wurden von elegant gefleideten 
Thürhütern auf filbernen Leuchtern Wachskerzen hereingebradht. 
Während diejer Zeit ſchwieg die Debatte. Alles hatte den Anſtrich 
ber feiniten Gejellichaft, des feinften Tones... Mir fam der 
Minifterrat wie eine Art Gerufia vor... Mber wie fand id) 
die Sachen 1848? Das Gemad) in der Wohnung des Minifter- 

I) Aus dem Leben des Generald H. v. Bramdt III, 208. 
Bergengrün, David Hanſemann. 34 
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Die Ansitattung feines Minifterhoteld, in dem er am Dienstag 
und Freitag Gäfte zu empfangen pflegte, war bejcheidener, bie 
Bewirtung der Gäfte anfpruchslofer al3 bei feinen Kollegen. Die 
Gegner waren jchnell mit dem Urteil bei der Hand, daß dieje 
Anfpruchslofigfeit der äußeren Lebenshaltung etwas Gemtachtes, 
auf den Effeft bei der Menge Berechnetes fein müfje. Sie fannten 
den Mann nicht oder mollten ihm verleumben. So war er ja 
von Jugend auf gewefen. Nie hatten Außerlichkeiten, Titel, Orden 
und Würden für ihn den geringiten Reiz aehabt; auch der Wohl- 

ftand, zu dem er fich eniporgearbeitet, befriedigte ihn weſentlich 
deshalb, weil er ihm einerjeit3 die Mittel zur Verſorgung der 
Seinigen bot, anderjeits ihm die Freiheit gewährte, ohne für Die 
eigene Eriftenz arbeiten zu müſſen, Zeit und Kraft der einen 
Leidenſchaft zu widmen, die ihn ganz erfüllte, der Arbeit für die 
Allgemeinheit. Von einem Manne in feinen Jahren, der weithin 
befannt war, deſſen vollfommene Unabhängigkeit und Selbftändig- 
feit im Denfen und Handeln von jeher feinen Charakter bezeichnet 
hatte, ließ fich nicht erwarten, daß er als Minifter nad) der einen oder 
anderen Seite auch im äußeren Verhalten Zugeftändniffe machen 

werde, die ihm gegen bie Natur gingen. Seine Lebhaftigkeit, fein 
beitimmtes, jelbfibewuhtes Auftreten wird ihn gewiß nach oben 

hin oft jehr unbequem gemacht haben. Alle diejenigen aber, 
bie ihm ein ganz bejonderes Popularitätsbedürfnis nachlagten, 
das am Ende doch nicht befriedigt worden jei, haben außer dem 

Hinweis auf den bürgerlichen Zujchnitt feines Lebens und auf die 
wenigen mitgeteilten Anekdoten nichts zum Bemeije ihrer Behaup- 
tung beibringen fünnen. Bor allem aber kann aus Hanjemanns 
ganzem Leben nicht eine Thatſache angeführt werben, in welcher 
er als um die Gunft der Menge bemüht erjcheint. Seine anti- 
bemofratifche Gefinnung bat er nie verhehlt, jo jehr das Wohl der 
arbeitenden Klaſſen ihm am Herzen lag, und wie er, feitbem er 
politifch thätig war, (ver Regierung die Wahrheit jagte, jo hat er 
auch dem politifch zurechnungsfähigen Teil des Publikums, für 
defien Emanzipation er eigentlich wirkte, in feiner feiner politijchen 
Schriften geichmeichelt, ihm vielmehr feine Gleichgültigfeit, Lauheit 

34* 

ri 
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und lmverftändigfeit umd fpäter jeine Schwärmerei oft in berber 
Form vorgehalten. 

Den Vermittler zmwilchen dem Hof und dem Minifterium 
machte naturgemäß Auerswald, der fich für diefe Rolle gewiß auch 
gut eignete. Wie — ie“ anberen UURKAE EU. DOR/ EEE ee 
nicht befannt geworden. Auch von Hanjemanns Beziehungen zu 
feinem föniglichen Herrn wiſſen wir jo gut wie nichts.') Unter 
dem Einflujje jeiner Umgebung änderte fich die vertrauensvolle 
gnädige Gefinnung Friedrich Wilhelms IV., in der er Hanſemann 
den Auftrag zur Neubildung des Kabinetts erteilt hatte, jedenfalls 
jehr bald. In meldem Lichte ihm die „Anerkennung der Re— 
volution” durch Hanſemann gezeigt wurde, ift leicht zu ermeijen.?) 
Die verhängnisvolle Eile, mit welcher das Kabinett in letzter 
Stunde zufammengefügt wurde, macht es fraglich, ob das Pro- 
gramm der Minijter dem Könige überhaupt vorgelegt und von 
ihm genehmigt worden war. Er hat einen Monat nad) dem 
Rücktritt des Minifteriums Auerswald, in einem Momente großer 

Aufregung, wo er vor jchmermwiegenden Entichlüffen ſtand, bei 

einem Nüdblid auf den ganzen Gang der Regierung jeit den 
Märztagen unter anderem Hanjemann einen Verräter genannt; 
das Minifterium Auerswald habe ihn mit dem „Revolutions- 
programm“ betrogen.) Der König that dieje Äußerung den Ge- 
neralen Brandenburg, Rauch und Gerlach gegenüber; der letztere 
aber mar es gerade, der abfichtlich und beharrlich den König im 
Intereſſe der Junkerpartei gegen die Minifter ſcharf machte, der 
jelbit jchon früher Hanfemann und Alfred von Auerswald Verräter ge- 

nannt*) und diejes Wort dem Könige damit gleichjam auf die Lippen 

1) In der N. Pr. Zig. habe idy nur aus dem Juli einige Fahrten Hanie- 
manns zum Könige nadı Potsdam verzeichnet gefunden. — Gerlach erwähnt 

Hanſemanns Anmwejenheit bei Hofe nicht ein einziges Mal, 
2) Am 5. Jull ließ ſich die N. Pr. Ztg. ichreiben, daß nur Feigheit und 

Furcht vor dem Pöbel Hanſemann zur Anerkennung der Revolution genötigt 
baben fünne. 

3) Gerlach, Denkwürdigkeiten 1, 220. 

4,6. ©. 468, 
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gelegt hatte. Diefer Sachverhalt ift wohl zu beachten. Mas 
aber die Bezichtigung jelbjt betrifft, jo iſt befannt, wie jehr das 
Urteil de3 Königs über Sachen und Perjonen von Stimmungen, 
Gefühlsaufwallungen und Saunen abhängig war, wie leicht er im 
Jähzorn die Gewalt über fich verlor und wie der unvermittelte 
Wechſel von Stimmungen, Entjchließungen und Handlungen feine 
ergebenften Diener zu. dem verzweifelten. Urteil nötigte, ‚ber Kopf 
ihres Herrn jei anders organifiert als der anderer Menſchen. 
Übertreibende Kraftausbrüce waren Friedrich Wilhelm IV. jehr 
geläufig. Ein ſolches Wort des Königs bemeift ebenſowenig etwas 
über jeinen Glauben an eine demjelben entiprechende Handlung 
oder Gefinnung Hanſemanns, wie Gerlach Urteil eine thatjäch- 
liche Unterlage vorausfegen läßt. Ein jo fanatifcher Feind der 
liberalen Zeitrichtung, wie Gerlach, war ganz außer Stande dem 
entichiedenften PVertreter der Gegenpartei lautere Motive des 
Handelns zuzugeitehen. Bollftändig befangen in der engften Bartei- 
anfchauung mitterte er in allem, was fich ihr nicht einfügte, Ver- 
rat, Niedertradht, Abfall von Gott. Das aber zeigt dad Wort 
„Berräter” allerdings, in welchem Maße und wie erfolgreich die 
unverantwortlichen Ratgeber des Königs gegen die berufenen Räte 
der Krone zu intriguieren und zu been und wie fie einer fraft- 
vollen, ficheren Leitung der Staatsangelegenheiten den Boden zu 
entziehen mußten. Wo jollte die Freudigfeit zum Handeln, Die 
Zuverficht, der Glaube an den Erfolg herfommen, wenn König 
und Minifter durch ſolche Einwirkungen voneinander gejchieben 

waren. 
Nicht nur die „Anerkennung der Revolution“ jondern auch 

die Zulage liberaler Gefetesvorlagen in dem minifteriellen Pro— 
gramm vom 26, Juni ſcheint den König aufs äußerfte verjtimmt 
zu haben, obwohl die letzteren ja nur in der Konjequenz ber 
mit feinem Willen eingejchlagenen Richtung der inneren Politik 
lagen. Schon drei Tage nad) der Konjtituierung des Minifteriums, 
am 28. Juni, fonnte Gerlach es ſich erlauben, dem Könige zu 
fchreiben, daß er fich das Zreiben I der Diinifter n nicht gefallen vr 

dürfe, die „frech und willkürlich“ gegen dem beftehenden R 
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zuftand angingen. Bon diefem Tage an juchte der König nad) neuen 

Männern. Binde wurde von ihm zum Wlinifterpräfidenten aus: 

erfehen, obwohl Friedrich Wilhelm und der Prinz von Preußen 
eigentlich von Auerswald ſehr eingenommen waren. Gerlady aber 
fuchte beide davon zu überzeugen, daß Auerswald ſchwach und 
aus Schwäche falich ſei.) Ganz im geheimen wurde feit Ende 

Juni unter Bermittelung des Generals Rauch mit Binde unter- 
handelt. Vincke lehnte aber Flugermeife ab und auch fein Better 

Bodelſchwingh, den der König bat, auf ihn einzumirfen, vermochte 
ihn nicht umzuftimmen.?) 

Es ift Schwer, von der Vermorrenheit und Zerfahrenheit der 

Lage ein zutreffendes Bild zu gewinnen. So viel fteht feft, daß 

faft in demfelben Augenblid, in dem das Minijterium die Gejchäfte 

übernahm, Hinter feinem Rüden die Vorbereitungen zu feinem 

Sturze getroffen wurden, und daß es in dem Glauben, zu einer 

dauernden Wirkſamkeit im Sinne der Märzverheißungen berufen 

zu fein, auf Grund feines Programms tief einjchneidende Reformen 

in Angriff nahm, während der König dieſes Miniſterium nur als 

Proviforium betrachtete, deffen Thätigkeit eher zu hemmen als zu 

fördern fei. Bei der Beurteilung des Minifteriums Auerswald 

darf nie außer acht gelaffen werben, daß feine Glieder an ihrem 

Töniglichen Herrn gar feinen Halt fanden, daß fie bei ihm über- 

al auf Widerftand ftiegen und bei jedem Schritt vorwärts fürchten 

mußten, von ihm in Stich gelafjen zu werden. — Allerdings ge- 
ſchah auch gelegentlich etwas, das fo ausjah, als ob der König, 

feine innerliche Abneigung gegen die neuen Faktoren des Staats» 
lebens, das liberale Minifterium und die Volksvertretung, über- 

windend, eine ehrliche Annäherung an fie erftrebte. Aber jolche 

Beranftaltungen waren von zweifelhaften Werte. Der tiefe Gegen- 

fat zwiſchen den: Hof und den offiziellen Trägern der preußiſchen 

1) Gerlach behauptete, Auerdwald habe verfprocdhen, iiber das Hanſemannſche 

Brogramm nadträglih eine abſchwächende Erklärung abzugeben oder es gar 

ganz zurüdzunehmen, und habe dieſes Verſprechen nicht gehalten. 

2) Gerlach 1, 178 ff. — Dieſt, Meine Erlebnifje, 54 ff. (enthält dte Korre— 

ſpondenz des Königs mit Bodelſchwingh über Vinckes Berufung). 



Politik, Minifterium und Nationalverfammlung, trat doc) wieder 
zu Tage. Das geſchah auch, als der König auf den gut gemeinten, 
von dem Flügeladjutanten Willtfen warm befürworteten Vorſchlag 
der Minifter einging, die Abgeordneten in Potsdam zu empfangen. 
Das der Wolfsvertretung vom Könige gegebene Felt fand am 
30. Juli ftatt. Die Abgeordneten wurden in Föniglichen Wagen durch 
die Parfanlagen von Potsdam gefahren; dann folgten ein feier- 
licher Empfang, ein Souper und die Befichtigung der bengaliſch 
beleuchteten Springbrumten. Gewiſſe Eigentümlichkeiten umd Un- 
geichidlichkeiten des Arrangements machten aber auf viele Abgeord- 
nete den Eindrud abfichtlicher Rüdfichtslofigkeit und Geringihägung. 
Die Hofgejellichaft hielt fich mit beleidigendem Hochmut von den 
Gäften des Königs wie von einer plebejiichen Notte fern und ein 
heftiger Auftritt zwifchen dem Könige und dem Miniſter Kühlwetter, 
der wegen der Beichimpfung einer Fahne durd; den Pöbel hart 
angefahren wurde, vermehrte das Peinliche der Situation. So 
brachte die als Verſöhnung und Ausgleihung gedachte Veran— 
ftaltung gerade das Gegenteil der beabfichligten Wirkung hervor. 
Die Königin erzählte dem General Gerlach, daß die „Schlecht- 
gefinnten” fich bei der Vorftellung im Hintergrunde gehalten und 
von ihr und ihrem Gemahl nicht bemerft worden feien; die, welche 

fie geiprochen, hätten den Eindruck gutmütiger gemeiner Leute ohne 
Sitte und Erziehung gemadt. Die Verſtimmung der Abgeorb: 
neten über das Benehmen des Hofes fteigerte den Abſcheu und 
die Furcht vor der Reaktion. Die Linfe gewann infolge dieſer 
Vorgänge mehrere Mitglieder. Auch der König war in übler 
Stimmung. Er hatte fich über den ihm von Willifen hinter 
brachten, allerdings völlig ungerechtfertigten Wunfch der Minifter, 
er möge die Abgeordneten im rad empfangen, jo geärgert, daß 
er behauptete, Hanjemann habe ihn mit der Armee entzweten 
wollen, die ihm das Ablegen der Uniform nie verziehen haben 
würde.!) 

Einen Tag nad; dieſem Potsdamer Feſt trat ein Ereignis 

Gerlach 1, 181, 182. — Unrub, Skizzen aus Preußens neuejter 
Geſchichte. 1849. S. 58—60. — Reihenfperger 116. 
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nicht einen die Regierung formell verpflichtenden Charakter gehabt. 

einen Übergriff in das Gebiet der Exekutive: das Minifterium 
jollte auf Verlangen der Nationalverfammlung eine Berwaltungs- 
maßregel vollziehen. Hier hätten die Minifter die Pflicht gehabt, 
auf die gefährliche Kompetenzüberfchreitung, welche in ber An- 
nahme der Anträge liegen würde, aufmerfjam zu maden und an 
diejer Stelle die Kabinettsfrage zu ſtellen. Es ift jehr wahrjchein- 
lich, daß der Steinſche Antrag dann nicht Durchgegangen wäre. Aber 
die beiden refjortmäßig bei der Angelegenheit beteiligten Minijter 
Kühlwetter und Schredenftein bejchränften fi) darauf, zur That- 

frage der Schweibniger Vorfälle zu ſprechen, die Unzwedmäßig- 
feit des Antrages darzuthun und zu verfichern, dab unparteiifch 
nad) den Gejegen verfahren werben jolle. Hanſemann erkannte 
die Gefahr. Wiederholt wollte er das Wort ergreifen, aber Auers— 

wald hielt ihn davon mit der Bemerkung ab, die Anträge jeien 
ja gar zu unbaltbar, als daß fie nicht ohne weiteres verworfen 
werben ſollten.) So unterblieb jede energifche Äußerung der 
Minifter und die Schwanfenden gewannen den Eindrud, daß bie 
Regierung feine prinzipiellen Einwendungen gegen die Anträge zu 
maden habe. Als nun der Beichluß gefaßt war, fonnten bie 
Minifter über feine Unausführbarfeit nicht im Zweifel fein. Sie 
begingen aber einen zweiten Fehler, indem fie auch fernerhin 
ſchwiegen und die Sache auf ſich beruhen ließen, anftatt auf die 
Gefahr eines Konfliktes hin die Verfammlung über die Anfichten 
ber Regierung aufzuklären. So vergingen einige Wochen, ohne 
daß der Beſchluß vom 9. weitere Folgen gehabt hätte. 

Mährend des Auguſtmonats gewann aber die revolutionäre 
Gejinnung der hauptitädtijchen Pöbelmaſſen nad) einer längeren 
Zeit verhältnismäßiger Nuhe durch verjchiedene Vorkommniſſe frifche 

Nahrung, vor allem durch die ſich mehrenden und unzmweideutig 
bervortretenden Anzeichen, dab die Reaktion ſich zu jammeln be- 
ginne, Das Auftauchen der verhaften Schutzmannſchaften, ihr 

\ !) Hanfemann, Das Preußiſche und Deutſche Verfaſſungswert 122, 



wälbehen begann fih, in ber GifungSgeit der Rationnoe ammlung 
wieder zu beleben; das Machtgefühl der Nationalverfammlung be 
fi) von Tag zu Tag; die revolutionäre Störung Ehe ah 
auf den Straßen Berlins war unverkennbar im Auffteigen, während 
die um diejelbe Zeit unternommene Neije des Königs zum Dom- 
baufejt in Köln ebenfo deutlich einen Niedergang des Revolutions- 
geiftes in den Provinzen offenbarte, Nur in Düjfelborf hatte es 
Ruheftörungen gegeben; fonft war der König überall glänzend und 
ehrerbietig empfangen worden. Wie ftarf aber die in 

Berlin geworden war, zeigten die Erzeſſe vom 20. und 21. Auguft. 
Die unmittelbare Beranlaffung zu ihnen ging nicht von der Me 
volutionspartei aus. Vielmehr waren in Charlottenburg Anhänger 
der fonjervativen Partei, wie man allgemein glaubte auf höhere 
Beranftaltung, in die Wohnungen von Demokraten gebrungen, 
hatten fie auf die Straße gezerrt umd fie zur Gtrafe für Die 
Gründung eines Klubs jchmählich mißhandelt. Dieje Vorfälle ver- 
urjachten am anderen Tage in Berlin die größte Aufregung, 
Eine Bolfsverfammlung ſprach das Verbift über die Nachbarftabt 
und über die Minifter aus, die mit den Schutzmannſchaften als 
ihrem Drgan überall reaftionäre Gewaltthaten unterftügt haben 
jollten. Man verlangte vor allem Kühlwetters Abſetzung und zog 
vor jeine Wohnung. Da er nicht zu Haufe war, ging der Zug zum 
Yuftizminifter und dann zum Minifterpräfidenten, der gerade die Mit- 
glieder des diplomatifchen Korps als Gäſte bei fi) jah. Eine 
plößlich auf der Rampe der Minifterwohnung erjcheinende Truppe 
von Schugleuten entflammte die Menge zu finnlofer Wut. Die 
Hausthüren wurden erbrochen, das Gefindel drang ins Haus, Die 
Gäſte flohen in den Garten. Endlich erichien ein Bataillon Bürger: 
wehr, das die Tumultuanten, welche die ärgiten Zerftörungen ange- 
richtet hatten, auseinandertrieb und die Straßen, in denen ſchon 



Wiederaufleben der Rovolution. 539 

ber Barrifadenbau begonnen hatte, mit dem Bajonett jäuberte, 
Am folgenden Tage beriet die Verſammlung ruhig, als ob nichts 
geichehen wäre, die jogenannte Habeas-Gorpus-Afte, d. h. die auf 
den Schuß der perjönlicen Freiheit bezüglichen Paragraphen des 
Entwurfes der Verfaſſungskommiſſion, die nach einem Antrage 
Waldes als Spezialgefet im voraus beſchloſſen und janktioniert 
werben jollten, Es war das die Antwort auf die jchärfere Hand- 
babung der Polizeimittel durd; den Minifter Kühlwetter. Diefer 

dagegen fündigte, nachdem er über die geitrigen Vorfälle Bericht 
erftattet hatte, an, daß die Negierung im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung einen Gejehesantrag zur Verhütung un— 
erlaubter und bemaffneter Volfsverfammlungen einbringen werde, 
was denn auch zwei Tage darauf geſchah. In den Anträgen 
Kühlwetters und Waldeds traten die Gegenjähe der die Negierung 
und die Nationalverfammlung vornehmlich bewegenden Tendenzen 
deutlich genug hervor. Was jener als unerläßliches Mittel zur 
Aufrechterhaltung der ftattlichen Ordnung galt, war in den Augen 
diefer eine reaftionäre, freiheitstötende Maßregel. 

Unter dem Eindruck diejes fich von Tag zu Tag iteigernden 
Gegenſatzes geichah es, daß die Linfe fich des Auftrages an den 
Kriegsminifter Hinfichtlih des antireaftionären Erlafjes an bie 
Armee erinnerte und eine Jnterpellation, warum ihm nicht Folge 
gegeben werde, anfündigte. Das veranlaßte die Negierung am 
2. September zu einem Schreiben an den Präfidenten der National: 
verjammlung, in dem fie endlich zu den Beichlüffen vom 9. Auguft 
Stellung nahm. Es wurde zunächſt erwähnt, daß die am den 

Vorfällen in Schweidnig beteiligten Truppen entfernt und inſoweit 
die Wünjche der Verſammlung berüdjichtigt worden ſeien. Auch 
babe der Kriegsminiſter durch geeignete Erlajje die Befehlshaber 
der Armee verpflichtet, allen reaftionären und republifaniichen 
Beitrebungen im Heere mit Entichievenheit entgegenzutreten.. Ein 
allgemeiner Erlaß, wie ihn der Steinfche Antrag und das Schulgiche 
Amendement forderten, würde indeſſen an Stelle des ver 
trauensvollen Gehorjams einen Geift des Mihtrauens ſetzen, weldyer 
Disziplin und Ordnung und den ganzen Wert der Armee mit ber 
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Zeit untergraben müſſe. Die Regierung halte alfo einen ſolchen 
Erlaß für verderblich; es müſſe ihr überlaffen bleiben, bie geeig- 
neten Mittel zur Erreihung des von ihr und der Nationalver- 
fammlung erftrebten Zmedes nad) eigenem Ermeffen zu beftimmen. 

Am 4. September murde das Schreiben verlefen. Sofort erhob 

fi Stein mit der Erflärung, feine beabfichtigte Interpellation fei 

gegenftandslos geworden, da die Regierung mitteile, fie wolle und 
könne den Beichluß der PVerfammlung nicht ausführen. Darauf 

ftellte er den Antrag, die Verfammlung wolle beichließen, daß es bie 
dringendfte Pflicht der Regierung fei, den am 9. Auguft beichloffenen 
Erlaß ohne weiteres zur Vermeidung eines Bruches mit der Na- 

tionalverfammlung ergehen zu laſſen. In ber leidenfchaftlich er- 

regten Debatte brachten die Abgeordneten Behnſch und Walded 

den Standpunft der Linken am fchärfiten zum Ausdrud. Behnſch 

lagte: „Es verfteht fi) von felbft, daß ein Beichluß, der in dieſer 

Verſammlung gefaßt worden ift, aud) ausgeführt werden muß, und 
ein Minifterium, welches einen ſolchen Beihluß nicht ausführen 

will, fann diefer Verſammlung gegenüber nicht mehr Minifterium 
des preußifchen Staates fein.” Walded aber ſchloß feine Rede mit 

den von ftürmifchem Bravo aufgenommenen Worten: „ch fage 

Ihnen, mit Ehren können wir nicht eine Minute länger fiten 

bleiben, wenn es nicht geichieht. Was bedarf es da nod der 
Überlegung." Die Gemäßigten hielten allerdings eine ſolche für 
fehr nothwendig. Mit geringer Mehrheit jegten fie die Bertagung 
der Beratung auf den 7. September feft. 

Es war flar, dat die Abftimmung am 7. von entjcheidender 

Bedeutung für das Schickſal des Minifteriums, vielleiht für das 

Schickſal des Landes werden mußte. Wie fie ausfallen würde, 

war durchaus zweifelhaft. Auf der Linken mußte man jehr gut, 

daß fo mandje Unentſchiedene die Abftimmung vom 9. Auguft bes 

reuten und der überwiegende Teil der damaligen Majorität auf eine 
wörtliche Ausführung des Beichlufies gern verzichten würde, wenn bie 

Regierung ihr eine goldene Brüde zum Rüdzuge baute. Um dieſe 
Leute bei der Stange zu halten, mar von den Leitern der jeit den 
Erzeifen vor den Minifterhotel3 am 21. Auguft wieder in Fluß 
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gefommenen Bewegung der ganze Heerbann der gefinnungstücdhtigen 
Demofraten aufgeboten worden. In dichten Scharen umgaben fie 
die Singafademie und übten auf das Verhalten der Majorität und 
auf den Gang der PVerhandlung, über den ihnen in gewiſſen 
Zmwilchenräumen aus dem mern des Hauſes Bericht eritattet 
wurde, einen jehr fühlbaren Drud aus. Die Handlanger der 
Revolution fchienen diefesmal zum Äußerſten entichlofjen zu fein. 
Dem Kriegäminifter General von Schredenftein wurde während 
ber Fahrt zur Singafademie ein Zettel mit der Benachrichtigung 
eingehändigt, daß man ihn beim PVerlajjen des Sigungslofals ins 

Waſſer werfen wolle!) Er mar ein tapferer Mann, dem jede 
Furcht vor phyfiicher Gewalt ferne lag; jo machte denn auch dieſe 
Warnung auf ihn micht den geringiten Eindruck. Leider bemog 
fie ihn auch jeßt nicht, aus feiner bisherigen Baifivität und Re— 

fignation herauszutreten und als derjenige Minifter, der am 
meijten an dem Gegenitande der Verhandlung beteiligt war, ein 
fraftvolles und mutiges Wort zu jprechen, an dem ſich die durch 
die Demonitrationen und Drohungen auf der Straße eingeichüch- 

terten Abgeordneten hätten aufrichten fönnen. Auf alle Auf: 
forderungen, an der Debatte teilzunehmen, hatte er jowohl im 
Minifterrate wie am Verhandlungstage felbft nur die ftereotype 
Antwort: „ES nützt doch alles nichts.“ 

Zu dem Steinichen Antrage, der es für die dringendite Pflicht 
der Regierung erflärte, den Beſchluß vom 9. Auguft auszuführen, 
waren drei Amendements eingebradjt worden, von denen zwei, bie 

der Abgeordneten Unruh und Harraſſowitz, eine etwas jchonendere 
Form mählten und den von der „Ehrenpflicht“ der reaftionär ge- 

finnten Offiziere handelnden Paſſus des Beichluffes vom 9. Auguft 

fallen ließen. Aber ander Borausjegung, daß die Minifter der Verſamm— 
lung zu gehordhen hätten, hielten auch fie feit. Das dritte Amen- 

bement des Abgeordneten Tamnau wollte den eigentlichen Stein 
des Anftoßes, den Anſpruch der Omnipotenz, bejeitigen und jprad) 
nur aus, daß die Verſammlung eimen Erlaß, wie ihn der Finanz— 

1) Brandt IIL, 297, 252. 

Mn 
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minifter und der Minifter des Imern Mitte Juli an die Re 

gierungspräfidenten hätten ergehen laſſen, durch welchen fie ſowohl 
reaftionären wie republifaniichen Beftrebungen unter den Zivil 

beamten entgegengetreten waren, im Auge babe und für notwenbig 
erkläre. 

Auerswald eröffnete die Debatte mit einer wenig eindruds 
vollen, matten Rede, die darauf hinwies, daß ber Kriegsminifter 

bereit8 das gethan habe, was von jeiten bes Finanzminifters und 

des Minifter des Innern in ihren Reſſorts gefchehen jei, daß 
aber eine folgerechte Turchführung der in den vorliegenden An- 

trägen ausgedrüdten Anfihten den Sig der Regierung in bie 
Kationalverfammlung verlegen und das Minifterium in einen 

parlamentarifchen Ausführungsausichuß verwandeln würde. Unruh, 

vom rechten Zentrum,!) verteidigte fein Amendement; Stein und 
Temme begründeten ihren radikalen Standpunkt mit der Behaup- 

tung, es handele fi) um die Ehre der Verfammlung und um bie 

beiligften Rechte der Nation; die Mitglieder der Rechten Baum- 
ſtark und Neichenfperger wollten durd; Annahme des Amende 

ment Tamnau zugeitanden jehen, daß man am 9. Auguft zu 

weit gegangen ſei. Der Friedensrichter Grebel aus St. Goar 
argumentierte wiederum: „Wollen Sie e8 dulden, daß man bie 
Bürgerwehr, wenn fie zur Aufrechterhaltung der Ordnung berbeis 

eilt, niederſchießt? Wollen Sie dies nicht, jo ift es Ihre beiligfie 
Pflicht, für den Steinichen Antrag zu ſtimmen.“ Die Ehre und 

Würde der erften preußiichen Nationalverfammlung müſſe unver- 
legt erhalten und dadurch der Dank des Baterlandes verbient 
werden. 

Ta erhob fit) Hanfemanı, der troß eines heftigen Unmwohl- 
jeins und obgleich er eigentlicd) das Bett hüten mußte, in der 

Berfammlung erjchienen war, um die Maßlofigfeiten der. Dppofition 
zurüdzumeifen. Er beitätigte feinen Borrednern, daß die gegen- 

wärtige Debatte die mwichtigfte der ganzen Selfion fei. „Ja, fie 

ift die wichtigſte, es kann aus dem Beſchluſſe, den Sie in 

!) Er war, weil er fid mit Rodbertus nicht vertrug, vom linten in das 

rechte Zentrum übergetreten. 
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diefer Debatte fajjen, das Wichtigſte, das Größte, das Gefähr- 
lichte erfolgen.“ Körperlich leidend entſchuldigte er fi, wenn 
er „nicht eine in logiſcher Form richtige Rede halte, ſondern 
nur aus den gehörten PVorträgen einige® herausnehme und 
daran jeine Bemerkungen Mnüpfe.” Er hege die entgegengejehten 

ngen wie Herr von Unruh und andere Nebner. Die 
— * Ehre des Volkes und der Verſammlung hängen 
nicht von der Durchführung der Beichlüffe vom 9. Auguft ab. 
Im Gegenteil, wenn die Verſammlung von dem Grunbjage aus- 
gehe, daß alles, was fie bejchliege — aud in Bermwaltungs- 
angelegenheiten — bis ins Detail hinein ausgeführt werben 
müſſe, jo werde dadurch die Freiheit gefährdet, ja vielleicht zu 
Grabe geführt. „Nichts ift gefährlicher al3 der Abſolutis— 
mus, Db aber der Abjolutismus in einer Perjon oder aber in 
einem Kollegium jei, e8 ift immer Abjolutismus, wenn niemand 
(anderes) mitzufprechen bat: denn darin befteht die Freiheit, 
daß zwei Gemwalten miteinander gehen und miteinander fid) 
vergleichen müfjen, um die Gejehe für das Land zur Ausführung 
zu bringen. Nicht darin befteht die Freiheit, daß eine Verſamm— 
lung ihren Willen ohne weiteres über alles jegen fan.“ Dann 
wandte er ſich gegen die Begründung, welche Schulg-Wanzleben 
feinem Amendement gegeben hatte, daß ber äußere Geborjam der 
Dffigiere nicht genüge, daß es auch auf fonftitutionelle Gefinmung 
anfomme. „Glauben Sie denn, meine Herren,“ fragte Hanje- 
mann, „daß Sie durch folche Erlaffe die inneren Überzeugungen 
ändern können? Glauben Sie, daß derartige Erlafle der Ver— 
fammlung bei manchen Offizieren ein Wohlbehagen hervorrufen 
werden? ... ch weiß nicht, woher der geehrte Abgeordnete die 
Meinung ſchöpft, dat ein von diefer Verfammlung ausgehender 
Erlaß wie ein Glaubensartifel aufgenommen werde. Ich glaube 
nicht, dab dadurd Überzeugungen begründet werden. Haben wir 
denn von der Armee etwas anderes zu verlangen, als daß fie 
ihre Pflicht thue, dab fie gehorche, dag fie feine Handlungen be» 
gehe, die gegen das Prinzip find, welches jegt aufgeftellt ift?" An 
ber Berwirflichung des fonjtitutionellen Rechtszuſtandes mitzuarbeiten, 
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entftehen, was dba wolle: er era ad m mb, —— 
ein * —* —— vor Seuſchiand. vr ra a —* n F * 

it bie große Kumft nicht: bloß eingelner Gnbioibuen, * {of en, bie 
find; es ift auch die große Aufgabe der un. — 

— * 

ech worden, im einer ganz —— 5 e. viel gefährlicheren Stellung "befinben:" aldi * 
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fammlungen nad) wirklich eingeführten konjtitutionellen Regierungs— 
mwejen. Und dieſe Mäßigung jollte Ihnen zur Unehre gereichen? 
Nein, ich will Ihnen etwas anderes jagen und das ift meine 
innige Überzeugung: Preußen wird nicht fteigen im der Achtung 
von Europa, nicht fteigen in der Achtung von Deutjchland, wenn 
Sie um einer foldhen Kleinigkeit (willen), fo nenne id; es, einen 
Konflikt herbeiführen.” Er ftieß das Wort „Kleinigkeit“ mit feiden- 
Ihaftlicher Heftigfeit hervor. Die Hand voll Zorn gegen Die 
Linke geballt rief er diefer zum Schluß zu: „Niemals werden Sie 
auf die vorgejclagene Weile die Achtung Europas gewinnen; 
nein, ich jage Ihnen geradezu: Europa, Deutjchland wird einen 
Beſchluß, wie Sie ihn von diefer Seite her (der Linken) faſſen 
wollen, nicht für weile halten; Sie werden dadurch die Regierung 
des Landes, in welchen Händen fie auch ſei, ſchwächen und in 

dieſer Schwächung der Regierung wird Preußens Einfluß fallen, 
wird Preußens Stern möglicherweije finfen.“ (Bravo von ber 
Nechten, Ziichen von der Linfen). 

Die Rede war an ſich fein Meifterftüd, fie litt an häufigen 

Miederholungen. Aber fie hatte Temperament, zeigte Willensfraft 

und Entichloffenheit und war darum viel geeigneter eine ftarfe 
Wirkung zu erzielen als jede auch noch jo formvollendete, aber 
fühle jachliche Auseinanderjegung. Einer der ungünftigften Beur- 
teiler non Hanjemanns minifterieller XThätigfeit, der genannte 

Unterjtaatsjefretär im Kriegsminifterium General von Brandt, er- 

inmerte fich noch jpäter gern des Augenblids, in dem Hanjemann, 
als Rat der Krone, durch Wort und Geberde ein Beiſpiel gab, 
wie man den Anmaßungen und Überjchreitungen der Berfamm- 
lung zu begegnen und wie man auf das Ungeftüm jener Leute zu 
reagieren babe. Es iſt in der That zu bedauern, daß Hanie- 
mann nicht gelegentlih jchon früher diefen Ton angeſchlagen 
hatte. 

In der langen Debatte kamen, während bie Verſammlung 
immer aufgeregter und unrubiger wurde, nad) Hanſemann noch 
etwa 25 Nebner zu Worte. Abgeſchwächt murde ber Eindrud 

Bergengrün, David Hanfemann. 35 
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Ichärfter Form wiederholt wurde. Die Verkündung des Abftimmungs- 
rejultatS wurde mit tiefem Schweigen entgegengenommen, das von 
dem in ber Verſammlung vorher und nachher herrichenden Lärm 
feltfam abſtach. Einige hatten den Eindrud, als ob die Linke 
durch ihren eigenen Sieg in Verlegenheit gejegt fei. 

Beim Beginn der eine jehr lange Zeit in Anſpruch nehmenden 
Abftimmungen verliefen Schredenftein und Hanjemann, der völlig 
erichöpft war, das Haus. Sie wurden offenbar von den Rädels— 
führern, die den Aufbruch der Minifter vor beendigter Abftimmung 
nicht erwartet haben mochten, nicht erfannt. Auf dem Platze vor 
der Singafademie umdrängten fie die Jungen, welche Plafate und 
Alugblätter feilboten, darunter ein Bild, das die jieben Minifter 

am Galgen zeigte. Schredenftein mies die Jungen ab, Hanſe— 
mann aber faufte, alö der Andrang ftärfer wurde, zwei Bilder, 
betrachtete fie jorgfältig und ftedte fie ruhig in die Taſche, als ob 
ihn die Sache nichts anginge. Die ſie ebenfalls umringenden 
BZigarrenhändler, welche „Barrilabenfeuer“ anboten, wehrte er mit 
dem Hinweis auf feine bereit$ dampfende Zigarre ab. Beide ge: 
langten ungefährbet ins Finanzminifterium. Schredenftein jpeifte 

bei Hanjemann und konnte dann unbemerft ins Kriegsminifterium 
zurüdfehren. Für feinen Aufbruch aus dem Sigungslofal aber 
war es die höchite Zeit geweſen. Denn gleich darauf wurde dem 
General Brandt, der die Minifter hinausbegleitet hatte und dann 
wieder in den Sitzungsſaal zurüdgefehrt war, zweimal binter- 
einander von Offizieren in Zivilfleidung die Meldung gebradıt, 
daß der Ariegsminifter von den Leuten draußen geſucht umb bie 
Abſicht, ihn zu erjäufen, laut ausgejprochen werde. Als die 
Rädelsführer der Menge bemerkten, daß ihr zum voraus bezeich- 
netes Opfer ihnen entichlüpft war, gaben fie dem revolutionären 
Thatendrange eine andere, harmlojere Richtung. Mit Jubelgeſchrei 
wurde die Nachricht von dem Siege der Volkspartei aufgenommen; 
die Rebner der Linken erhielten beim Heraustreten aus dem Ge— 
bäude ftürmifche Dvationen und der Graf Neichenbadh, den man 
mit dem berühmt gewordenen Antragiteller Stein vermechjelt hatte, 
wurde im Xriumphe auf den Schultern der Menge bis zum 

36* 
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Dpernplaß getragen, wo man ihn, nachdem fi das Verſehen 

berausgeftellt hatte, unjanft genug auf den Boden nieberließ.!) 

Am folgenden Tage, dem 8. September, fehlten die Minifter 

in ber Berlammlung Ein Schreiben des Minifterpräfidenten 
teilte mit, fie jeien am Erſcheinen verhindert, weil fie das Nefultat 

der geftrigen Abftimmung Sr. Majeftät zu unterbreiten hätten. 
Die Sigungen wurden auf den 11. September vertagt. 

Co jehr die jeßt mit der Revolution offen verbündete Linfe 

über ihren Sieg jubelte, jo war doch am 7. September eigentlich; 

nit mehr als der Bruch zwiſchen Rationalverfammlung und 

Minifterium entichieden. Wer von beiden aber das Feld räumen 
müffe, ftand noch feineswegs ohne weiteres feſt. Trat das Mi- 
niftertum jest nicht zurüd, jo war der Kampf nur eben eröffnet 

und es mußte fich erſt zeigen, wer der Stärkere fei. Dieje Ent- 

ſcheidung fiel freilich Ichon am folgenden Tage zu Gunften ber 
Nationalverjammlung. Tas Miniiterium fühlte ſich nicht flarf 

genug, den hingeworfenen Fehdehandſchuh aufzunehmen und die 
äußerften Konfequenzen des Konfliftes mit ber fchonungslofen 

Energie zu ziehen, welche allein einen Erfolg hätte verbürgen 
fönnen. Die Minifter reichten dem Könige ihre Entlafjung ſchon 

am 8. September ein und motivierten fie mit der Erflärung, 
daß das von ihnen vertretene Prinzip, der Nationalverfammlung 

ftehe die Feſtſetzung von Bermwaltungsmaßregeln nicht zu, aufrecht 

erhalten werden müfje, daß ihnen aber die Aufrechterhaltung biejes 
Prinzipes in hohem Maße erichwert ſei, meil die Nationalver- 
fammlung fein Bertrauen zu ihren Perjonen habe. 

Der König fträubte fih anfangs gegen die Entlaſſung der 

Minifter und entwarf eine entiprechende Botihaft an die Na— 

tionalvertammlnng. Die Minijter verweigerten aber die Kontrafig- 
natur. Berfchiedene Pläne tauchten nun am Hofe auf und wurden 

wieder verworfen. Der König bolte ſich Rat bei Leopold vno 

Gerlach und deiten Bruder Yudmig, dem Magdeburger Gerichts: 

1) Zu den Vorgängen am 7. Sept. vergl. Aus dem Leben des Generals 
H. v. Brandt III, 287 7. und Reiheniverger, Erlebniñe. 121. 
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präfidenten, ſowie bei dem aus Halle berufenen Profeffor Heinrich 
Leo. Täglich hoffte man auf einen euerdings an Binde ergangene 
Anfrage wegen Übernahme des Minifterpräfidiums eine zuftimmende 
Antwort zu erhalten; General Raud) wurde nad Boigenburg zum 
Grafen Arnim geichidt, um ihm das Minifterpräfivium anzutragen. 
Arnim lehnte es rundweg ab. 

Obwohl jeit Wochen der Gedanfe an die Auflöjung der Ver— 
jammlung und an das Einrüden von Militär ſowie an ben 
Minifterwechlel beiprochen war, allerdings ohne Zuziehung der 
amtierenden Minifter, jo war doc, als der geeignete Moment 
nun eintrat, die Ratlofigfeit und Verwirrung am Hofe eine grenzen- 
loſe. Noch war für eine mit Gefahren verbundene Aftion der Krone 
nichtS vorgejehen. Und ebenfo ratlos zeigte ſich die fonjervative 
Partei. Bülom-Cummerow, der Schöpfer des Yunferparlaments 
der den Kampf gegen die liberale Regierung organifiert hatte, 
mußte feinen bejjeren Nat als die völlige Unterwerfung unter die 
Majorität; er fchlug ein Minifteriam vor mit Grabow, dem 
Präfidenten der Nationalverfammlung, als Premier und Walded 
als Auftizminifter!!) In der Nacht vom 10. auf den 11. Sep- 
tember, an dem die Nationalverfammlung wieder zujammentrat, 

wurde endlich eine Verftändigung zwifchen dem Könige und Auers- 
wald erzielt und die Form feitgeitellt, in der die Entichließung 

des Nönigs fundgethan werden jollte. Der König erflärte in einer 

Kabinettöordre, er jei mit der Anficht der Minifter einverftanden, 
daß ohne Aufrechterhaltung des von ihnen aufgeitellten Prinzips 

die Fonftitutionelle Monarchie nicht beftehen könne, daß er aber 
gleichwohl aus dem von ihnen angeführten Grunde die nachgejuchte 

Dienftentlaffung erteile. Zugleich entſchloß fi der König Dazu, 
wohl auf Borichlag der abtretenden Minifter, dem dritten nod) 
unverbrauchten rheinijchen Barteiführer, Bederath, die Neubildung 

I!) Gerlach, Denkwürdigfeiten 1, 192. — Aus den vielen teil unzufammen= 
hängenden, teild abgebrochenen Mitteilungen Gerlachs über die Vorgänge am 
Hof nad dem 7. September läht ſich an pofitiven Nachrichten nicht viel mehr 

ald das von mir Erzählte entnehmen. Sie fpiegeln aber die Ratlofigkeit 
trefflich wieder. 
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des Kabinett3 zu übertragen. Für das Präfidium nahm er den 

General Pfuel in Ausfiht. Und merkwürdig, mit welcher Zu- 
verficht der König, nachdem er zu einem Entichluß gefommen war, 

der weiteren Entwidelung der Dinge entgegenſah. Er wollte feine 
der Einwendungen gelten lajten, welche jeine unverantwortlicyen 
Ratgeber gegen den erneuten Verſuch mit einem parlamentariichen 

Minifterium erhoben und antwortete: „Das lajien Sie mid nur 

maden.“!) Er überlandte Bederath ein Programm, in dem von 

der Zurüdnahme „der Hanſemann-Patowſchen“ Geſetze und des 

Berfaifungsentwurfes und von der Auflöfung der Verſammlung die 
Rede war.?) Bederath gehorchte dem Ruf des Königs und er- 
ichien alsbald in Berlin. Sein Programm aber, von deſſen An- 
nahme er die Bildung de3 Minijteriums und jeinen vom Könige 

dringend gewünſchten Eintritt in dasſelbe abhängig machte, ent- 
bielt fo ziemlich das Gegenteil von dem, was ber König mwollte.?) 

Perſönlich ſchieden Friedrich Wilhelm und der weidhherzige aber 
entichievene Liberale in beitem, berzlihem Einvernehmen. Eine 

fachliche Beritändigung zwiſchen ihnen war unmöglid. So fiel 
denn die Entſcheidung zu Gunſten eines rein büreaufratiichen 
Minifteriums, deſſen Haupt ein greiter General, von Pfuel, und 

deſſen wichtigite Mitglieder zwei Lberpräfidenten, von Bonin und 
Eihmann, waren. Gleichzeitig wurde der General von Wrangel 
zum Überbejehlähaber der Marfen ernannt. Im Prinzip war damit 

die Reaktion eingeleitet. Wenn fie in Wirflichleit noch nicht ein- 

trat, jo lag daS an der Schwäche der neuen Minilter und an 
den Hemmungen, welche jeder Verſuch telbitändiger Zhätigkeit 

durch die höfiſche Kamarilla erfuhr. Die Stellung der Minifter 

war von vornherein unhaltbar, weil fie die Staatsgeichäfte nicht 

nad; eigener Einficht, jondern nach dem Willen der Hofpartei führen 

jollten. Nach dem Zeugniite des General Brandt wurde alles, 
was die Minifter mit des Königs Willen durchſetzten oder nad) 

ließen, ſtets durch die Kamarilla wieder rüdgängig gemadıt.*) 

1) ®erlad 1, 198. 2, Gerlach 1. 196. 

3), Kopitadt, Hermann v. Beckeratd. 1375. S 955ñ. 

4%, Brandt III, 357 
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Das Änterim, während dejjen das Minifterium Auerswald die 
Geſchäfte nod) jortführte, dauerte vom 10. bis zum 21. September. 
In diefe Zeit fällt noch eine wichtige gefebgeberiihe Maßregel. 
Der König beftätigte die ihm von Hanjemann und Milde vor- 
gelegten Normativ-Bedingungen für Privatzettelbanfen. Die Ver— 
ordnung, von der an anderer Stelle noch die Rede jein mird, 
wurde am 15. September publiziert. 

Die meiften der abtretenden Minifter fehrten zu ihrer früheren 
Amtsthätigfeit zurüd. Hanfemann wurde zum Chef der Preußiichen 
Banf ernannt. Alle politiiche Meinungsverjchiedenheit und alle 
Gegenbeftrebungen der Kamarilla fonnten nicht verhindern, daß 
der König Hanjemanns glänzende Befähigung als Finanzmann 
vollauf würdigte und ihm dies hohe, wenn auch unpolitiiche Amt 
übertrug. Am 22. ſtellte fi) das Minifterium Pfuel der National» 
verfammlung vor. Die kurze Programmrede des Minijter- 
präfidenten enthielt die Verficherung, daß der betretene fonftitutionelle 

Weg fortgefegt werben jolle, berührte aber den eigentlichen Streit 
punkt, die Ausführung des Beichluffes vom 9, Auguft und jeine 
prinzipielle Bedeutung nicht. Unmittelbar nad) Pfuel ergriff 
Hanjemann das Wort, um als Abgeordneter an den Rüdtritt des 
Minifteriums noch einige Bemerkungen zu knüpfen. Er erinnerte 
daran, dab Gamphaufen das auf ihn folgende Minifterium als 
ein Minifterium der That angekündigt habe. Ein Rüdblid auf 
die gejeggeberiichen Arbeiten der letzten Zeit, ein Vergleich zwiſchen 
dem Zuftande des Landes vor drei Monaten und der gegenwärtigen 
Zunahme der Gemerbthätigfeit werbe der richtenden Nachwelt die 

Anerkennung abnötigen, daß dem Minifterium Auerswald der 

Name Minifterium „der That“ nicht mit Unrecht beigelegt 
worden jei. XTrogdem babe das Votum vom 7. September nicht 

nur einen politifchen Grundfag der Berfammlung zum Ausdrud 
gebracht, fondern ſei auch durch den Wunfch hervorgerufen worden, 
daß das Minifterium und insbejondere er, der Schöpfer desjelben, 
abtreten möge. Dann hob er die beiden unzmweifelhaften That- 
jachen hervor, daß das abgetretene Minifterium und namentlich 

er jelbjt von der Reaktion heftig angefeindet worden jei, weil bie 
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neuen Geiegesvorlagen der Reaktion tief ins Fleiſch Ichnitten, und 

dat anderfeits die Beriammlung im hödhiten Made vor der Reaftion 

beiorgt geweien iei. Aus dieiem Sachverhalte jei aber nicht die 
natürliche Folgerung gezogen worden, da das Minifterium untertügt 
werden müte. Das unter ſolchen Umitänden am 7. September ab- 

gegebene Votum laſſe alio erfennen, dat der Runidy der hoben Ver⸗ 
tammlung, insbeiondere teine Ferion aus dem Minifterium zu ent- 
fernen, ein außerordenilich ftarfer gemweien iei. Wenn er dann zum 

Schluß mit Genugthuung des ſoeben vernommenen Programms des 

neuen Minifteriums gedadıte, das ebenialls kräftig gegen die 

Reaktion auftreten und doch die Rechte der Krone in gleihem Mage 

wie die ;yreiheit des Rolfes wahren wolle, jo gab er damit da& 
jelbe zu verjtehen, was der König in der Antwort auf das Ent- 
laftungsgeiuh hatte ausprüden wollen: dab das Prinzip einer 
unabhängigen Regierungsgemwalt gewahrt jei und die Radıgiebigfeit 

in der Werionenftage nur die leichtere Durchführung desſelben 
ermöglichen ſolle. Mit vieler Rede ſchloß die furze Laufbahn 

Hanjemanns als verantwortlider Staatömann. 
Die offizielle Motivierung des Rücktritts der Minifter hatte 

es verſucht, dieien nur als eine perjönlidye Riederlage der Miniiter 

binzuftellen. Thatſächlich batte aber die Krone, indem fie gegen 

ihren Rillen auf Wunſch der Nationalveriammlung den Minifter: 
wechſel vollzog, in einer Machtirage nachgegeben. Mit unendlich 
gefteigerrem Machtgefühl trat die negreiche Majorität der Rational. 

veriammlung in den legten Abichnitt ihrer parlamentariihen Thätig- 

feit ein und fie durfte ich auch tofort eines neuen Triumphes in 

der eigentlihen Streitiadhe zwiichen ihr und der Regierung rühmen. 
Tenn nad) einer noch in derjelben Sitzung vom 22. an Piuel als 
Kriegsminifter gerichteten Jnterpellation, wie er ih zum Eteinichen 

Antrage verhalten molle, verlas dieſer am 25. September 
einen joeben ergangenen Erlaß an die fommandierenden Generale, 

der die Majorität zufrieden ſtellte. Die Form entiprady zwar nicht 

ganz den Wünſchen der äußeriten Linken, aber unvertennbar war 

die Regierung audh bier zurüdgemihen. Tier vom Könige ge: 

billigte Grundiag, da& der Neriammlung die jreitfiellung von Ver⸗ 



mwaltungsmaßregeln nicht zuftehe, war zwar in thesi aufrecht: 
erhalten, aber in dem nach den Umftänden wichtigften Falle feiner 
praftifchen Anwendung thatlädlich preisgegeben worden. 

Es fragt fidh, ob die Auflöfung des Minifteriums Auerswald 
notwendig war. Hätten Hanjemann und jeine Kollegen dem Bater- 
ande und der Krone nicht einen befjeren Dienft geleijtet, wenn fie 
auf ihren Poſten verblieben und ihre Regierungsgrundiäge auch 
mit Gemalt zur Anerkennung gebradt hätten? Auf diefe Fragen 
bat Hanjemann ſelbſt nad etwa einem Jahre eine völlig aus- 
reichende und befriedigende Antwort in jeinem Buche „Das 
Preußifche und Deutiche Verfaſſungswerk in Bezug auf mein poli- 
tiſches Wirfen“ ') gegeben. Die nächſte Maßregel, wenn das Mi- 
nifterium Auerswald im Amte blieb, hätte die Auflöfung der Ber- 
jammlung fein müfjen. Irgend welche Eonjtitutionelle Bedenken 
dagegen begte Hanjemann in feiner Weile. Denn das Recht der 
Krone zur Auflöfung der Verfammlung hielt er durch die ausprüd- 
liche Beichränfung ihrer Befugnifje auf die Vereinbarung der Ver- 
fafjung, im Gegenjab zur Weltitellung, für volllommen gewahrt. 
Wurde die Vereinbarung aus irgend einem Grunde unmöglich, jo 
fonnte eben die unbrauchbare Verſammlung nad) Haufe geihidt 
werden. Natürlich handelte e8 ſich dabei auch um eine Macht- 
frage, da nur der Stärfere über die Unmöglichfeit der Verein— 
barung wirkſam befinden fonnte. Aber gerade im Verlaufe bes 
legten parlamentarijchen Kampfes hatten fich Redner aller Fraktionen 
in der Anfchauung zufammengefunden, daß die Nationalverfamm- 
fung als fonftituierende Verfammlung unauflösbar fei. Und nod) 

war ihr Anfehen im ganzen Lande nicht ſoweit disfrebitiert, daß 
diefe von der Preſſe faſt ausichlieglic vertretene Anficht nicht 
immer zahlreichere Anhänger gefunden hätte. Die Minifter wären 

aljo überall auf thätlichen Widerftand geftoßen; fie mußten zur ge- 
waltjamen Auflöfung der Verfammlung, zur Auflöjung der Bürger- 

wehr, welche nad) ihrer Erflärung vom 7. September zum Schutze 

ber Volfsvertretung eingefchritten wäre, und zum Kampf mit ihr 

1) Hanjemann, Dad Preußiſche und Deutſche Verſaſſungswerk, ©. 118 
bis 122. 
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wie mit den revolutionären Volksmaſſen in Berlin entſchloſſen fein. 

An dem äußeren militärifchen Erfolge eines jolchen Vorgehens war 
ein Zweifel nicht gut möglich. Aber es ftand damals noch nicht 

genügend Militär in der nächſten Umgebung Berlins, um bie 
MWiederherftellung der Ordnung und der Autorität auf dDiefem Wege 
ohne jehr großes Blutvergießen verjuchen zu können. Denn je 
umfichtiger die militärifchen Vorbereitungen getroffen, je mehr 

Truppen zur Verfügung waren, um fo rajcher fonnte der Wider- 
ftand erftidt werden, um jo unblutiger mußte die ganze Aktion 

verlaufen. So mar denn nad) Hanjemanns Anfiht die Sachlage 
damals noch nicht völlig reif für Diele legten und äußerften Maß- 

regeln. Es fam aber noch ein Umftand Hinzu, der gerade das Mini- 
fterium Auerswald als ungeeignet zur fonjequenten Durchführung 

eines blutigen Konfliktes mit allen popularen Elementen erfcheinen ließ. 

So weit ging die Einigfeit in feinem Schoße eben nicht, daß alle Mit- 
glieder desjelben bereit gemejen wären, die Verantwortung für Gewalt: 

maßregeln, auch wenn feine Rechtsbedenken gegen fie vorlagen, zu 

übernehmen. Gierfe und Märler hätten diefen Gang bejtimmt 
nicht mitgemadt. Eine Mopififation des Minifteriums hätte unter 

allen Umftänden eintreten müfjen. Daß Hanjemann alsdann einer 
der im Amte verbleibenden Minijter gemejen mwäre, bat er 

ausdrüdlich erflärt. In jeiner Perſon und in feinem Verhältnis 

zu den Parteien lag aber ein weſentliches Hindernis für die er- 

folgreihe Durchführung des Gemollten. Hören mir Die zu- 

treffende Begründung, die Hanjemann jelbft in der erwähnten 

Schrift giebt. Er erzählt da, daß der Haß der Kreuzzeitungspartei 
gegen das Minifterium Auerswald und gegen feine Perjon ſoweit 

gegangen fei, daß die oft geäußerte Vermutung, diele Partei habe, 
um ihn zu ftürzen, für die Annahme de3 Steinſchen Antrages 

agitiert, berechtigt erſcheine. Dann fährt er fort: 
„E3 muß aber ein Miniſterium, welches jo außerordentlihe Maßregeln 

gegen die Uftrademofratie auszuführen bat, wenigitend das volle Vertrauen der: 

jenigen Vollsklaſſen haben, welche nad ihrer Stellung der Ultrademofratie am 

meiften entgegenftehen und am leichteiten ihre Anfichten zur Kenntnis des Mo⸗ 

narchen bringen können. Ein Minifterium, das auf der einen Seite der parla: 
mentarifhen Stüge entbehrt und auf der anderen als vebolutionär angeſchwärzt 
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wird, hat nicht die für die Durchführung fo großer und außerordentlicher Maß— 
regeln erforderliche Autorität.“") 

Dieje Anfichten leiteten Hanjemann bei feinem Abichiedsgefuch 
und die meitere Entwidelung der Dinge bat ihm Recht gegeben. 
Die Thorheiten und Maßlofigkeiten der Verſammlung jteigerten fich 
gerade in den nächiten fünf Wochen bis ins Unerträgliche, raubten ihr 

zum großen Teil die Sympathien des Landes und erleichterten der 
Regierung ihre jpätere Aktion. Im November und Dezember konnte 
die Regierungsgewalt miederbergeftellt und die zum Drgan der 
Revolution gewordene Bürgerwehr aufgelöft werden, ohne daß ein 
Tropfen Blut flo. Die reaftionären Heißſporne, zu denen damals 
auch Bismarck gehörte, haben gerade dieſen friedlichen Berlauf 

bedauert. Hanjemann aber nannte ihn mit Recht ein nicht nur für 
Berlin, fondern für die ganze Monarchie eriprießliches Refultat, an 
dem er injofern Teil hatte, als durch jein Verfahren im September 
ein blutiger Kampf vermieden wurde.?) 

Sein neues Amt trat Hanſemann nicht fofort an. Er hatte 
das begreifliche Bedürfnis nad) Ruhe und Erholung. Der König 
bewilligte ihm einen längeren Urlaub und er begab fich mit feiner 
Familie nad; Dresden, das er auc in der Folgezeit häufiger be— 
jucht Hat, wenn er fidh eine furze Ausipannung gönnen wollte. 
Der Aufenthalt hier dauerte auch diefesmal nicht lange. Während 
jeine Familie nad Berlin zurüdfehrte, um die neue Mietsmohnung 
am Asfanijchen Pla einzurichten, begab er fi nad Frankfurt 
a. M., um die Vertreter des deutjchen Volfes vor dem nad) feiner 
feften Überzeugung falichen Wege zu warnen, den das Parlament 
eingejchlagen hatte. 

iY A. a. O. ©. 121. 

2) A. a. O. ©. 122. — Bol. Bismarcks Brief an ſeine Gattin, vom 23. Sep⸗ 
tember 1848, in dem es heißt: „Entweder zeigt ſich das Miniſterium ſchwach 

wie ſeine Vorgänger und weicht aus, .. . oder es thut feine Pflicht, dann 

zweifle ich feinen Augenblid, dat am Montag Abend oder am Dienstag Blut 
fließt." 
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Das deutfche und preußiſche Berfaffungswerk. 

Zur Frage der politiſchen Einigung Deutichlands hatte fih Hanfe- 
mann bereit8 wiederholt geäußert. In ganz allgemeinen Umriffen gab 

ſchon die Denfichrift von 1830 feine Gedanken wieder. Danady !) jollte 

fi) die Kompetenz einer wirklichen Bundesregierung auf die aus- 

wärtige Bolitif und auf einen Teil des Verkehrsweſens erftreden. 
Die Selbjtändigfeit der einzelnen Bundesftaaten in allen anderen 

ftaatlichen Beziehungen betonte Hanjemann ausdrücklich. Um den 

Bundeszweck zu erreichen, empfahl er zwei Drgane zu fchaffen: eine 

aus den Ständen der Kinzelftaaten hervorgehende YBundesver- 

jammlung und einen Erefutivrat, zu dem jedenfall$ die drei größten 

beutfchen Staaten je ein Mitglied zu ernennen haben mwürben. 

So viel geht alio aus der Tenfichrift hervor, daß Hanſe— 

mann damal3 wie von allen unitariichen Gedanken fo auch von 

dem Gedanken einer einheitlichen erbliden Spite des Bundes weit 

entfernt war. In derjelben Schrift war aber doch wiederholt betont 

worden, daß Breußen in dem Bunde den vormaltenden Einfluß haben 

müſſe. Wie diefer für Preußen verfafjungsmäßig zu fichern jei, 
darüber hatte er damals noch feine beftimmte Anficht. Immer aber 

hielt jich fein Verlangen nach deuticher Einheit in den Grenzen der 

Bebürfniffe des praftiichen preußilchen StaatSlebens. Ein geeintes 

Deutſchland jollte Die Macht Preußens erböhen, indem es deſſen 
tbatfächlihen Einfluß einen weiteren legalen Spielraum jchaffte. 
Geradezu verbreheriich und auch um Deutſchlands willen wider: 

ſinnig wäre ibm der Gedanfe erichienen, nur der nationalen dee 

zu Liebe irgend etwas von der felbftändigen Macht Preußens zu 
opfern. 

Wenn in der Folge Hanſemanns Gedanfen über die Form 
der Einigung Tentichlands cine von dem Programm von 1830 
in mebreren Punkten abmeichende Richtung annabmen, jo war Dies 

dur die Gründung und die Enmmidelung Des Zollvereins bedingt. 

An ibm fand er einen Teil derien, mas er ſuch:e: Einiqung auf 

25, 116 
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volfswirtichaftlihem Gebiete und vorwaltenden Einflug Preußens. 
Dieje gegebene Grundlage galt es zu erhalten, auf ihr mweiter zu 
bauen, das Zollvereinsgebiet bis zur Nordjee zu erweitern und 
innerhalb desjelben das ganze wirtjchaftliche Leben der Nation, 
insbejondere das Verkehrsweſen, einheitlich zu geftalten. Delegierte 
aus den Ständefammern der Zollvereinsitaaten follten als Re 
präjentation des Volkes bei der Gejebgebung des Zollvereins und 
bei der Feitftellung der Steuerſätze und der gemeinfchaftlichen 
Ausgaben mitwirken. In diefer Richtung bewegten fi), wie wir 
gejehen haben, Hanjemanns Anträge auf dem rheinifchen Land» 
tage 1845 und auf dem PBereinigten Landtage 1847. Ging 
man auf diefe Weiſe vor, jo war, zu erwarten, daß das in der 

Delegiertenfonferenz, dem Bollparlament, vertretene volfstümliche 
Element jehr bald auf die Errichtung noch anderer gemeinfamer 
nationaler Inſtitutionen hinarbeiten und fie auch durchiegen werde, 

Eine Zollvereinsflotte,ein Zollvereinsheer oder wenigjtens eine fräftige 
gemeinfame Kriegsverfaſſung, zunächit zum Schuhe der nationalen 

Bollswirtichaft und in der Folge zum Schuge noch anderer natio- 
naler Intereſſen, eine gemeinjame auswärtige Bolitif der Zollvereins- 
ftaaten durften von der Entwidelung des Zollvereins im Sinne Hanje- 
manns erwartet werden. Ganz vonjelbt bildete fichder Zollverein bann 

allmählich in einem engeren deutjchen Bund unter Preußens Füh— 
rung mit allgemeinen politifchen und nationalen Aufgaben um. 
So entjfand unter den Anhängern diejer Reformgedanfen, indem 
fie an das Vorhandene anfmüpften, als eine Frucht der natürlichen 
Entwidelung die Idee des engeren Bundes. Denn daß Ofterreid) 
in ben Bollverein eintreten, jein Prohibitivſyſtem, das ZTabals- 
monopol, das ganze Syitem der VBerbrauchsitenern abjchaffen oder 
nad; den Bebürfnifien des Zollvereins umgejtalten werde, galt 
damals für völlig ausgejchloffen. Es ift bereit erzählt worden, 
wie in der SHeppenheimer Berfammlung vom Herbjt 1847 iiber 

bieje8 Programm eine Verftändigung zwiſchen Hanjemann, Mathy 

und ihren ſüddeutſchen Freunden ftattfand,') wie aber jeit dem 

1) S. ©. 39. 
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Februar 1848 die nationale Bewegung mit jo ummibderftehlicher 

Kraft über dieſe Beftrebungen binausging, daß Hanſemann ein 
weiteres Berharren auf dem ihm vorichwebenden praftiichen Wege 

zu einem erreichbaren Ziele al3 ausfichtslos aufgab. In ber 
Zuſchrift an Bodelſchwingh vom 1. März ſchloß er fich ber 
allgemeinen Forderung einer BollSvertretung am Bundestage not- 
gedrungen an und er unterzeichnete auch den Aufruf der SHeibel- 
berger.') Aber jhon nahm die Bewegung eine Richtung, melde er 

aus praftifchen Gründen mißbilligte und der er feine rechte 

Sympathie entgegentrug. Hatte er auf die Entwidelung des Zoll. 
verein zu einem engeren Bundesftaate innerhalb des deutlichen 
GStaatenbundes vor der Hand verzichtet, fo follte nad) jeiner Mei- 

nung die Einigung Deutſchlands auf einem anderen Wege doch 
ftetS vom Gegebenen ausgehen, alſo von einer Reform der be 
ftehenden Bundesverfaſſung; vor allem war die Gefandtenlonferenz 
in Frankfurt, der Bundestag, jofort zu einem fräftigen Crefutiv- 
organ de3 Bundes umzugeftalten, in dem Preußen, wenn es jebt 

entichloffen vorging, die leitende Stellung zufallen mußte. Diefer 
Bundesbehörde wäre dann das deutſche Parlament an die Seite 
getreten. Aber Preußen brat im März zufammen; der König 
wagte es nicht die Zügel Deutichlands zu ergreifen und Die 

Bolfsbewegung ging ihren eigenen Gang ohne Rückſicht auf die 
Regierungen. Auf den Ruf des GSiebenerausjchuffes der Heidel- 

berger trat am 31. März das jogenannte Borparlament in Frankfurt 

zulammen; auf Grund von deſſen Beſchlüſſen, die der Bundestag 

fih Ichnell zu eigen machte und als Geſetze publizierte, wurde das 

deutiche Parlament gewählt und am 18. Mai in Frankfurt eröffnet, 
ohne ein anderes Arbeitsprogramm als die Schaffung einer deut- 

ihen Verfaſſung, ohne einen Entwurf diejer Berfaflung und ohne 

ein Erefutivorgan. Gleichwohl wurde von der Fiktion ausge- 
gangen, daß das erjehnte deutiche Reich Ichon vorhanden fei! 

Unterdeifen war Hanjemann preußiſcher Minifter geworden. 

Ganz durhdrungen von dem Gefühl der Berantmwortung für Die 

1) S. S. 411 und 416. 
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Aufrechterhaltung der Madhtitellung Preußens, ſah er diefe überall 
durch das Vorparlament, den von ihm eingejebten Fünfzigeraus- 
Ihuß und durch das Parlament ' bedroht. Die Bemühungen des 
preußiichen Minifteriums aber um die Widerherftellung der ftaat- 
lichen Autorität wurden gehindert und lahm gelegt durch das un- 
geheure moralifche Anjehen Frankfurts, wo der Grundſatz der 
Bolksfouveränität zu volllommener Anerkennung gelangte. Der 
Gegenſatz zwilchen Berlin und Frankfurt war jo vollftändig als 
nur denfbar: auf der einen Seite das Prinzip der Vereinbarung 
ber Verfaſſung zwiſchen Krone und Volksvertretung, auf der an- 
deren die fonftituierende Allmacht des Parlaments. Alle oppoji- 

tionellen Elemente in der preußiichen Bevölferung und in ber 
preußiichen Nationalverfammlung erfuhren eine Aufmunterung, 
Kräftigung und Unterftügung durch das, mas in Frankfurt als 
Grundjag angenommen und verfündigt wurde. Die Natur ihrer 
Stellung trieb daher die preußiichen Minifter in einen Gegenfab zu 
Frankfurt, auch wenn fie dem Werke der Einigung PDeutichlands 
die größten Sympathien entgegenbracdhten, und je weiter im Laufe 
der Zeit fi) die auf ein revolutionäres Prinzip, die Volls— 
jouveränität, gegründeten Anjprüche der Frankfurter eritredten, um 
jo ſchroffer mußte der preußiiche Partifularismus gegen fie re- 
agieren. 

Hanjemann verfannte nicht, daß die Schwäche Preußens und 
leiner auswärtigen Politik, jowie die Unfähigkeit und Mutlofigfeit 
des Bundestags es in erfter Linie verfchuldeten, wenn das deutjche 
Parlament, ganz auf ſich jelbit geitellt, die deutichen Regierungen 
jo gut wie ignorierte. Die Schuld der Regierungen überhob 
aber daS Parlament nicht der Verpflichtung Maß zu halten, die 
noch Fehlende Verbindung mit ben Regierungen, vor allem mit 

der preußiichen, jeinerjeitS ermfthaft zu juchen, ihnen nun frei- 
willig ein Mitbeichließungsrecht einzuräumen und fie in der 
Miederheritellung geordneter ftaatlicher Zuſtände zu unterftügen. 
Zu alledem war aber in Frankfurt nur wenig Neigung vorhanden. 
Die Majorität war wohl bereit, thatfächlich den Regierungen jomeit 
ald möglich entgegenzufommen, aber fie hielt daran feit, daß 
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und Nationalverfammlung fchleunig und aus freien Stüden die 
Erklärung abgaben, dab fie das deutjche Verfaſſungswerk nicht 
ftören, vielmehr der Frankfurter Perfammlung in allen Haupt- 
fragen die enticheidende Stimme überlaffen wollten. Am 22. Mai 

fchrieben fie in diefem Sinne gemeinfam an die drei Minifter 
Gamphaufen, Auerswald und Hanfemann. Aber ſchon am 
27. Mai geichah, was fie befürchtet hatten. Das Parlament 
faßte den Beichluß, daß alle Beltimmungen einzelner deut- 

icher PVerfaffungen nur nad) Maßgabe ihrer Übereinftimmung 
mit dem zu begründenden allgemeinen deutſchen Verfaſſungswerke als 
gültig zu betrachten feien. Obgleich auch diejer Beichluß das 

preußijche Selbitgefühl empfindlich Fränfen mußte, jo war er doc 
nur eine Milderung des von der Linken eigentlich beabjichtigten 
Verbotes aller Fonjtituierenden Verfammlungen in den beutjchen 
Einzelitaaten, bis das Frankfurter Parlament die deutſche Ver— 
faſſung fertiggeftellt haben würde. Eriunern wir uns, daß aud) 
ſchon ſechs Wochen zuvor die Nichtigfeitserflärung der vom Ber- 
einigten Yandtage vorgenommenen Parlamentswahlen und die An- 
ordnung allgemeiner Wahlen auf Geheiß des Vorparlaments und 

des Fünfzigerausfchuffes eine harte Zumutung für die preußifche 
Grogmacht gewejen war. Dieſe Demütigungen wurden aber weit in 
den Schatten geitellt durd die Wahl eines öfterreichtichen Prinzen, 

des Erzherzogs Johann, zum Reichsverweſer ohne vorausgehende 
Verftändigung mit Preußen. 

Bei dem von der Heidelberger Berjammlung und ihren Nach: 
folgern — Siebenerausihuß, Vorparlamentund Fünfzigerausichug — 
für die Einigung Deutfchlands vorgezeichneten Wege der Berufung 
eines allgemeinen Parlaments war Hanjemann der Mangel eines 
Erefutivorgans für die Negierung Gelamtdeutichlands ftets am 
bedenklichſten erjchienen. Denn der Bundestag, fall3 und jolange 
er beitehen blieb, fonnte in jeiner damaligen Verfaffung doch 
immer nur als eine Art Oberhaus, nicht als eine Regierung be- 
trachtet werden. Als die Einberufung des Parlaments entſchieden 
war und es fidh zeigte, dab König Friedrich Wilhelm IV, feine 
jtolze Verheißung, daß er die Leitung der beutichen — 

Bergengrün, David Hanſemann 
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Antrag werde zwar vom Bundesiage am 1 Mai zum Beichluß 
erheben, gelengte aber nidyt zur Austübrung, weil der ümiziger- 
e:sihuß, Seren moraliies Aniehen mal: unendlich viel mehr 
ale die geieglihe Azıorisiı des Bundesiags galı, ihm mißtrauiich 
mideriprad.’) cs Pariamıen: rar ohne das Yundespireftorium 
ins Seben. Der Gedanke an letzieres wurde aber doch nicht fallen 

gelatten. Tas Bedürinis nad einer Zentralbehörde war aud; in 
dem Rarlamente io lebhaft, das die gemäßigten Parteien ſofor 

aut Welckers Antreg zurüdgrinen. Ein Ausſchnußgutachten vom 

19. Juni, von Tahlmann vertagt, iprach ñch für das Triumpirat 

aus und verlangte nur eine Miwirkung des Barlaments bei 
jeiner Einiegung in der Arı, dag dieſes den Ernemungen der 
Zriumvim durch die Regierungen die Peitätigung zu erteilen 
haben würde. Daß die Triumvirn Yüriten ſein jollten, war in 

dem Ausichußberichte nicht getagt, aber ttillihmweigend vorausgejegt. 

2 Gegenwart Bd. 4, 488 ñ. 
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Über diefe Verhandlungen wurde Hanfemann außer duch 
die offiziellen Berichte des preußifchen Gejandten Uſedom an bas 

Minifterium des Auswärtigen auch durch Haym näher unterrichtet. 
Er war mit dem Ausſchußbericht Dahlmanns im wejentlichen 
einverftanden. Nur betonte er in einem Briefe an Haym vom 
21. Juni, dab am zwedmäßigften „die Ernennung des beabſich— 

tigten Bundespdireftoriums von dem Drgane der deutjchen Kronen, 
dem Bundestage, ausginge, ohne daß die Nationalverfammlung 
darüber ein der Ernennung gleiches Votum abgäbe, da leßteres 
vielleicht der zu erftrebenden Einheit nichts weniger als förderlich 
wäre.“ Ein dieſem biftierten Briefe eigenhändig binzugefügtes 
Poftifriptum Hanfemanns lautete aber: „Sorgen Sie doch ja, daß 
das Triumpirat (drei Yürften am beften) zu jtande fommt. Ein 
Reichsverweſer geht nicht.” Mittlerweile war nämlich in Berlin 

die Nachricht eingelaufen, daß ſich in der Majorität des Parla- 

ments ein Umſchwung zu Gunften eines Reichsverweſers an Stelle 
des Bundesdireftoriums vollziehe, und bald darauf erfuhr man, daß 
der Reichsverweier ein öfterreichiicher Prinz jein und ohne Zuziehung 
der Regierungen vom Parlamente ernannt werben folle. Heinrich) 
von Gagern, der einflußreichite Mann des Parlaments, der jelbit 
im Ausſchuſſe für das Triumvirat geftimmt hatte, war plöglic 
anderer Meinung geworden, der er mit Zuhilfenahme einer regel» 
rechten Intrigue im Parlamente den Sieg verſchaffte. Erft 
Ichüchterte er den preußiichen Geſandten Ufedom mit der Vor— 
fpiegelung ein, daß der Gedanke an ein Bundesdireftorium, geichweige 
denn an die Zuſammenſetzung besjelben aus Prinzen gegenüber der 
Stimmung der Majorität ausfichtslos ſei, und wußte dann die 
haltlofe Schwäche des Diplomaten als verbriefte Zuftimmung des 
preußifchen Königs zu der Einſetzung eines einzigen Reichs— 
verwejers zu deuten. Es waren gerade die Tage der Minifterkrife 
in Berlin. Uiedom mochte glauben, daß es eine planvolle, folge- 
richtige Leitung der auswärtigen Angelegenheiten dort zur Zeit 
überhaupt nicht gebe und die Verantwortung für einen Brud) 
Preußens mit der Nationalverfammlung, den ein feites Beharren 
gegenüber Gagerns Wünfchen zur Folge haben müſſe, ſchließlich 

36 * 
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Bundesverfjammlung die Ausübung ihrer Rechte und Pflichten dem 
Reichsverweſer und erflärte, daß fie ihre bisherige Thätigfeit als 
beendet anjehe. Die Befugnifje des Reichsverweſers waren größten- 
teils wörtlich jo mie in dem Entwurf des Ausſchuſſes für das 
Triumvirat gefaßt, dem Hanfemann zugeftimmt hatte. Aber welch ein 
Unterjchied, ob ein öfterreichiicher Erzherzog allein dieje Befugniffe 

übte oder drei Bevollmächtigte der Regierungen, unter denen nad) 
Lage der Dinge und nad) der Meinung und Abficht der Schöpfer 
des Entwurfs Preußen der vormwaltende Einfluß zufallen mußte. 
Wie hätte da der Antagonismus zwiſchen Berlin und Frankfurt 
nicht noch eine erhebliche Steigerung erfahren jollen. 

Wir mwifjen, wie die Meinungsverfchiedenheiten über die der 
Sranffurter Ujurpation gegenüber zu beobadhtende Haltung zum 
Austritte von Nodbertus!) aus dem Minifterium Auerswald 
führten und dieſes die Wahl des Erzherzogs Johann jchlieklich 
nur mit einer Verwahrung binfichtlich der ftaatsrechtlichen Konſe— 

quenzen des einjeitigen Vorgehens der Frankfurter Verſammlung 
anerfannte. Im übrigen fügte man ſich ebenjo, wie es bald 
darauf die noch ftärker widerftrebenden Regierungen von Hannover 
und Bayern thaten. Ein ftolzes Machtgefühl ergriff mehr und 
mehr auch die Bejonnenen unter den Abgeordneten; Gagerns 

„fühner Griff“ erichien jelbjt denen, die ihn anfangs wegen feines 

bebenflich revolutionären Charakters verurteilt hatten, nachträglid) 

in milderem Lichte, nachdem er geglüdt mar und Die meue 
Inftitution fich zu bewähren fchien. Wo nach wie vor der Sitz 
ber eigentlichen Macht in Deutichland lag, wurde jo jehr ver- 
geilen, daß man auf Preußen auch in der Form immer weniger 

Rüdfiht nahm. Hanjemann war empört, Der volkswirtichaftliche 
Ausihuß des Parlaments befahl Preußen in einem Schreiben 
vom 11. Juli, zwei Sachverftändige zu den Beratungen über bie 

Herſtellung der deutichen Handelseinheit nadı Frankfurt zu jenben. 

Auerswald mollte darauf eingehen. Hanſemann und Milde 
proteftierten dagegen megen der umangemefienen Form Des 

1) ©, ©. 501. 
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Schreibend. Es wurde alfo dur den damaligen Bertreter 
Preußens in Franffurt, Camphaufen, erflärt, Preußen werde feine 

Kommiſſare mit dem nötigen Material verjehen, wenn der Antrag 
in geziemender Form miederholt werde!) Das Schreiben bes 

Ausichuffes, Heißt es in einem Briefe Hanfemanns an Haym, 
zeuge von der in Frankfurt herrichenden revolutionären Stimmung, 
es ſei „in einem Ton und in einer Form gefaßt, wie fie ein 

preußilcher Deinifter fi) faum gegen eine Provinzialbebörde er- 

lauben“ werde. Und doch fei das preußilche Staatsminifterium 

noch lange feine untergeordnete Behörde; in ihm und in der Ber- 

liner Verfammlung fei der Wille des preußifchen Volkes ebenio 

zu achten wie der der deutschen Nation in der Frankfurter Ber: 

fammlung; jenes ftüße fi) auf die Macht eines wirklichen Staates, 
dieſe nur auf eine dee, und ihre einzige Waffe könnte ſchon jetzt 
an dem Widerftande Hannovers zerjplittern. 

Es ift nicht ohne Intereſſe, zu beobadhten, wie feit der Er- 

richtung der Zentralgewalt die Anfichten Hanſemanns und mandyer 
feiner bisher gleichgefinnten Freunde auseinander zu geben be- 

gannen. Jener fonnte fi) weder mit dem Souveränitätsbüntel 

des Parlaments noch mit der Thätigfeit des Reichsverweſers jemals 
befteunden; dieje gewannen allmählid) die Überzeugung, eine 

große und patriotifche That vollbracht zu haben, und beugten fidh 

immer mehr unter den bezaubernden Eindrud von Gagerns Per— 

ſönlichkeit. Haym bekannte, daß alle feine und feiner Freunde 

politifche Berechnungen „von einer genialen politiihen Anfchauung 

in Schatten geworfen wurden“. Das Gefährlide des Prinzips, 

das der Schöpfung der Zentralgemwalt, allein durd) das Parlament, 
zu Grunde lag, entging ihm nicht, doch juchte er es ſich einzu: 

reden, daß Prinzipien und Theorien, wie die von der Volks— 

fouveränität, nicht mehr die unwiderſtehliche Zugkraft wie 1789 

hätten, wo fie zur Nepublif führten. Unwiderſtehlich ſei aber 
dermalen der Inſtinkt der Nation, fic zu einigen und ihre Einheit 

monarchiſch zufammenfafjen, und dieſer gejunde Drang des Volkes 

I) Zimmermann, Geld. d. preußiich-deutichen Handelspolitit S. 887. 



Politifhe Korrefpondenz mit Hayın. 567 

habe die prinzipiell gefährliche Konzejfion unſchädlich gemacht. 
„Das Prinzip der Volksjouveränität liegt wirkungs- und Fonje- 
quenzenlos in unserm Beſchluſſe eingehüllt”, meinte er. Aus 
diefem Grunde war feiner Anficht nad) die „bejorgliche” Ver— 
mwahrung der preußiichen Regierung bei der Anerfennung des frag- 
lichen Barlamentsbefchluffes unnötig, ja unter Umſtänden ſchädlich, 
meil jede ftarfe Betonung einer Theorie die entgegengejegte radikale 
berauszuforbdern, aljo bier die Konjequenzen der Volfsjouveränität 
aus ihrer Umhüllung zu löjen drohe. Dann bat er, das Ber- 
Iiner Kabinett möge an der Überzeugung feithalten, daß bie 
Majorität des Parlaments das Zufammengehen mit den Re- 
gierungen als ihre praftiiche, aber auch nur praftiüch zu 
löjende Aufgabe verfolge. PVoreilige Vorbehalte und unpraftiiches 
Hindeuten auf Prinzipien, welche die Verjammlung augenblicklich 
gar nicht geltend machen molle, würden die Löſung der vorge 
zeichneten Aufgabe erjchweren. Momente des Taumels und ber 
Übereilung, wie fie dazwiichen vorfämen, müßten dabei als unver- 
meidlich in Kauf genommen werden.!) — Hanjemann fonnte dieſe 
optimiftifche Auffaffung unmöglich teilen. Die Schimpfreben der 
Demofraten in dem Parlamente gegen den König von Hannover, 

als er das Geſetz vom 28. Juni nicht fofort anerkannte, und die 

Drohung, Hannover zum Neichslande zu machen, mit melcher 
die Anerkennung erzwungen wurde, jchienen dem preußilchen 
Minifter doch etwas Bedenflicheres wie ein belanglofer Taumel 
der Übereilung zu fein. Er antwortete?) daher berbe, daß ein 
Bruch mit Frankfurt nicht ausgeichloffen jei, daß es aber nicht 
von Preußen abbänge, ihn zu vermeiden. Allerdings molle 
Preußen noch jetzt wie im März aufrichtig die Einheit Deutichlands 
und werde fich diefem ohne Rüdhalt anjchließen, jobald Deutich- 

land jo weit fonftituiert fei, dab das „Aufgehen“ der einzigen 

noch ungejchmächten deutichen Macht in dasjelbe nicht als ein Hinein- 
reißen in den allgemeinen Strudel der Desorganijation verftanden 

zu werden braudie, mit dem der revolutionäre Standpunft des 

I, Haym an Hanſemann 18. Juli 1848, 

3) 21. Zuft 1948. 

_ ben 
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Rarlamenıs die deuriden Zuhände bedrohe. Zeine beredhtigten 
Empfindlidfeiten, wie te das unangemenene Schreiben des voll: 

wirtichaftlidgen Ansihunes hervorgeruten, fönne Preußen noch zum 
Kpfer bringen, ieine Selbitändigfeit aber nicht eher aufgeben, als 
bis das neue Teurihland beñere Garantien für die Aufredi- 
erhaltung der Trdnung biete wie bisher die ſchwankende Majorität 

in Franfiurt. Im Jntereiie der dennichen Einheit jelbft könne 
Preußen fi einer !o unbeſtimmien, vom Auslande noch gar nicht 
anerfannıen Gewalt, wie der Frankfurter Reichsregierung, nicht 
unterordnen. Er wolle aber jein Sertrauen auf Die vereinten 
Bemühungen Hayms und feiner Freunde jegen, daß nicht ein 

Unglüd für Jahrhunderte angerichtet werden möge. „Mäßigung,“ 
lautete das eigenhändige Radywort Hanlemanns, „ift das große 

Geheimnis der Madıt - Erhaltung, wenn man deren bat; die 
Vrätenfion, daß fh alle Regierungen der Frankfurter Ber: 
jammlung ohne weiteres unterordnen jollen, ift daS Gegenteil 

von Mäßigung.“ 

In der That hat das Minifterium Auerswald jedem Verſuche 

des Reichsverweſers, ieines Minifteriums oder des Barlaments, 
e5 mie eine untergeordnete Behörde zu behandeln, erfolgreich 

Widerftand geleiftet; jo in der Militärfrage, als der Reichskriegs 

minifter die Huldigung der preußiihen Truppen für den Reichs— 
verwejer vergeblich verlangte, jo aud in dem Striege gegen Däne- 

marf, den es freilich im Auftrage erft des Teutichen Bundes, dann 

des „Reiches“ führte, aber doch jelbftändig, ganz nach eigenem 
Ermeſſen durch den Maffenftillitand von Malmoe vorläufig been- 
dete. Ebenſo fühlte das Minifterium Auerswald aber die Ber: 

pflihtung, der Zentralregierung in allen Punkten, welche die 

Großmachtſtellung Preußens nicht gefährdeten, entgegenzulommen 
und an dem Werfe der Einigung Deutichlands auch pofitiv mit: 

zuarbeiten. Dazu bot fi der preußiichen Regierung freilid nur 

ein Weg, nämlid die Cinwirfung auf die Frankfurter Gemwalten 
durch ihren Bevollmächtigten bei der Zentralregierung. 

Tiefer Roften wurde, wie bereit erwähnt, Camphaufen bald 
nad feinem Rüdtritt vom Minifterpräfidium übertragen. Geine 
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Anfichten über das zu erreichende Ziel und den Weg zu ihm 
waren damals in allem mwejentlichen diefelben wie die Hanfemanns. 
Beide waren Gegner aller ultraunitariichen Bejtrebungen, welche 
die Selbftändigfeit der Einzelftaaten übermäßig einjchränften; beide 
hielten den in Dahlmanns Berfoflungsentwurf enthaltenen und 
and von dem Siebenerausjchuß der Heidelberger wie von Gagern 

vertretenen Gedanken eines preußijch-deutichen Kaifertums für eine 
unpraltiſche Schwärmerei; beide glaubten das für die provijorifche 
Zentralgewalt nicht zu ſtande gefommene Triumvirat für die 
endgültige deutiche Verfafjung als das allein Erreichbare erftreben 
zu müſſen. Und nicht nur aus dieſem Gefichtspunfte empfahl 
ſich ein Bumbesdireftorium zu Dreien; fie meinten aud), bei dem 

-binfchwindenden Einfluffe Öfterreichs in einer folden Verfaſſung 
die thatjächlihe Macht Preußens unangefochten und leicht zu ge- 
jeglicher Geltung bringen zu fünnen. Das Belenntnis zu diejen 
Grundſätzen machte den von Gagern und vielen anderen PBatrioten 
gewünschten Eintritt Camphauſens in das NeichSminifterium un- 
möglid). 

Bis zur Beratung der deutjchen Verfaſſung war es aber noch 
ein weiter Weg, denn am 3. Yuli faßte das Parlament den ver- 

bängnisvollen Beihluß, zunächſt die deutſchen Grundrechte feit- 
zujtellen, eine Arbeit, mweldye die fojtbare Zeit der folgenden Mo— 

nate ganz in Anſpruch nahm. Preußen machte mun nod einen 
Verſuch, den deutſchen Regierungen, die ja von der Zentralgewalt 
ganz ausgeichloffen waren, auch während ber Dauer des Provi- 
joriums einen wirkſamen Einfluß auf die Zeitung der allgemeinen 

Angelegenheiten zu verichaffen. Der Beſchluß des Parlaments. 
vom 28, Juni über die Bildung der provijorischen Zentralgewalt 
ſah nämlich Bevollmäcdhtigte der Landesregierungen vor, mit denen 

fi) die Zentralgewalt „ſoweit thunlich in Beziehung auf die 
Bollziehung5maßregeln ins Einvernehmen“ jegen ſollte. Auers- 

wald jchlug num vor, die Bevollmächtigten zu einer Körperichaft 
zu vereinigen, die als joldhe natürlich mit größerem Nachdrud 

wie vereinzelte Bevollmächtigte auftreten fonnte. Diejer „Staaten- 

rat“ follte aus fieben Bevollmächtigten der beiden Großmächte 
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und der Mittelitaaten derart gebildet werden, daß jedem ber 

legteren eine Anzahl benachbarter Kleinftaaten zugemwiefen würde, 

die er mit zu vertreten habe. Preußen und Ofterreich follten in 
dem Stollegium je drei, Bayern, Sachſen, Württemberg nebft Baden, 

Hannover und die beiden Heſſen je eine Stimme zugleich für fid 

und die angegliederten Fleineren Nachbarn führen. Obwohl Diele 

Angliederungen den ftimmberechtigten größeren Staaten einen recht 

erheblichen Machtzuwachs in Ausficht ftellten, jo jcheiterte Der von 

Friedrich Wilhelm IV. durchaus willkommen geheißene Plan doch 
an den Ciferfüchteleien eben derſelben Mittelftaaten und an bem 

ftriten Widerſpruche Heflen-Darmitadts, das fih auf ein ab- 
lehnendes Gutachten Gagerns jtüßte.!) Das preußifche Minifterium 

erlitt damit eine ebenjo empfindliche Niederlage, wie der in ihrer 

Selbftändigfeit bedrohten Frankfurter Zentralgewalt nach glüdlicher 

Abwehr der Gefahr jegt der Kamm ſchwoll. Unſer Intereſſe ermedt 
dieſes mißglüdte Projeft eines Staatenrates vornehmlich aus dem 

Grunde, weil Hanfemann jehr von ihm eingenommen war und 
große Hoffnungen auf dasjelbe gejegt Hatte. Er bat ein Jahr 

darauf öffentlich fein Bedauern darüber ausgeiprocdhen, „daß die 

Ntationalverfammlung ihre damals fo große moraliihe Macht, 

die jo oft durch Einmiihung in die Negierungshandlungen der 
deutijhen Staaten . .. zur Schwächung der Regierungen ge 
braucht wurde, nicht auf die Beförderung der Ausführung des 

erwähnten Vorſchlages verwandte. Denn alsdann würde jene Ber- 

\ammlung jchmwerlidy ein jo trauriges Ende genommen haben; aud 

würde alsdann wohl nicht in dieſem Jahre (1849) anftatt bes 

von jener VBerfammlung verfolgten Ziels der Einigung Deutſch— 
lands eine Zerrijfenheit und ein Zwieſpalt eingetreten fein, bie 
wahrlich nicht dazu beitragen, Deutſchlands Macht und Anjehen 

dem Auslande gegenüber zu erhöhen.“ Gerade dieſer Verſuch 
Preußens, eine Gefamtvertretung der Regierungen nad) Auflöjung 

des Bundestags wieder herzuftellen, diente Hanſemann als Beleg 

dafür, wie ernjt und aufrichtig das Minijterium Auerswald troß 

1) Hanfemann, Tas Preußiſche und Deutiche Verfaſſungswerk 126. — 

Sybel 1, 201 fi. 
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der Perteidigung preußiicher Gelbitändigfeit gegen die Frank— 
furter Anſprüche die Einigung Deutichlands gefucht habe.!) 

In die Zeit der Auflöjung des Minifteriums Auerswald fiel 

der Septemberaufftand in Frankfurt, deſſen äußere Veranlaffung 
das jelbftändige Verhalten Preußens beim Abſchluß des Waffen- 
ftilftands von Malmoe war. Das Parlament hatte bie Fort— 
führung des Krieges, aljo die Verwerfung des Waffenſtillſtandes 
beichlojfen und zwei Tage darauf diejen Beichluß mieder zurüd- 
genommen, weil ihm die Mittel, ihn auszuführen, fehlten. Diejer 
„reige Verrat” an der deutichen Sache, den das Parlament damit 
geübt haben jollte, Lieferte Republifanern und Anarchiſten den 

Vorwand zu dem Verjuche, das Parlament auseinander zu jagen 
und die deutſche Nepublif zu proflamieren. Der Aufruhr wurde 

am 18. September niedergeworfen. Das politiſch bedeutſamſte 
Ergebnis diejer Vorgänge war die Machtminderung des Parla- 
ments. Denn der Glaube an dieje Macht, ihre einzige Duelle, 
wurde ſchwer erichüttert. Solche Erfahrungen mußten, jo ſchien 
es, die leitenden Perjönlichkeiten in Frankfurt geneigt machen, ihre 
Anfprüche zu mäßigen und die Haltung der Nationalverfammlung 
in eine den mirflichen Machtverhältniffen mehr entiprechende 
Richtung zu bringen. Hanſemann hoffte, jegt für jeine Anfichten 
über die zukünftige deutiche Verfaſſung und über das von ber 

Verfammlung einzuichlagende Verfahren einen bejjeren Boden und 
mehr Verſtändnis als ehedem zu finden. Am Liebften wäre er 
jest in das Parlament als Abgeorbneter eingetreten. Indeſſen 
war zur Zeit fein Mandat frei, um das er fich hätte bewerben 
fünnen. 

So entichloß er fich dazu, lediglih als Privatmann nad) 
Frankfurt zu geben und jeine perjönlichen Beziehungen zu jo 
vielen Abgeordneten im Intereſſe Preußens und bes beutjchen 
Berfaffungswerfes zu verwerten, nachdem er fich die Überzeugung ver- 
Ichafft hatte, daß weder der preußiichen Regierung noch Camp— 
haufen jein Vorhaben unbequem jein würde. In Dresden mar 
es der Minijter v. d. Pfordten, der ihn in demjelben bejtärfte. 

1) Hanfemann a. a. D. 
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Nach nur zweiwöchentlicher Ruhe in Tresden!) brach er nad 

Frankfurt auf, mo er in der eriten Hälfte des Kfiober eintraf. 
Der Verfehr mit den geiftigen Häuptern der deutſchen Ration, die 

er hier vereinigt jab, war ihm eine wahre Erholung. Er fühlte 
es lebhaft, wieviel höher das geiltige Niveau diefer Berfammlung 

als das der preußiichen ftand.”) Aber zugleich beftärften ihm bie 
anregenden Unterredungen mit den Führern der Majorität in ber 
Überzeugung, daß dieie aus unpraftiichen ſchwärmeriſchen Trä— 
mern beitehe, die mit der beanſpruchten Souveränität der Ber- 
fammlung und der dee des preußiſch-deutſchen Kailertums fi in 

Widerſpruch zur Wirklichkeit jegten und über einem unerreichbaren 

Ideale die Gelegenheit zur Sicherung des Erreichbaren verfäumten. 
Am beiten fonnte er ſich noch mit Mathy verftändigen, deſſen 

beionnenes und thatfräftiges Weſen er leit der Heppenheimer Zu- 
iammenfunft icyägen gelernt hatte. Tas ReichSminifterium wollte 
Hanjemann bald nad teiner Ankunft neben Welder und bem 
Tberiten Mosle als dritten Reichskomminſar nach Tfterreich zur 
Bermittelung zwiſchen dem aufftändiihen Wien und der failer- 
lihen Regierung ichicken. Zelbitveritändlich lehnte Hanjemann bie 
libernahme dieier Miſſion ab. 

Der Zeitpunft für eine Kinwirfung auf die PRarteihäupter im 

Zinne der Mäßigung und Müchternheit war gerade jekt gut ge 
wäblt, weil die Beratung der Grundrechte ihrem Ende entgegen: 
ging und das Parlament ich endlich zur Erledigung feiner eigent- 
liben Aufgabe, der jyeititellung der Verianſung. anidjidte. Die 
Perfanungstommitfion bat: den Enwuri für die beiden erften 
Abichnitte „über Das Neih und die Neichsgemalt“ bereits fertig 

geitellt und legte ibn am 19. Tftober dem Plenum vor. Die 

Tberhauptsfrage mar dem dritten Abichnitt vorbehalten, daß das 

Tentihe Reich aber nicht von einem Tireftorium ſondern von 
einem einzigen Füriten als Tberbaupt regiert werden ſolle, war 
ihon bier als ielbitneritändlib angenommen. Die für Inhalt 
und wallung auch der beiden eriten Abichnite maßgebenden, wenn 

E. Abö. iQ. 

3, Seriemenn, Des Vreußiſche un? Teirite Nertanungiwert, 127. 
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auch nicht in jedem Punkte Har ausgejprocdhenen Borausjegungen 
und Grundgedanken der Verfaffung waren: Ausſchluß Dfterreichs 
vom Deutjchen Reiche, alleinige Zuftändigfeit der Neichsgemalt 
für die auswärtigen Beziehungen, für Heer und Flotte, für Poſtweſen, 
Schiffahrt und Eifenbahnen, und eine unbegrenzte Möglichkeit, die 
Reichskompetenz auf alle anderen Gebiete des nationalen Gemein- 
lebens auszudehnen; Neichsregierung ohne jede Mitwirfung der 
Einzelitaaten als joldyer; Neichsgefeggebung mit jehr beichränfter, 
rein parlamentariicher Mitwirkung der Einzelitaaten, deren Ber- 
treter im Dberhaus (Staatenhaus) des Neichstags ſitzen jollten, 
Nah wie vor wurde daran feitgehalten, daß die ganze Ver— 
fafjung allein von der Nationalverfammlung zu beichließen und 
von den Staaten ohne weiteres auzunehmen fei. 

Diefem allem nun, der projeftierten Verfaſſung wie der in 
Ausfiht genommenen Art ihres Zuftandefommens, widerſprach 
Hanjemann aufs nachbrüdlichitee Schon bald nad) feiner Ankunft 

in Frankfurt, noc in der erften Hälfte des Dftober, reichte er den 

Mitgliedern des Verfaſſungsausſchuſſes: Gagern, Simjon, Beſeler 
u. a., furz formulierte Gegenvorichläge ein. Aber er beichränfte 

fi nicht auf diefe perjönlichen Borftellungen, jondern entwickelte 
feine Überzeugungen bald darauf ausführlich auch in einer gedanfen- 
reihen Broſchüre „Die deutiche Verfafjungs- Frage”, die noch im 
Dftober unter dem Motto „‚lemieux est l’ennemi du bien“) in Frank⸗ 
furt erjchien. Hanſemann ging davon aus, daß dem unerträglichen 

Proviſorium fo raſch als möglich ein Ende gemacht werden müfle. Das 
Proviſorium und die Unficherheit der deutichen Verfaſſungszuſtände 
bezeichnete er als „den fruchtbariten Ader für die Betreibung der 

allgemeinen Anarchie und Auflöfung“. Überall ſchwächen die fon- 
ftituierenden Verſammlungen auch die von Fonjtitutionell gefinnten 
Männern geleiteten Regierungen; der Mißbrauch einer ſchranken— 
lojen Freiheit führe zur ärgiten Unfreiheit; Aufruhr und rohe 
Gewalt werden zu gewöhnlichen Erjcheinungen und ftumpfen das 

fittliche, gefumde Urteil über Recht und Unrecht ab. Gelbit das 

1) Die deutihe Berfafjungd-fsrage von David Hanlemann. Frank— 
furt a. M. Berlag von J. D. Sauerländer. 8%. 64 Seiten. 
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nate beanſpruchen; dann aber, nach einem ſo langen, von Ge— 
fahren und Konflikten aller Art erfüllten Proviſorium, werde die 
Autorität der Verſammlung jo ſehr geſunken und eine derartige 
Ernüdjterung eingetreten jein, daß die Annahme einer ohne Mit- 
wirfung der Regierungen bejchlojjenen Berfafjung ganz unwahr: 
ſcheinlich jei. 

Für die Verfaſſung jelbit geht er ebenjojehr aus jtaatsrecht- 
lichen wie aus politiichen Gründen von der Porausjegung aus, 
daß der Deutjche Bund, der Bundesvertrag von 1815, fortbeftehe 
und dab es fich nicht um die Schaffung eines neuen Reiches, fon- 
dern nur um eine Reform der Bundesorgane handeln dürfe. Da— 
mit ftellte ſich Hanſemann freilich in jchärfften Gegenſatz zu den 
Anſchauungen der Nationalverjammlung, für die der Bund 
ebenjo tot und bejeitigt war, wie die Linfe der preußifchen Na- 

tionalverſammlung jeden jtaatsrechtlihen Zuſammenhang zwiichen 
der alten und neuen Berfallung Preußen leugnen mollte. 
Beide jahen nur eine durch die Revolution gejchaffene tabula rasa 
vor fih. Hanfemann fand es allerdings begreiflic), dab die unter 

dem Eindrude eines vollfommen gerechtfertigten Haſſes gegen den 
bisherigen Bundestag gewählte Nationalverfammlung „ven Bund 
jelbft mit dem Bundestage im Begriff oder im Gefühl verwechjelte.“ 
„Aber,“ jagt er weiter, „die rechtliche Eriftenz des deutichen Bun- 
des und der Bundesverfaflung (mit der inzwijchen eingetretenen 
Modifikation) negieren, das Band, welches die Deutichen Bundes: 
flaaten vereint, nur in dem Geſetze vom 28. Juni fuchen wollen, 

— eine jolde Auffaſſung würde geradezu die Gewalt an die 

Stelle des Rechts ſetzen, der provilorijchen Zentralgewalt und der 
Nationalveriammlung den Rechtsboden entziehen, folglid beide 
ſchwächen. Dieſe Auffaflung ift nicht nur unrichtig, jondern auch 
ſehr unweiſe.“ Die alte Bundesverfaffung enthalte bereit3 einige 
für Deutichlands Einheit und Wohlfahrt jehr heilſame Beſtim— 
mungen, die nur weiter entwidelt, vervollitändigt und modifiziert 

zu werden brauchen, um vom Staatenbunde zum Bundesftaate zu 

gelangen. 

Nun ftand ja auch für Hanſemann das feit, daß Oſterreich 
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zwede von ihrer Selbftändigfeit mehr als bisher zu opfern bereit 
find, bilden fie einen engeren Verband, dem beizutreten Öfterreich 
jederzeit offen jteht, jobald es diejelben Opfer an Selbitändigfeit 
bringen fann und will. So lange ſich Ofterreich nur im weiteren 
Bundesverbande befindet, kann es natürlich nicht in gleichem Ber+ 
bältnis wie die anderen Staaten in den genannten Bundesorganen 
vertreten fein. Die eigentliche Schwierigkeit liegt nun nad) Hanſe— 
manns Worten darin, „eine ausführbare Ausgleihung für die 
Repräjentation der Intereſſen in der Drganijation der neuen 
Bundesbehörden in Beziehung auf das unvermeidlich eintretende 
Verhältnis eines engeren und weitern Reichsverbandes zu finden.” 

Hanſemann denft fich diefe Ausgleihung, jo lange Ofterreich dem 
engeren Verbande fern bleibt, auf folgende Weije: der Kaiſer 
von Ofterreich ift allerdings auch Mitglied des oberiten Reichsrates, 
den Vorſitz aber, der jonft zwiichen beiden Großmächten wechſeln 
würde, führt der König von Preußen allein; die öfterreichiichen 
Mitglieder des Staatenhanfes nehmen an Beratungen und Be- 
ſchlüſſen über die bejonderen Angelegenheiten des engeren Ver— 

bandes nicht teil und in das Bolfshaus ſendet Dfterreich überhaupt 
feine Abgeordneten. 

Man erkennt doc leicht, daß dieſe Vorichläge eine unmög— 
liche Situation Schaffen mußten. Der öfterreichiiche Kaiſer ſollte im 
oberjten Reichsrat ein Votum in Sachen des engeren Reichäver- 
bandes haben, dem er jelbit nidyt angehörte und dem er aller 

Wahricheinlichfeit nach nicht freundlich, jondern feindjelig gegen» 
überftehen würde! Hanſemann fühlte wohl, daß dieſes ver 
ſchwächſte Punkt jeines Planes war, Es flingt nicht jehr zuverficht- 

li, wenn er zur Verteidigung desjelben bemerft, daß gerade diejes 
Mikverhältnis einerjeits ein jehr nüsliches Bindemittel der deutſchen 
und öjterreichiichen Intereſſen enthalte, und daß anderſeits jeder jchäd- 
liche Einfluß Öfterreichs auf Deutichland durch die erwähnten Beſtim— 
mungen über jein Verhältnis zum Staaten- und zum Bolfshauje be- 
jeitigt werde werde, Etwas Volltommenes und zugleich gut Ausführbares, 

Die Verhäftnif Verhältniſſe Schleswig-Holfteind und des polniſchen Teils von Poſen ae 
Deutſchland follten jpäterer Regelung vorbehalten bleiben. 

Bergengriün, David Haniemann. 87 
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meint er, werde fich für das der Natur der Sache nach fompli- 
zierte Verhältnis des engeren und weiteren Bundes faum finben 
lafien und es bleibe nur eine ausgleichende, vermittelnde Einridh- 

tung wie die vorgefchlagene möglich. Offenbar aber veranfchlagte 
Hanfemann die Gefahren und Hemmungen zu gering, die Deutſch— 
land aus dieſer unvolltommenen Einrichtung notwendig hätten 
erwachien müſſen. 

Wir ftoßen bier auf den Grumdfehler feines politiſchen 
Kalküls. Sowohl bei den Mittelſtaaten wie bei dem durch die 
Märzereigniffe angeblich regenerierten Ofterreich ſetzte er ein dieſen 
Staaten ganz fremdes Maß von Wohlwollen gegenüber ben 
nationalen Einheitöbeftrebungen voraus, „Mag immerhin bie 
von Öfterreich feit einem Menjchenalter befolgte Politik Metternich 
ſchädlich Für Deutſchland geweſen jein“, heißt es im feiner 
Brofchlire, „fie war es auch für Öfterreich. Dieje Politik 
ift jept ſchwer gerichtet, und das neuerftehende Oſterreich wird 
wie das verjüngte Deutichland eine andere Politik befolgen und 
jwar eine volfstümlichere. Gerade deshalb ift das Erhalten 

des Bundesbandes jetzt von der größten Wichtigkeit. Es ift das 
Mittel, die deutiche und öfterreichiiche Politif in Harmonie zu 
bringen und zu erhalten, die Grenzen Deutichlands zu ſichern; es 
ift eine Garantie, daß das aus deutjcher und ſlaviſcher Benölfe- 
rung beftehende Ofterreich nicht in eine gegen Deutſchland feind- 
fiche Politik gerate und nicht ohne Rüdficht auf Deutichland feine 
Politik mache.“ 

Es handelte fi) um die Bewältigung eines unter den dama— 
ligen Verhältniſſen unlösbaren Problems. Diefer Umſtand brachte 
es mit fi), daß die fritiichen Erörterungen zur Frage der Einigung 
Deutichlands überall beſſer ausfielen als die pofitiven Vorſchläge. 
So aud) hier. Lehrreich und beachtensmwert ift vor allem Hanjemanns 
abfälliges Urteil über die Form, in welcher die Mehrheit der deutſchen 
Nationalverfammlung die nationale Einheit begründen wollte, feine 
Kritif der Idee des preußiich-deutichen Erbfaijertums in ihrer da- 

maligen Geftalt. Hanſemann befämpfte den Kaiſergedanken zumächft 
aus dem Grunde, weil er in umlösbarem Widerſpruche zum Weſen 
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eines Bundesftaates ftehe, zumal bei den weitgehenden Befugnifien, 
welche die Perfaffungstommilfion der Sentralgemalt einräumen 
wollte, — und zweitens weil eine formelle Oberberrlichfeit Preußens 
niemals eine freubige, dauernde und freiwillige Anerkennung finden 
werde. Lieft man diefe Abjchnitte, fo wird der Blid immer wieder 
über das Jahr 1848 hinaus in die Zeit der Erfüllung, auf die 
heutige Neichsverfaflung gelenkt, in der die damals fich wirklich 

ausfchliegenden Gegenfäge: Bundesverfaffung und Kaijertum 
Sondertum und Einheit, preußiiche Führung und troßdem willige, 
freudige Zugebörigfeit aller Bundesitaaten zum Reich, — ihre Ver- 
löhnung gefunden haben. Was der Verwirflihung des Erbfaijer- 
tums damals überhaupt und insbelondere in der geplanten Form 
im Wege ftand, hat Hanfemann flar erfannt und auseinandber- 
geiegt. Mit einigen Kürzungen mögen dieje Ausführungen bier 
im Wortlaut!) folgen: 

„Bewi verlangt das Bolt nach deuticher Einheit; gewiß ift aber auch, 

dab der Begriff dieſes Verlangens noch nicht geflärt iſt. Wohl weiß id, daß 
nad) ben extremen Anfichten einzelner, die in der Preſſe und ſonſt laut ge- 
worden find, eine über das Wefen eines Bundesftants weit hinausgehende Ein- 
heit verwirklicht werben fol, bie auf nichts Geringeres binzielt, ald auf bie 
Vernichtung aller Einzelitaaten, um an deren Stelle Eine deutſche konftitutio- 
nelle Monarchie zu gründen, — nicht zu reden von ben Männern, welden auch 

died nicht genügt und welche die Eine unteilbare Mepublit wünſchen. Will 
aber — was ich nicht glaube — die Majorität der Nationalverfammlung an— 
ftaıt des Bundesftaated Eine konftitwtionelle deutfche Monarchie, fo ſage man 
es gerade heraus, nenne das Fürſtenhaus, welches an die Spitze gejtellt werden 
ſoll, und die Hauptitadt diefer großen Monardie, Dann wird man durch ben 
größten Widerftand, durd; die allgemein laut werdende Stimme erfahren, daf 

in den nicht ganz Heinen Staaten bes beutfhen Bundes noch ein kräftiges, 
zähes Leben der Selbitändigfeit waltet. Dann wird ſich deutlich zeigen, dafi es 
nicht dieſe Einheit war, nad) welcher das Boll allgemein verlangt, wenn es ſich 
aud; noch nicht über die ihm zufagende Einheit Har geworben fit. 

Mag man aber eine beutfche komftitutionelle Monardjie nicht geradezu 
defretieren, jo beſchließe man auch nicht eine ſolche Verſaſſung für einen Bundes⸗ 
ftaat, die deſſen Weſen befeitigt und fajt ganz eine fonftitutionelle Monardjie 
it. Denn die Erblichkeit verbunden mit ber Einheit bes Ober— 

bauptes iſt nur der Monardie eigentümlih und eine ihrer wejent- 

1) A. a. O. S. 16ff. 
37* 
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Einrihtungen zu treffen, durch welche bedeutende Teile desſelben in eine ihren 
Sympathien und Intereſſen entgegengefeßte Stellung verſetzt werden.t) 

Sind die vorſtehenden Anſichten richtig, jo wird in der Debatte leicht 

jedem Verſtändigen im deutſchen Bolte begreiflic zu machen fein, daß diejenige 
Einheit, welche wirkliches Bedürfnis und für Deutfhlands Ehre, Wohlfahrt und 
Macht notwendig ft, nicht durch einheitliche Spipe bedingt wird, jondern eben- 
fogut durch die dreiheitliche erreicht. werden fan.“ 

An einer anderen Stelle heit es, die Übertragung ber erb- 
lichen Zentralgewalt an einen Bundesfürften jei für dieſen eine 
dauernde Aufforderung, den Bundesftaat völlig in eine konſtitu— 
tionelle Monarchie zu verwandeln, alfo eine Drganilation zur Bes 
förderung von Konflikten und Zerwürfniſſen. 

Man mird einräumen müffen: in ben mitgeteilten Aus- 
führungen ift das Problem Kar zur Anſchauung gebracht und bie 
Notwendigkeit für die damalige Zeitlage nachgewiejen, auf das 
erbliche Kailertum zu verzichten, wenn ein Bundesftaat dauernd 

ſicher begründet werden follte und wenn man, was dod) beabfichtigt 
wurde, den ingeljtaaten noch ein gewiſſes igenleben laffen 
wollte. Man mag die Sache betrachten, von welcher Seite man 
will, immer ftand man damals vor der Alternative, entweber den 
Kaifer mit jo ausgedehnten Befugniffen auszuftatten, daß bie 
Fürften feine Unterthanen wurden, alſo im mejentlichen einen Ein- 
heitsftaat zu ſchaffen, oder eine jo jchwerfällige, unzureichende 
Zentralgewalt zu bilden, daß auf eine fraftvolle Förderung 
nationaler Intereſſen wenig zu hoffen war. Hanjfemann und feinen 
Zeitgenofjen ift es nicht zum Bewußtlein gefommen, fie haben es 
nur gelegentlich geahnt, daß der Kern des Problems eine Machtfrage 
zwifchen Preußen und Ofterreich war. Aber dieje Erfenntnis allein 
hätte ja die Schmwierigfeiten nod) nicht aus dem Wege geräumt und zu 
feinem brauchbaren Verfaffungsprojeft verholfen, Bevor die Macht— 
frage wirflic ausgetragen war und vor dem Eintritt der großen ge— 
ſchichtlichen Ereignifle, welche der politifche Genius Bismards her» 

beiführte, vor einer gemwaltigen Machterweiterung Preußens und 
einer entiprechenden Schwächung der Mittelftaaten an Zahl und 

1) Rat. mandje ähnlich; lautende Hußerungen Bismards, 
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Einrichtungen zu treffen, durch welche bedeniende Teile desjelben in eine ihren 
Sympathien und Intereſſen entgegengejete Stellung verfept werden.!) 

Sind die vorftehenden Anfichten richtig, fo wird in ber Debatte leicht 
jedem Berjtändigen im deutſchen Volle begreiflic zu machen fein, daß diejenige 
Einheit, melde wirkliches Bedürfnis und für Deutihlands Ehre, Wohlfahrt und 
Macht notwendig iſt, nicht durch einheitliche ‚Ei bedingt wird, fondern eben- 
ſogut durch bie dreiheitliche erreicht iverben 

An einer anderen Stelle heikt es, vor Übertragung der erb- 
lichen Zentralgewalt an einen Bımdesfürften jei für dieſen eine 
dauernde Aufforderung, den Bundesftaat völlig in eine Fonftitu- 
tionelle Monarchie zu verwandeln, alfo eine Organifation zur Be— 
förderung von Konflikten und Zermwürfnifjen. 

Man mird einräumen müffen: in ben mitgeteilten Aus- 
führungen ift das Problem Har zur Anſchauung gebradt und Die 

Notwendigkeit für die damalige Zeitlage nachgewiejen, auf das 
erbliche Kaiſertum zu verzichten, wenn ein Bundesftaat dauernd 

"ficher begründet werben jollte und wenn man, was doch beabfichtigt 
murbe, ben Einzelftaaten nody ein gewiſſes igenleben laſſen 
mollte. Man mag die Sache betrachten, von welcher Seite man 

will, immer ftand man damals vor der Alternative, entweder ben 
Kaifer mit jo ausgedehnten Befugniffen auszuftatten, daß bie 
Fürften feine Unterthanen wurben, alio im mejentlichen einen Ein- 
beitsftaat zu Ächaffen, oder eine jo jchmerfällige, unzureichende 

Zentralgewalt zu bilden, daß auf eine fraftuolle Förderung 
nationaler Intereffen wenig zu hoffen war. Hanfemanı und jeinen 
Zeitgenofien ift e$ nicht zum Bewußtſein gelommen, fie haben es 
nur gelegentlich geahnt, daß der Kern des Problems eine Machtfrage 

zwiſchen Preußen und Ofterreich war. Aber diefe Erfenntnis allein 
hätte ja die Schwierigfeiten nod) nicht aus dem Wege geräumt umd zu 
feinem brauchbaren Verfafjungsprojeft verholfen. Bevor die Macht— 
frage wirflich ausgetragen war und vor dem Eintritt ber großen ge= 
ichichtlichen Ereignifle, melde der politische Genius Bismards her- 

beiführte, vor einer gewaltigen Machterweiterung Preußens und 
einer entiprechenden Schwächung der Mittelftaaten an Zahl und 
— —— — 

i) Vgl. manche ähnlich lautende Äußerungen Bismarck 
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Kraft konnte etwas der heutigen Reichsverfaſſung Ähnliches gar 
nicht erfonnen werden, weder ein Bundesrat, der die kräftige, 
mefentliche und freudige Teilnahme aller Einzelftaaten an der 
Bildung des Gejamtwillens in Geſetzgebung und Regierung 
arantiert, noch ein aller Doktrin fpottendes Kaifertum, diefe nichgt 
monarchiſche, bündiſche Inſtitution mit monardhiichem Titel und 

Rimbus. 
Hanjemann predigte in Frankfurt tauben Ohren. Man ftand 

dort ganz unter dem Banne Gagerns. Weder feine Vorfchläge 

in Bezug auf den Inhalt der Berfafjung noch feine Ratjchläge 

zur Beichleunigung der Berfallungsberatung fanden irgend 
welche Beachtung. Noch während feiner Anmejenheit wurden die 

beiden erſten Abfchnitte der Reichsverfaſſung in der Yallung des 

Kommiffionsentwurfes in erfter Leſung angenommen und am 

27. Dftober trug Gagern zum erjtenmal feine Gedanken über 
den engeren und weiteren Bund vor. Wodurch fie fi} von ver 

Auffaffung Hanfemanns ımterfchieden, ijt vorhin bereit$ bemerkt 

wordenꝰ). 

Noch in Frankfurt erreichte Hanſemann die Nachricht von 
dem Umſchwunge der Dinge in Berlin. Die preußiſche National— 

verſammlung hatte den Unfug immer weiter getrieben und Die 

Zumulte in den Straßen wie vor dem neuen Sigungslofale, dem 

Schauſpielhauſe, gewannen eine immer größere, gefährlichere Aus- 
dehnung. Bei der Beratung des von der Verfaſſungskommiſſion 
radikal umgeftalteten umd erweiterten Berfafjungsentwurfes ſtrich 

die Verfammlung vom Titel des Königs die Worte „von Gottes 
Gnaden“ und beichloß die Abſchaffung des Adels, der Titel und 

Drden. Alle Maßregeln zum Schutze der Verfammlung vor dem 
Zerrorismus des verwilderten Pöbels wurden mit Hohn auf- 

genommen und abgelehnt; die Minifter und gemäßigten Ab- 

geordneten waren ihres Lebens nicht mehr jicher. Schließlich 

machte die Berfammlung auch die Revolution in Wien und Die 

1) S. ©. 576. 
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dort bedrohte Wolksfreiheit zum Gegenftande ihrer Beratungen. 
Da erfolgte denn endlich die entſcheidende Kataſtrophe. Das 
Minifterium Pfuel wurde entlaffen und am 2. November über- 

von Manteuffel, bisher Direktor im Minifterium des Innern, trat 
ihm als Minifter des Innern zur Seite.) Am 9. November ver- 
tagte eine königliche Botſchaft die Verfammlung bis zum 27. No— 
vember und berief fie auf dieſen Tag nach Brandenburg. Die 
Rechte verließ darauf den Situngsjaal. Die Mehrheit erflärte 
aber die Bertagung und Verlegung einer Fonjtituierenden Ver— 
jammlung ohne deren Zuftimmung für ungefeglid. Der Wider- 
ftand der Berjammlung wurde durch den Dberfommandierenden 
der Marken General von Wrangel gemaltiam, aber ohne Blut» 

vergiegen befeitigt. Er ſchloß den Sitzungsſaal im Schaujpiel- 
hauſe und trieb die in anderen Lofalen zujammentretende Mehr— 
beit auseinander, die dann durch den verhängnisvollen Beſchluß, 

daß das Minifterium nicht mehr zur PVerausgabung von Staats» 
geldern und zur Erhebung von Steuern berechtigt fein jolle, 
die öffentliche Meinung überwiegend gegen fich kehrte. Über Berlin 
wurde der Belagerungszuftand verhängt, der noch Monate hindurch 
währen jollte, und bie Bürgerwehr gleichfalld auf völlig unblutige 
Weiſe aufgelöjt. Der König war wieder Herr in feinem Haufe, 

Hanjemann nahm diefe Nachrichten mit freudiger Genug— 
thuung auf. Er hielt die Maknahmen der Negierung für uns 
umgänglich notwendig und wurde nicht müde, dem Mibtrauen 
gegenüber, mit welchem das Auftreten des Minifteriums Branden- 
burg-Manteuffel in Frankfurt beobachtet wurde, das Verdienftliche 
desjelben jowie den außerordentlichen Mut zu rühmen, ber dazu 

1) Das neue Minifterium zählte anfangs nur vier Mitglieder: außer den 
Genannten den Kiriegäminiiter von Strotha und den Aultusminifier v. Laden⸗ 
berg. Erſt am 12. November wurde Rintelen Juftizminifter, am 4. Dezember 
von ber Heydt Handeläminifter, am 24. fyebruar 1849 von Rabe Finanz» 
minifter. Am 11. April 1849 trat Simons an Rintelens Stelle. Das Aus- 
wärtige leitete vom Januar bis Februar Graf von Bülcw, vom Februar 
bis Mai Graf Amim-Heinrichsdorf. 
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gehörte, noch vor dem Einrüden der Wrangelichen Truppen in 

die preußiiche Nationalverfammlung zu geben und ihr die Ber- 

legung nad; Brandenburg anzufündigen.)) Er war fofort ent 
fchloffen, fi) zur Teilnahme an den Berhandlungen unter den 

neuen Berhältniffen in Brandenburg am 27. November einzu- 

finden. Den Rüdmweg nahm er burch bie Rheinprovinz. Obgleich 

man in Köln, Aachen und Düfleldorf Miene machte, dem Steuer- 

vermweigerungsbeichluffe Folge zu geben, jo jchöpfte er doch aus 
den Unterredungen mit manchen urteilsfähigen Perjonen die Über- 

zeugung, daß die Bewegung nicht tief gehe und einer energifchen 

Regierung nicht gefährlich werden fünne. Sn diefem Sinne äußerte 

er fi) gegen Eichmann, der in jeine frühere Stelle als Dberpräfident 

der Rheinprovinz wieder zurüdgetreten war. Ebenjo ſuchte er 

nad) jeiner Rüdkehr in Berlin an den maßgebenden Stellen die 
noch vorhandenen Bejorgniffe vor einer Parteinahme des Volkes 

für die aufjäßige Mehrheit der Nationalverfammlung zu zerjtreuen. 

Auch dem Könige durfte er in einer ihm am 24. November in 
Potsdam erteilten Audienz über die auf der Neile gewonnenen 
Eindrüde berichten. 

Ganz einverftanden mit dem Verfahren der Regierung mar 
Hanſemann freilich nicht. Er hätte es für richtiger gehalten, wenn 

fie glei) nad) dem Steuerverweigerungsbeichluffe die Berfammlung 
aufgelöft hätte. Denn es ließ fich nicht vorausjegen, daß Die 

Linke durch ihr Fortbleiben von Brandenburg und die dadurd 

verurfachte Beichlußunfäbigfeit der Verſammlung eine noch be- 
quemere Handhabe zu deren Auflöjung bieten werde. Dann aber 

hielt Hanfemann die neuen Minijter mohl für geeignet die rettende, 
mutige Maßregel zu vollziehen, aber für ungeeignet zur dauern- 
ben Leitung des Staates und zur Einführung der Verfaffung, 

weil fie alS überzeugte Gegner des fonftitutionellen Syitems, als 

fraffe Abfolutiften galten. Er fürdhtete, Brandenburg und Man- 

teuffel würden daS gegen fie herrichende Mißtrauen durch weit. 

gehende Nachgiebigfeit gegen die demokratiſchen Wünſche in Bezug 

1) Sanfemann, das Preußiſche und Deutſche Verfaſſungswerk. 150. 
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auf den Inhalt der Berfafjung zu entwaffnen juchen und aus 
bemjelben Grunde die Publifation einer octroyierten Verfaſſung 
übereilen, mithin aus Zeitmangel eine auch in formeller Hinficht 
mangelhafte Berfafjung ſchaffen. Nach feiner Meinung mußten 

fie, — und diejer Anficht ift Graf Brandenburg felbft geweſen“) — 
nachdem die Macht und Autorität des Königs wieder hergeftellt 
war, einem notorifch fonftitutionell gefinnten und nicht mit dem 
Mißtrauen des Landes belafteten Minifterium Pla machen. 

Es ift anzunehmen, da Hanſemann der jegige Zeitpunkt 
für ein Minifterium Vinde befonders geeignet erichienen jein wird.?) 
Db er jeine eigene Wiederberufung für möglih und wünſchens— 
mert hielt, ift nicht bekannt. Er jelbit bat fich darüber 

nicht geäußert. Von anderer Seite wurde fie allerdings erwartet. 
So ſchrieb ihm Mathy am 30. Dezember: 

„Sie, verehrier Freund, weilen nod) in mohlverdienter Ruhe; aber bei 
jeder Nachricht über neue Minifterlombinationen in Berlin erwarte id Ihren 
Namen ‚wieder aus den Gewölben der Preußiſchen Banl auf die Bank der 
Minifter rufen zu hören. Sie haben dem Baterlande ſchon zu viel geleiftet 
und geopfert, als daß es nicht neue Leiftungen umd Opfer von Ihnen verlangen 
follte. Wenn bie Zeit bed gegenwärtigen Übergangsminifteriums, weldjes bie 

Anarchie gebändigt hat, abgelaufen, wenn der Augenblick gelommen fein wird, 
wo Preußen jeine Sendung in Deutjhland erfaht und an die Spike des Reiches. 
tritt, dann dürfen Sie nicht fehlen.” 

Eine plößliche Erfranfung machte e8 Hanjemann unmöglich, 

bei dem MWiederbeginn der Sigungen in Brandenburg am 27, No- 
vember jelbjt zugegen zu jein. Da die Verfammlung durch das 
Verhalten der Linken beichlußunfähig war, jo wurde fie aufs 
neue vom 1. bis zum 7. Dezember vertagt. Hanjemann ver- 
mutete richtig, daß die Regierung während dieſer Tage den ent- 
ſcheidenden Entichluß fallen, die Auflöfung der Nationalverfamm- 
lung verfügen und unmittelbar darauf aus eigener Machtvoll- 

I, Gerlach 1, 261 und passim, 
2) Gerlach Tagebuchnotiz vom 28.Nov. (Dentwürdigleiten 1, 250), Hanſe⸗ 

mann wilnjche ein Minifterium Camphaujen-Bederath, erfcheint mir nicht ganz 
glaubwürdig, da Hanfemann nad) anderen Äußerungen Camphauſen für zu 
wenig thatkräftig hielt und Bederath nad) jeinem im September kundgegebenen 

Programm zu ſehr links jtand. 
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fommende: eıne Eeriawunz vezicıyen werte. Er iene baber ale 
Hebel iz Zezegunz zum erze llbereiiung ;u verkiiten um bie 

Beriatungsenzwärk, Ismohl des nach ik benauzien Regierungs- 
entwurres vom 2). Mai als au des Relsedicken Exutmurts ber 
Berlatungslommiiion ju vermögen. Deme er Bermuiete mit Recht, 
daij Die octroniere Ieriattung einen ber beiden Curmärte umd 

Haniemanı iprach mir Rudoli von Auerswald, der noch immer 

gute Beziehungen zum Hoi hatıe, audı mit einem Miügliede bes 
Minineriums und ıteilıe jeine Peiorgninie am 4. Dezember in 
einer Audienz dem Prinzen von Preugen mit. Bor allem idyien 

ihm die Beleirigung des allgemeinen Wahlrechis notwendig zu fein. 
Er entwari ielbit in Eile die Titel II und V der Terfaitung „Bon 
den Rechten der Preugen“ und „Bon den Xammern“') um zu 

zeigen, wie der Erlaß einer viel fontervativeren Berfaitung al: 

bie von der Kommiifion unter Baldeds Forfig ansgearbeitete 
ſehr wohl möglich jei. Rod am 5. Dezember überjandte er den 
Zitel II „Bon den Rechten der Preußen“ dem Prinzen von 

Preußen mit einem Begleiticyreiben, das mit Bezugnahme auf 
die Audienz vom vorhergehenden Tage es nochmals ausipradı, 
„daß die Zinge nicht gut gehen, wenn das dermalige Minifterium 

das Berfatiungswerf ordnet.” Acht Tage ſeien wenigſtens nötig, 

um eine gute Verfaſſung und einige gleichzeitig zu erlaſſende Ge— 

ſetze auszuarbeiten. „Grund genug, um jegt nur die Auflöfung 

zu bewirfen und nur das baldigite Erfolgen toldyer Anordnungen, 
durch welche die Imnjtitutionelle Freiheit gemwährleiftet wird, gleichzeitig 

anzufündigen.“”) Der König konnte zwar Hanjemann die erbetene 
Audienz wegen Zeitmangels nicht mehr erteilen. Er ließ ihm aber jein 

Bedauern darüber ausdrüden und ihm jagen, e3 ſei ihm lieb ge- 
weien, daß Hantemann wenigſtens dem Prinzen von Preußen, 
der am Miniſterkonſeil teilnehmen werde, feine Anfichten habe mit- 

teilen können.) 

[) Adgedrudt in „Das Preuß. u. Deutſche Berfafiungswert" S. 156ff. 
2) Gedruckt a. a. O. 162. 
3) Habinettörat Jllatre an Hanfemann 4. Dezember 1848. 



Die octropierte Verfafjung vom 5. Dez. 1848. 587 

Hanſemanns Mahnruf fam zu jpät. Am 5. Dezember wurde die 
octroyierte Verfaffung, eine nur wenig veränderte Kopie des Wal- 
dedichen Entwurfes, publiziert, freilich mit dem Vorbehalte einer - 
Revifion dur die fünftigen Kammern. Hanjemann hatte alfo 
richtig gefehen. Nur in dem Punkte irrte er, daß er die Ber- 
faffung für das Werk übereilter Entjchließungen hielt. Die Frage 
war vielmehr lange Zeit hindurch erwogen worden. Denn ſchon 
am 21. November hatte General Gerlach vom Könige den erften Ent- 
wurf der Minifter für die am 5. Dezember publizierte Verfaſſungs— 
urfunde erhalten. Gerlad; befämpfte ihn nach Kräften; er ſchlug 
vor, an jeiner Stelle den NRegierungsentwurf vom 20. Mai zu 

verkünden, wenn überhaupt eine Dectroyierung nötig jei, oder das 
Verfaſſungswerk zu vertagen. Der König jchloß fich feiner Meinung 
an und wollte anfangs nichts von dem minifteriellen Entwurf 
willen. Er verlangte zahlreiche und mwejentliche Abänderungen.!) 
Die Minifter gaben aber nur in wenigen Punkten nach und jehten 
ihren Willen durch.) „Brandenburg bat die jonderbare, aber 
nicht ganz verwerfliche Anficht,“ fchrieb Gerlach einige Zeit darauf,?) 
„daß alles, was der Köuig verjprochen, alſo namentlich der Ber- 
faſſungseid der Armee, den er jo perhorresziert, daß er bar- 
über den Abſchied nehmen will, gehalten werben muß und nur 

mit den Kammern zurüdgenommen werden darf." Aus Über- 
zeugung jollen.der Kultusminifter von Ladenberg und ber Juſtiz— 
miniſter Nintelen die liberalen Verfaſſungsbeſtimmungen befürwortet 
haben. Manteuffel entichloß fich erft nadı langem Zögern dazu, 
fie gutzubeißen,*) aber unter der VBorausjegung, daß die vorbe- 

baltene Revifion der Verfaffung ein geeignetes Mittel zur Be- 
feitigung ihrer gröbften Mängel jein werde. Auch das tröftete 
ihn, daß der König erit nach der Revifion den Eib auf die Ver- 
fafjung ablegen jollte und in dem Abjchnitt „Allgemeine Beſtim— 

I) Die Marginalnoten des Königs zum Entwurf giebt Boidhinger, 
Dentwürdigfeiten des Minifterd Otto v. Manteuffel I, ©. 47ff. 

3) Gerladj, Denkwürdigkeiten 1, 246 fi. 
%, Ebenda ©. 261. 
4, Ebenda ©. 259. 





Kritit derjelben: 589 

öffentlihen Vollsſchule wird der Unterricht unentgeltlich erteilt.t 
„Der vorftehende Grundfag, als verfafjungsmäßige Beitimmung aufgeſtellt, iſt 
nicht einmal von der jo hödjit demokratijchen franzöſiſchen Konjtituante des 
Jahres 1848 angenommen worden, weil er jelbit diefer Berfammlung zu 
demokratiich erfchienen iſt.“ — Die Prehfreiheit darf unter feinen Um— 

ftänden und in feiner Weife ... fufpendiert oder aufgehoben 
werden.) „Dah bie jtaatliche Ordnung ir ſolchen Beftimmungen unvereinbar 
ift, braucht praktifchen Staatsmännern nicht eriwiejen zu werden.“ — Die ber 
wafinete Macht befteht: aus dem ftehenden Heere, der Landwehr, 

der Bürgerwehr!) Die Erwähnung der Bürgerwehr als eines Teiles der 
bewaffneten Macht jei die indirelte Anerkennung des Grundſatzes der allge 
meinen Vollsbewaffnung im Sinne der Domokraten von 1848. — Urwahlen 
und allgemeines Stimmredit. Die verfafjungsmäßige Annahme derjelben 
ſei „nichts anderes ala die verfafjungsmähige Weihe eines Prinzips, mit defien 

Beſtehen die Monarchie, ja die Erhaltung jedes großen Staates mit irgend 
einer Berfafjungsform auf dem europäiihen Kontinent auf die Dauer unmög- 
lich iſt“. 

Unter demſelben Datum wie die Verfaſſung erſchien auch das 
Wahlgeſetz, das jedem „ſelbſtändigen“ Preußen nach vollendetem 
24. Lebensjahr das Stimmredht zur zweiten Kammer bei den Urs 

wahlen verlieh. Die erite Kammer jollte aus Zenfuswahlen ber- 
vorgeben. 

Zu den vielen, welche von einer in der Hand der Regierung 
liegenden näheren Definition des Begriffes „jelbitändiger Preuße“ 
eine Einjchränfung des allgemeinen Stimmrechtes ermarteten, ge— 
börte auch Hanſemann. Da eine ſolche Definition in dem Wahl- 

gejege jelbft nicht gegeben war, jo wollte er die Minifter zu einer 
nachträglichen Deflaration über das Wort „jelbftändig” bewegen. 
Er ſchlug dabei vor, nicht etwa gemijje namhaft gemachte Klajjen 
der Bevölferung als unjelbftändige vom Wahlrecht auszuichliegen, 

I) Die Beftimmungen über die Vollsſchulen wurden jchon durch die vevi- 
dierte Verfaſſung vom 831. Januar 1850 erheblich eingejchräntt und durch die Be— 
jiimmung (Art. 112), daß es bis zum Erſcheinen eines allgemeinen Boltsichul: 
geſetzes beim alten bleiben jolle, thatjächlich juspendiert. Das allgemeine Volls— 
fchulgefeß fehlt bekanntlich noch heute. 

2) In der Verfaſſung vom 81. Januar 1850 wurden dieſe —— 
modifiziert. 

3) In der Berf, v. 81. Ian. 1850 fehlt die Erwähnung der Bürgerwebr. 
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fondern er wollte pofitiv für felbftändig jeden erklären, der em 
gewiſſes, niedrig bemeſſenes Einfommen nachweiſen fönne ober 
irgend welchen Srunbbefig habe. Es fam ihm vornehmlich darauf 

an, gänzlich mittelloje Tagelohnarbeiter von den Wahlen jerm- 
zubalten. Er verhandelte darüber ſowohl mit Manteuffel wie 
mit Brandenburg, mobei er bejonders geltend madjte, daß auch 
die Verfafjungsfommilfion des deutſchen Parlaments eine Be 

ſchränkung des Wahlrechts vermittelft einer Deflaration der „Selb- 

fländigfeit” beabfihtige.e Manteuffel war anfang geneigt, auf 

Hanjemanns Gedanken einzugehen und verftändigte fi mit ihm 

über die dem Zenjus zu Grunde zu legenden Sätze. Branden- 

burg aber konnte fich zu biefem Schritt nicht entichließen, obwohl 

der Gedanke auch von anderer Seite angeregt wurde. Bergebens 
rief Hanjemann die Hilfe des Prinzen von Preußen an. Mit 
einem Hinweis auf die demokratiſch ausgefallenen Wahlen im 

Königreih Sachſen bat er ihn in einem Schreiben vom 13. De 
zember, doch feinen Einfluß auf die Minifter im Intereſſe eines 

guten Wahlrejultat3 geltend zu machen. Dazu gehöre auch, daß 
die Agrargefege jchnell erlaffen würden, damit die Antipathie der 

ländlichen Wähler gegen die bevorrechteten größeren Grundbefiher 
nachlaſſe. „ES ift wahrlich zum trauern, daß die günftigfte Lage, 

in der die Monardjie jih vom 1. bis 6. Dezember befand, nidt 

benugt worden ift, und daß auch jet nicht gerettet wird, was nod 

zu retten if. Die Ideen, welche Herr von Manteuffel vor einigen 

Tagen über die Definition der Selbftändigfeit hatte, fchienen jo 
gut zu fein —, ich füge fie bei, ſoviel ich mich ihrer erinnere.“ 
Der Prinz überfandte Manteuffel diejen Brief. Die erhoffte Wirkung, 

blieb aber aus.) Am 19. Dezember brachte der Staatsanzeiger 

die Mitteilung, daß es zwar nicht an Aufforderungen gefehlt habe, 

1) Das Preußiſche und Deutſche Berfaflungswert ©. 169. — Poſchinger, 

(Manteuffel 1, 67) teilt den Brief Hanfemanne an den Prinzen umd feine 

Aufzeihnung über Manteuffels beabfichtigte Definition des Wortes „felbftändig” 
im Rortlaute mit. Konzepte diefer Schreiben finden fi in Hanfemanne Privat: 

alten nicht, wohl aber eine in der Form verfchiedene, inhaltlich gleiche Definition 
von „felbitändig”. 
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an die Beantwortung der Frage, was unter „jelbitändig“ zu ver- 
ftehen jei, weitgreifende Bejchränfungen der aktiven Wahlbefähigung 
zu knüpfen, dab aber die erforberliche Begriffsbeftimmung der 
politifchen Selbitändigfeit nur im Wege der Gejeggebung bemirft 
werben dürfe, die auf die zu erwartenden Belchlüffe der deutichen 
Nationalvertretung Rücficht nehmen werde. Bis dahin fei jeder 
als jelbftändig zu betrachten, ber frei über feine Perſon und fein 
Eigentum verfüge. 

Als Hanfemann fich von Brandenburg nad) dem vergeblichen 
Verſuch, ihn für feine Anficht zu gewinnen, verabjchiedete, ſagte 
diefer: „ES jcheint, daß Sie ein Erzfonjervativer find und id) 
feine Courage habe.“') In der That hatte Hanjemann gegen die 
Verfafjung vom 5. Dezember und gegen das Berfahren der Mi- 
nifter in Bezug auf fie dieſelben Bebenfen geltend gemacht, welche 

auch der König und Gerlach gegen fie vorbrachten, freilich mit dem 
weientlichen Unterjchieve, daß Hanſemann die diesſeits der von 

ihm gezogenen Grenze liegenden politiichen Freiheiten als eine fojt- 
bare, nie preiszugebende Errungenjchaft betrachtete, während 
Friedrich; Wilhelm und Gerlad) auch auf fie mit Schmerz; und 
Widermwillen als auf eine erzwungene Konzelfion an die Revo— 

Iution berabblidten. Seinen ehemaligen liberalen Grundſätzen 
war Hanjemann in feiner Weile untreu gemorden. Aber feine 
Dppofition gegen die Demofratie nahm einen immer jdhärferen 
Ausdrudan, und da er in der deutichen Frage auch die Haltung der 
Liberalen jchonungslos verurteilte, jo zählten ihn viele von jeßt 
an zu den Konjervativen, die ihrerſeits wieder nichts von ihm 
willen wollten. Die Zeit der Iſolierung begann.?) 

Hanjemanns Stellung zu den brennenditen Fragen ber inneren 
und auswärtigen Politik dedte ſich eben mit feinem Programm 

1) Gerlach, Dentwürdigleiten, 1, 260. 
2) Als anderthalb Jahre darauf Walter Rogge (unter dem Pjeudonym 

R. Walter) ein Buch „Barlamentarifhe Größen“ herausgab, dejien eriter Band 
die Konfervativen, defien zweiter die Liberalen behandelte, wies er Hanſemann, 
aber auch Camphaufen, Dahlmann und Binde ihren Plag im erfien Bande 
neben Gerlach, Stahl und Rabomwig an. 
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der großen politiihen Parteien Bon jedem dieier Programme 

wichen ieine ielbitändigen Ankdsen gerade io weit ab, dab ihm 

möglih wurde Die äuterte Rechte und äukerie Sinfe fomnten 
für ihn überhaupt nicht in Berradı fommen, obwohl ieine Ab- 
neigung genen Franfiurt eine breite Berührungsilähe mit der 

eriteren bot. Er mar aut die Mittelparteien angewieien, auf bie 
gemäßigı Ziberalen und gemäßigt Xomiervativen, die “iberal-on- 
iernativen oder Konititutionellen, wie fie mangels einer zutreffenden 
Barteibezeihnung wohl genannt wurden. Aber bie Übereinitim- 
mung mit ihnen eritredte fi) doch nicht über Die ragen der 
inneren Xolitif hinaus; in der deutichen Frage itanden fait alle 
feine Freunde zur Erbfaijerpartei in Franffurt. der Haniemanı 
immer entichlofiener gegenübertrat. Deutlidh zeigı der fortgeſetzte 
Briefwedhiel mit Haym, wie die Fntfremdung von ſeinen perion- 
lien und politiiden Freunden in Frankfurt durch die unbe 

dingte und fratie Berurteilung des geiamten Gebahrens der dortigen 
Bolfsvertreier zum völligen Bruch auszumadien drohte. 

Um die Jahreswende 1848/49 betrieb Haniemann mit ver- 
ftärftem Eifer wieder die Gründung der „Konftitutionellen Zeitung“. 

Es handelte ih darum, die von der Regierung verweigerte Sub- 
vention!) auf anderem Wege zu beichaffen. Er gründete zu dieſem 

Zwed eine Aftiengeiellihaft, die Anteilicheine zu 500 Thlr. aus: 

gab. Hier zeigte er aufs neue fein außerordentliche organi- 
fatoriiches Geihid. Binnen weniger Wochen waren 95000 Thlr. 

zujammengeflojien. Am 2. Januar 1849 wurde der Geſellſchafts⸗ 

vertrag unterzeichnet und Karl Weil aus Stuttgart zum Redakteur 

beitellt. Ein Kontrollausihuß von drei Perſonen, unter ihnen 

Hanfemann, jollte den geichäftlichen Teil des Unternehmens beauf- 
fihtigen. Dem Redakteur war im Rahmen des veröffentlichten 

Progranıms freie Hand gelaſſen. Dieſes betonte die Nor— 
wendigfeit jtaatlicher Ordnung und einer Träftigen Regierungs- 
gewalt ebenjo nachdrüdlich wie die der politifchen Freiheit. Im 

1) ©. ©. 528. 



übrigen bejchränfte es fidh, weil die Konititutionelle Zeitung 
das Drgan aller Mittelparteien jein jollte, auf allgemeine 
Wendungen und verzichtete namentlich in der deutjchen Frage, jo 
lange die Verhältniſſe noch völlig im Fluß waren, auf eine pofitive, 
präzis gefaßte Darlegung des zu vertretenden Stanbpunftes. Das 
Unternehmen war wie alles, was Hanjemann jet in die Hand 

nahm, in großen Dimenfionen gedacht und angelegt. Die Kon 
ftitutionelle Zeitung ſollte das vornehmite, gebiegenite und reich— 
baltigfte Blatt in Deutichland fein und, mie der Aufruf an Die 
Teilnehmer der Geiellichaft andeutete, eine europäifche Bedeutung 
in ber Art der Times und des Journal des d&bats gewinnen. 
Auch der umterhaltende und wiſſenſchaftlich-belehrende Teil jollte 
den höchſten Anforderungen an eine gute Zeitung entiprechen. 

Am GEröffnungstage der Kammern, dem 27. Februar 1849, 
wurde die erite Nummer ausgegeben. Hanſemann durfte jtolz 
darauf jein, in jo furzer Zeit ein jchwieriges, und, wie er hoffte, 
nugbringendes Unternehmen begründet zu haben. Freilich wurde 

jeine Freude etwas herabgeftimmt, wenn er daran dachte, dab 
dod) nicht eigentlich das Programm und politifihe Intereſſen die 
Teilhaber zu den Aftienzeichnungen bewogen hatten, jondern daß 
im wejentlichen jein Einfluß als Chef der Preußiichen Bank be- 

ſtimmend gemwejen war. An ungefähr 500 Perjonen waren bie 
Aufforberungen ergangen, großenteild durch Permittelung der 
Preußiihen Banf und ihrer Filialfontore; 112 hatten ihmen 
durch Zeichnungen entiprochen, faſt ausschließlich Kaufleute, Banfiers 
und Kabrifanten, die dem Chef der Bank fich gefällig ermweijen 
wollten oder ein von Hanjemann geleitetes Unternehmen von vorn- 

herein für rentabel hielten!) Der Natur der Sadje nach fonnte 

I) Dem Geh. Kommerzienrat W. Beer in Berlin, der feine Beteiligung in 
einem verbindlichen Schreiben abgelehnt hatte, weil das Geld doch ü fond perdu 
gegeben werde, antwortete Hanfemann am 15. Januar 1849: „erabe wenn das 
Unternehmen, wie Sie es anjehen, im finanzieller Hinficht gewagt iſt, fo 
haben die vermögenditen Leute das größte Intereſſe e8 zu begründen, imfofern 
davon eine Stüße für eine gute Negierung zu erwarten iſt. Wie wollen Sie 
denn fähige, mutige Minifter Haben, die ihre Kraft, ibe Vermögen der Erhaltung 

Bergengrün, David Hanfenann. 38 



erinnert, daB te im legen Grunde übereinktimmende Prinzipien 

zugegeben hätte, uud daB jegt nur noch die Grambitewertrage zwiſchen 
ihnen ftehe, über die aber auch eine Berkändigung nicht ansge 

es fi) um den Kampf gegen die Yinfe handele, zujammenfteben. 
Er würde es für einen politiidhen Fehler halten, „wenn die fon- 
ftitutionell gefinnten großen Gutsbefiger nicht eifrigft ein Blatı 

unterftügten, was, mit ausgezeichnetem Talent redigiert, den poli- 

tiſchen Fanatifern, den Anardjiften, den Idealiſten und allen den 

unflaren Köpfen, die das Baterland verderben, entgegentreten 

wird“. Arnim lehnte die Beteiliguygg mit dem fühlen Bemerten 
ab, das Programm der neuen Zeitung jei jo allgemein gehalten, 

daß innerhalb desfelben jehr dDivergierende fonftitutionellemonardhifche 

Grundfäge und Tendenzen Pla finden könnten und fait alle 
größeren Zeitungen, die Kölnische, die Speneriche und die Voſfſiſche 

es unterjcdhreiben würden.?) 

Richt minder deutlich war die Abjage der meiter links ftehenden 
xiberalen an Hanfemann, die fich in dem Ausfall der Kammer- 

wahlen zeigte. Es war eine fchmerzlihe Enttäufchung für ihn, 

des Staates opfern, wenn die vermögenden Berfonen nicht einmal fo viel them 
wollen, das fehlende Mittel zur Unterftügung folder Mintfier zu ſchaffen? Soll 

ed wieder geben wie im vorigen Sabre, wo die Regierung feine einzige ge: 

ſchickte und kräftige Stübe in der Preſſe hatte?“ 

) Nur der Geh. Oberfinanzrat v. Rabe, der bald darauf Finanzminifter 
murbe, zeichnete eine Altie. 

9) Sanfemann an Graf Arnim 12. Januar 1849. — Graf Arnim an 
Danfemann 6. Yebruar 1849. 
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daß er bei den Wahlen zur zweiten Kammer in Montjoie, mo er 

früher jehr beliebt gewejen war, durchfiel und in einigen anderen 
Mahlfreifen feine Kandidatur zurüdgezogen werben mußte, meil 
er zu unpopulär war. Daß er dann in Montjoie und vier 

anderen Wahlfreijen für die erite Hammer gewählt murbe, 
tröftete ihn doch nur wenig, Er nahm das Mandat für 
Düffeldorf und Duisburg an. Auch Gamphaufen, R. von 
Auerswald, Milde und Gierfe gelangten neben Wertretern ber 
änßerften Rechten wie Profeffor Stahl und Oberlandesgerichts- 
präfident Ludwig von Gerlah in die erite Kammer. In der 

zweiten Hammer jaßen von früheren Miniftern Graf Arnim, 
Bodelichwingh, Graf Schwerin und Alfred von Auerswald. „ch 
in der Bairsfammer und Graf Arnim-Boitenburg in der Volks— 
fammer!!” jchrieb Hanſemann am 10. Februar an Haym. 
„Iſt das nicht komiſch umd recht bezeidinend für die Zuſtände 
von 1849 7“ 

Nachdem die Regierung von dem ihr nad) der vetroyierten 
Verfaſſung zuftehenden Recht, in Abweſenheit der Kammern bei 
dringenden Fällen Verordnungen mit Geſetzeskraft zu erlaflen, 
einen nicht gerade ſparſamen Gebraud; gemacht hatte und auf 
ſolche Weile die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarfeit, Die 
Finführung des Schwurgericht8 und der allgemeinen beutichen 
Mechjelordnung verfügt hatte, wurden am 26. Februar 1849 die 
Kammern eröffnet. Der Charafter der beiden Verfammlungen ließ 
fih anfangs nur jchwer feftitellen. Die Parteigruppierungen 

wechielten im den verjchiedenen Fragen. Allmählid zeigte es fich, 
dab das fonjervative Element in der eriten, das liberale mit allen 

jeinen Schattierungen bis hinab zur Demokratie in ber zweiten 
Kammer übermwog. 

Die Ergebnifje der Seſſion waren nicht bedeutende und 

fonnten es auch nicht jein, weil fie zu kurze Zeit mährte. Syn 
beiden Kammern wurden die großen Fragen ber inneren und 
auswärtigen Bolitif, politifche Freiheit und nationale Ein- 
beit, mit einer bemwunderungswürdigen Beredjamfeit und beiligem 
Eifer während der Adreßdebatte erörtert, die etwa drei Wochen 

38° 
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und der unbrauchbaren Reichsverfaffung drängen laffen. In der 

Kammer nicht zu Worte gefommen, ließ er min, um dem preit- 
Bifchen Wolfe über die mit der Annahme der Reichsverfaffung ver- 
bundenen Gefahren die Augen zu öffnen, noch im April die in 

wenigen Tagen verfahte Schrift „Die deutiche Verfaſſung vom 

28, März 1849, Mit Anmerkungen.” erfcheinen.!) Sie beitand 
in einem wörtlichen Abdruck der Reichsverfaffung, die durch achtzig 
Anmerkungen zu ben einzelnen Artifeln näher beleuchtet wurde. 
In einem acht Seiten langen Sclußwort gab Hanſemann dann 
eine Zujammenfaflung der Kritif und eine furze pofitive Dar- 

legung jeiner Anfichten über die für einen Bunbesftaat erforder 
lichen Kompetenzen ber Reichögewalt. 

Die Schrift wurde ſofort unter alle Abgeorbneten verteilt, 

erlebte in einem halben Jahre jechs Auflagen und war ſchließlich in 

etwa 25000 Eremplaren verbreitet. Hanjemann ftellte im Dftober 
1849 fejt, „daß wenigftens in der Hauptſtadt und in den öftlichen 

Provinzen diefe Schrift weſentlich dazu beigetragen babe, ben 
Enthufiasmus für die Annahme der Berfaffung und der Kaiſer— 
würde abzufühlen, den Inhalt der Verfaſſung bekannt‘ zu machen 
und die Gefahren ihrer Annahme zu verdeutlichen“. Seine 

Gegner, die Vertreter der Erbfaiferidee, haben ohne jede Ein- 
Ichränfung die Wirfung der Schrift als eine tiefgreifende, verhäng- 
nispolle bezeichnet und das vollftändige Miklingen des Frankfurter 
Verfaffungsmwerfes zum Teil auf ihre Rechnung gejeßt.?) 

Fragen wir, was denn eigentlich der Schrift Hanjemanns, 
deſſen jchriftitelleriiche Erzeugniſſe doc ſonſt meiteren Kreiſen 
keineswegs leicht verſtändlich wurden, dieſen außerordentlichen Er— 

1 Die deutſche Verfaffung vom 28. März 1849. Mit Anmerkungen von 
David Hanjfemann, Abgeordneten der Erjten Hammer. 74 Seiten. 1.—6. Auf: 

fage. Berlin. 1849, 
2) Haym am Hanjemann, 22. Mai 1849: „Es ift wahr: die Prophe- 

jeiungen Ew. Exzellenz find größtenteils eingetroffen; aber es iſt nicht minder 
wahr, daß fie zum Zeil deshalb eingetroffen find, weil Ew. Erzellenz jelbjt in 
diefer Richtung der Bereitelung unferer Bläne gewirkt haben.“ — BDunder, 
Zur: Geſchichte der deutſchen Reichsverſammlung in Frankfurt. (1849). ©, 112 
und ©. 119, 
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folg verichaffte, jo werden wir den Grund in der Faßlichkeit und all- 

gemeinen Zugänglichkeit der vorgebradhten Argumente ſuchen müfſen. 
Die Gegner des Frankfurter Einigungsmwerfes wurden durch fie in ihrer 
Überzeugung beftärkt, die Xauen und Gleichgültigen, die ſich bisher nich 
um dasjelbe gefümmert hatten, gegen die Berfallung eingenommen. 
Sodann mußte die außerordentliche Nüchternheit, welche ab: 

fihtli) auf jeden Ausdrud einer wärmeren Teilnahme an dem 

Einigungswerk verzichtete und unbarmherzig alle nur irgend mög- 
lihen ichlimmen Folgen, weldye die Annahme der Berfaflung 

“haben fonnte, im einzelnen ans Licht zog, Eindrud machen, nad)- 

dem daS Publikum Monate hindurch durch optimiftiiche und meiit 

abftrafte Erörterungen über die eigentlihen Schwierigfeiten bin- 

mweggetäujcht worden war. In eriter Linie betonte Hanjemann, 

daß Preußen nad Annahme der Reichsverfaſſung aufhöre ein in ſich 

jelbft ruhender, auf jeine eigene Macht geftübter Staat zu jein, daß es 

ebenfo wie die Kleinftaaten mebdiatifiert und daß das preußifche 

Minifterium auf das Niveau einer Bezirksregierung herabgedrüdt 
werde. Er provozierte damit das preußiiche Selbitgefühl, den preu- 

Bifchen Stolz, die preußiiche Staatsgefinnung zum Widerſpruch gegen 

eine Berfafjung, welche der Macht Preußens feine Rechnung trug. 

„Herr Hanjemann bat den Ruhm,” fagte Mar Dunder entrüftet von 

ihm, „in feiner Schrift über die Frankfurter Reichsverfaſſung dem 

ſpezifiſchen Preußentum feinen klaſſiſchen Ausdrud verliehen zu 

haben.” Es mar aber mwirflich in der Verfaſſung zwiichen Preußen 

und dem winzigften der Kleinftaaten nicht der geringjte Unterjchied 

gemadt. Zwar murde Friedrih Wilhelm zum Kaiſer gewählt. 

Nach der Verfaſſung war das aber ein zufällig hinzutretender, 

äußerer, für das Weſen und den Inhalt der Verfaſſung irrele- 

vanter Umjtand. Die Wahl hätte nad) den Berfafjungsbeitim- 
mungen aud auf einen anderen Fürften fallen fönnen; die Vor—⸗ 

zugsftellung Preußens mar in ihnen gar nicht erwähnt. Daher 

hatte Hanſemann gar nicht jo unrecht, wie e8 ihm feine Gegner 

vorwarfen, wenn er dementiprehend auch in jeinen Anmerkungen 

zur Berfaflung die auf den König von Preußen gefallene Kaifer- 

wahl nicht berüdfichtigte und dadurch die „NMediatifierung“ 



Preußens in noch ſchwärzerem Xichte ericheinen ließ. Erſt im 
Schlußworte fam er auf das Ergebnis der Wahl zu ſprechen. 

Zweierlei Borwürfe waren es, die Hanjemann in der Haupt- 
ſache gegen die Frankfurter Reichsverfaffung erhob. Sie war ihm 

zu unitarijch und zu demofratiich: eriteres, weil die Kompetenzen 

ber Reichsgewalt über das notwendige Maß ausgedehnt, ja faſt 
Ihranfenlos waren und die Einzeljtaaten an der ReichSregierung 
gar nicht beteiligt wurden; leßteres, weil das Volfshaus aus dem 
allgemeinen und direkten Stimmrecht hervorgehen jollte und meil 
er die jechzig Paragraphen der Grundrechte ihrer Zahl und ihres 
Inhalts wegen „als ein Beförberungsmittel der ftaatlihen Auf- 
löjung oder der Anarchie“ betrachtete, „indem mitunter ftatt der 

Freiheit die Ungebundenheit zur Regel gemadjt wird und der ein- 
zelne Staat, alſo auch Preußen, nicht diejenigen Änderungen vor- 
nehmen darf, melde er zur Aufrechterhaltung der ftaatlichen 
Ordnung und zur Begründung des Wohlſeins und der Zufrieden- 
beit der Unterthanen bedarf.“ Er ſah ganz richtig, daß der 

Schwerpunft des Reiches nad) der Beſchaffenheit der Berfajjung 
und den Abfichten ihrer Urheber im Vollshauſe liegen werde und 
ließ fich meiter von der unbeftrittenen Borausjegung leiten, daß 

der Kaiſer jtreng parlamentarijch zu regieren haben werde. Er 
werde aljo jein verantwortliches Minifterium nad) den Wünfchen 
des Vollshauſes zujammenjegen müfjen, in dem die Preußen ebenjo 
mie im Staatenhaufe nur die Minorität bildeten. Die bereits vor- 
bandene Abneigung gegen Preußen, urteilte er weiter, lönne aber 
durch die unitarifchen Beitimmungen der Berfaffung nur noch gefteigert 
werden und das Bolfshaus werde danf dem allgemeinen Wahl- 
recht eine ultrademofratifche Zujammenjegung haben. Aus dieſen 
Vorderjägen folgerte Hanjemann, daß der Preußen durch die 
Kaiſerwahl zufallende Machtzumachs wieder verloren gehe und daf 

Preußen troß berjelben in Gefahr ftehe, mediatifiert zu werben. 
Denn der Kaiſer jei wegen der Abhängigkeit feines Minifteriums 
von einer vermutlich antipreußiichen demofratiichen Parlaments- 

majorität nicht in der Lage die politifchen Bebürfniffe Preußens 
ausreichend zu berüdfichtigen und ein unlösbarer Konflitt zwiſchen 
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Kaifer und König, zwilchen Laiferlid-beutihem und föniglidh- 
preußiihem Minifterium ſei gegeben. 

Diefe Beweisführung war einleuchtend und überzeugend. Die 
preußiihen Anhänger der NReichsverfafiung konnten wohl die eine 

oder andere Borausjegung Hanfemanns in Jmeifel ziehen, im 
legten Grunde aber doch nur darauf bauen, dab die Idee der 
Einigung Deutichlands mit preußiicher Spige ftarf genug fei, um 
fi trog der mangelhaften Berfafiung irgendwie durchzuſetzen 
und über die entgegenftehenden Schwierigfeiten zu triumpbhieren. 

Den fritiiden Zweifeln und der Berftändigfeit Hanſemanns 
ſetzten fie den Glauben an die Macht des nationalen Gedankens 

entgegen. Den Erbkaiſerlichen war die Einheit Deutichlands ge- 
wiffermaßen ein fittlihes Bebürfnis, ein deal, deſſen Wert 

jenjeit8 aller materiellen und rein praftiichen Fragen lag. Für 
Hanfemann hatte fie doc vorwiegend deshalb Wert und Inter⸗ 

effe, weil fie den materiellen Erforderniffen eines gejunden Wirt- 

Ihafts- und Staatslebens beſſer als ver bisherige Zuftand 
gereht werden fonnte Daher vermißten jene von ihrem 

idealen GefichtsSpunfte aus bei Hanjemann kühne Gedanken 

und eine großartige Auffafiung von Preußens beutichem Be- 
ruf. Sie erhofften von der Annahme der Kaiſerwürde eine 

unermeßliche Zunahme der Macht Preußens und feines moralijchen 

Anfehens. Ihnen mar Preußen nod fein fertiger Staat, 

der für immer in feine jetzigen Grenzen eingeichloffen blieb; 

fie befeelte ein vorwärts drängender Ehrgeiz. Aus Hanfemanns 

Schrift glaubten fie nur die Bejorgnis oder den Wunſch heraus- 

lefen zu können, daß Preußen bleiben möge, mas e3 jei, ein 

jaturierter Staat, der feine Machterweiterung nur in der Zunahme 
and Befeftigung des natürlichen Einfluffes auf die Nachbarn zu 

fuhen babe. m Wahrheit mollte freilid auch Hanjemann 
Preußen an die Spige eines fefter geeinten Deutichland bringen. 
Aber er dachte in feinem Alter ruhiger über die Sache und un- 

leugbar fette er dem Ehrgeiz Preußens engere Grenzen als feine 
Gegner, die von Mediatifierung oder Annerion der Fleineren 
Nachbarſtaaten träumten. 
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In fünfzehn Punkten behandelte Hanjemann am Schlujje der 
Schrift die Kompetenzen, welche er der Reichsgewalt geben 
wollte. Sie umfaßten allerdings meiſt diejelben Gebiete, welche 
ihr auch die Reichsverfaſſung zumies, aber ftetS in einer Beichrän- 
fung, welche den Kinzelftaaten einen größeren Spielraum zur 
Berhätigung eigenen und jelbitändigen Lebens ermöglichte. 
Über die Form der Zentralgewalt, die er „ſtark und dauer- 
baft“!) wünſchte, ſprach er fich an dieſer Stelle nicht aus. Er 
jollte bald darauf eine andere Gelegenheit dazu finden. 

Nach faft dreimöchentlihem Schwanfen erflärte die Regierung 

in ben Kammern, dab das Minifterium dem Könige die unbedingte 
Annahme der Reichsverfaſſung nicht empfehlen könne, dieſelbe 

vielmehr von vorausgehenden Änderungen abhängig gemacht werden 
müffe. Die zweite Kammer antwortete darauf mit dem auf Nod- 
bertus’ Antrag gefaßten Beichluß, daß die Neichsverfaflung als 

gültig anzuerfennen jei. In der erften Kammer dagegen forderte 
Danjemann aufs neue die Einſetzung einer Kommilfion, um zu 

prüfen, wie weit die in jeinen Anmerkungen enthaltenen Bedenfen 

gegründet feien. Diesmal ging der Antrag durch (23. April). 
In der Kommilfion, deren Beratungen auch ein Negierungs- 
vertreter beimohnte, fand Hanſemann Gelegenheit, jeinen Stand- 
punkt nach allen Seiten bin zu erläutern und zu prägifieren. Die 
Mehrheit wollte anfangs doc; noch zur Annahme der Berfajlung 
raten: ihre Ablehnung drohe ſchwere Gefahren und revolutionäre Er- 
ſchütterungen heraufzubeichwören. Eine nachträgliche Verfaſſungs— 
revifion im Eonjervativen Sinne, wenn nur der König erſt die 
Verfaflung und die Kaiſerwürde angenommen habe, jchien ihr jo gut 
wie ficher zu fein, denn das Neichsminifterium in Frankſurt hatte 
erflärt, die formelle Gewähr für eine ſolche übernehmen zu können, ?) 

1) Won mehreren Seiten wurde ihm der Widerſpruch vorgehalten, ber 
zwiichen dieſer Forderung und jeiner Bemängelung des Unitariämus der Vers 
jafjung fiege. Mit Unrecht. Innerbalb beicheidenerer Kompetenzen gegemüber 
den Einzelftaaten verlangte er eine Kräftigung der Zentrafregierung gegenüber dem 
Vollshauſe und den demofratifchen Elementen des Verſaſſungslebens 

4, Sybel 1, 812. 
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tiefen Gegenjages ihrer politiichen Grundanjchauung 
Rat und feine Mitwirkung dankbar een Mantenffel 
bat ihn am 30. April zu einer vertraulichen Beiprechung über 

ein neues Wahlgejeg für die zweite Kammer mit einigen anderen 
Abgeordneten zu fih. Man einigte fich in diefer Konferenz über 
die DOctroyierung eines neuen Wahlgejeges, welches die Wähler 
in drei Zenfjusflaffen einteilte. Das Geſetz wurde am 30. Mai 
publiziert. Nur mit dem Verlangen einer Definition des Begriffes 
ver Selbitändigfeit drang Hanjemann jest ebenjomenig wie im 
Dezember des vorigen Jahres dur. Dieſes Mal lag aber die 
Gefahr, der begegnet werden jollte, in der entgegengejegten Rich» 
tung. Da die Fraftionen der Linken, welde die Detroyierung 

des Wahlgejeges für verfaſſungswidrig hielt, fich an den Wahlen 
nicht beteiligten, jo befürchtete Hanjemann mit Recht, daß wenn der 
Begriff der Selbitändigfeit nicht genauer begrenzt werde, die Groß— 
grumdbefiger und Fabrifanten ihren Einfluß auf die große Maſſe 
der wirtichaftlich von ihnen abhängigen Wähler zur Bildung einer 

reaftionären Mehrheit mit Erfolg benußen würden. Seine Boraus: 
ficht täufchte ihm nicht. Die am 7. Auguft zulammentretende 
Bolfsvertretung war fajt minijterieller als die Miniiter. 

Völlig einverftanden mit dem Könige und dem Minifterium 
war Hanſemann darüber, daß, nachdem das deutiche Verfaſſungs— 
werf, wie er es fchon im Herbſte 1848 vorhergejagt batte, ge- 
icheitert war, die preußijche Regierung die Einigung Deutichlands 
auf einer praftiicheren und jolideren Grundlage herbeizuführen die 
Pflicht und den Berufhabe. Aber über die Anerkennung diejer Preußen 
obliegenden Aufgabe ging das Cinverjtändnis doch nicht hinaus, 

Hanjemanns Ziel und der Weg, den er einjchlagen wollte, waren 
ganz andere, als die, denen die Negierung jebt zuftrebte. Die 

Erfahrungen des legten Jahres beitärften Hanſemann in der Über- 
zeugung, daß nur auf dem Wege, den er bereits in Heppenheim 
empfohlen hatte, eine haltbare und zunächft befriedigende Einigung 

zu erreichen jei. 
Unummwunden und flar hat er fich über das, was er wollte, 

gegen den bayeriihen Minifter v. d. Pforbten in einem Briefe 





jest jeinen Abfchied, meil der König die definitive Ablehnung der 
Reichsverfaſſung ohne jede vorausgehende Berftändigung mit ihm 
hatte verfündigen laſſen. Dadurch trat ein Vakuum ein, das 
weder der Minifterpräfident Graf Brandenburg mit feinem fchlichten 
Soldatenveritande, noch der biegjame, begabte Mintjter des 
Innern v. Manteuffel und am allermenigjten der unfähige 

Minifter des Auswärtigen Graf Arnim-Heinrichsborf, jeit dem 
Februar der Nachfolger des Grafen von Bülow, auszufüllen 
vermochte. Da berief der König zu jeiner Beratung für 
die deutſche Frage jeinen Freund, ben General von Radowih, 
damals Abgeorbneten in Frankfurt, nach Berlin, der nun, ohne 
verantwortlicher Minifter zu jein, der eigentliche Leiter der deutſchen 
Politik Preußens wurde. Der über dem Gharafter und den po- 
fitiichen Grundſätzen dieſes rätielhaften Mannes ruhende Schleier 
ift noch heute nicht völlig gelüftet. Die merfwürdigiten Gegen- 

ſähe, deuticher und preußiſcher Patriotismus, ultramontane Ge— 
finnung, ein ſcharfer mathematijch geichulter Verftand und roman- 
tiiche Unklarheiten aller Art maren im ihm vereinigt. Dieſe 
Miſchung verjchiedenartiger Eigenjchaften mochte ihn wohl vor- 
nehmlich dem verwandten Gemüte des Königs teuer und wert 
machen. Alle aber, denen er perjönlich nicht nahe ſtand, waren 
von grenzenloiem Miktrauen gegen dem unergründlichen Staats- 
mann erfüllt. Daß er jeßt der einflußreichite Natgeber des Königs 
wurde, ftieß bei allen Patrioten, liberalen wie fonjervativen, auf 
einhelligen Widerſpruch. Vollends Hanſemann mar die Perjön- 
lichfeit des Generals unveritändlic und unſympathiſch. Bon jeinem 
unflaren und unpraftiichen Wejen bejorgte er mit vollem Recht 
das Schlimmfte. Er bielt die Stellung und den Einfluß Radowitz' 

für eine nationale Kalamität. 

Um 28. April wurden gleichzeitig mit der Ablehnung der 

Reichsverfaflung alle deutichen Regierungen zu Konferenzen über 
die Begründung eines deutjchen Bundesftaates nach Berlin ein- 
geladen. Preußens Lage war die benfbar günitigfte, da Die 
Mittelftaaten zur Bewältigung der Aufftände, welche angeblich die 
Durhführung der Reichsverfaflung bezwedten, auf: preußiiche Hilfe 
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praftifcher und ſchädlicher Grundrechte. Thöricht und verhängniß- 
voll erſchien ihm ſchließlich, daß mn feierlich verſprechen 
wollte, die Franffurter Reichöverfaffung auch ihrem Projekte zu 
Grunde zu legen und einen fonftituierenden Reichstag einzuberufen, 
während doch alle8 darauf anfomme, für das den Umſtänden 

nad) zwedmäßigite Verfahren freie Hand zu behalten. 
Mieder war es der Prinz von Preußen, an den fich Hanſe— 

mann mit dem Ausdruck jeiner Bejorgnis wandte. Er machte 

auf die Ähnlichfeit der jegigen günftigen Lage der Regierung mit 
der im Dezember 1848 aufmerfiam. Damals jei es leicht ge- 
weſen, die immeren Angelegenheiten Preußens in fonjervativem 
Sinne endgültig zu ordnen; man habe aber nur einen proviforischen 

Zuftand geichaffen. „Und wiederum,“ ſchloß er — ſo ſcheint 

es mir —, werden die Dinge jo angefaßt, daß man nicht definitiv 
ordnen, ſondern wie im Dezember die Verlegenbeit nur hinaus- 
ichieben und die Dinge präjudizieren wird.“)) Bald darauf war 
er mit feinem Berfaffungsentwurf ?) fertig und überjandte ihn dem 
König, dem Prinzen, den Miniftern und Radowitz.) ALS leitende 
Gedanken bezeichnete das Vorwort: 1. Bruch mit den ultra- 
bemofratiichen Prinzipien und Befriedigung des im vernünftigen 
Teil der Nation herrſchenden fonjtitutionellen und deutichen Sinnes; 
2. Befejtigung der ftaatlihen Drbnung durch die Bundesverfaſſung; 
3. Repräjentation ber Eingzelregierungen in der Bundesregierung 
nad) dem Verhältnis ihrer Macht. 

Diejen Leitſätzen entiprechend find in Hanſemanns Entwurf 
die „Grundrechte“ befeitigt. An Stelle der jechzig fie behandelnden 

PBaragrapben der Frankfurter Reichöverfaflung treten bier nur drei 
mit der Überjchrift „Gewähr bejonderer Rechte“; nur die unent- 
behrlichften Freiheitsrechte werden erwähnt: freie Preſſe, Verbot 

1) Hanfemauın an ‚den Bringen von Preuben 8. Mai 1849, Faft voll: 
händig, jeto ohne Emwähnung des Ahrefiaten gebrndt in „Das Pr. u. Deutiche 
Berjafjungswerl“ ©. 227. 

2) Bedrudt a. a. D. ©. 187—228. 
a a an 

erhalten. 





Repräfentation der Regierimgen im Bundesrate. 609 

zu dienen. Dazu war er zu rajch angefertigt. In vielen Einzel- 
punften wollte Hanfemann nicht nur andere Faflungen, ſondern 

auch erhebliche Verbefjerungen und Änderungen des Inhalts gerne 
zugejtehen. Hanjemann beabfichtigte vielmehr nur eine Anregung zu 
geben, zu zeigen, daß ein füderativer Bundesſtaat mit Eonjer- 
vativen Verfaſſungsgrundſätzen an Stelle des bisher allein als 
jelbftverftändlich vorausgeſetzten unitartichen Bundesſtaates auf 
bemofratijcher Grundlage möglich jei. 

Preußen befand fich jebt im Mai 1849 nach jeder Richtung 
bin in einer weit befjeren Lage als im Dftober 1848. Dem trug 

Hanjemann in feinen Vorjchlägen Rechnung. Er bielt jest mehr 
für erreichbar als damals, daher jollte, im Gegenſatz zu den Bor- 

ſchlägen in feiner vorjährigen Schrift „Die deutiche Berfajlungs- 
frage” der geplante engere Bund, ber „Verein deutſcher Staaten”, 
von jeder Eimwirfung Ofterreichs befreit fein. Von einer Ver— 
tretung Dfterreichs im Yundesrate war hier nicht mehr die Rede. 
Sodann näherte fich Hanſemann der dee des erblichen Oberhaupts 
infofern, als dem VBorfigenden des Bunbdesrats, dem Könige von 

Preußen, einige, wenn auch jehr wenige, jelbitändige Erefutiv- 

befugniffe eingeräumt wurden. Doch bleibt der linterjchieb 
zwifchen jeinem „Negenten” und dem „Raijer” der Frankfurter 
ein jehr erheblicher. Unzweifelhaft ift Hanjemann der allein mög- 
lihen Löſung der jchwierigen Oberhauptsfrage dadurch um einen 
bebeutungsvollen Schritt näher gelommen, daß er zwar ein erb- 

liches Oberhaupt vorſah, diefem aber den Charakter eines den 
Bunbesftaat regierenden Herrichers nahm, indem die eigentliche 
Regierungsgewalt der NRepräjentation der Einzelvegierungen, dem 
Bundesrat, überwiejen wird. Daß diefer Regierungsapparat jehr 

ichwerfällig arbeiten merde, gab Hanjemann ohne weiteres zu; 
doch meinte er, daß die Kompliziertheit der Berfaffung ein jedem 
Bundesſtaat, in dem die Gliedftaaten noch ein jelbftthätiges Leben 
führen, naturnotwendig anhaftendes Übel ſei. Erheblicher ift ein 
anderer Einwand. Hanſemann ließ fi) von der richtigen Anficht 
leiten, daß alle Regierungen an der Zentraltegierung nach dem 
Berbältnis ihrer Macht beteiligt jein müßten, aaa aber alles 

Bergengrün, David Hanſemann. 
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beſondere, daß die deutſche Verfaſſung das Mittel fein müſſe, um 
die Fehler der preußiſchen unwirſſam zu machen. Bon ſeinem 

Entwurf ſagte er, daß derſelbe dem Könige, „ohne Oſterreich und 
andere Großmächte zu verlegen, unter beſcheideneren und anſpruchs- 
loferen Formen eine höhere und mächtigere Stellung biete, als 
das Werf, das Ideologen, Demofraten und Republikaner in Franf- 
furt zu jtande gebracht hätten“. Am folgenden oder am über— 
nädjiten Tage gewährte ihm der König eine Audienz. Anſtatt 

aber auf eine Erörterung der deutichen Frage einzugehen, be- 
ichränkte fich Friedrih Wilhelm darauf, Hanjemann mit einer 

gutachtlichen Äußerung über die in der preußiichen Berfafjung 
vom 5. Dezember vorzunehmenden Verbejlerungen zu beauftragen, 
alfo mit einer Aufgabe, die doc mur indireft eine Beziehung zu 
der beutichen Angelegenheit hatte, Weber fand eine Prüfung 

feines Entwurfes ſtatt, nod erhielt er Kenntnis von Radowitz 
Verfafiungsentwurf, auf Grund deſſen die Slonferenzen mit den 
Bevollmächtigten der deutichen Fürften in den nächſten Tagen be- 

ginnen jollten. Seine Befürchtung, dab die Negierung einen un- 
heilvollen Weg bejchreiten wolle, jah er durch eine Proflamation 
des Königs vom 15. Mai beftätigt, welche verfündete, daß ber 
König den deutichen Fürſten eine auf Grundlage der Kranf- 
furter Reichsverfaſſung ausgearbeitete Bundesverfaflung zur An- 
nahme vorlegen wolle, über die dann noch ein fonjtituwierender 

Reichstag Beſchluß zu fajien haben werde. So völlig vom jeder 
Mitwirkung ausgejchloffen zu werden, empfand Hanjemann als 
eine unverdiente, durch feine ſachliche Notwendigkeit entichuldigte 
Kränfung. Am 17. Mai, dem GEröffnungstage der Berliner Kon— 

ferenzen, gab er dem Könige den erhaltenen Auftrag als unaus- 
rührbar zurüd, weil die VBerbefjerung der preußiichen Verfaffung 
von dem Inhalt der fünftigen deutichen abhänge und er die letztere 
nicht fenne. Freimütig beftritt er, daß Radowitz der rechte Mann 

für die ihm zugewiejene Aufgabe ſei. „Daß die deutiche Ver— 

fafjung gut werde,“ heißt es in dem Schreiben an ben König, 
„und als Mittel zur Verbejjerung der preußiichen diene, — hierzu 
ift für jeden Staatsmann, der nicht durch Bräzedentien in 

99* 
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deutſche Frage vorzugsweiie des Chefs der früheren Partei des 
politiihen Wochenblatt8 bediene. Er begreife übrigens das Ver- 
fahren der Regierung vollitändig: er werde von jeder Mitwirfung 
ausgeichloffen, weil er ein alter Konftitutioneller jei. Zur Linten 
werde er deswegen nicht übergehen, aber unummunden müſſe er 
erflären, daß das Prinzip, worauf ein folches Verfahren berube, 
nicht geeignet jei, Die Staatsregierung moralifch zu ftärfen. „Zum 
Schluß noch ein Wort: möge die Unpopularität des Herrn von 
Radowitz nicht mit KRonzeifionen ungouvernementaler Prinzipien, 
insbejondere auch im Wahlgeſetz, abgefauft werden.“') Am 22. Mai 
richtete er dann als legten Verjuch, jeinen Anfichten einige Berüd- 
fichtigung zu verichaffen, ein bemerfenswertes Schreiben an Ra— 
domwig.?) Es ift eine eingehende politifche Denkichrift in Brief- 
form, eine jcharfe und jchonungsloje Kritif des von der Regie 
rung eingeichlagenen Verfahrens, joweit e$ zu jeiner Kenntnis ge- 
fommen, dem er an jedem einzelnen Punft das von ihm vorge- 
ichlagene entgegenhält. Zunächſt wendet er ſich gegen den Aufruf 
vom 15. Mai. Das in ihm gegebene Verſprechen, der Fünftigen 
deutjchen Verfaſſung die in Frankfurt bejchlojiene Reichsverfaſſung 
zu Grunde zu legen umd „mur diejenigen Punkte abzuändern, 
welche aus den Kämpfen und BZugeftändniffen der Parteien ber- 
vorgegangen find“, ſei entweder nicht ein offenes und rüdhaltlofes 
Brechen mit antigouvernementalen und ultrademofratijchen Grund» 
ſätzen, oder es enthalte Zufagen, die nicht erfüllt werben fünnen. 
Er warnt vor der Übertragung einer zu großen jelbftändigen Ge- 
walt auf das einheitliche Oberhaupt des Bundes, wie es bie 
PBroflamation erwarten laſſe. Den Bedürfnifien der Nation und 
dem preußifchen Stolz jei genug geichehen, wern dem Könige von 

1, Das Schreiben iſt gedindt bei Poſchinger, Manteuffel I, S. 120 
bis 122. — Umbegreiflich ift es, mie Pofchinger, der doch wiederholt Hanje- 
manns Buch „Das Preußiſche und Deutihe Verfafjungswerf“ und einzelne 
Aktenftüde aus demfelben zitiert, 5. 120 hurzweg fagen fann, Hanſemann habe 
diefelbe politifche Richtung wie Radowihß vertreten. 

2) Gedrudt in „Das Preußiſche und Deutſche Verfaffungswert” S. 229 
bis 288. 
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porlegten, deren Zuftimmung ja doch in jedem Falle noch einzu- 
holen jein werde, 

Aber alle Opfer an Zeit und Arbeit, welche Hanjemann ber 
Angelegenheit widmete, waren vergeblih. Sie nahm gerade den 
Berlauf, den er befürdhtet, vor dem er gewarnt hatte. Das Er- 
gebnis der Konferenzen war das Dreilönigsbünbnis vom 26. Mai 
1849 zwiſchen Preußen, Sachſen und Hannover zur Herftellung 

eines Bunbesjtaates auf der Grundlange des Rabowigichen Ver— 
faflungsentwurfs. Bayern hatte ſich zurücdgezogen, Hannover und 

Sachſen aber traten in das Bündnis auch nur mit einem Vor— 
behalte ein, in dem nur die Blindheit, Vertrauensjeligfeit und 
Energielofigfeit der preußiichen Regierung den Willen und das 
Mittel, von dem PVertrage zu geeigneter Zeit zurüczutreten, ver- 

fennen fonnte. Die vereinbarte Verfaffung war wirklich der fFranf- 
furter Reichsverfaflung nachgebildet. Auch bier führte der engere 
Bund den Namen „Reich“, wenn aud auf den faijertitel ver- 
zichtet wurde. Im übrigen unterjchied fich der Entwurf von ber 

Frankfurter Verfaſſung dadurch, dab er deren demofratifche Be— 
ftimmungen ſehr erheblich abjchwächte und ein Fürftenfollegium 
als verfafjungsmäßige Körperſchaft in Ausfiht nahm. Dieles 
jollte aber nur bei der Gejebgebung mitwirken und feine Regie- 
rungsbefugniffe haben. Es wurde aljo durd das Fürftenfollegium 
an dem unitariichen Charafter der dem Stönige von Preußen zu 
übertragenden Reichöregierung nichts geändert. Noch im Sommer 
erflärte Bayern, dem Bündniffe nur beitreten zu fönmen, wenn 
das Fürftenfollegium an der Regierung beteiligt werde.) Preußen 
lehnte es ab und damit war im Grunde genommen das Schidjal 
von Radowitz' engerem Bunde befiegelt, zumal Öfterreich von vorn- 

1) Hanſemann ift auch jpäter auf Grund der Mitteilungen, melde er bon 
Staatdmännern wie d. d. Pfordten und Lerchenfeld erhielt, ber lIber- 

zeugung geweſen, daß Bayerns Eintritt in das Bünbnis im Sommer 1848 
unter der genannten Bedingung zu erreichen war. Ob es ber bayerijchen Re- 
gierung mit dieſer Bereitwilligfeit wirllich ernft war und ob fie in ber Wb- 

lehnung ihrer Forderung von jeiten Preußens nicht vielmehr einen ſehr will- 
fommenen Borwand, um fi) dem Bündnis zu entziehen, begrüßte, ifi freilich 



— 
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herein gegen denfelben proteftierte und jede Verhandlung über eine 
deutich-öfterreichiiche Union, bie ben zweiten Teil des Radowigjchen 

dem Königsbündniffe bei 

ich don hmm nod) im felben Jahre zurüd, jobald "fie Öfterreic 
wieder aftionsfähig jahen, und König Friedrich Wilhelm verlor 
darüber allen Mut und alle Freudigfeit zur Durchführung bes 
unternommenen Werkes. — Für Hanjemann war die Unank 
führbarfeit des ganzen Projefts nicht einen Augenblid zweifelbaft. 
Er bat fich darüber folgendermaßen geäußert :') 

„Da id) in meinem politiſchen Wirfen, fit. Yafıen befarzfich das Ziel 
verfolgt habe, die deutſchen Staaten (mit Ausnahme Djterreih® und Lim- 
burg) durch ein engeres Band als dad des deutſchen Bundes zu 
und hierdurch die Macht und den Einfluf Preußens zu erhöhen, jo fann man er- 

mefjen, wie ſchmerzlich der (Radowipiche) Verfaſſungsentwurf mid) berühren mußte; 
denn meine Bejorgnis, e8 möge die fir Preußen fo günftige Lage zum Abſchluß 
eines engeren Bündnifjes unbenugt bleiben und es werde flatt der Einigung 
ein Zwieſpalt unter den deutihen Staaten entfteben, erfchien mir, ee 
den Entwurf gelefen, noch mehr begründet. So menig ift durch die Form 
desfelben der Plan, einen großen Einheitsſtaat neu zu fchaffen, verjjleiert, daß 
die Unansführbarteit bei den beftehenden deutihen und europäifhen 
Berhältniffen einem jeden, der die ftantlichen Dinge mit gehöriger Berüd- 
ſichtigung diejer Verhältnifie beurteilt, ſchnell erfennbar fein tonnte Wer ein 
lebendiges Gefühl für Preußens Ehre, Macht und Wohlfahrt hat, wird daher 
meinen Schmerz erklärlich finden, als ich ſah, wie die möglich günjtigfte Kon- 
junftur, in welcher die Megierung fih nur befinden fonmte, zu einem un= 
ausführbaren Projekt benupt war, während Großes und Eripriehliches 

fir Preußen und Deutfchland damals ausführbarer als je geweſen wäre.“ 
Hanjemann blieb nun nichts übrig, als fich zurückzuziehen und 

den weiteren Verlauf der Dinge abzuwarten, ber, wie er hoffte, 
jeine Befürchtungen nicht rechtfertigen werde. Für einige Zeit ber 
Politik zu entjagen, nötigte ihn aud) jein Gejunbbeitszuftand, ber 
durch das Übermaß von Arbeit und Aufregungen in der letzten 
Zeit und durch die Überanftrengung im verflofjenen Jahre be— 
denklich erſchüttert war. Er litt an Gallenfolif und Gelbjucht. 

1) 1) Das ® Pr. und Deutfche Verfafiungswerf S. 288. 
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Der Arzt verorbnete ihm eine Kur in Karlsbad und nad) derjelben 

Gebirgsaufenthalt bei völliger Enthaltiamfeit von jeder geiftigen 
Arbeit. So nahm er denn Anfang Juni für längere Zeit Urlaub, 
der, als ſich nach dem Gebrauch der Kur Rückfälle einftellten, noch 
zweimal verlängert werden mußte. Erſt Ende September fehrte 
er mwejentlich gefräftigt und für neue Kämpfe und Arbeiten geftählt 
nach Berlin zurüd, obwohl er die ärztlichen Borjchriften Feines- 

wegs genau befolgt hatte. Er war nicht mur in Karlsbad, am 
Starnberger See und in Bartenfirchen in fortwährender Verbindung 

mit ber Preußiichen Banf geblieben, jondern hatte fich auch, jo 
bald fich fein Zujtand bejjerte, an eine neue große Arbeit gemadıt. 

Im Auguft verfaßte er fritiiche Anmerkungen zu dem Radowitzſchen 
Verfaflungsentwurf vom 26. März,') in derjelben Weile wie er 
es in feiner Schrift über die Frankfurter Reichsverfaſſung gethan 
hatte. Er wies nach, da diejer Entwurf troß einiger Milderungen 
in der Form die Selbitändigfeit der Einzelftaaten grundſätzlich 
ebenjo vernichten wolle, wie es die Neichsverfaffung vom 28, März 
gethban habe. Auch die Mitwirfung des Fürftenfollegiums bei der 
Geſetzgebung jei nur ein Scheinrecht, denn es finde fi, daß der 
„NReichsvoritand“, der König von Preußen, unter Umftänden den 
Mehrheitsbeichlüffen des Fürſtenkollegiums ein unbedingtes Veto 
entgegenjegen könne. Man babe, jchließt er, in Deutichland 
Mediatifierungen verjchiedener Art, mehr oder minder vollftändige, 
erlebt. „Aber ein charafteriftiiches Merkmal zeigte fich überall: 
das Aufhören des Rechts der Gejeggebung in allgemeinen Yanbes- 

angelegenbeiten. Von diejem Rechte läßt der preußische Verfaſſungs— 
entwurf den Einzelſtaaten fait nichts ungejchmälert; fie werben 
deshalb dadurch mebiatifiert und geraten dadurch in eine ähnliche 

Stellung wie beiſpielsweiſe Neumwied, wo noch im Jahre 1847 eine 

„„Fürſtlich Wied'ſche Regierung“ unter Preußens Oberhoheit be- 
ſtand.“ 

Kaum war dieſe umfangreiche Arbeit beendigt, jo machte er 
fi) noch während der Nachkur im Gebirge an eine neue. Er 

öedructt im „Das Preudiſche und das Deutihe Berfaffungsmert“ 
&. 241—360. 
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Gang der Begebenheiten ſetzt er als befannt voraus und hebt nur 
dasjenige hervor, was, unter jeiner Mitwirkung geichehen, bisher 
einer falihen Beurteilung ausgejegt war. Wber es ift erfichtlich, 
daß ſchon die Darftellung feines Anteils an der Politif und die 
mahrheitsgetreue Erörterung der Motive, melde die Minifterien 
Gamphaufen und Auerswald geleitet hatten, als wichtige Beiträge 
zur Zeitgefchichte betrachtet werden mußten. Durch feinen apolo- 

getiichen Charafter wurde das Buch zugleid; ein umerhört jcharfer 

Angriff auf die vormärzliche und derzeitige preußiiche Regierung, 
jo daß Hanjemann fid) veranlaßt jah, im Vorworte auf das gleid)- 
artige Verhalten engliicher und franzöfiicher Parlamentarier hin— 
zuweilen, welche gerade durch jchonungsloje Kritif ber Regierung 
in bedeutungsvollen Momenten ihrem Vaterlande große Dienfte 
geleiftet hätten. „Über die Reinheit meiner Abficht bei dieſer 
Veröffentlichung,” fügte er hinzu, „lage ich nichts. Das Ber- 
dächtigen, wie es die Heinen Geijter treiben, fümmert mid; wenig. 
Wer aber mit mehr Gefinnungstreue, Beharrlichfeit und Auf- 

opferung als ich dem Gemeinmwohle und den höchſten Intereſſen 

des Paterlandes fich gewidmet hat, der werfe, vermöchte er 
mich einer nicht patriotifchen Abſicht zu zeiben, den erjten Stein 

auf mich.“ 

Das Buch erregte begreiflicherweile ein großes Aufjehen 

nicht nur wegen jeines Inhalts, fondern auch wegen der Freimütig- 
feit, mit der bier nicht etwa ein durch die Preffreiheit geichühter 
Privatmann, jondern ein hochgeftellter Beamter fomohl der öffent- 
lichen Meinung mie den erften Ratgebern bes Königs entgegen- 
trat. Beifall fand Hanfemann aber fait nur außerhalb Preußens. 

König Leopold von Belgien jchrieb ihm einen jchmeichelhaften Brief, 
Freiherr von Beuft, der ſächſiſche Minifter, ließ die legten Seiten 
des Werkes in der Leipziger Zeitung abdruden und dankte Hanjemann 
bocherfreut „für das vortreffliche Buch“. Auch Freiherr von Lerchen- 
jeld, ein freifinnig und national, wenn auch großdeutſch gefinnter 

Staatsmann, der 1848 bayeriſcher Finanzminifter gemejen war, 
ſprach ihm jeine Anerfennung und Zuftimmung aus. Aus dem 
hohen preußiichen Beamtentum waren es bejonders Profeſſor Riedel, 

ap, 
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Eme unerwünfchte Folge hatte das „Preußiiche und Deutfche 
Verfaſſungswerk“ allerdings. Die jcharfe Sprache des Buches 

ſcheint dazu beigetragen zu haben, da die Revifion der preußiſchen 
Verfaffung nicht in der von Hanfemann gewünſchten Weife durd- 
geführt wurde, nachdem das Minifterium anfangs Miene gemacht 
hatte, auf das von ihm empfohlene Verfahren einzugehen. 

Kaum von der Badereije nach Berlin zurüdgelehrt, beteiligte 
ſich Hanjemann mit Eifer an den Verhandlungen der erften Kammer, 
in der er am 3. Dftober zum eritenmal wieder das Wort ergriff. 
Den wictigften Beratungsgegenftand der vom 7. Auguft 1849 bis 
zum 26. Februar 1850 währenden Seſſion bildete die Verfaſſungs— 
revifion. Sie wurde von den Kammern am 17. Dezember be- 
endet. Unmittelbar an fie jchloffen fich die Debatten über die 

Agrargejete, die Gemeindeordnung und bie Reform der Grund— 
fteuer, die ihrem Hauptinhalte nad) aus Hanjemanns Minifterzeit 
fammten und deren Vorlage der König gleichzeitig mit der Dctroy: 
ierung der Verfaſſung vom 5. Dezember verheißen hatte. Wie 

notwendig die jchleunige Regelung diejer brennenden Fragen war, 
zeigt gerade der Umftand, dab ein reaftionär gefinntes Miniftertum 
die liberalen Entwürfe vorlegen mußte und die fonjervativen Kam— 

mern fie annahmen. Zur Ausführung famen in der olgezeit 
freilich nur die Ngrargejete. Die Gemeindeordnung und Die 
Grundftenerreform find von dem zur Alleinherrfchaft gelangenden 
Junkertum in dem folgenden Jahre wieder befeitigt worden. In 
allen diefen Verhandlungen jchlug fich Hanſemann wader mit jeinen 

heftigiten Gegnern Ludwig von Gerlah und Stahl herum. Zu 
feinem eigenen Leidweſen mußte er zuweilen, wenn auch aus anderen 
Motiven, mit der äußerſten Rechten ftimmen. So war er 3. ®: 
ein Gegner der Gemeindeordnung in der von der Regierung vor» 
gelegten Form, die er für unpraftiich und für zu demokratiſch 
hielt.) Bei der Berfafjungsberatung juchte er überall die rechte 

4) Die Regierung wollte alle Gemeindebeamten aus Wahlen hervorgehen 
kafien; Hanſemann legtere nur für die Gemeindevertretungen zulafien, die We: 
amten dagegen ernennen lafien. Auch verlangte er im Gegenjak zur Regierung 
für die Bildung der übergeordneten Kreis: und Bezirfövertretungen Wahltörper, 
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burg!) — — Del —— 
terialien aus den Miniſterialregiſtraturen liefern und auch ſonſt 
behilflich jein.?) Am 20. — war der Entwurf bis auf das 

zugehörige Wahlgeſetz, das Hanſemann im Dezember nachlieferte, 
fertig. Er enthielt neben zahlreichen anderen redaktionellen und ſach— 
lichen Veränderungen der Kammerbejchlüffe über die Verfafjungsre- 
vifion ganz neue Vorſchläge zur Bildung einer ariftofratifchen 
erften Kamıner?) und jchränfte das Verordnungsrecht des Königs 
für die Zeiten, während welcher die Kammern nicht verfammelt 
waren, auf beitimmte, namhaft gemachte Fälle ein. Der von 
alten Konftitutionellen aufs jchärffte verurteilte, von ber zweiten 
Kammer geitrichene, von der erjten aufrecht erhaltene Saß ber 
vetropierten Verfaſſung „Die beftehenden Steuern und Abgaben 
werben forterhoben, ... . bis fie durch ein Geſetz abgeändert werben“, 
der das jährliche Steuerbemilligungsrecht ausſchloß, war bejeitigt. 

Die Anerkennung dieſes Rechts und die Einichränfung des 

föniglichen Verordnungsrechts ſollten nad) Hanjemanns Abficht dem 
Liberalismus als Entgelt für jeine Zuftimmung zu dem arifto- 

fratiichen Charakter der erften Kammer dargeboten werden. Eine 
jo gebildete erfte Kammer betrachtete er als hinreichende Garantie 
gegen einen möglichen Mißbrauch des parlamentariichen Steuer- 

bewilligungs- und Geſetzgebungsrechts, in denen beiden er bie 
unentbehrlihe Grundlage des fonftitutionellen Staatslebens er- 
blidte. 

Der AJuftizminifter Simons und Manteuffel prüften den Ent- 
wurf, ohne Einwendungen zu erheben.*) Sehr eingehend beichäftigte 
fi der Prinz von Preußen mit Hanjemanns Arbeit und mar 

1) Späterer Minijter des Inner. 
2, Hanfemann an DWantenffel 10. Nov. — Eufenburg an Hanfemann 

12, Nov. 
3) Sie jollte höchſtens 210 Mitglieder zählen: 6 fönigl. Prinzen, bie 

Häupter ber ſtandesherrlichen Familien, 25 erbliche und 10 lebenälänglicdhe vom 

Könige ernannte Mitglieder, 6 Vertreter der Univerfitäten, 100 Grundbeſitzer 
und 50 Kaufleute oder Fabrilanten, gewählt von hohbefteuerten Standesgenoſſen. 

4) Hanfemann an Simons 21. November; — an Manteufjel 30. Ro 

vember. 





fcheint. Um dieſe Zeit muß aber der Eindrud, den jein jo- 
eben erjchierrenes Buch über das Verfaffungswerf hervorrief, ftörend 
zwifchen ihn und die in dem Buche jo hart angegriffenen Miniſter 
getreten jein. Er glaubte zu erfennen, daß man den von ihm 
empfohlenen Weg doch nicht betreten wolle. 

Vergeben: beichwor er Brandenburg und Manteuffel in 
mehreren Eingaben?) feit zu bleiben und die günftige Gelegenheit 
zur endlichen Feftitellung eines befriedigenden öffentlichen Rechts- 
zuftandes nicht zu verfäumen; vergebens teilte er ihnen als 
Nefultat jeiner Beiprechungen mit den Führern der Zentren in 
beiden Kammern, Riedel und Bederath, mit, daß, wenn das Mi- 
nifterium die Kabinettsfrage ftelle, eine große Majorität für die 
Annahme des Entwurfes ficher jei. Gleichzeitig ſetzte er ſich mit 
dem Generaladjutanten von Rauch in Verbindung, um durch diefen 

auf den König einzumirfen”) An der von den Slammern 
bejchlofjenen Revifion der Berfaflung werde alſo, wie es be- 

jchloffen zu fein ſcheine, nichts Wejentliches geändert werben, 
ichrieb er ihm am 5. Januar 1850, „Es wird eine traurige 
antimonarchiſche Verfaffung werden, die bejchworen mir gefähr- 
licher für die Monarchie vorfommt als die unbejchworene vom 

5. Dezember, die fih als Proviforium ankündigte. Das 
höhere ariftofratifche Element, in einer lebensfähigen erſten 

1) Hanjemann an Brandenburg 29. Dezember; — an Manteuffel 26. Dez. 
1849, 2. Januar und 3. Januar 1850. In dem lehtgenannten Briefe heißt es: 
„Ih glaube nicht zu irren, daß, wenn Sie eine ſolche Berfafjung ernfihaft wollen, 

auch das Minifterium fi Jhrer Meinung anſchließt. Es iſt ein glüdlicher 
Moment für Sie, wie er fait nie einem Minijter geboten wirb, jein Vaterland 

nad To herben ſtriſen einem feſten Rechtszuſtande zuführen zu können. Ich 

beihmwöre Sie, benupen Sie ben Moment und ftärlen Sie Preußen! Mödhte 
ein guter Genius Sie führen, auf dab nicht die Bedenken und Zweifel, wie fie 
immer gegen große Entihlüffe vorlommen, Sie irre leiten! Eine befiere Ge— 

— einer Kabinettsfrage giebt es gar nicht. Mit einer ſolchen zu fallen 
iR Yen ehmiia, Sie werden aber nicht fallen, fondern glänzend fiegen, wenn 
Ste num feft wollen und es gut anlegen. Nehmen Sie dieſe Beilen als einen 

Erguß tiefer Überzeugung und aufrichtiger guter Meinung wohlwollend auf." 
9) Hanfemanı an Rauch 26. Dez. 1849 und 5. Januar 1860. 

Bergengrän, David Hanfemann 40 
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des Verfafiungswerkes und auf eine wirklich einflußreiche, der 
zweiten ebenbürtige erſte Kammer gelegt, dabei aber auch jtets 
das Steuerbemwilligungsrecht und die Minifterverantwortlichkeit als 
untrennbare Korrelate der Stärfung des Fonjervativen Elements 
in der Verfaſſung bezeichnet. Er war daher mit dem Grgebnifle 
durchaus unzufrieden. Preußen trat in das regelmäßige foniti- 
tutionelle Leben mit einer Berfafjung ein, deren Unvolllommen- 
heiten bald neue Änderungen nötig zu machen fchienen. Diejer 
Befürchtung gab er noch während der Kommilfionsberatungen über 
die fünfzehn Punfte in einem Briefe vom 18. Januar an Sapigny, 
den preußifchen Geſandten in Karlsruhe, Ausdrud. Er fagte, daß 
die Negierungsvorlage zwar etwas von jeinen Vorſchlägen ent- 
halte, es aber meiſt & la Ballhorn verbeijert habe. Es jei ent- 

ichieden, dab die günftige Gelegenheit zur Herftellung einer guten 
Verfaffung unbenugt und Preußen folglich im Proviſorium bleibe, 
die Verfaſſung möge beichworen oder unbejchworen fein. „Wir 

leben bier vom Tag zum Tage, aljo vom Glüd, Möge dies ge- 
fährliche Bertrauen nicht unbeilvoll für das Baterland ausfallen.“ 

Eine Ruhepauſe in der politischen Arbeit trat für Hanjemann. 

mit den Wahlen zum fonftituierenden Reichstag der Union ein, 
wie jeit dem Februar 1850 das Fürftenbündnis vom 26, Mai 1849 
offiziell genannt wurde.!) Hanjemann wurde nicht in den Reichstag 

gewählt und, wie es jcheint, auch nirgends als Kandidat aufgejtellt, 
weil feine geichlofiene Partei hinter ihm ftand. Mit peinlichem Staunen 
beobadıtete er als unbeteiligter Zufchauer das rätjelhafte Verfahren des 

Königs und jeines Minifteriums. Obwohl der Reichstag, der vom 
20. März bis zum 29. April 1850 in Erfurt tagte, den Verfafjungs- 
entwurf der Negierung vom 26. Mai 1849 erſt annahm und ihn 
dann im wefentlihen ganz nad) den Wiünjchen der Regierung 

einer Revifion unterzog, jo fand Die definitive Konftituierung der 
Union doch nicht ftatt. Es blieb bei einem miederholt verlängerten 
Proviforium des Unionsbündnifies, dem das erftarfte Ofterreich 
am 16. Mai die Berufung des alten Bundestages nad Franf- 

H Gemaß ber „Wbpitionalafie vom 26. Februar 1860 zu dem Entwwurf 

Reichsverfaffung“ der deutſchen 
40* 
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1849 zu einem völligen Bruch zwiſchen ihnen fam, und dba das 
finanzielle Ergebnis des Unternehmens — mas Hanjemann 
übrigens für das erfte Jahr gar nicht anderd erwartet hatte — 
ein jehr unerfreuliche8 war, jo beichlofjen die Teilnehmer der Ge- 
jellichaft im März die Liquidation des Unternehmens. Am 6. Juli 
1850 gelangten 31000 Thaler, der Heft des eingeichoffenen Kapi- 
tals, nachdem Weil mit der hübichen Summe von 11000 Thlr. 
abgefunden war, zur Berteilung unter die Aktionäre, Vom ge- 
ihäftlihen Standpunft aus hatte Hanjemann als Präfes des 
Kontrollausichuffes der Auflöfung der Gefellichaft durchaus mwiber- 
iprohen, da er davon überzeugt war, daß ein gut geleitetes, 
großes, gemäßigt fonftitutionelles Blatt nad den eriten ſchweren 

Fahren, die jelbitverftändlich Zubußen fordern würden, fich glänzend 
rentieren müſſe. Da er aber das politifche Intereſſe an ber 
Zeitung eingebüßt hatte und aus dem Kontrollausichuffe austreten 
wollte, jo verloren die anderen Teilnehmer das Bertrauen zu dem 

Unternehmen und gaben es auf. Allerdings wurde die Kon— 
ititutionelle Zeitung unmittelbar darauf neu begründet. Die Re— 
daftion übernahm mit dem 1. Juli 1850 Hanjemanns ehemaliger 

Freund Rudolf Haym, den insbejondere Mar Dunder thatkräftia 
unterftüßte. Aber da von dieſen eifrigen Berfechtern der Einheit 
Deutjchlands mit preußiicher Spite die Fortſetzung der Unions- 
politif mit noch größerem Nachdruck ald von Weil vertreten, 
Ofterreich und die Mittelftaaten aufs beftigfte angefeindet wurden, 
jo erneuerte Hanjemann jeine Beziehungen zu dem Platte nicht 
mehr, obwohl es daS Organ der fonjtitutionellen Partei blieb. 

Gelang es Hanjemann nicht, die Gothaer zu einer anderen po- 

litiſchen Haltung zu bewegen, jo war ihm die des preußifchen 
Minifteriums noch unverftändlicher. Er fonnte es fich nur daraus 

erflären, dat die Mehrzahl der Minifter in Weſen und Geift 
eines fonjtitutionellen Regimentes nicht einzubringen mußten ober 

es nicht wollten. Er jah flar, daß das bedeutendfte Mitglied des 
Kabinetts, der Minifter des Innern von Manteuffel, jei es von 
Anfang an oder jeit längerer Zeit, die Unionspolitif mißbilligte. 
Trotzdem machte er fie mit. Das Minifterium lieh es fich gefallen, 
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in der Form einer zumächit proviforifchen gemeinfamen Bunbes- 
erefutive ohne jede Berüdfichtigung der Mittelftaaten an; an der 

Beſchlußfaſſung in Bundesangelegenheiten jollten dagegen aud) 
die anderen beutichen Staaten nad) dem Stimmenverhältnis 
des Plenums im alten Bundestage beteiligt fein. Üfterreich wollte 
dann jogar den ſoeben einberufenen Bundestag, ben Preußen nicht 
anerkannte, wieder auflöfen. Die Union hatte für Preußen 
thatjächlich feinen realen Wert mehr; die beiden Heffen und einige 
Kleinftaaten im Norden waren jchon abgefallen; die noch blei- 
benden Bundesglieder nördlich vom Main brachten Preußen gar feinen 
Machtgewinn; der einzige größere Bundesgenofle, Baden, war aber 
durch das feindliche heifiiche Territorium von den anderen Unions- 
itaaten getrennt. Im Minifterrat verlangte daher Manteuffel nach— 
drüdflich die Auflöfung der Union und die Annahme des vorteilhaften 

öfterreichiichen Angebots. Ihm ſchloß fich der Kriegsminiſter 
General von Stodhaufen an. Der von Nadowit beratene König 
aber entichied dagegen. An der Union wurde feitgehalten, meil 
ihre Behauptung ein Ehrenpunft der preußiichen Politif geworden 
war. Radowißt hatte jegt das richtige Gefühl dafür, daß man 
einem Kriege emtgegentreibe und verlangte ftarfe Rüftungen. 
Davon wollten die anderen Minifter nichts wiffen und der König 
ließ es bei diefer Halbheit bemenden. Bis Mitte September be- 
fämpfte Manteuffel die Fortſetzung der Unionspoliti. Als aber 
der König fich beftimmt für Radowitz erflärte, ließ er feinen Wider- 
ſpruch fallen und verftummte.!) 

Hanjemann wußte damals von den Verhandlungen mit Ofter- 
reich nichts. Erſt Später hat er von ihnen erfahren. Aber jchon 
jeit längerer Zeit bewegten fich feine Gedanken in der Richtung 
der Anerbietungen Schwarzenbergd. Sein eigenes Berfafjungs- 
projeft vom Mai 1849 hatte er ſchon im Herbft desjelben Jahres, 
als fich mit der Erftarfung Ofterreich® die politiiche Lage zu Un- 
gunften Preußens änderte, für nicht mehr durchführbar erflärt. Mehr 
und mehr fagte er fidh von dem Plane los, den er zwanzig Jahre 
hindurch mit beharrlicher Energie verfolgt hatte, von dem Ge— 

1) Spybel 1, 428. 
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Aufnahme der nichtdeutichen Kronländer Ofterreichs in den Deutfchen 
Bund immer mehr in den Kreis der politifchen Erwägungen ein. 
Oſterreich legte fo viel Gewicht darauf, daß für die Gewährung diejes 
Verlangens Konzeffionen auf anderen Gebieten von ihm erwartet 
werden fonnten, bejonders die Parität beider Großmädte im 
Präfivium des Bundes. Auch Hanfemann begann fich mit dieſem 
Gedanken auseinanderzujegen, zumal er die Aufnahme Dft- und 
Weftpreußens in den Bund für jehr wünjchenswert, aber nur dann 
für ausführbar hielt, wenn die entfprechenden Wünfche Öfterreich$ be- 
friedigt wurden. Die Frage, welche öfterreichifchen Länder noch 
in den Bund einzufügen jeien, erjchien ihm die widhtigfte bei 
jeder Verhandlung zwiſchen ven beiden Mächten. Unbedingt aus- 
ichließen wollte er Lombardo-Venetien. Dagegen meinte er, dab 
Preußen doc ein politifches Intereſſe daran haben fönne, dem 
Kaiſerſtaate den Befit jeiner öftlichen Provinzen zu garantieren; 
das werde ruſſiſchen Erpanfionsgelüften einen Damm vorbauen. 
Wenn Hanjemann joldhe Konzeſſionen zu machen geneigt mar und 
die Gefährdung der nationalen Grundlage des Bundes durch die Auf- 
nahme der öfterreichiichen Fremdvölfer nicht gerabe hoch anſchlug, fo 
erflärt fich das Daraus, daß er eben eine die politischen Bedürfniſſe 
befriedigende Einheit der Bundesländer nach dem Stande der Dinge 
für unmöglich bielt und der Bund jegt vor allem der Löſung 
wirtfchaftlicher Aufgaben dienen jollte. Außerdem aber baute er 
darauf, daß das beutiche Element den regenerierten Kaiſerſtaat 
bei feiner neuen zentralifierten Perfaffung mit ganz anderer 
Energie durchdringen werde als ehedem. — ebenfalls erichien 
ihm zur jelben Zeit, als Schwarzenberg Preußen die erwähnten 
Anträge machte, die Gelegenheit zu einem für Preußen vorteil- 
haften Abtommen mit Ofterreich außerordentlich günftig zu fein, wenn 
man ſich nur dazu entichloß, die Union aufzugeben, deren Grund- 
gedanfe doc; die Verdrängung Öfterreichs aus Deutfchland war. 

Im Sinne der vorftehenden Erwägungen arbeitete Hanjemann 
während det Babefur in Karlsbad das von Manteuffel erbetene 
Promemoria über die derzeitige Lage aus. Er jandte es ihm 

am 10. Auguft unter Beifügung eines Briefes zu, ben er an 





vorüber. Zwar wiederholte Fürft Schwarzenberg Mitte Auguft 
noch einmal fein Angebot, ja er wollte jogar die Union aner- 
fennen, wenn Baben aus berjelben entlaflen werbe,') — aber ber 
Vorſchlag war mur ein momentaner Notbehelf in einer vorüber- 
gehenden Verlegenheit der ausmärtigen Bolitif. Kaum mar bieje 
befeitigt, jo galt auch jener als durch die Ereigniffe überholt. 
Zu den bisherigen Streitpunften traten die befannten Verwidelungen 
in Kurheſſen und Schlesmwig-Holftein, in denen Preußen eine 
Bundeserefution nicht zulajien wollte. Lfterreih und die Süb- 
ftanten auf der einen, Preußen auf der andern Seite begannen 

zu rüften. Radowitz, der vor einem Kriege nicht zurückſcheute, 
aber durch jeine und des Königs Politif in die Lage geraten 
war, ihn um nur formeller Ehrenfragen willen, um Streitobjefte 

von überaus geringem realen Werte führen zu müffen, übernahm 
enblih im September das Minifterium des Auswärtigen. Als 
Hanjemann Anfang Dftober nad Berlin zurüdfehrte, geftand ihm 
Manteuffel unummunden ein, er bereue es jehr, im Sabre 1849 
nicht auf Hanjemanns Anfichten in der deutſchen Sadje eingegangen 
zu fein, und er fönne das nur mit der Aufregung der damaligen 
Zeit entichuldigen, die ruhige und gründliche Erwägungen un— 
möglich gemadjt habe.?) Mit nichten aber trat ein, was Hanfemann 
nun als jelbjtverftändlid) betrachtet hatte: Manteuffel, der in einer 

Zebensfrage der preußiſchen Politif mit feiner Meinung unterlegen 
war, jchied aus dem Kabinett nicht aus, fondern blieb, um fi an 
allen Schwanfungen desjelben zu beteiligen. 

Radowitz hatte mittlerweile, da noch immer fein entfcheidender 
Schritt zur Ausführung der Union geſchah, auch bei der Partei 

der Gothaer den legten Reft feines Anjehens eingebüßt. Seine 
Ermennung zum Minifter desAusmwärtigen im September 1850 
fonnte die tiefe Niedergeichlagenheit aller Patrioten nicht mildern. 
Man mußte weder woran man mit ihm, noch woran man mit den 
anderen preußijchen Miniftern war. Auch der legten Hoffnung 

1) Sybel 1, dl ff. 
9) Bon Hanfemann in einem Briefe an Mathy vom 18. Mat 1851 er- 



der Patrioten, daß Preußen u Er 
Einfage feiner ganzen phyſiſchen und moralifchen Macht der uner- 
träglichen Sage ein Ende machen merbe, ſchien der Boben ent- 
zogen zu fein, als Graf Brandenburg und gleich darauf auch 
Raifer Franz Jofeph und Fürft Schwarzenberg Ende Oftober nadı 

über Deutichlands Zutunft, das enticheidende Gebot über bie 
Richtung der preufiichen Politif zu vernehmen. Brandenburg 

fehrte in der That mit dem Entſchluſſe zurüd, einen Krieg mit 
der Übermadit der verbünbeten — —— und 

ſtandslos war, — allen Umftänden zu — Der König 
trat am 2. November diefer Anficht bei und Radowitz legte jein 
Amt nieder; fein Nachfolger wurde, da Brandenburg plötzlich er- 
franfte und wenige Tage darauf ftarb, Manteuffel. Die Friedens- 
partei im Minifterium hatte alfo gefiegt. Gleichwohl murbe Die 
Mafregel, welche Radowitz vergebens gefordert hatte, die Mobil- 
machung, doc wenige Tage darauf den Rüftungen und ber Kriegs 
luſt der Feinde gegenüber unvermeidblid. Am 6. November unter- 
zeichnete der König dieMobilmahungsordreund wie von einem ſchweren 
Alpdrud befreit antwortete ihm das preußifche Volf mit begeiftertem, 
jubelndem Zuruf. Aber was man im Rolfe als ein Zeichen des 
wiederkehrenden Kraftbewußtſeins, als eine Rückkehr zu frieberi- 
zianifcher Politik ſo freudig begrüßte, war nur eine Defenfiv- 
maßregel, der jede friegerifche Abficht fern lag, mie e$ das Mi- 
niftertum nad) allen Seiten mitzuteilen auch nicht unterließ. Als 
diefer Sachverhalt befannt wurde, war die Enttäufchung und Ent- 
rüftung allenthalben eine grenzenloje. Die Mobilmachung erſchlen 
dem Volfe wie ein an feinen Hoffnungen und an jeiner Ehre 
abfichtlich geübter Betrug und in diefer Stimmung traf es nad 
brei Wochen quälender, banger Spannung die Nachricht, daß 

Preußen fich durch die Dlmützer Punftation vom 29. November 

dem Willen Ofterreichs unterworfen habe. Preußen gab bie Union 
preis, geftattete die Bunbeserefution in Heſſen und Holftein ımter 
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der Bedingung eigener Mitwirkung und erhielt dafür nur das 
Zugeftändnis, daß die Zukunft Deutichlands nicht in dem von 
Öfterreich wiederrechtlich reaktivierten Bundestage ſondern in freien 
Konferenzen zu Dresden beraten werben jolle. Dabei war Preußen 
zu fofortiger völliger Abrüftung, Ofterreich nur zu teilweiſer ver- 
pflichtet. 

Es ift begreiflidh, daß Hanjemann nad) der ganzen Haltung, 
welhe er im der beutjchen Frage eingenommen hatte, Diele 
Kataſtrophe in anderer Stimmung mie die Mehrzahl der 
preußifchen Patrioten durchlebte. Bon einer Billigung des 
Minifteriums mar er ebenjomeit entfernt wie früher. Aber 
er bielt auch die friegeriiche Begeifterung, melde das Bolf 
auf einmal ergriffen hatte, für eine unfelige Verirrung. Er 
durchichaute den Zuſammenhang der Dinge und die unfriegerijchen 
Bemeggründe für die Mobilmahung von vornherein bejjer als 
andere. Don feinem Standpunfte aus und weil er die leitenden 
Berjönlichkeiten, vor allem den König fannte, hatte er vollfommen 
recht, wenn er ebenio wie Brandenburg, Manteuffel und ber 
Kriegsminifter von Stodhaufen einen Krieg zwiſchen Preußen und 

in diefem Augenblide für finnlos, für ein ſchweres Un- 
glüd hielt. Kühl und nüchtern beſchwichtigte er den patriotijchen 
Kriegseifer eines Freundes, der ihn um jeine Meinung befragt 
hatte. Deutjche Einheit und fonjtitutionelle freiheit, ſchrieb er 
bald nach der Mobilmadhung,') hätten bei einem Kriege gar nichts 
zu gewinnen; durch den Sriegslärm werde nur dem Abjolutismus 
und dem Einfluffe Nußlands, wenn nicht gar feiner Herrichaft in 
Deutichland in die Hände gearbeitet. Breche der Krieg aus, jo 
jei das allerdings die Konjequenz einer abenteuerlichen und ftu- 
dentifchen deutſchen Bolitif, bie erft Bankrott mache und bie 
Ehrenrettung dann in einem Duell ſuche. „Wahrjcheinlich wird 

aber ber Krieg gleichwohl nicht ausbredyen, weil derjelbe feinen 
vernünftigen Zmed, wohl aber die allergrößten Gefahren haben 
würde, und meil Herr von Manteuffel nicht nur klüger fondern 

y danſemann an Freiherrn von Wedekind in Darmſtadt am 12. No— 
vember 1860. 
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auch ein beſſerer Preuße als Herr von Radowitz tft, insbeſondere 

auch längft die Politif des legteren für verderblich und thöricht 

erfannt bat.” 

NichtSdeftomeniger und troß dieſes relativen Lobes trat 

Hanjemann jest überall als fchärffter politiicher Gegner Man- 

teuffels auf. Er warf ihm zwar nicht jo ſehr die Olmützer 

Bunktation als ſolche vor, obſchon er auch die Leitung der aus— 

wärtigen Bolitif in den legten Wochen fehlerhaft und ungeſchickt fand; 

aber er machte ihn für die furchtbare Demütigung Preußens, welche 
Hanjemann in ihrer ganzen niederbrüdenden Schwere empfand, 

doch in vollem Maße verantwortlich, weil Manteuffel fih 18 Monate 

lang an der „ſchwindelhaften Radomipichen Bolitif“ wider befjeres 

Wiſſen beteiligt hatte. Aber es hatte nidht nur die Großmadt 

Preußen in ihrer europäifchen Stellung und als Vormacht Deutich- 

lands einen ſchweren Stoß erlitten, jondern aufs fchwerfte war 
auch das Verfafjungsleben in Preußen und Deutſchland bedroht. 
Der Zuſammenbruch der Unionspolitik erjchien zugleich als eine Nieder- 

lage der konſtitutionellen Partei. Die Ohnmacht der letzteren in den 
minifteriell gefinnten Kammern, die, wie es ſchien, völlige Aus: 

lieferung des Staates an die Intereſſen des Junkertums, Die 

Ichranfenlofe, nirgends wirkſam befämpfte Reaftion in allen deutichen 
Staaten, — fie waren für Hanfemann mejentlich die Folge davon, 

daß die meijten Konftitutionellen zur Gagernſchen Partei, zur Bartei 

der Gothaer gehört hatten und für die Löſung der deujchen Frage 

nur die Radowitzſche Formel gelten lafjen wollten. „Es ift 
wahrlich traurig”, jchrieb er am 13. Januar 1851 an Matby, 

„daß ich in meinen Anfichten über die deutiche Sache jo jehr Recht 

gehabt Habe; denn die Folgen der ıumrichtig gewählten Pofition 

treten faft noch ftärfer ein, als ich fie befürchtete. Die Fonftitu- 

tionelle Partei, indem fie fi vollitändig mit den Radomip- 

Vhantafien identifizierte, ift düpiert worden, hat den Glauben an 

ihre praftiiche Befähigung zum Negieren untergraben und Der 
Reaktion zum Schemel gedient, wie früher die Demokratie durch 
ihre Übertreibungen es aud) gethan hat.“ 

Auf den 23. Dezember 1850 murden ſämtliche deutjche 



Regierungen zur Beſchickung der Dresdener Konferenz über bie 
Neugejtaltung des Deutjchen Bundes aufgefordert. Es war ber 
legte Verſuch, nachdem die Projekte der Paulskirche und der preu- 
bifchen Regierung geicheitert waren, aus der großen nationalen 
Bewegung mit einem greifbaren Ergebnis herauszufommen. Aber 
an ber Rivalität zwilchen den beiden Großmächten, an der Ber- 
jagung der von Preußen geforderten völligen Gleichitellung mit 
Öfterreich im Bundespräfidium und weil Preußen die vorgeichlagene 
Erefutivbehörde ablehnte, deren Zuſammenſetzung ihm die Ausficht 
eröffnete, bei jeder Differenz mit Öfterreich überftimmt zu werben, 
icheiterte auch diejer mühſame, fünf volle Monate füllende Verſuch. 

Es blieb nur die Rückkehr zum alten Bundestag übrig und im 
Mai 1851 fanden fi) die Gejandten der deutſchen Staaten nad 

dreijähriger Trennung wieder vollzählig in der Ejchenheimer Gafle 
zu Frankfurt a. M. vereinigt. 

Auch den Beginn der ergebnislojen Dresdener Konferenzen hat 
Hanjemann mit feinen Natjchlägen begleitet. Er empfahl. als 
Grundlage der Berhandlungen die een des Münchener Entwurfs 
vom 27. Februar 1850!) und jeines Promemorias vom 8. Auguſt 

1850.) Nur mobifizierte er die in dem letzteren geäußerten An- 
fichten, indem er die Bebenfen gegen die Aufnahme Lombarbo- 
Venetiens in den Deutihen Bund fallen ließ, dagegen ftärfer als 
zuvor betonte, daß den Mittelftaaten die Teilnahme an der Re— 
gierung Deutjchlands nicht zu gunften eines Duumvirats ber 
Großmächte über Gebühr verfürzt werden dürfe. Auf die Mediati- 
fierung einer Handvoll von SMleinftaaten fam es ihm nicht an. 

Als unerläßliche Bedingungen jeder, auch der bejcheivenften Bunbes- 
reform betrachtete er eine Wolfsvertretung neben ber zu bilbenben 
Grefutivbehörde, zu welcher der frühere Engere Rat des Bundes 
ausgejtaltet werden jollte, und die völlige Gleichftellung Preußens 
und Öfterreichs in jeder Beziehung. Sowohl Manteuffel wie dem 
Grafen Alvensleben, die Preußen auf den Ronferenzen vertreten 
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Vorwänden ab und jchrieb ihm dann am 27. Dezember 1850, 
daß er den Gegenjat ihrer Anſchauungen in der deutſchen Frage 

für einen prinzipiellen halte, jo jehr fie auch in Bezug auf die innere 
Politif übereinftimmten. Daß Hanſemann fich mit den derzeitigen 
Zuftänden und Möglichkeiten zu verftändigen ſuche, jet nach dem 
Standpunft, den er ſtets eingenommen, ganz in ber Ordnung. 
Er aber halte ein gemijjes Maß politiicher Einheit und eine 
nationale Grundlage der deutſchen Verfaſſung, ohne die öfterreichijchen 
Fremdvöller, für jo weſentlich, daß er ſich vorerft aktiv am ber 
deutichen Politik nicht mehr beteiligen fünne. Das deutiche Volf 
müffe und fönne eben warten, bis jeine Stunde wieder fchlage; 
den Vorwurf der Ideologie zu vernehmen jei er gewohnt und 
er wiſſe ihn zu tragen. Tief befümmert berichtete Hanſemann zu 

Beginn des folgenden Jahres an Mathy über den Niedergang 
der fonftitutionellen Partei, die fi) um Kraft und Anjehen ge: 
bracht habe, weil fie fich micht rechtzeitig, ſpäteſtens im Sommer 

1850, von den Radowitz-Phantaſien abwandte. Wie ein Alp lafte 
die jüngfte Vergangenheit auf der Partei; darum jei die Oppofition 
in der Sammer jo lahm. Sein DOppofitionsglied habe es gemagt, 
das Minifterium am empfindlichften Punkte zu treffen, ihm zu 
jagen, „daß die fönigl, Proflamation vom 15. Mai 1849 und 
ber Vertrag vom 26. Mai die alberniten und unwürdigſten Afte 
der Bolitif waren, daß ferner die weitere Ausführung der Sadıe 
jo ungeſchickt wie möglich war, daß man fich im Juni 1849 mit 
Bayern dennoch über die Annahme des Vertrages einigen fonnte, 

wenn man nur der Form nad auf ben Sailer (Neichsvorftand 
genannt) verzichten wollte, daß man im Sommer 1850 jogar zu ben 
vorteilhafteften Bedingungen mit Ofterreich fich verftändigen fonnte, 
dab das Minifterium einzig und allein, nicht die Kammern, das 

Land an den Abgrund eines Krieges mit mächtigen Feinden ge- 
führt habe u. ſ. w.“ Und noch immer trügen die Konftitutionellen 
den Radomig-Staat im Herzen. Vergeblich habe er fie zw 
Forderung einer BollSvertretung beim Bunde bewegen mollen. 
„So find bie Konjtitutionellen iM. die —— — 

Bergengrün, David Hanſemann. 





angelangt, der auf Jahre hinaus die öffentliche Diskuſſion natio- 
naler ragen und auch Hannjemanns Teilnahme an der praf- 
tiſchen Politik unterbrach, zurüd auf den Weg, melden Hanje- 
manns Beitrebungen mährend ber brei legten ‚jahre genommen 
hatten. In allen innerpolitiichen Fragen war er derjelbe geblieben; 
für die praftiiche Behandlung der deutihen Frage aber hatte fich 
feit 1848 jein Standpunft verichoben. Um die eingetretene 
Veränderung mit einem Worte zu bezeichnen: der Mann, der 
ein halbes Menfchenalter hindurch die preußiiche Hegemonie 
im bundesftaatlih geeinigten außeröfterreichiichen Deutichland 
vertreten hatte, der Kleindeutſche, war großdeutſch gemorden. 

Selbftverftändlich fann diejes Wort, auf ihn angewendet, nicht 
wie bei den Süddeutſchen einen preußenfeindlihen Sinn haben. 

Aber Hanjemann ift durchdrungen davon, dab nad dem 
Scheitern der preußilchen Einheitsbeftrebungen, bei der hoffnungs- 
lojen Unfäbigfeit der preußiichen Regierung feine andere 
Mahl bleibe, als vorläufig die beftehenden Bundeserhältnifie 

anzuerkennen und ihnen eine möglichſt günftige Seite abzu- 
gewinnen. Er ift zu thatfräftig veranlagt, um ſich trauernd über 
den Zufammenbruch lange gehegter Hoffnungen unthätig und pro- 
teitierend zurückzuziehen. Wie immer will er auch jet auf dem 
Boden der gegebenen Thatjachen ftehen und wirken. uf dieſem 
fich zurecht zu finden, nachdem er fich einmal mit ſchwerem Herzen 
in das Umabänderliche gefügt, gelingt ihm aber leichter als vielen 
feiner Zeitgenofjen, weil das allgemeine deutiche Nationalgefühl 
als folches für ihn eigentlich nie eine abjolute, zwingende Größe 
gewejen ift, nie fein preußijches Bemwußtjein überwogen und jein 
politijches Verhalten immer nur jo weit bejtimmt hat, als es den 
praftiichen Staats- und Machtintereffen Preußens dienen konnte. 
Er verwindet aljo das Scheitern des nationalen Einigungswerkes 
leichter als mandjer andere, zumal er die yorm, in der es zu ver- 

wirklichen verfucht worden war, jo nachdrücklich und heftig befämpft 
hatte. Sm diefem Kampfe waren aber die Mittelftaaten und Ofterreich 
gleichjam feine Bundesgenofjen gewejen und aus dieſer gemein- 
jamen Feindichaft gegen den unitarischen Bundesitaat erwächſt ihm 
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eine menfchlic; begreiflide Sympathie für Vfterreih und bie 
Königreihe.-. Politiſch mar fie völlig verfehlt. Denn jelbftver- 
ftändlich blieb Hanfemann mas er geweſen war, in erfter Linie 
Preuße. Preußens natürliche Freunde waren indeſſen feineswegs 
jene jondern die Kleinftaaten, welche bei Preußen Schug vor der 

Begebrlichleit der Königreiche ſuchten. Hanſemann aber hätte fie 

damals ruhig den Mittelftaaten geopfert. Bon der tiefgründigen 
Feindichaft der legteren und Öſterreichs gegen Preußen hatte er 
feine Ahnung. Er täufchte fich volllommen in der Annahme, daß 

mit dem Erlöfchen der Gefahr, durch eine Reichs- oder Unions- 

verfafjung mebiatifiert zu werben, fich ein natürliches Vertrauens- oder 

gar Schugverhältniszmwilchen den Mittelftaaten und Preußen ausbilden 

werde, weil fie das doch mächtigere Ofterreich mehr fürdhten müßten. 
Er war geneigt, in dem Verhalten der Mittelftaaten zu Preußen 

nur den Ausdrud eines begreifliden und vorübergehenden Miß— 

trauens gegen defjen ehrgeizige Abfichten zu fehen. Ganz ebenfo 

verfannte er vollfommen, daß Schwarzenberg die Aufnahme des 
ganzen Staiferftaates in den Bund betrieb, um nachbrüdlicher als 

zuvor Deutichland zu beherrichen und die deutichen Intereſſen in 

den Dienft der öfterreichiichen zu ftellen. Er dachte ähnlich mie 

Friedrich Wilhelm IV., daß mit der Aufnahme Gejamtöfterreichs 

in den Bund eine ſpezifiſch öfterreichiiche Politif aufhören und 

da3 Haus Habsburg Hand in Hand mit Preußen nur noch eine 

deutiche Bolitif treiben merbe,') zumal ja der neuzentralifierte 

Staat die Germanifierung mit ganz anderem Erfolge als vorher 
zu betreiben verſpräche. Was Hanjemann fehlte, um zu einer 

richtigen Würdigung der öfterreichiichen Politik, ihres Ehrgeizes 
und ihres Preußenhafles zu kommen, war der Mangel einer in 

verantwortlicher, diplomatifcher Stellung erworbenen praftifchen 

Erfahrung, — wie fie fi) Bismard um dieje Zeit in Frankfurt 
aneignete. Dazu fam noch der Umftand, auf den wir jchon ein- 

mal binwiejen, daß Hanjemann von den Wirfungen der öfter- 

reichiſchen Verfaſſung auf die innere und ausmärtige Bolitif des 

ı) Sybel 2, 70. 
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gegenüber ver. Emäk ai. ba“ 
Staatsmänner und wollte es nicht glauben, daß ein jo hervor— 
ragender Minifter für den Wert Fonftitutioneller Staatsformen 
fein Berftändnis haben ſollte. Daß die öfterreichiiche Verfaſſung 
nur auf dem Papier jtand, daß fie bald darauf aufgehoben wurde, 
hielt er nur für ein Zeichen der großen Schwierigkeiten, BR 
die inneren Verhältniffe Ofterreich$ ihrer Durchführung entgegen 
jegten. An der fonjtitutionellen Gefinnung ſelbſt eines — 
berg zweifelte er nicht. Das freiheitsfeindliche Metternichſche 
Syſtem hatte ſterreich“ den Deutſchen gründlich entfremdet; die 
neue Ära, davon war er feſt überzeugt, mußte es ihnen wieder 
nahe bringen. So glaubte er denn, daß infolge des Gefinnungs- 
wechjels in der öfterreichiichen Regierung jeit dem Sturze Metter- 
nichs auch die alte Bundesverfajlung Deutichlands erträglicher, ja 
beilfamer als in der vormärzlichen Zeit geworden jei. Sein Ver— 
trauen zu der Weisheit, zu der deutichen und freifinnigen Rich— 
tung der öfterreichiichen Staatsleitung war jo groß, daß er in 

einem Briefe an den öfterreichiichen Handeläminifter von Brud 

vom 29. April 1851 ganz erftaunt bemerfte, dab das Verfahren 
Ofterreichd in Heffen und Holftein jowie der Zufland der öfter- 
reichifchen Finanzen in unbegreiflihem Widerſpruch zu der von 
einer großartigen Anjchauung getragenen Politik des Kaijerftaates 
ftänden, der die durchgreifenditen Reformen zu verwirklichen im 
Begriff ſei. Uns freilich will eher die Trübung des ſonſt jo flaren 
politifchen Blickes bei Hanjemann unbegreiflich erjcheinen, der aus 
ben erwähnten Thatfachen doch nicht die Erfenntnis ſchöpfte, daß ſich 
in ihnen der eigentliche Charakter der öfterreichiichen Staatsfunft am 

deutlichiten offenbarte. Man fieht, die Erlebniffe der Revolutions- 
zeit, ihre Kämpfe und Wirren waren auch an Hanfemann und 

jeinen —— nicht vorüber gegangen * eine ftarfe 





Austritt aus der Kammer. 1852. 

und jtaatsöfonomifchen Wirkſamkeit von 1848 und früher 
mangelt, anders — nun, jo habe ich es in der eriten 
etwas bequemer als in der zweiten und darin finde ich m 
meine PBerjon jehr gut.” Schließlich aber hielt er die 
unfruchtbare Zugehörigkeit zur erften Kammer für Zeitvere 
Er erflärte jeinen Wählern, daß 
Arbeit an der Diskonto⸗Geſellſchaft mehr denn als Kammermitglied 
dienen könne und lehnte im November 1852 die Annahme eines 
Mandats für die erfte Kammer ab. 

Sp fehrte denn Hanjemann wieder zu jeinem urjprüngl 
Berufe, dem faufmännifchen, zurüd. Bevor wir aber dem Ichten 
großen Werf feines Lebens, der Gründung umd Leitung der 
Disfonto-Gejellichaft näher treten, haben mir noch die Betrachtung 
feiner zweieinhalbjährigen Thätigfeit als Chef der Preußiſchen Bant 
nachzuholen, die gleichſam die Rückkehr von der politifchen zur 
faufmännijchen Wirkſamkeit vermittelte. 

it 2 

IX. Kapitel, 

Vreußiſche Bank und Diskonto-Gefellfhaft. 

Nach dem Rüdtritt des Staatäminifters Rother von feinen 

zahlreichen Ämtern, zu denen auch das eines Chefs der Preußifchen 
Banf gehörte, im März 1848, wurde die oberfte Verwaltung der 
Banf proviforiich von dem Präfidenten des Hauptbanfdireftoriums 
von Lamprecht als ftellvertretendem Chef geführt. Der thatfächliche 
Zuftand der Dinge blieb im mejentlichen derfelbe, wie er geweſen 
mar, da Rother, der als Banfchef fein befonderes Gehalt bezog, 
nur ein allgemeines Dberauffichtsrecht für nd in Anfprud ge— 
nommen, im übrigen aber das Hauptbankdireftorium und il 
Präfidenten die Bank jelbitändig hatte leiten — 
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immer lauter. Gewiß aber war es heiljam, da ihm nur all 
mählich folge geleijtet wurde. Bis 1857 blieben die aa 
Bedingungen unverändert; dann traten meitere Ürleichterune 

ein. Im genannten Jahre gab es in Preußen außer der Bren. 
ßiſchen Banf act Banken, die das Recht der Notenausgabe 
hatten.) Die meilten von ihnen wurden freilich erft 1856 und 
1857 gegründet. 

Daß der neue Banfchef jein Amt nicht als eine gut bezahlte 
Sinefure betrachten werde, mußten alle wiffen, die als Freunde 
oder Feinde Hanjemann fennen gelernt hatten. Gleichwohl gefiel 
fich die Kreuzzeitung in dergleichen Behauptungen.?) Diejelbe 
Bartei, deren Organ ihn als Schmaroger am Körper des Staates 
binftellen wollte, hat ihm dann gerade aus dem Umftande, daß 
er bie Zügel energifch ergriff und jeine Stellung als das Gegen- 
teil einer Sinefure betrachtete, einen Fallfteid zu drehen gewußt. 

Sanfemaun richtete als Chef der Bank jein Augenmerk haupt- 
ſächlich auf zwei Punkte: die Solidität der Bank follte in vollitem 
Make gewahrt und zugleich dem handel- und gemerbetreibenden 
Bublifum jede nur irgend zuläffige Erleichterung gewährt werben. 

Die Aufgabe wurde durch die Unficherheit der politijchen Ver— 

1) Poſchinger 2, 188. 
2) N. Pr. Big. 1848 v. 27. Sept. u. 14. Okiober. In ber letzigenannten 

Nummer wird H. als pofitifcher Charlatan bezeichnet, der gern tiefe Schnitte 

ins Fleiſch der preußiſchen Finanzen made (Anfpielung auf Hanfemanns 
Außerung vom 22. Sept., daß das Minifterium Auerswald der Reaktion tief ins 
Fleiſch geichnitten habe. ©. S. 551) und dabei ein recht fettes Stüd in Form einer 
Sinekure heramsgefchnitten habe. — Dasjelbe Blatt ſetzte ferner das Gerücht in 
Umlauf, er babe für fein Amt die richterliche Unabſetzbarkeit gefordert. Hanſemann 
erklärte eö für unwahr, worauf die Zeitung ihn der Lüge zieh. Nun reichte Hanfemann 
eine Denunziation gegen fie beim Staatsanwalt ein. Auf des Mebalteurs 
Wagener Bitte, der eine „ärgerliche richterlihe Erörterung“ vermeiden mollte, 

zog er jie nachher zurüd, nachdem Wagener in der Kreuzzeitung eine Ehren- 
erflärung veröffentliht hatte. N. Br. Zig. 1849 Nr. 27, 29, 87 und 124. 
Hanfemann an Staatsanwalt Sethe 16. Febr.; Wagener an Hanfemann 81. Mai 
1849. — Das Gerücht drang bis zum König, der darüber von Kühne, dem 
interimiſtiſchen Finanzminiſter, Bericht forderte. Diefer fonnte in den Alten 

nicht® finden und riet, die Sache auf ſich beruhen zu lafjen. (Geh. Staatsardjiv.) 
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hältniffe nach) außen und innen, die Handelsftodungen infolge ber 

1849 erneuerten däntichen Blodade und 1850 durch die Gefahr 
eines großen Krieges erheblich erichwert. Der Bankverkehr konnte 
in dieſen Jahren ebenjomenig mie bie Dividende der Bankanteils- 
eigner eine nennenswerte Steigerung erfahren. Trotzdem ift der 

Zeitung der Bank unter jo ungünftigen Zeitverhältniffen unb der 
glänzenden Befähigung Hanſemanns auch von feinen Gegnern 
volle Anerkennung zu teil gemorden.!) Bißmard war es, ber 
1851 als Berichterftatter über den Etat der Bank in Der zmeiten 

Kammer diefer Überzeugung Ausdrud gab, während er, wie wir 

fehen werden, gleichzeitig aus politifchen Gründen die Entlafjung 
Hanjemanns betrieb. Aber eine Epoche in ber Gejdhichte ber 

Preußifchen Bank ift die zweieinhalbjährige Verwaltung Hanie- 
manns nicht geweſen. An einer eingreifenden Reform der Ber- 

mwaltung und gar der ganzen Banlordnung von 1846 binderten 

ihn indeffen nicht nur die allgemeinen Zeitumftände, jondern aud) 

andere Schwierigfeiten, perfönlicher und politifcher Art, die fidh 
ihm fehr bald in den Weg ftellten. 

An feiner alten Überzeugung, daß eine große Privatbank 

ſolider und nußbringenber fei als eine Staatsbanf oder gar ein 

Smititut von dem gemifchten Charakter der Preußiſchen Banf, hielt 

Hanjemann auch jest unerjchütterlich fe. Er befand ſich daber 

in der eigentümlichen Stellung, ein großes Unternehmen zu leiten, 

das in einer feinen Grundfägen widerſprechenden Weile gebildet 

war. Irgend ein Vorwurf erwächſt ihm daraus nicht; e8 handelte 

fi) um feinerlei fittliche oder politifche Überzeugungen, fondern 

um Fragen der Drganifation und der praftiichen Zweckmäßigkeit. 

So wenig Hanſemann die Hand zur Gründung des halb ftaat- 

lichen, balb privaten Inſtituts geboten hätte, jo wenig lag für ihn 

ein Grund vor, nachdem es ins Xeben getreten war, die technifche 

Leitung abzulehnen. Wohl aber hielt er es für feine Pflicht, die 
Ummandlung der Preußiihen Bank in ein großes Privatinftitut 

herbeizuführen. Welche Gefahren er für die Banf gerade von 

1) Poſchinger 2, 24 f., 81. 
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ihrem halb ftaatlidien Charafter befürchtete, hatte er bereits vor 

zwanzig Jahren ausgeiprochen.‘) Sie lagen nad) jeiner Meinung 
in den Forderungen, welche der Staat in feinem wirklichen oder 
vermeinten Intereſſe, befonders bei politifchen Krifen, an bie 
Keiftungsfähigfeit der Banf ftellen fonnte; fie lagen darin, daß 
der Staat genötigt werben fonnte, die Banf ihrer eigentlichen Auf 
gabe, der Hebung von Handel und Verfehr zu entfremden und 
fie mehr oder weniger in den Dienft politifcher Intereſſen und 
Zwecke zu ftellen; endlich darin, daß im Ariegsfall ein fiegreicher 

Feind die Banfgelver vorausfihlich als Staatseigentum betrachten 

und behandeln mwürde.?) 
Kaum hatte er, von jeiner Urlaubsreife heimgefehrt, Ende 

November 1848 die Führung der Gejchäfte übernommen, als ge- 
rabe diefe Kardinalfrage der Bankfreform ſchon an ihn berantrat. An- 

fang Dezember richtete der Zentralausichuß der Banfanteils-Eigner 
eine Eingabe an ihn mit dem Erjuchen, auf eine Veränderung ber 
Banfordbnung in dem Sinne hinzuwirken, daß die Banf gegen 
etwaige Zumutungen des Staates, ihm einen die Solidität der 
Bank gefährdenden Kredit zu bemilligen, mehr als bisher geſchützt 
werde. Hanſemann antwortete am 23, Dezember 1848, daß ihm 

„zur Erreichung des mit dieſem Antrage beabfichtigten Zmedes 
noch tiefer greifende Veränderungen des Banfinftituts nötig er- 
icheinen” und daß er im wohlverftandenen Intereſſe der Aktionäre, 
der Regierung und bes Bublifums folche Veränderungen in An- 
regung bringen wolle, fobald die politifchen Werhältniffe fich 
fonjolidiert hätten. Dieſe Porausjegung für ein reformatorijches 
Vorgehen trat in vollem Umfang mährend Hanjemanns Amts- 
thätigfeit überhaupt nicht ein. Immerhin wäre Hanjemann nadı- 
dem die Verfaflung am 6, Februar 1850 beſchworen worben war, 
wohl an die Ausführung feiner Abfichten herangetreten, wenn nicht ge- 
rade damals ſowohl von jeiten der Areuzzeitungspartei wie von dem 
ihm untergebenen Hauptbanfdireftorium eine Aftion gegen ihn 

1) S. ©. ff. 
2) Bgl. u nn „Banfnotenfgftem für deutſche Bundes: 

itaaten*. 1857. ©, 48. 
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gedulde. MAIS dieje vorläufig zu Hanſemanns Gumften erfolgte, 
batte indefjen ber reaftionäre Geift in der preußiichen Verwaltung 
derart überhand genommen, dab an eine Anftellung Mathys nicht 

mehr zu denfen war. Anfang Januar 1851 riet der Finanz- 
minifter Rabe nad; Rüdipradye mit Manteuffel, der doch vor einem 

Jahre Mathy ſelbſt Hoffnungen gemacht hatte, von einem erfolg. 
loſen Antrage abzuſehen. Dielen Antrag hatte Hanſemann bereits 
aufgejegt. Er wollte Mathy als Nat im Bureau des Chefs der 
Banf mit 2000 Thlr. Gehalt anjtellen lafjen und begründete feinen 
Wunſch damit, daß die beabfichtigte Ermeiterung der Banfthätigfeit 
die Schaffung beionderer Kontrollen und Einrichtungen voraus— 
jee, für welche er einer Hilfskraft von außerordentlicher Befähigung, 
wie Mathy fie jei, bedürfe. Mathn jei nie ultraliberal geweſen; 

eine Kapizität wie ihn würde man in öſterreich ſofort anftellen. 
Danjemann behielt jegt die Eingabe zurüd und jchrieb an den 
Rand des Konzeptes: „Hiervon ift fein Gebrauch gemacht, meil 

eine offizielle Anfrage böſes Blut gejegt und doch nichts an dem 
traurigen politischen Auftande, der dem Eintritt befäbigter Männer 
entgegenſteht, geändert hätte.” 

Das Jahr 1849 mar ohne bejondere Zmwilchenfälle in ber 

Banfverwaltung verlaufen. Das Verhältnis des Chefs zu dem 

Präfidenten des Hauptbankvireftoriums v. Lamprecht blieb an- 
icheinend ein normales, jo läftig diefem an eine völlig jelbftändige 

Amtsführumg gewöhnten Beamten die Unterordnung unter ben 
Willen und die ftetige Aufficht jeines Vorgejegten auch fein mochte. 
Im folgenden Jahre fam es aber zum Konflitt. Lamprecht 
fehnte fich nach der früheren Bewegungsfreiheit, wie er fie unter 
Rother beſeſſen, zurüd. Er ſtand aber außerdem Hanjemanns 
politifchen Gegnern, der Kreuzzeitungspartei, nahe, die denn auch 
jofort mit allem Nachdruck auf Lamprechts Seite trat. Lamprecht 

mar ein durchaus verdienter Beamter, deſſen Tüchtigfeit Hanfe- 
mann aud wicht unterjchägte. Er war aber eben nur Beamter 

und nicht Kaufmann, und Hanjemann vermißte an ihm ſolche 
Eigenihaften, wie fie gerade die Leitung eines kaufmänuiſchen 
Unternehmend, das die Bank doch mar, erforberte, Auf 
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durch den Chef auch dringend notwendig ſei. Zur näheren- Be 
gründung fügte er mehrere Anlagen über die Geichäftsverhältnifie 

einiger Bankfilialen bei, aus denen hervorging, daß banftechnifche 
Fehler in der Verwaltung gemadjt worden waren und dieje hin- 

fichtlich der Solidität nicht durchweg eine folche fei, daß er bie 

ihm obliegende Verantwortung für fie tragen könne. Das Staats 

minifterium entſchied denn auch zu feinen Gunften, allerdings nur 

in formeller Beziehung. Am 21. Auguft teilte e8 ihm mit, daß es 
das Hauptbanfdirektorium und den Zentralausſchuß über den Un- 

grund ihrer Beſchwerden belehrt habe, da Hanjemann zu feinen 

Verfügungen durd) die Bankordnung von 1846 berechtigt geweſen 
ſei. Zu einer materiellen Beurteilung der Verfügungen fehle es 

dem Staatsminifterium an Material. Der Antrag des Zentral- 
ausſchuſſes auf Verbindung des Amtes eines Bankchefs mit dem 

eines verantwortlichen Minifters müfje weiterer Überlegung vor- 

behalten bleiben. 
Damit war der erjte Angriff abgeſchlagen. Lamprecht be- 

rubigte fich dabei aber nicht. Um die vorbehaltene Entidheidung 

über die Erjegung Hanjemanns durdy einen Minifter, alfo bie 

MWiederheritellung des Verhältniffes, wie e8 zur Zeit Rothers be- 

ftanden hatte, zu beichleunigen, hatte er die Dreiftigfeit, fie im 

Dftober auch von ſich aus perſönlich beim Staatsminifterium zu 

beantragen. Einer der Minifter machte Hanjemann privatim davon 

Mitteilung und nun verjuchte diejer die Mitglieder des Zentral⸗ 
ausschuffes über den Sachverhalt und die eigentlichen Motive von 

Lamprechts Vorgehen aufzuflären, indem er fie durd) Vermittelung 

eines Kommerzienrats Kupfer, der gleichfalls zum Ausſchuß ge- 

hörte, in vertraulicher Weife mit feiner Rechtfertigungsichrift und mit 

den zugehörigen Anlagen befannt machte Der Erfolg war durch- 

ihlagend. Die meiften Ausſchußglieder, angejehene Kaufleute 

und Sabrifanten, die im Grunde genommen einem Finanzgenie 
wie Hanjemann das größte Vertrauen entgegenbradhten, er: 

fannten, daß fie durch Lamprechts eimleitige Darftellung düptert 

und gleichjam überrumpelt worden waren. Es war evident, 

daß Lamprechts Vorgehen einer gereizten Stimmung und einer 
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Animofität gegen Hanſemann entiprang, meil dieſer mit ber 
Bankpraris des Direftoriums unzufrieden war.) Der Ausihuß 
verfolgte daher feinen Antrag beim Staatäminifterium nicht meiter 
und unterließ jede fernere Unterſtühung Lampred)ts. 

Der Stein war aber doch ins Rollen gefommen und ließ fich 
nicht mehr aufhalten. Den Tendenzen und der Praxis ber zur 

Herrihaft gelangten Reaktion widerſprach es durchaus, einen 

Mann von jo jelbftändiger Gefinnung und einen jo firammen 
Vertreter des Konftitutionalismus wie Hanfemann noch länger in 
einer hohen einflußreichen Stellung zu dulden. Gerade die foniti- 
tutionellen Bedenken gegen die Jmmebiatftellung des Bancchefs 
gaben eine bequeme Handhabe, um gegen ihn vorzugehen. 

Durch die Banfordnung von 1846 mar in ber That ber 
Banfchef unmittelbar dem Könige unterftellt, ohne von einem ber 
verantwortlihen Minifter abhängig zu fein. Die Verfaffung ver- 
langte aber unzweifelhaft, daß fein einziger Zweig der Staats- 
verwaltung aus dem Gebiet der minifteriellen VBerantwortlichkeit 

beraustrete. Hanſemann erfannte von vornherein, daß eine direkte 

Beziehung jeines Amtes zum Staatsminifterium bergeitellt werben 
müſſe, und half fich zunächſt damit, daß er die für den König be- 
ftimmten Vermwaltungsberichte nicht dieſem, ſondern dem Yinanz- 
minijter mit der Bitte einreichte, fie dem Könige zur Genehmigung 
vorzulegen, „da nad; der Verfaffungsurfunde zu jedem Regierungs- 
afte Sr. Majeftät die Gegenzeichnung eines verantwortlichen 
Minifters erforderlich“ jei.?) Eine definitive Regelung des Verhält- 
niſſes, die durch Tönigliche Verordnung herbeigeführt mwerben 
lonnte, erfolgte aber, jo jehr fie Hanſemann auch wünjchen mochte, 
nicht, auch dann nicht, als die Budgetlommilfion der zmeiten 

Kammer die Stellung des Bankchefs in Erörterung zog und fie 
in der Hammer Anfang 1850 zur Spradhe brachte. Wie von 
einer Seite, jo namentlich von Harkort, der nur private Provinzial 
banfen gelten laſſen wollte, die Nützlichkeit des ganzen Inſtituts 

1) Sehr charakteriftifch für dem Umfchwung der Stimmung ift ber in 

biejer —— geführte Briefwechſel zwiſchen Hanſemann und Kupfet. 
2), Hanſemann an das Finanzminiſterium 24. Januar 1849, 

Bergengrin, Devib Hanjemann. 42 
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mwerbe, einverftanden und es wurde beichloffen, dem Minifterium 
die verfaffungsmäßige Regelung der Sache anheimauftellen. Der 
Kommiffionsbericht aber, bei deſſen Fertigftellung Hanjemann nicht zu- 
gegen war, gab die ftattgehabte Debatte in einer den Anſchauungen 
ber Kreuzzeitung viel genehmeren Form wieder, erwähnte jene 
ummiberfprochen gebliebene Äußerung des Vorſitzenden gar nicht, 
ſondern deutete den Beſchluß vielmehr jo, als ob die Übertragung 
des Chefamt3 an einen Minifter gemeint geweſen jei. Eine 
Drbnungsmwidrigfeit war e8 überdies, daß zum Berichteritatter der 
Zentralbudgetlommiffion für die Kammer Bismard ernannt wurde, 
der allerdings von feinem Recht als Mitglied einer der Spezial- 
fommijfionen, den Beratungen der Zentralfommiffion beizumohnen, 
Gebrauch gemacht hatte, aber nicht Mitglied der SZentral- 
fommilfion war. In der Kammerverhandlung (am 20. März 
1851) ging Bismard noch meiter ald in bem gebrudten 
Beriht und entnahm die Motive für feine Deutung des 
Kommtifionsbeichluffes nicht ſowohl den Debatten in ber 
Kommilfion als vielmehr jeinen eigenen Anſchauungen und denen 
feiner Partei. In längerer Rede trat er energifch dafür ein, daß 
bie follegiale Verwaltung der Bank beibehalten werben müſſe, 
während bei der jegigen Handhabung des Chefamts die Mitglieder 
des Hauptbanfdireftoriums in die Stellung vortragender Räte 
herabgedrüdt würden. Diefe Gefahr vermeide man durch Über- 
tragung des Chefamts an einen vielbeichäftigten Minifter, ber 
feine Zeit habe, fih um Einzelheiten zu fümmern. Den Leiſtungen 
Hanjemanns ließ übrigens Bismard, wie gejagt, volle Anerkennung 
wiberfahren. Sein mündliches Referat wurde zwar von mehreren 
Kommilfionsglievern mit Nachdruck angefochten und nur von 
jeinem Parteigenoſſen Kleiſt-Retzow unterftügt. Immerhin fchien 
es fo, alö ob die Kammer, indem fie den gebrudten Kommilfions- 
bericht billigte, auch den vom Neferenten entwidelten Motiven 
beitrat.!) 

Anfang April 1851 erfuhr Hanfemann, daß das Gtaats- 

1) Nach Hanfemanns Privatalten. Bol. auch Poſchinger 2, 81. 
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mannigfachen jchlechten Eigenjchaften unferes Minifteriums gehört 
fein Mangel an Wahrhaftigkeit.” Die Verfafjung verlange nur, 
daß der Chef der Banf nicht immediat vom König refjortiere. 
Anftatt das thatjächlich feit 1848 beftehende Refjortverhältnis, 
bei dem der Finanzminifter der fonftitutionelle Mittelsmann geweſen, 
formell zu legalifieren, lüge man und heuchle Berfafjungsifrupel, 
um ber Kreuzzeitung und einem reaftionären Bureaufraten (Herrn 
von Lamprecht) den Willen zu thun und den letzten politiichen Mann 

von 1848, der nicht bureaufratilchen Urſprungs jei, aus einer 
hohen amtlichen Stellung zu entfernen. Perſönlich fei es ihm 
nicht unlieb auf foldhe Weile aus einem Amte zu jcheiben, das 
er nicht mehr mit Freubigfeit verjehen fünne; denn die öffent- 
lihe Meinung ſei durchaus für ihn. Dem Handelsminifter 
von Brud in Wien aber jchrieb er: „Daß ich, der ſehr gouverne- 
mentale und fonjervative Sonftitutionelle . . . aus politiichen 
Gründen jetzt entlaffen werde, ſchildern Ihnen unſere Zuftände 
genügend. Niemals hat die Yunkerpartei in dieſem Lande einen 
größeren Einfluß gehabt als jeht und niemald bat fie ſich zu 

fühneren Plänen erhoben." Auch in Öfterreich wolle fie auf eine 
Reitauration hinwirfen, aljo auch das öjterreichiiche Minifterium 

ftürgen, wenn es fich nicht wie Herr v. Manteuffel zum Junker— 
tum befehre. 

Zur Zeit!) der großen Geichäftsfrife im Sommer 1848 ent- 
ftand in Brüffel unter dem Proteftorate des Königs Leopold ein 
auf Gegenfeitigfeit beruhender Krebitverein, deſſen Eigenartigfeit 
Hanfemann, fobald er von ihm Kenntnis erhielt, in hohem Grade 
feffelte. Der Zweck des Vereins beftand vorzugsweiſe darin, ben 

fleineren Kaufleuten und Gemerbetreibenden durch Aſſoziation mit 
größeren einen ihren Berhältniffen amgemefjenen und billigen 
Krebit zu verjchaffen. Diejes geihah in der Meife, dab ber 

1) Über die Gründung und Thätigkeit der Diskonto⸗Geſellſchaft vergl. 
Poſchinger, Bankwefen und Bankpolitit Bd. 2, und Paul Model, Die 

Großen Berliner Effeltenbanfen. Jena. 1896. 





en 

Berliner Kreditgeſellſchaft 663 

im Konferenzzimmer ber Preußiihen Bank zujammen und geneh ⸗ 
migte das von Hanſemann entworfene Statut. Über den Zweck 
der Geſellſchaft ſprach ſich Hanſemann in jener Darſtellung 
folgendermaßen aus: 

„Der ſolide kleinere Gewerbetreibende findet den Perſonal-Kredit viel 
ſchwerer und teurer ald der größere, mitunter auch gar nit, Es würde ein 
großer Fortſchritt fein, wenn man diefem Übelftande abheljen und hierdurch das 
Emporfommen des Heinern Gewerbeſtandes befördern könnte, nicht im Wege 
der öffentlichen Wohlthätigkeit, (die im der Regel den ftrebenden Menfchen eher 
beugt als hebt), jondern vermittelit einer guten geſchäftlichen Einrichtung. Nicht 
weniger wilnjhenswert und nützlich würde es fein, wenn man vermittelt einer 

foren Einrichtung bewirten tönnte, daß der dem foliben Gewerbetreibenden 
gewährte Berfonal-ftredit bei eintretenden politifhen oder Handels-rifen nicht, 
— wie meiften® gejchteht, — ſtark beichränft oder ganz entzogen wird. So— 

eitigfeit 
ſehenen kaufmanniſchen Gefellichaft geſchehen können. ‚Ste muß den hödten 
Grad von Golidität haben, nicht mur dem größern fondern aud) ben kleinern 
G&ewerbetreibenden zugänglich fein und eine vorzügliche Rückſicht auf mittelgroße 
Kaufleute, Fabrifanten und Gefchäftsleute nehmen.” 

Wie in Brüffel follte den Mitgliedern ein Kredit in der Höhe 
ihres Gejchäftsanteils, aber nur gegen Wechjel, gewährt werben, 

Die Gefchäfte der Gejellichaft Hatten fich auf Disfontierung ber 
Kreditwechjel und auf Annahme verzinslicher Depofiten, gegen 
Wechſel oder in laufender Rechnung, zu befchränfen. Die Gejell- 

ichaft will, jagt Hanfemann, mit den Privatbanfiers nicht kon— 

fürrieren und fann fi) gar nicht auf ſolche Geſchäfte einlafjen, 
die zwar viel Gewinn aber auch fehr großen Verluft herbeiführen 
fönnen. Zwar rechnete er aud) auf einen Gewinn für die Mit- 
glieder, Das Hauptreizmittel zum Eintritt in die Geſellſchaft 
jollte aber die leichte und billige Krebitbenugung fein. Für Die 
Verwaltung waren drei Direktoren in Ausſicht genommen, bie fein 
Nebengefchäft treiben durften. Hanſemann, der damals noch Chef 
der Banf war, hat aljo nicht daran gedacht, jelbit in das Diref- 
torium der Kreditgeſellſchaft einzutreten, deren Gründung er lebig- 
lich vom Gefidhtspunfte des öffentlichen Wohles aus betrieb. 

Indeſſen fand er zu feiner großen Enttäufchung bei der Re— 
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geführt wurdeu, verblieben aber bei ihrer ablehnenden Haltung,. 
obwohl eine von der zweiten Kammer veranftaltete Enquete über 
die Geldinftitute des Landes zu einem für Hanjemanns Projekt. 
jehr günftigen Ergebnis gelangte. Die mit der Unterſuchung ber 
Bankverhältnifje betraute Kommijfion erftattete am 8. Mai 1851 
einen von Harkort verfaßten Spezialbericht?) über den Plan der- 
Berliner Kreditgejellichaft. Die Bedenken der Regierung werden in. 
dem Bericht als völlig unberechtigte verworfen und das Unternehmen 
dem Sandelsminifter zur Beförderung empfohlen. „Faßt die Ab- 
teilung ihr Urteil zujammen,“ beißt es bier, „lo muß zugegeben 
werben, daß die vorliegenden Statuten nebft Erläuterungen und Be— 
rechnungen einen jehr gründlich durchdachten Plan enthalten, der 
einem großen Bedürfnis entjpricht, deſſen Wichtigfeit und Gemein- 
nüßigfeit jelbft von der Behörde nicht verfannt wird. Unfer Bublitum 
ift in Bankſachen häufig uoch jehr unaufgeflärt und muß erft durch 
lange Übungen und Erfahrungen dahin geführt werden, wo Schott- 
lands Bewohner bereits ftehen. Die Kreditgejellichaft jchlägt dazu. 
den rechten Weg ein: die Affoziation der Intereſſen tüchtiger Geichäfts- 
leute, welche mit der Führung joldher Angelegenheiten vertraut 
find,“ Indeſſen gerade damals war bie Regierung weniger als je 
geneigt, jolche Beitrebungen zu fördern, melde von Hanjemann 
ausgingen und fein Anſehen zu heben geeignet waren. Soeben 
mar er, als ein neues Opfer der Reaktion, feines Amtes als Chef 
der Preußiihen Bank enthoben worden. Auch in Bezug auf bie 

Kreditgeiellichaft war das Verhalten der Regierung nicht frei von 
politifhen und perfönlichen Rückſichten. Ärgerlich jchrieb Hanfe- 
mann am 18. Mai 1851 bierüber an Mathy: „Die Sade ift 
ſehr praftiich und jolive und findet hier viel Anflang unter dem 
gemwerbtreibenden Mittelftand. Die großen Geldleute und Banfiers 
find dagegen und der Minifter von der Heybt hält jeit 11 
Monaten, allerlei Freuzdumme Bedenken bervorjuchend, die Kon— 

zeifionierung auf und jucht den Plan lebensunfähig zu machen 
und in der öffentlichen Meinung zu verderben. Freilich hat der 

1) Drudjachen ber II. Kammer. 
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datiert vom 6. Juni 1851. Er war mit der Maßgab 
daß er nur dann in Wirkſamkeit treten jolle, Se erahnen 
fi) bis zum 15. September nicht eines anderen befonnen — 

Das umgewandelte Inſtitut erhielt den Namen Dis 
ff, und etma zwei Drittel der Mitglieder der Arebitgefeifihaft 
traten zu ihr über. Zum vorläufig einzigen heran iger fon 
Firma „Bireftion der Diskonto-Geſellſchaft“ wurde Hanſemann 
gewählt. Die Eröffnung des Gejchäfts fand am 15. Dftober ftatt. 

Das Weſen der Diskonto-Gefellihaftt hat Hanjemann im 
folgenden Jahre in einer kleinen Schrift ur Darftellung gebradt.t) 
Seinen Grundzügen nad) ift e8 das folgende: 

Die Mitglieder der Geſellſchaft find die Gejchäftsinhaber und 
die ftillen Teilhaber, denen zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes 
ein zeitweifer Kredit gewährt wird. Die Geſchäftsinhaber find bie 
gejeglihen Eigentümer der gefellichaftlihen Firma „Bireltion der 
Diskonto⸗Geſellſchaft“ und für die Verpflichtungen derſelben dritten 
Perfonen gegenüber ſolidariſch verantwortlich. In dieſer Eigenichaft 
haben fie am Gewinn einen gewiſſen Teil voraus. Außerdem find 
fie mit Geichäftsanteilen mie die jtillen Teilhaber in der Gefell- 
ſchaft intereffiert. Die letzteren haften Dritten gegenüber nicht. 
Dagegen können fie nad) dem Verhältnis ihrer Geſchäfts— 
anteile von den Geichäftsinhabern zur Dedung von Ver— 
Iuften herangezogen werden, wie fie auch nad; dem Verhältnis 
ihrer mit 4°/, verziniten Bareinlagen, die nur in 10 Prozent 
bes Gefchäftsanteild zu beftehen brauchen, an dem Reſt des Ge- 
winnes teilnehmen. Die Gejchäftsleitung übt die aus den In— 
habern und den angeftellten Gefchäftsführern beftehende Direktion, 
der gegenüber die ftillen Teilnehmer durch den Verwaltungsrat 
vertreten find. 

Der mwejentliche Unterjchied zwiſchen dem Rechtscharakter der 
Disfonto » Gejelihaft und dem der geplanten Streditgejellichaft 
* darin, daß dieſe eine vom Staat ausdrücklich anerkannte 
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Gejeh hinaus, ohne doch irgendwie gegen dasſelbe zu verftoßen. 
Und wenn er bier lediglich im Intereſſe eines Amftituts, das auf 
anderem Wege nicht ins Dafein gelangen fonnte, jo verfuhr, fo 
befolgte er damit doc einen Grundſatz, den er auch jonft von 
allgemeinen Gefichtspunften aus empfahl und bei manchen ſpäteren 
Unternehmungen der Disfonto-Gejellichaft mit vollem Bewußtſein 
zur Anwendung bradte. Er bielt es für nützlich, Rechtsformen 

zu Schaffen, welche im Gejeh noch nicht vorgejehen waren, aber 
aus den Bebürfniffen des praftijchen Lebens erwuchlen, Indem 
nun ber Staat genötigt wurde, biefen neuen Verhältnifjen feine 
Aufmerffamfeit zuzumenden und auch fie mit einem Rahmen gejeh- 
liher Normen zu umipannen, wurde das Necht lebendig fort- 
gebildet und die Gejeggebung vor Stagnation bewahrt. So find 
auch die Statuten der Disfonto-Gejellichaft nicht ohne Einfluß auf 
mande Beitimmungen bes Allgemeinen Deutichen Handelsgejehbuchs 
geblieben. 

Die Geſchäfte und Leitungen und damit der gemeinnüßige 
Zwed der Disfonto-Gejellichaft blieben im mejentlichen dieſelben 
mie bie der urjprünglic; geplanten Kreditgeſellſchaft. Nur war 
bei der Annahme verzinslicher Depofiten von Mitgliedern und 
Fremden den Gejchäftsinhabern eine größere Freiheit geftattet. 
Die eingehenden Gelder, welche nicht zur jtatutenmäßigen Kredit— 
gewährung benußt wurden, jollten ausſchließlich durch Disfontierung 
oder Beleihung von Wechjeln rentbar gemacht werden. Auch jegt 
waren der Gefellichaft alle fpefulativen Unternehmungen ausdrücklich 
unterjagt. 

Die Gejellichaft begann ihre Geichäftsthätigfeit am 15. Dftober 
1851 unter Beteiligung von 236 Mitgliedern mit etwas über einer 
halben Million Thlr. an Geichäftsanteilen. Nach anderthalb Jahren 
mar die Mitgliederzahl auf beinahe 1400, der Gejamtbetrag der Ge— 
Ichäftsanteile auf fat 5 Millionen Thlr. geitiegen. Wenn die Ge- 

ſchäfte auch feinen großen Ertrag abwarfen, fo blieb doch die Ent- 
widelung der Gejellichaft auch in den folgenden Jahren eine erfreu- 

liche. Nur hatte fie mit manchen harten Schwierigfeiten zu kämpfen. 
Eine gewiſſe Animofität der Regierung gegen fie war fühlbar; 
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Zahl der Geſchäftsinhaber zu vermehren, ſcheiterten an dem Um- 
ſtande, daß der Ertrag des Geſchäfts zu gering war, um reiche 
und angeſehene Geſchäftsleute zum Eintritt in die Direktion zu 
bewegen. Dieſe Erfenntnis hat mit dazu beigetragen, daß Hanfe- 
mann fi) mit bem Gedanken einer Erweiterung bes Thätigfeits- 
freijes der Gejellichaft zu beichäftigen begann. 

6 Es drohte aber auch die ihm allein obliegende Leitung des 
Inftituts und die von ihm allein zu tragende Verantwortung jeine 

finanziellen und phyſiſchen Kräfte zu überjteigen. Sowohl ge- 
Ichäftliche Angelegenheiten als auch Rüdfichten auf feine Gefundheit 
nötigten ihn oft zu lange dauernder Abmwejenheit von Berlin. Seine 
bevollmädjtigten Stellvertreter waren aber, mie gejagt, nicht die ge» 
eigneten Leute, um ihn wirklich zu erfegen. Im Frühling 1855 
entdedte Hanjemann, daß, während er frank in Bonn lag, von 
einem ber Profuriften unlautere Manipulationen zu Privatzweden 
vorgenommen waren, infolge deren große Perlufte in Frage 
ftanden. Die Berhältniffe waren verwidelt und Hanjemann ftand 
ihnen allein ohne zuverläffige Stüge gegenüber. Am 23. März 
telegraphierte er an Adolf: „Sch brauche Deine Hilfe, fomme 
fofort.“ In gemeinfamer Arbeit ermittelten nun Bater und Sohn 
die Höhe des Berluftes. Er befchränfte fich zwar, da mittlerweile 
günftige Kursverhältniffe eingetreten waren, auf eine geringere 
Summe, als anfangs befürchtet wurbe, betrug aber immerhin noch 
12000 Thlr. Hanfemanns Stellvertreter, der es an der erforber- 
lihen Aufficht hatte fehlen laſſen, erkannte an, daß der Verluſt 
nur burd) jeine Nadhläffigkeit möglich geworden war und er baher 
erſatzpflichtig ſei. Er fonnte aber nicht zahlen; Hanſemann ver- 
zieh ihm und bedte jelbft den VBerluft, um den Kredit ber Dis- 
fonto-Gejellichaft der Außenwelt und den Mitgliedern gegemüber 
nicht zu jchädigen. Auf Adolfs Veranlaffung wurden darauf 
firenge Kontrollbeftimmungen über die privaten Geldgeſchäfte ber 
Angeftellten getroffen, auf die jeder berjelben noch heute ver- 

pflichtet wird. 
Diefe Erfahrung lehrte, dab die Disfonto-Gejellichaft mit 

einem feſten Anteilsfapitel ausgeftattet werden mußte, um bei 
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manns Tode im Frühling 1855 zunächſt proviforiich, dann ſeit 
— erg ag ge ee 
hohem Gehalt und mit einer Tantieme am Nettogemint 
Dienft der Diskonto-Gejellichaft.!) Er war 8 — dem 
Hanſemann die mannigfachen Verhandlungen mit der Regierung 
die — wiederum vergeblich — auf die Gewährung von —* 

1) Guſtav Freytag hat in dem Abſchnitt IV feines ſonſt jo ſchönen Buches 
über Karl Mathy das Verhälmis zwiſchen Mathy und Hanfemann durchaus 
einjeitig und parteiiſch dargeftellt umd die Perſönlichkeit Hanfemanns in eine 

wenig vorteilhafte Beleuchtung gerüct. Die von ihm angeführten Thatjachen 
find z. T. fall, 5 2. umgenaw angegeben., Rad) dem Erſcheinen feines Buches 
wurde ihm der Briefwechſel zwiſchen Hanfemann und Mathy zur Verfügung 
geitellt, damit er ihm thatjächlihe Berichtigungen für eine zweite Auflage ent- 
nehme. Trotzdem fandte Freytag die zweite Auflage unverändert in die Welt. 
Er begründete die Weigerung, feine Darftellung und fein Urteil dem Inhalte 
biejer authentifchen Duelle gemäß zu ändern, mit dem Hinweis auf Mathys Tages 
bud-Aufzeihnungen. Im Jahre 1870 lieh Karl Braun-(Wiesbaden) eine 
Urtifefreihe über Mathy in der Kölniſchen Zeitung erfcheinen. Der 7. u. 8. Ar— 

tilel (Nr. 96 und 102) befchäftigen ſich ausſchliehlich mit dieſem Briefwechſel 
und jtellen den riditigen Sachverhalt und das richtige Urteil über beide 
Männer feſt. | 

Mathy blieb in der Diskonto-Geſellſchaft etwa zweieinhalb Jahre. Am 

1. Januar 1858 trat er ald Direktor zur „Gothaer Privatbant“ über, die im 
in Hanfemannd Auftrag hatte mitbegründen helfen. Seine Trennung von 
Hanjemann erfolgte nicht ohne beiderjeitige Verſtimmung, — Wa 
die Schuld trug. Er hatte ſich dem widerſetzt, daß die erwähnten Kontroll- 
beitimmungen über die privaten Geldgeſchäfte der Beamten ber Diskonto-Ge— 
ſellſchaft auch auf ihm angewendet wurden und es ganz; befonders übel vermerkt, 
dab ber junge Adolf Hanfemann, nachdem er zweiter Geihäftsinhaber geworden, 

mit rüdfichtslofer Energie auf eine genaue Einhaltung biefer Beſtimmungen 
drang. Die etwas brüsfe Art, wie Mathy dann plöpfich jeine Entlafiung ver- 
langte und Hanſemanns Wunſch entgegen im die Gothaer Banf eintrat, vers 
Khärfte natuegemäß bie Spannung. Doch glichen fi) die Differenzen fehr bald 
ee im reger Nlorres 
ſpondenz miteinander, wenn auch die alte Serzlichfeit nicht mehr wiebertehrte. 
— Auch Adolf Hanſemann und Mathy traten ſich wieder näher, als diefer im Jahre 





fofte die Distonto-Befellfchaft: * eh 2 ihrem 
urſprünglichen Programm doch in feiner Weiſe untreu werben. 

Das Spezialgeſchäft blieb noch ein Jahrzehnt lang dasjenige 
Merkmal, welches die Diskonto⸗Geſellſchaft in ihrem Weſen von 
allen anderen großen Geldinſtituten unterſchied. 

Die erſte Emiſſion von Kommanditanteilen im Betrage von 
10 Millionen Thlr. fand 1856 in zwei Gruppen von je 5 Millionen 

Thle. mit überrafchend günftigem Erfolge jtatt. Das ganze 
Kapital fonnte ohne öffentliche Subffription und ohne Zuhilfe 
nahme der Börfen untergebracht werden. ES war thatſächlich 
Ichon vor dem Beichluß der Generalverfammlung vom 9. Januar 
1856, durch welche die Emiffion verfügt murde, gezeichnet. In 
Bezug auf das hierbei erzielte Agio verfügte Hanfemann, daß 
e8 zum Teil zu einmaligen Remimerationen der Alngeftellten, 
zum Teil zur Begründung eines Uinterflügungsfonds für diefelben 
verwandt werben follte. Diefer Fonds ift 1864 nad) Hanjemanns 
Tode in eine Penfionsfaffe umgewandelt worden und erhielt auf 
den bejonderen Wunſch der Angejtellten in Erinnerung an Hanſe— 
manns Stiftung den Namen „David Hanſemannſche re 
faffe“.*) 

Am Ende des Jahres 1856 beichloß die Generalverfommlung 
auf Hanjemanns Antrag eine Vermehrung des Kommanbditfapitals 
durch eine nene Emilfion. Der Beſchluß fonnte aber damals, weil 
die allgemeinen Verhältniffe ungünftiger geworden maren, nur 
zum geringjten Teil ausgeführt werden. Erft 1872 wurde bas 
Kommanditfapital auf 20 Mill. Thlr. erhöht. Heute beträgt es 
130 Mill. Mark mit Nejervefonds von rund 38'/, Mill. Mar. 

In den erften Jahren nad der Reorganijation jchien ſich 
das Spezialgeichäft im jelben Verhältnis wie das allemeine Bank— 
geſchäft entwideln zu wollen. Es erreichte im Jahre 1857 feinen 
Höhepunft mit ca. 2400 Mitbeteiligten und 15'/, Millionen Thlr. 

!) Ihr Kapital beträgt heute gegen 8 Mil, Mark. = 
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große Spekulationen betrieb und ſtets meue Unternehmungen 
nd Meisner 
Aktien Vorteil zu ziehen. Die Erfolge der Franzofen reizten aud) 
in Deutichland zur Nachahmung. Zu Beginn des Yahres 1856 
gingen der Direktion der Disfonto-Gejellichaft faft täglich Mit- 
teilungen von neuen Gründungen und Nnerbietungen zur 
Beteiligung an ihnen zu. Hierüber führte Hanfemann während 
jeiner häufigen Abweſenheit von Berlin einen eifrigen Briefmechiel 
mit Mathy, der ihm als Gefchäftsführer über alle bedeutenden 
Borfommmifje berichtete und in michtigen Fällen feine Ent» 
ſcheidung einholte. Auf die Mitteilung Mathys, daß auch 
für Berlin die Gründung einer ſolchen Banf unter dem Namen 
„PBreußiiches AKreditinftitut zur Förderung von Aderbau, Handel 
und Induſtrie“) geplant werde und daß eim hochgeftellter 
‚Beamter des Finanzminifteriums Mathy perſönlich eine dieſe 
Gründung empfehlende Denfichrift überreicht habe, um Die 
Disfonto-Gefellichaft zur Beteiligung zu bewegen, jehte Hanſe— 
mann der Direktion in einem Briefe vom 17. Februar 1856 jeine 
Anfichten und die Grundfäbe auseinander, welche für die Direltion 

maßgebend fein follten. Der Brief verdient es um jeines be- 
herzigenswerten Inhaltes willen und weil von der damals erften 
Autorität auf dem Gebiet des Banf- und Geldweſens herrührend 
in feinem vollen Wortlaut mitgeteilt zu werden?) 

„Ich fchrieb Ihnen vorgeftern und erhielt den Brief des Herm Mathh 
vom 14. d. Mis. fowie auch die gebrudte Empfehlungsſchrift für die Errichtung 
einer Kredit-&efellichaft in Berlin. Ich erachte die Schrift für nichts weniger 
als gut ausgearbeitet; fie bietet dem wirklich Geidhäftstundigen eine Menge jehr 
vie BR Blöhen dar, 

Wenn ich mi auf den unbefangenften Standpunft ftelle, fo ift meine 
Überzeugimg: dab die Disfonto-Gejellichaft, wie fie ſich jegt ausbildet, weit eher 
Garantien der Sicherheit, Nüplichleit umd Rentabilität gewährt, ala eine anos 

Ganbel and Sadufrie made, beruhen im wefentlichen jept auf! der — 

) Näheres über das Projekt giebt Poſchinger 2, 216ff. 
9) Bereitö von Braun in ber Köln. Zeitung 1870 Nr. 96 veröffentliät. 





voraus, daß vor bderjelben nur die wenigjten Projekte zu be- 

ftehen pflegten. „Hätte id“, jagte er, „die Neigung des Publikums, 
für Promefjen und Quittungsbogen ohne gründliche Prüfung ihres 

aa, le onen Giancn ı nenn um Gefahren zu 
v [0 

Die von ſolchen Grundjägen getragene vorfichtige und doch 

rührige Geichäftspraris der Distont-Bdelicaf und ber glänzende 
Name ihres Leiters verjchafften dem neuen Banfinftitut frühzeitig 
eine ſehr angejehene Stellung in der deutſchen Geſchäfisweli. 
Ullgemein wurde jchon damals anerfannt, daß ihre Thätigkeit 
ebenjojehr den öffentlichen Intereſſen wie denen ihrer Mitglieder 
erſprießlich war. Allerdings ift auch die Diskonto-Geſellſchaft in 
den folgenden Jahren des wirtichaftlihen Rüdgangs nicht von 
größeren Verluſten verjchont gewejen, jo daß im diejer Zeit durch⸗ 
Ächnittlic” nur eine Dividende von 5°/, verteilt werben fonnte, 
Sie hatten ihren Grund weſentlich darin, daß Hanjemann es 
wiederholt in der Auswahl der Perjonen verjah, denen die Aus- 
führung einzelner Operationen, namentlich auf induftriellem Ge— 
biete, anvertraut wurde. Solche Mißgriffe geichahen insbejondere 
bei der Übernahme des Berg- und Hlttenwerts Henrichshütte in 
Weſtfalen, das Hanjemann mandye Sorge bereitet hat. 

Auch die Diskonto-Gejellichaft hat fi) in den Jahren 1856 
amd 1857 an Banfgründungen beteiligt. Daß Hanjemann bei 
diefen Beitrebungen nur wirklich ſolide und leiſtungsfähige Inſti— 
tute im Auge hatte, braucht nach dem, was über jeine Grundſätze 
bemerft worden ijt, nicht erit gejagt zu werden. Wohl aber 
darf hervorgehoben werben, daß in der Art und Weije jeines Bor- 
gehens, in den Gefichtspunften, welche ihn leiteten, wieder jeine 
ganze Eigenart hervortrat: die Durddringung kaufmänniſcher Thätig- 
mit allgemeinen ſtaatsmänniſchen Gebanfen. 

In dem Zeitraum von 1847 bis 1856 entjtanden im aufßer- 
preußifchen Deutichland nicht weniger als 16 Bettelbanfen, deren 
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hat Hanjemann in den Jahren 1856 und 1857 mit einer ganzen, 

Reihe deuticher Regierungen verhandelt.) Er veröffentlichte im 
Mai 1857 eine Brojchüre „Banfnoten-Syftem für deutfche Bundes— 
ftaaten“, in welcher er ein ausführliches Normalftatut für die ein- 
zelnen Banlen und eine Skizze bes Statut für den „Bereim 
deutfcher Privatbanten“ mitteilte und eingehend erörterte.?) Seine: 
Prinzipien find im mwejentlichen diejelben geblieben, welche er feit 
dreißig Jahren vertreten und in jeiner Denfichrift von 1829) 
empfohlen hatte. Auch ein anderer ihm eigentümlicher, praktiſch 
bereit$ bewährter Gebanfe fehrt hier wieder. Um die Privat- 
notenbanfen vor jchädlichen und unvernünftigen Zumutungen be— 
gehrlicher Regierungen zu jchügen und dieje für jene zu mar. 
follten die Banfen außer den gemöhnlichen Handelsfteuern einen 

Teil des über 5°/, hinausgehenden Gewinnes als Abgabe für: 
gemeinnügige Zwecke entrichten. Cine Abgabe vom Reingewinn 

hatte ja Hanjemann früher für bie Eifenbahngejellichaften empfoblen,. 
nachdem in der Aachener Feuerverficherungsgejellichaft dieſelbe Idee 
im größten Mapftabe durchgeführt worden war. 

Was Hanlemann in jeinem „Banfnoten-Syjtem“ über ben 

Charakter und die natürlichen Aufgaben der Zettelbanfen jagt, 
entipricht vollftändig feinen früheften Anfichten über dieſen Gegen- 
ftand. Er betont: Bettelbanten find unentbehrlich; ohne Bank: 

noten kann der jegige Verkehr nicht beftehen; aber man darf von. 
ben Banfen feine ihren Sweden fremde Xeiftungen erwarten. 

Nie dürfen fie ſich in fpefulative Unternehmungen einlaſſen; fie 

werben naturgemäß eine bejcheidene aber darum fichere Rente 

tragen und biefe darf nur aus reellem Zinsgewinn erwachſen. 
Eine Zettelbanf darf nicht Staatsinftitut jein. 
—* Hanſemanns HEUER einer gleichartigen inneren Drgani- 

‚9 Die Del der nserlunge imtfien Hr mi Siehe über fie 
—— Bd. 2 an verſchiedenen Stell 

Banknoten-Syftem für deutfche ——— Entwurf von David 
NS... (A Manuffript gebrudt. Mai 1857.) Kaſſel. 1867. 

65 Geiten. 
1) S. ©. ff. 
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Banfwejen verſchaffen. — ——— ſeine großen 

naunugen welde am 5, Mi 1900 wii begonnen, vera 

fie jedenfalis might „geführt. 
Am | 

Wirtſchaftsgeſchichte erinnert. — Bon ber ſchweren Handelstrife, welche 
1857 einer Flutwelle gleich von jenjeits des Deeans, aus 
Amerifa, fommend zuerft über England hereinbrach und fi) dann 
auch über den europälichen Kontinent ausbreitete, ‚hatte ganz be— 

fonders jchwer die Stadt Hamburg zu leiden. Im November 
bäuften fich bier die Bankrotte angelehener Häujer in fchreden- 
erregender Weile. Die ganze Einwohnerichaft der großen Handels- 
ftadt geriet für mehrere Wochen in einen Zuftand unbejchreiblicher 
Verwirrung und Entmutigung. Der Grund, warum die Kriſis 
bier jo bejonders verheerend auftrat, lag einerſeits in der Kredit— 
überjpannung, zu welder die Kaufmannſchaft ſich durch die gewaltige 
Ausdehnung des Hamburger Handelsverfehrs in den legten Jahren 
hatte verleiten lajjen, anderjeit3 in den Hamburger Währungs: 
verhältnifien. Die Hamburger Mark Banko, eine ideelle Münze, 
bebeutete nur ein gewiſſes Quantum Silber und jtand zu feiner 
anderen gangbaren Münze in einem fejten Wertverhältnis. Die 
in Marf Banko ausgedrüdten Zahlungsverbindlichkeiten konnten 
in Hamburg nur mit dem durch dieſen Ausdrud bezeichneten 
Quantum Gilber erfüllt werden und wurde das Gilber in Ham- 
burg fnapp, jo war eine Kataftrophe unvermeidlich, da die Be- 

1) Geh. Oberregierungsrat Hoene und Geh. Oberfinanzrat Günther. 
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idjrieb aber Hanjemann ſchon am 2. Dezember — — 
Schlimmſte an allem ſei die Unfähigkeit der Senatsrec 

in einem Bericht an den Handelsminijter vom felben er 
ed: „Die Rat- und Thatlofigfeit des Senats ift unbejchreib- 

lid) und id, habe darüber die jchredlichiten Klagen gehört. Ich 
weiß den Leuten nicht zu helfen, weil das Zopftum in dem res 
gierenden Körper von 24 Perſonen vorherricht.“ 

Obgleich alſo der Senat auf die Anregungen des preußifchen 
Unterhändlers nicht einging, jo wandte er fih doch an Preußen 
offiziell mit der Bitte um Hilfe Er wollte fie aber nicht in der 
Form, in welcher Preußen fie allein gewähren fonnte, in Thalern 
und Papiergeld, jondern in ungemünztem Silber. Daß Preußen 
hierauf nicht einging, wurde ihm jehr verübelt, obwohl es, um 
gegen alle Eventualitäten geichügt zu jein, ſich jeiner Metallvor-- 

räte gar nicht entäußern durfte. Da fam den Hamburgern Hilfe 
aus einem Lande, von dem fie feiner zerrütteten Finanzen wegen 

am wenigſten erwartet werden fonnte, aus Äſterreich. Dieſer 
Staat hatte thatjächlich Papiermwährung, aber in dem beutjchen 
Münzvertrag vom 24. Januar 1857 fich zur Wiederaufnahme der 
Silberzahlung am 1. Januar 1859 verpflichtet. Für diejen Zwed 
wurden in den Gemwölben ber öjterreichiichen Nationalbant Silber- 

vorräte aufgeipeichert, die zumächit nur einen toten Scaß bildeten. 

Dfterreich machte nun ein gutes Gejchäft, indem es 10 Millionen Mark 
Banfo Silber zu 6°/, dem Staate Hamburg bis zum 31. De- 
zember 1858 lieh. Schon am 15. Dezember 1857 traf ein Ertra- 

zug mit den rettenden Silberbarren in Hamburg ein. Difterreich 
aber erntete außer dem baren Gewinn noch den Ruhm, im 
Gegenjat zu dem engberzigen Preußen bejonders bundesfreundlich 

und national gehandelt zu haben. 

Auf von der Heydts Wunſch unterbreitete Hanjemann aud) 
dem Minifterpräfidenten Dlanteuffel jeine Ideen über eine Baluta- 

änderung und die Errichtung einer Banffiliele in Hamburg; 
auch 309 ſich die Korreſpondenz mit einflußreihen Hamburger 
Kaufherren noch einige Zeit bin. Die öfterreichiiche Hilfe- 
leiftung hatte aber den preußiichen Bejtrebungen jeden Boden 

4 
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ALS Preußen 1859 während des italtenifchen Krieges ſein 
Heer mobil machte, jah es fih zur Aufnahme einer Anleihe vom 
30 Millionen Thalern genötigt. Der Finanzminifter von Patow 
fam damals mit David Hanjemann überein, daß diejer ein Kon— 

jortium von Banfhäufern bilden möge, das fich zur feſten Über- 
nahme eines Teils der Anleihe verpflichten und bei der Emilfion 
mitwirfen jollte. Das ift denn auch geichehen. Das Konjortium 
beitand aus den Bankhäuſern S. Bleichröder, Mendelsjohn & Eo., 
Gebr. Schidler, F. M. Magnus, Breeit & Gelpde, Robert War- 
ihauer & Eo. und der Disfonto-Gejellichaft und die öffentliche 
Subifription auf die Anleihe fand mit Erfolg ftattl. Dies war 
die Gründung des jogenannten „Preußen-Konjortiums“, welches 
Ipäter zwar einzelne Mitglieder durch Eingehen der betreffenden 
Firmen verlor, ſich aber durch Hinzutritt von anderen Banfen 
und Banfhäujern eriten Ranges in ganz Deutichland mächtig 
erweiterte und während einer langen Reihe von Jahren bei den 

Emiffionen von preußiſchen und Reichsanleihen mitgewirkt hat. 
Im jelben Jahre 1859 nahm die herzoglich Anhalt-Deſſauiſche 

Fideifommißverwaltung durch die Diskonto-Gejellihaft ein Darlehn 
von einer Million Thalern gegen PVerpfändung der oftpreußiichen 
Güter des Herzogs auf, um der in Verlegenheit geratenen Deflau- 
iihen Landesbank die erforderliche Hilfe zu leiten. Mit diefem 
Geſchäfte hat die Diskonto-Gefellichaft das Beiſpiel für die 
Form gegeben, in welcher jolche Darlehen durch Ausgabe von 

ee mit hypothelariſcher Sicherheit zu 

—— —* fanden bei der Diskonto⸗Geſellſchaft eifrige Ver— 
bandlungen über die finanzielle Fundierung einer Gejellichaft ftatt, 

die es fi) zur Aufgabe ftellen jollte, Befigungen in der Provinz 
Poſen aus polniichen Händen zu erwerben, fie zu parzellieren und 

an beutiche Anfiedler auszuteilen. Obgleich deutihe Großgrund- 

1) Das Folgende nad) den Alten der Dislonto-Gefellicaft. 
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| Sejellfchaft aufgegangen, für welche 
een Bu Bande mit ben Bankhäuſern S. Bleich- 
röder in Berlin, Sal. Oppenheim jr. & Eo. in Köln, den Häufern 
Rothſchild und anderen Beteiligten die Konzeffion erhalten hatte, 

Für den Hohen Rang, welchen dieſe Gefellichaft heute auf dem 
Gebiete des Bodenkredits einnimmt, ift die Thätigfeit der erjten 

Preußiſchen Hypothefen-Aftien-Gefellichaft jedenfalls eine gute Bor- 
arbeit geweſen. 

Mit Iebhafteftem Intereſſe war Hanfemann ferner für die Er» 
bauung einer Eifenbahn von Berlin über Charlottenburg und durch 
den Grumewald nah Potsdam thätig, ein Projeft, das fein Sohn 
und Geichäftsmitinhaber entworfen hatte. Die Bahn jollte außer dem 
Zofalverfehr auch der Erſchließung und Befiedelung der Wannjeeufer 
und eines geeigneren Teild des Grunemwalds dienen, und Geheimrat 
Hihig beichäftigte fich mit Entwürfen zu diefem Zwed. Die obrigfeit» 
liche Konzeffion wurde aber mit Nüdficht auf eine mögliche Ber 
unrubigung des Wildes im Grunewald damals verjagt. An Stelle 
diejes Projektes trat dann das größere einer direften Bahnverbindung 
zwiſchen Hannover und Berlin, der Berlin-Lehrter Bahn, welche 
einen kürzeren Weg zwiſchen Berlin und Köln herſtellen ſollte. 
Noch in feinem lebten Lebensjahre hat Hanjemann als Bevoll- 
mächtigter des Komitees der Berlin-Lehrter Bahn langwierige 
Verhandlungen hierüber mit der hannöverjchen Regierung geführt, 
Die Bahn ift erft einige Yahre darauf gebaut und 1871 dem 
Berfehr übergeben mworben. 

Schließlich fei noch einiger Unternehmungen gedacht, die für 
die Baugeichichte Berlins von mtereffe find. Im Jahre 1864 

gründete die Diskonto-Geſellſchaft mit befreundeten Banfhäufern 
eine Immobiliengeſellſchaft in Berlin. Dieſe errichtete nad) 
Hanjemanns Tode 1867 auf einem der erworbenen und von Ge— 
heimrat Hitzig vollftändig bebauten Grundftüde die erite Markt⸗ 

balle der Hauptftadt und vermirflichte damit einen Gedanfen, ber 
Hanfemann mehrere Jahre hindurch eifrig bejchäftigt hatte. So 
ſympathiſch die Markthalle auch bei der Eröffnung begrüßt wurde, 
fo erwies fi) das Inſtitut ſchließlich doch als — Aus 

Bergengrün, Davib Hanſemann 

E 
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der Markthalle entftand der Cirkus Renz, eine Berweriung des 
Bauwerkes, welche der Immobiliengeſellſchaft eine günftige Ab- 
widelung des Unternehmens ermöglichte. 

In Verbindung mit Hitig wurde ferner der Albrechtshof am 

Tiergarten erworben und aus diefem Grundftüd einer der 

Ichönften Stadtteile Berlins geichaffen. 

X, Kapftel. 

Anter der neuen Ära. Ende. 
Als mit dem Negierungsantritt des Prinzregenten Wilhelm 

im Herbft 1858 die bumpfe Reaftionsperiobe ihr Ende fand, als 
‚on Stelle Manteuffels und Weftfalens der Fürft von Hohenzollern, 

Aud. von Auerswald, Patow und bald darauf auch Graf Schwerin 
ins Minifterium berufen wurden und eine neue hoffnungsvolle Zeit 
anbrach, da atmete auch Hanfemann wieder frei auf. Und fofort 
regte fich in ihm ber politifche Thätigkeitsdrang. 

Seine glüdlihe Stimmung wurde noch durch ein gleichzeitiges 
‚perlönliches Erlebnis gehoben. Die Direltion der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft Iud ihn zur Einweihungsfeier der neuen Mofel- 
brüde bei Koblenz ein und überfandte ihm eine Dauerkarte zur 

freien Benutzung ihrer Bahnlinten. Die Begleitfchreiben rühmten 
in warmen Worten feine Verdienfte um die Rheinische Bahn: bie 
Direktion ſei fi immer deſſen bewußt, daß fie nur meiterbaue 

auf dem von Hanjemann unter den fehwierigften Verhältniffen ge- 
fhaffenen Grunde. Er war durch offizielle Anerkennung feiner ge- 

meinnügigen Thätigkeit nicht gerade verwöhnt. Um fo mehr freute 

‚ihn dieje doc) feineswegs außerordentliche Ehrung. Seine Nach— 
folger im Handels- und Finanzminifterium, fehrieb er an Meviffen,!) 

1) Hanfemann an Mevifien 9. November 1868. 
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in der Bolitif der Gothaer befämpft hatte, und immer lauter 
ertönte bie Forderung, daß Preußen die Gunft der Lage zu feinem 
Vorteil, zur Erneuerung des Verſuchs, einen Bundesſtaat mit 
preußifcher Spite aufzurichten, ausbeute. 

Am meiften befümmerte Hanjemann aber das unvernünftige 
Gebahren Dfterreichd, das fich felbft durch eigene Schuld in die 
allerungünftigfte Lage brachte. An dem Wohlergehen Ofterreich8 nahm 
er aufrichtigen Anteil und er ftand zu einzelnen öfterreichiichen Staats- 
männern, jo insbefondere zum Finanzminifter Brud und dem 
Hauptdireftor der öfterreichifchen Kreditanftalt Richter in freund» 

Ichaftlichen Beziehungen. Mit größtem Interefje verfolgte er Bruds 
verzweifelte Anftrengungen zur Hebung bes völlig zerrütteten öfter- 
reichiſchen Finanzweſens, indem er fie gelegentlich mit feinen Rat 
ſchlägen und Warnumgen begleitete. So hatte er noch im Sommer 
1858 dringend aber ohne Erfolg vom Verfauf ber Staatsbahnen 
an ein franzöfiiches Banffonfortium als einer wahrhaft „de— 
faftreufen Operation“, die bei einem Finanz- und Staatsmann von 
ber Bedeutung Bruds ganz unbegreiflich jei, abgeraten und zu— 
gleid; ein Promemoria über die Regelung des Staatsjchulden- 
mejens eingejandt, daS auf den bewährten Grundſätzen der preu= 
Biihen Schuldenvermwaltung ruhte. Seht forrejpondierte er mit 
Brud und Richter über die politiiche Lage. Anfang März hatte 
Napoleon plöplid die Miene angenommen, als ob er in jeinen 
Entihlüffen wankend geworben ſei, auf die Vermittelungsverjuche 
ber anderen Mächte eingebe und an einen Rückzug denfe. Indem 
Hanfemann den Öfterreichern zu diefem bdiplomatifchen Erfolge 
gratulierte, ſprach er zugleich die Hoffnung aus, dab fie die an- 

gebotene Vermittelung annehmen und durd ihre Haltung Napoleon 
ben Entihluß zur Umkehr erleichtern würden. Bald darauf trat 
Rußland mit dem Porfchlage eines europäiſchen Kongrefies zur 

friedlichen Ordnung der italienischen Verhältniſſe hervor. Anfang 
April war Hanjemann mieder einige Tage in Paris. Er fand 
die Stimmung dort unverändert, dem Kriege durchaus abgeneigt; 
allgemein hoffte man, daß die Kriegsgefahr durch den Kongreß— 
vorjehlag abgemenbet ſei. Da hörte er, nad) Berlin zurückgelehrt, 

ee  — 





Dentihrift an ben Prinzregent 

die Zumutung des letzteren, daß Preußen nur als Glied und im 
Auftrage des Deutſchen Bundes, nicht als ſelbſtändige Großmacht 
handeln ſolle. Hierüber zogen ſich die Auseinanderſetzungen wochene 
fang bin und mer bieje nicht fannte, mochte wohl den Eindrud 

empfangen, daß Preußen unjchlüffig hin und ber ſchwanke. 
Am 3. Juni erlitten die Öfterreiher die Niederlage bei 

Magenta, welche fie zur Preisgebung der Lombardei und zum 

Rückzuge hinter die Minciolinie zwang. jest ſchien eine fräftige 
Entſchließung Preußens umaufihiebbar geworden zu fein. Aber 
noch immer verlautete nichts von einer ſolchen. Da reichte 
Hanjemann am 7. Juni dem Prinzregenten eine längere Dent- 
fchrift ein. Preußen muß jebt, führte er aus, fofort eine allen 

erkennbare Stellung gegen franfreih nehmen, wenn es nicht 
um jede Reputation fommen will. Den Entſchluß, Ojterreich 
zu helfen, darf es nicht erft dann fallen, wenn ber Aus— 
gang des Krieges jchon Mar vor Augen liegt. Stellt Preußen jegt 
unverzüglich jeine Armee am Rhein auf, jo macht es bie größte 
„moraliiche Eroberung“ und geminnt thatſächlich einen jo über- 
wiegenden Einfluß in Deutichland, daß vorläufig eine Revifion der 
Bundesverfafjung zur Herftellung einer formellen politifchen Einheit 
Deutſchlands entbehrlich wird. Siegt Öfterreich ohne Preußen, fo 
ift e$ mit Preußens Anjehen für immer dahin; ſchließt es — der wahr- 
ſcheinlichſte Fal — nad einer Niederlage einen leiblichen Frieden, 
jo wird Preußen von ihm und den anderen Staaten als Verräter 
an der beutjchen Sache betrachtet werden. Dann gilt Öfterreich 
als der einzige Vorkämpfer deutjcher ntereffen, als der es fchon 
jest betrachtet wird. 

Hanfemann hatte die Freude wenige Tage darauf Preußen 
wirklich aus ber Zurüdhaltung hervortreten zu jehen. Ohne mit 

Oſterreich zu einer Verftändigung gelangt zu fein, verfügte der 
Prinzregent die Mobilmadhung von ſechs Mrmeeforps und amt 
24. Juni, während die Schladht bei Solferino tobte, die Mobil: 
madhung der ganzen Armee. Er wollte auf grund der Erhaltung 
bes gejamten öfterreichiichen Territorialbefiges einerfeits, der Durch« 
führung politifcher Reformen in Italien anderfeits eine bewaffnete 

n am 7. Juni 18569. 695 
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brieflich feine Genugthuung bierüber aus. Mit der Zeit, meinte 
er, werde es den jämmerlichen Journalijften und Philiftern jchon 

flar werben, daß ohne die Aufbietung der Macht Preußens ein. 
dauerhafter Friede für Deutichland und mithin aud für Öfter- 
reich nicht zu gewinnen ſei. Auch wenn diejes die Lombardei nicht. 
zurüderhalte, jei doch an eine Vorherrichaft Frankreichs in Italien 
nicht mehr zu denken. Befriedigt ſchloß er: „Die Stellung, 
Preußens ift jebt vortrefflih, wenn es beharrlich Energie zeigt 
und fich nicht in die Abwege der Kaijer- und Unionspolitif von 
1849—1850 verirrt." Wenn er aber zugleich die Überzeugung, 
ausſprach, Ofterreich werde nun mehr Rüdficht als bisher auf die 
Großmachtſtellung Preußens nehmen, jo jollten ihn ſchon bie 
nächften Tage eines Befjeren belehren. Am 12. Juli wurbe ber 
Vorfriede zu Villafranca geichloffen. Um fid) von Preußen nicht. 

helfen zu laſſen, um diefem die Gelegenheit zur Entfaltung feiner 
Macht zu nehmen, verzichtete Öfterreich auf die Lombardei und erflärte 
dann aller Wahrheit zumider, daß es dazu gezwungen worden jei, 
weil jein ältefter und natürlicher Bundesgenofje es im Stich ge= 
lafien habe. Je mehr fi Hanfemann in den Gedanten einer une 
eigenmüßigen preußiichen Hilfeleiſtung bineingelebt hatte, von der 

er nur inbireft einen Vorteil für Preußen dur die Steigerung 
feines Anfehens und eine freumdlichere Haltung Ofterreichs zu ihm 
erwartete, um jo entrüfteter war er über die jeinem PVaterlande- 
zu teil gewordene Behandlung. 

Aber doch machte ihn weder dieje Erfahrung noch der völlige 
innere Verfall Ofterreichs, der nad; dem italienischen Kriege unter 
anderem auch in den zahlreichen Selbſtmorden fompromittierter. 
MWürdenträger zu Tage trat, in der Überzeugung irre, daß das. 
Heil Deutjchlands zunächſt nur in der Einigfeit der beiden Groß— 

mächte zu ſuchen und daß jedes offenkundige Streben nad) einer 
Umgeftaltung des Bundes, nad einer Vormadtitellung Preußens 
unthunlich je. Es war natürlich nicht jeine Meinung, dab es bei 
diefem Zuftande für immer jein Bewenden haben müſſe. Der 

Deutiche Bund war und blieb auch in feinen Augen ein überaus 
mangelbaftes Gebilde. So lange aber von Weften ber unver 
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und als Borfigender der beiden erften deutichen Handelstage mitten 
in die aufregenden Parteifämpfe der Zeit gezogen. Es zeigte ſich, 
daß das öffentliche Leben Deutjchlands damals jo vollitändig im 
Banne rein politiicher Interejfen ftand und durd) den Berfafjungs- 
fonflift in Preußen einerfeits, durch den Gegenfag von Öjterreich 
und Preußen und die Frage der deutjchen Zukunft anderfeits jo 
ſehr beherricht wurde, daß eine objektive Erörterung bandels- 

politiiher Fragen jo gut wie unmöglich wurde. Nein wirticaft- 
liche Parteifämpfe wurden nach allgemein politifchen Gefichtspuntten 
ausgetragen. Auch in diejer Beziehung nahm Hanjemann eine 
eigenartige Sonderftellung ein. Seinem klaren Geichäftsfinne, feiner 
eindringenden Sachfenntnis und feiner ruhigen Klugheit, die fich 
durch Feine Schlagworte und feinen Parteilärm beirren ließen, 
war es unmöglich, Sahen und Verbältniffe nad; einem ihrem 
Weſen fremden Maßſtabe zu beurteilen. Aber gerade die feite 
Sadjlichkeit feines Verfahrens, mit der er es ablehnte, die Inter: 
eſſen bes beutichen Handels unter ausschließlich politiſchen Gefichts- 
punften zu behandeln, hat ihm noch am Spätabend feines Lebens 
bie bitterften Anfeindungen eingetragen und ihn zu den unerguid- 
lichten Kämpfen genötigt. 

Ein nicht zu unterfchägendes Moment in der deutichen Einheits- 
bewegung baben die Vereinigungen von Berufsgenofjen aus allen 
deutfchen Staaten zur Wahrnehmung gemeinfamer Intereffen ge- 
bildet. Aus diefem Bedürfnis entjtand auch der deutiche Handels- 
tag. Die Anregung zum erften allgemeinen deutichen Handelstage 
ging 1860 von der Heidelberger Handelsfammer aus. Die Vorftände 

aller deutfchen Handelsfammern und anderer faufmänniicher Ver— 
bände wurden von ihr eingeladen, zum Mai 1861 ihre Vertreter 
nad Heidelberg zu jenben. 

Partitulare Handelstage der giöheten deutichen Staaten waren 
bereitö wiederholt abgehalten worden, jo aud) zum erfternmal zu 

Berlin im Februar 1860 ein preußiicher Handelstag. Au feinem 
Präfiventen hatte derjelbe Hanfemann gewählt, der das Alteften- 
tollegium der Berliner Kaufmannfchaft in der Verſammlung vertrat. 
Hanſemann war mit dem Gang der Berhandlungen nicht immer 
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in jo allgemeinen Wendungen, daß die Regierungen mit dieſen 
Beichlüffen wenig anfangen konnten. Am meijten umftritten war 
bie Frage, ob der Entwurf zu einem allgemeinen deutjchen Handels- 
geſetzbuch von den Regierungen in der vorliegenden Fallung an- 

zunehmen jei. 
Seitdem die Zollvereinsitaaten ein einheitliches Wirtichafts- 

gebiet bildeten, empfand man die Verfchievenheit der deutſchen 
Handelsgeſetzgebung in gefteigertem Maße. Eine allgemeine Wechſel— 
ordnung war ſchon 1847 auf Grund eines preußiichen Entwurfes 
von den deutichen Regierungen beraten mworden. Der Reichs» 
verweſer publizierte fie am 26. November 1848 als Reichsgeſetz 

und die Bundesregierungen führten fie ein. Dagegen blieb der 
vom Frankfurter Parlament ausgearbeitete erfte Teil des Handels- 

gefegbuches unberüdfichtigt liegen. Ergebnislos verliefen auch die 
Berhandlungen über eine Kobdififation des Handelsrechts in den 

Dresdener Konferenzen von 1851 und in den HZollvereinstonferenzen 
von 1854. Das Bedürfnis nach einer foldhen machte fich aber 
immer mehr geltend und ber Bundestag jebte 1856 auf Bayerns 
Antrag eine Kommilfion für dieſe Frage nieder. Unabhängig 
davon hatte aber mittlerweile Preußen einen Entwurf ausarbeiten 
laſſen und diejer mar es, ber endlich in gemeinfamen Stonferenzen 
von Vertretern aller Regierungen erit zu Nürnberg, dann zu 
Hamburg von 1857—1861 in drei Lejungen durchberaten wurde, 
Der Bundestag empfahl darauf den Regierungen die unveränderte 
Annahme der Konferenzbeſchlüſſe. Unfraglicy hatte die preußifche 
Regierung ein gewiſſes Intereſſe daran, diefen ihrer Smitiative 
entiprungenen Entwurf überall und möglichit bald eingeführt zu 
jehen und ebenfo entiprad; e8 dem nationalen Empfinden, wenn 
das erjehnte Handelsgeſetzbuch endlich zujtande fam. Wenn 
aber der Handelstag fich mit der Frage beichäftigte, jo batte er 
unzweifelhaft in erfter Linie zu prüfen, ob das Gefeh gut und 
brauchbar jei und ob jeine Beftimmungen dem beutichen Handels— 
ftande frommten. Auf dieſen Stanbpunft jtellte ſich Hanjemann. 
Die vorberatende Kommiffion des Handelstages beantragte nun, 
die Einführung des Gefeges nur nad Abänderung einzelner nam- 
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nad) der Rüdkehr in einem Vortrage darthun werde, wie Preußen: 
das größte Intereſſe daran habe, daß das dem Landtage bereits 

vorgelegte Einführungsgejeh zum Handelsgejeg erſt in der nächſten 
Seifion votiert werde. Das Präfidium des Handelstages habe er 
nur übernommen, weil er damit eine patriotifche preußiſch-deutſche 

Pflicht zu erfüllen glaubte. Nichtsdeftoweniger jei in Heidelberg: 
viel Phrajenmacherei, namentlich durch Profefjore, getrieben worden. 
Wegen Zeitmangels, berichtete er weiter, wurden die -Berhandlungen 
aulegt in überftürzender Haft zu Ende geführt und fo geichah es, 
dab die Bejchlüffe nicht nach realen Gründen, jondern unter dem 
Eindrud flangvoll vorgetragener Phraſen gefaßt wurden, Be- 
Ihlüfje, demen die wahre Majorität nicht angehört: und die von. 
den Botanten ſchon jegt bereut werben. 

Sofort nad) der Heimfehr entfaltete Hanjemann eine rührige- 

Thätigkeit, um feiner Anficht über das Handelsgefegbuch, mit der- 
er in Heidelberg unterlegen war, bei den beutichen Regierungen 
und Kammern Geltung zu verjchaffen. Er ließ feinen Vortrag. 
bruden!) und gab ihm bie meitefte Verbreitung. Zu feinem. 
Kummer mußte er ihm die Mitteilung Hinzufügen, dab am 
31. Mai und 1. Juni in beiden preußilchen Kammern noch vor 
dem Belanntwerben feiner Gegengründe das Handelsgeſetzbuch und- 
das Einführungsgejeg nach einer Verhandlung von wenigen Mi- 
nuten angenommen worden jeien. „Hoffentlich,“ bemerkte er bazu,. 

„macht man das in anderen deutſchen Staaten nicht nach.“) Bis 
in ben Frühling des folgenden Jahres bejchäftigte ihn neben anderen, 
politiichen Arbeiten dieſe Angelegenheit aufs lebhafteſte. Von 

Wiesbaden aus, wo er fi zur Kur aufhielt, ließ er eine von. 

1) Über die Einführung des deutfchen Handelsgeſetzbuches. Vortrag, ge 
halten in ber Sitzung bed Deutſchen Fandelstages zu Heidelberg am 17. Mai 
1861 von D. Hanfjemann. Berlin, Drud von Gebr. Unger. 16 Seiten. 

9) Der Augsburger Allg. Big. fjchrieb Hanfemann am 8. Juni, ber: 

preußiſche Landtag babe die Einführung des Handelögefepbuces als prefiante 
deuffche Einheitsfrage behandelt, und fragte an, ob fie feinen Vortrag auf feine- 
Koften in ber Beilage abdruden wolle. Die NRebaltion amtmortete amı 
10. Juni ablehnend mit der charakteriftiichen Motivierung, daß fie allen ein-. 
beitlihen Geſehen das Wort rede. 
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mus und dem Nationalverein muß, um ihre zerrüttenden Tendenzen 

unſchädlich zu machen, etwas pofitiv Praftifches entgegengejegt 
werden, das auf gegebenen Berhältniffen fußt und den oft fo nach— 
teiligen Dualismus in Deutjchland nicht bejeitigt, aber deſſen 
Schädlichkeit aufhebt.“ Was Hanjemann hier im Auge hatte, war 
eine gründliche Neorganifation des Zollverein. Mit ihr hoffte 
er dem Nationalverein den Wind aus den Segeln zu nehmen. Bor- 
nehmlich um diejen Gedanken hat fich jein öffentliches Wirken in 
den nächiten zwei Jahren bewegt. Man erfennt: feine Auffafjung 
von der zwedmäßigiten Behandlung der deutichen Yrage vollendet 
einen gewifjen Kreislauf; fie mündet am Ende jeines Lebens ungefähr 

wieder in die Gedanken ein, von benen fie auf dem Rheiniſchen 
Provinziallandtag 1845, auf dem Vereinigten Landtag und auf 
der Heppenheimer Verfammlung 1847 ihren Ausganaspunft ge- 
nommen hatte, 

Schon während des Handelstages hatte er jeine Gedanken 
mit einigen fundigen und einflußreihen Männern, wie mit dem 

Geh. Kommerzienrat Boppe aus Leipzig und mit dem badiſchen Mi— 
nifter des Auswärtigen Roggenbad) erörtert, bei denen er lebhafte 
Zuftimmung fand. Mitte Juni beſprach er in Berlin dasjelbe Thema 
mit ben Miniftern von der Heydt und Auerswald, die fid; gleich. 
falls entgegenfommend verhielten. Dann arbeitete er feinen Plan 
Ichriftlich aus und ſchickte ihn am 17. Juni vertraulich den Miniftern 
zur Kenntnisnahme ein. „Die Angelegenheit ift nad) meiner Über- 
zeugung jest von jo großer Tragweite,“ jchrieb er an Auerswald, 
„daß ih mich, um den Plan zu verwirklichen, zu einer zeitweijen 
politiichen Thätigfeit entichließen fönnte, von der ich mid) jeit einer 
Reihe von Fahren aus gewiſſen Gründen fern gehalten habe." Gein 
Borihlag war folgender. Die oberfte Leitung aller Zollvereins- 
angelegenheiten, einjchließlich der Gejegesinitiative, geht auf eine 
aus 9—12 Mitgliedern beitehende Zentralverwaltung über, in der 

Preußen den regelmäßigen, Bayern den ftellvertretenden Vorfig 
führt, und zu der die größeren Staaten je ein Mitglied ernennen. 
Dier gelten Majoritätsbeichlüffe. Die zur Zeit den Einzellandtagen 
nominell zuftehende, thatlächlich faft illuſoriſche RER an ber 

Bergengräün, David Hanjemann. 

— 
BE | 
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Staate gerichteten Pläne der Gothaer und des fogenannten 
Nationalvereins (eigentlich deutjchen Sonderbund-Bereins) in dem 
unermeßlichen Reiche künftiger Möglichkeiten denkbar jein kann, jo 

ift doch nad) den beftehenden beutichen und europätichen Verhält- 
nifjen das Berfolgen jolher Pläne unpraftiih und widerfinnig.” 
2 Aueährung feines Planes werde aber durch den jebt in ganz 

utichland jo ftarf wieder hervortretenden Einheitötrieb mejent- 

* begiinftigt und erleichtert. 
Am Juli teilte Hanjemann von Wiesbaden aus ben beiden 

Miniftern mit, daß er, falls aus Berlin feine Gegenordre fomme, 
nach) Beendigung feiner Kur die mittelftaatlihen Höfe bejuchen 
werde, um Durch ganz private Verhandlungen die einleitenben 

Schritte für die Zollvereinsreform zu thun. Unummunden erklärte 
er, daß er die Motivierung feiner Gedanken bei dieſen Verhand- 

hingen anders faſſen, die Möglichfeit einer Überftimmung Preußens 
in Bollvereinsangelegenheiten betonen müſſe, weil die Mittelftaaten 
in jedem preußifchen Borjchlage eine ihnen geftellte Falle zu 
fehen geneigt feien. Demgemäh arbeitete er für die fremden Höfe 
eine zweite Darftellung jeines Planes aus, die alles Gewicht auf das 
den mittleren Zollvereinsftaaten eingeräumte Baritätsverhältnis mit 
Preußen legte und auf die Größe des von Preußen gebrachten Opfers 
binwies, wenn e8 in das jeden Gedanfen an Suprematie aus- 
fchließende Majoritätsprinzip für Zollvereinsbeichlüffe willige. Da 
bie Souveränität der Einzelitaaten in ſolchem Umfange gewahrt 

werde, fünne weder Defterreich noch eine andere europäiiche Macht an 
ber umbejtreitbar notwendigen Reform Anftoß nehmen. 

Da Hanjemann aus Berlin feinen abmahnenden Winf erhielt, 

jo trat er jeine Rundreife an. Die badijche Regierung war jofort 
bereit, das Projeft nach Kräften zu fördern; ſchwerer hielt es, die 
Zuftimmung der mürttembergiichen und bayerifchen Minifter zu 
erlangen. Hanſemann machte die Wahrnehmung, daß das Miß— 
trauen gegen Preußen noch größer jei, al$ er es fid) gedacht hatte. 
Namentlich in München fürchtete man, daß die BZollvereinsreform 

nur das Vorſpiel zur Wiederaufnahme des Unionsprojeftes fei, 
eine Vermutung, die in der furz zuvor zwijchen Preußen und Koburg- 

4b * 
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manns Bemühungen daran gejcheitert, daß der preußiiche Geſandte 
in Stuttgart von der Schulenburg ihnen entgegen wirkte, ein feubaler 
Parteimann, der über Hanfemanns Berhandlungen jehr ungünftig 
nad Berlin berichtete. Sogleich erging von dort die Weifung 

nad) Stuttgart, dab die preußiiche Regierung Hanfemanns 
Vorgehen völlig fern ftehe, und Schulenburg mußte diejer Be- 
fcheidung den Sinn ımterzulegen, daß Preußen den ganzen Re— 
formplan pure verwerfe und auch von feinen Grundgedanken nichts- 
wiſſen wolle. Als das Projeft dann dem König Wilhelm von 

Württemberg endlich mitgeteilt wurde, hatte berfelbe bereit Ver— 
dacht geichöpft und rief aus: „Sch jehe, man will mid; quovis 
modo mediatifieren!” 

Der Mißerfolg feiner Betrebungen in Süddeutſchland hinderte 
Hanjemann nicht, nun in Preußen offener mit ihnen hervorzutreten. 
Bisher hatten von den preußifchen Miniftern nur Auerswald und 
von der Heydt von dem Plane erfahren. Jetzt juchte er aud) die an— 
deren Minifter für ihn zu gewinnen und weihte ebenio mehrere einfluß- 
reiche Abgeordnete in ihn ein. Der neue Minifter des Auswärtigen, 
Graf von Bernftorff, dem Hanfemann feine Gebanfen am 1. No— 
vember perjönlich vortrug, konnte ſich zwar mit denjelben nicht 

befreunden und Hanjemann empfing jeinerjeits von dem Grafen feinen 
günftigen Eindrud. Als Bernftorff in feiner Antwort vom 20. Dezem- 
ber auf den BeuftichenReformplan einen engeren Bund mit einheitlicher 
und Fräftiger Erfutivgewalt als das einzige für Preußen annehmbare 
Programm bezeichnete und dadurch die einhellige Entrüftung aller 

deutihen Regierungen berausforderte, fürchtete Hanjemann, daß 
Preußen wirklich wieder in die Wege der Radowitz-Politik einlente ; 
wieder jchien ihm über Unerreihbarem das erreichbare Mögliche 
preiögegeben zu werben. Demgegenüber war es nur ein jehr ge 

tinger Troft, daß der Kronprinz ein lebhaftes Jnterejje für feinen 
Reformplan an den Tag legte. Hanjemann erfuhr davon durch 
ben Profeſſor Joh. Guftav Droyfen, der ihm zugleich jeine eigene 
lebhafte Zuftimmung ausiprah. „Und doch liegt alles daran,“ 
jchrieb Droyjen am 15. Dezember, „den nebulojen Einheitsphraien 

der bemofratijchen und Fortichrittspartei mit einem beftimmten 

Pr 
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Hanjemanns Programm für die inneren Fragen vortrefflich finde, 
für die deutjche Frage genüge es nicht: im dieſer jei er, Haym, 
der alte Ideologe geblieben und feſt überzeugt, dab das Fonftitu- 

tionelle Ideal in Preußen nicht eher verwirklicht werden könne, 
als bis der größte Teil Deutjchlands in Preußen aufgegangen jet. 

Dieje unverhüllte Hervorhebung der preußiichen Hegemoniege— 
danken bei Konjtitutionellen und Fortjchrittlern veranlaßte Hanje- 
mann, in einem Berliner Blatte jeine Anfichten über eine wahr- 
haft realpolitifche Behandlung der deutihen Frage näher ausein- 
anderzujehen.') 

An der Spibe feiner Ausführungen ftellt er den Sab: bie 

praftiiche Ausführbarkeit ift der Prüfftein jeder politiichen dee. 
Die Fortichrittspartei, heißt es dann weiter, predigt den Reichsgedanfen 
von 1848 und 1849 als politiſche Panacee, lehnt aber jede Er- 
örterung der zum Biel führenden Wege und der entgegenftehenden 
Hindernifje als ſchwachmütig ab. Das ift unftaatsmänniid). Der 
BVolitifer muß fi) mit annähernden Refultaten begnügen, wenn er 
die Mittel zur Realifierung des Wünfchensmwerteften nicht nad» 
zumeifen vermag. Verſäumt er über dem Streben nad liner- 
reihbarem die Gelegenheit zu einer bejcheidenen aber wirklichen 

Berbefjerung beitehender Zuftände, jo fann jenes Streben auch mit 
der Erwägung nicht bejchönigt werben, daß ein Gedanke ausge 
ftreut worden jei, „deilen Verwirklichung irgend einmal unter 
anberen Berhältniffen nicht geradezu unmöglich jein könnte“. Die 
ins Auge zu faſſenden Thatfachen, welche ein Deutiches Reid) mit 
preußijcher Spite zur Zeit unmöglich machen, find folgende. Die 
Mittel- und Kleinjtaaten wollen die Übertragung der militärifchen 
und diplomatiichen Leitung Deutichlands an die Krone Preußen 

nicht, weil fie nun mal darin ihre eigene Mediatifierung jehen, 
und ganz unzweifelhaft haben die Regierungen im Emitfalle 
die Mehrheit ihrer Unterthanen für fih. Darüber darf aud das 
Beitehen des Nationalvereins niemand täufhen. Die Schleichwege 

1) Ich babe den Artilel leider nur im Konzept Iefen fünnen, ba fidh die 

Beitung, welcher er eingejandt wurde, nicht ermitteln lieh. Hanſemann verfahte 
ibn Ende Dezember 1861. 
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milfen, daß eine deutſche Politif im Sinne der Fortichrittspartei 
und des Nationalvereins erjt möglich wurde, als es Bismard ge 
lungen war, andere Vorausfegungen für fie zu fchaffen und die 
Machtverhältniffe zu Gunften Preußens durch eine Verſchiebung 
der internationalen Beziehungen zu ändern, melde 1861 noch von. 

niemandem geahnt werden fonnte. Hanſemann irrte nur wieder 
in der Beurteilung ber öfterreichiichen Bolitif. Er warnte davor,, 
Ofterreich durch den Krieg von 1859 und durch innere Krifen 
allerdings arg geſchwächte Macht zu gering anzufchlagen, und be— 
ftritt lebhaft die Meinung, daß eine noch weitere Schwächung. 
Ofterreichd im nationalen Intereſſe wünfchenswert jei. Ein um. 
feine Eriftenz ringendes Dfterreich werde ftetS ein Feind Preußens. 
fein und in den auf Preußen eiferfüchtigen Mittelftaaten feine natür- 
lihen Bundesgenofjen ſuchen; ein nach inmen gefeftigtes, nach, 

außen gefihertes Ofterreich fei fich felbft genug; es könne nicht 
nur ein mächtige Preußen und einen von diefem geführten Heinz 
deutſchen Bund weit eher vertragen, jondern werde feinen Wiber- 
ſpruch gegen dasſelbe beftimmt auch dereinft fallen laſſen. Gemiß, 
lag auch in diefem Urteil ein unzweifelhaft richtiger Gedanke, ben, 
die Gefchichte thatjächlich bewährt hat. Nur konnte diefe Er— 
fenntnis einem öfterreichiichen Staatsmann im normalen friedlichen 
Lauf ber Dinge niemals aufgehen; erit jemer Bruberfrieg, den, 
Hanjemann vermeiden wollte, nicht freie Entſchließung oder eine jelbit- 
ftändig gewonnene Einficht, hat Öfterreich die Augen über fein 
richtiges Berhältnis zum übrigen Deutichland geöffnet. 

Hatte fi) Preußen durch feine Antwort auf das großdeutſche 
Reformprojeft BeuftS entgegen den Wünſchen Hanjemanns offen, 
wenn auch zunächſt nur in thesi, zum kleindeutſchen Gedanken. 

befannt, jo bewies e3 bald darauf durch die That, daß es auch, 
feine praftifche Politit von ihm leiten laffen wolle. Die wichtigfte 
auswärtige Angelegenheit aller deutichen Staaten wurde i. J. 1862: 
die Verhandlung über den Handelsvertrag zwijchen dem Zollverein 
und Frankreich und die durch ihn heranfbeichworene Gefahr einer- 
völligen Auflöfung des Aollvereins. Der Kampf um dieſen 
Handelsvertrag geftaltete fich zu einem Ringen der großbeutichen: 





Handelsvertrag mit Oſterreich von 1858. 715 

und Dftjeefüfte zu jperren, während es jein eigenes Zollgebiet vor- 
trefflich abrumbete. Aber troß diejes Erfolges konnte Preußen die 
Möglichkeit einer ſpäteren Zolleinigung mit Ofterreih nicht ab- 
wehren. Es mußte fich im Februar 1853 zu einem Handelsver— 

trag mit Üfterreich verftehen, als deſſen eigentlicher Zwed die 
Anbahnung einer Zolleinigung ausprüdlic; bezeichnet wurde. 
Späteftens im Jahre 1860 jollten die Verhandlungen über dieſe 
eröffnet werden. Führten dann die Verhandlungen zum Ziele, jo 
war es um die Hegemonie Preußens im Zollverein geichehen. 
Borbereitet wurde die Zolleinigung dadurch, daß Oſterreich damals 
wirklich mit jeinem ftrengen Schußzolliyitem brach und die Herab- 

jegung feiner hohen Außenzölle im Sinne allmählicher Anpafjung 
on ben Bereinstarif in Ausfiht nahm. Der Warenverfehr 
zwijchen dem faijerftaat und dem Zollverein wurde teil$ ganz 
freigegeben, teils einem niedrigen „Zwiſchenzoll“ unterworfen, eine 
Bezeichnung, welche bereit3 andeutete, daß grumdjäglich die Terri- 
torien der PVertragsmäcte als ein Wirtichaftsgebiet betrachtet 
werben jollten. Die Tendenz der PBereinbarung ging auf die 
Anbahnung eines in ſolchem Maße ausjchließlich zwiſchen dieſen 
Staaten begünftigten Verkehrs, jo daß dritten Staaten derartige 
Vorteile bei der Einfuhr in die Gebiete Dejterreichs oder des Zoll- 
vereins nicht gewährt werden jollten. 

Politiſch unfraglich eine Niederlage für Preußen, konnte der 
Sandelsvertrag von 1853 dem Zollverein doch erhebliche wirt- 
ſchaftliche Vorteile durch die Aufichließung eines neuen großen Ab- 
ſatzgebietes bringen. Indeſſen ftanden die troftlojen Währungs- 
verhältniffe und infolgedeffen die geringe Kaufkraft Ofterreichs der 
vollen Entfaltung des Zwiſchenverkehrs hindernd im Wege. Aber 
auch politifch hatte der Vertrag doch nicht die hier gefürchteten und 
bort erhofften Folgen. Fürft Schwarzenberg war noch vor dem 
Abſchluß des Vertrags geitorben und Brud wurde bald nad) bem- 
jelben als Handelsminiſter geftürzt. Die Energie der öfterreichifchen 
Regierung in der Verfolgung ihrer ehrgeizigen und hochfliegenden 

Pläne ließ erheblich nad. Zugleich wuchs die ſchutzzöllneriſche 
Stimmung in Öfterreich ebenſo wie die freihändleriihe im Zoll- 
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amendiert worden, hatte aber dank der Schwerfälligfeit der Zoll- 
vereinsverfallung und -»gejeggebung nie eine den veränderten Ber: 
hältniſſen in Handel und Verkehr, in den Yabrifations- und Preis- 

bedingungen Rechnung tragende grumdjäglice Reform erfahren, 
Er war völlig irrationell geworden. Vielfach bewirkten jest Die 
unveränderten Zolljäge von 1818 gerade das Gegenteil von dem, 
was ihre Urheber beabfichtigt hatten. Induſtriezweige, die völlig 

fonkurrenzjähig waren, mußten ſich einen hohen Zollſchutz gefallen 
laſſen, den fie für ihre Artifel gar nicht mehr beanfpruchten, während 
die Einfuhr der von ihnen gebrauchten Nohmaterialien grundlos 
erſchwert wurde. Für andere Artikel, die geſchützt werden follten, 
hatten die durchichnittlich zu 10%, des Wertes veranlagten aber 
nad Gewicht erhobenen Zollſätze von 1818 jede ſchützende Kraft 
eingebüßt. Im allgemeinen lagen die Berhältnifje jo, daß die Fabri— 
fation billiger und einfacher Waren über das Bebürfnis hinaus be- 
günftigt wurde, während die Herftellung der feineren, Eoftipieligeren 
Sorten unter mangelhaftem Schug litt. Wurden nun aud) diefe Miß— 
ftänbe von allen Seiten zugeitanden und ferner anerfannt, daß ein 
vorteilhafter Handelsvertrag mit Frankreich der geeignete Weg zur 
Serbeiführung einer Tarifreform jei, jo gingen doc die Anfichten 
über das Maß der Zollherabjegungen und über die Geftaltung 
des Tarifs im einzelnen weit auseinander; und nad) allen bisher 

gemachten Erfahrungen war eine Beritändigung über die Einzel- 
fragen unter den Zollverbündeten auf einer Zollfonferenz jo gut 
wie ausgeſchloſſen. Preußen wählte daher einen anderen Weg. 
Es eröffnete im Januar 1861 eimjeitig die Verhandlung mit 

Frankreich, machte gelegentlicd; den Bundesgenojjen von dem Fort— 
gang berjelben Mitteilung, fümmerte ſich aber um das Verlangen 
‚einzelner berjelben, zu den Verhandlungen hinzugezogen zu werden, 

nicht im geringjten. 
Am 29. März 1862 wurde der Vertragsentwurf unterzeichnet 

und jofort ven Bereinsregierungen zur Annahme vorgelegt. Das 
politische Intereſſe Preußens an dem Zuftandefommen des Vertrages, 
der gegen Öfterreich ausgefpielt werden follte, war jo groß, daß 
‚andere Rüdfichten zurüdtreten mußten. Um ihn nicht zu gefährden, 
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eine Klauſel zu Gunften Ofterreichs in Kraft trat. Eine folde 
Des if der am modem anahtne eat 

iſt 

DR een, welcher den Handelsvertrag annahm, war 
Sachſen. Hier überwogen die freihändleriſchen Intereſſen der— 
maßen, daß Beuſt ſich genötigt ſah, ſeine öſterreichiſchen Sympathien 
dem wirtſchaftlichen Vorteil des Landes unterzuordnen. Dann 
ließ ſich Öfterreich vernehmen. Am 7. Mai 1862") proteſtierte der 
öfterreichiiche Minifter Graf von Rechberg gegen die Frankreich zu 
gewährende Meiftbegünftigung und gegen die Anmahme des Ver— 
tragsentwurfs durch den Zollverein als „eine Störung und Hint- 
anfehung” des 1853 begründeten PVertragsverhältniffes. Graf 
Bernsdorff antwortete mit einer fcharfen Abweifung des öfter 
reichifchen Anſpruches auf Einmilhung in die Handelspolitif des 
Zollvereins. Wormell jei der Wortlaut des Handelsvertrags mit 
Öfterreich in feiner Weife verlegt. Gleichzeitig brachte vom der Heydt 
den SHanbelsvertrag im preußiichen Abgeordnetenhauſe ein, die 
einzige Vorlage, über welche Regierung und Volfsvertretung troß 
der aufs höchſte gefteigerten innerpolitiichen Gegenfäge volltommen 
einer Meinung waren. Da trat Öfterreic) am 10. Juli noch vor 
der entſcheidenden Abjtimmung im preußifchen Abgeordnetenhaufe 
mit einem Porfchlage hervor, der deutlicher als alle® Voran— 
gegangene erwies, wie hoch es politiich eine möglichit enge Ver— 
bindung mit dem Zollverein anichlug. Um diejfe zu erhalten und 
zu vervollftänbigen zeigte es fich bereit zu jehr erheblichen materiellen, 

bandelöpolitiihen Opfern; es bot dem Zollverein namhafte Vor— 
teile an, wenn biejer den franzöfiichen Handelsvertrag verwarf. 
Oſterreich wollte für fein ganzes Zollgebiet alle Einrichtungen und 
Geſetze des Zollvereins annehmen; die Zwiſchenzölle jollten mit 
Ausnahme einiger Finanzzölle, wie beim Tabaf, ganz fortfallen 
und eine faft völlige Verfehrsfreiheit eintreten. Für die Teilung 
ber gemeinschaftlich erhobenen Zölle an den Außengrenzen beider 

t) Weber, der deutiche Zollverein; 889 ff. 
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am 8. Auguft, empört über die preußijche Rüdfichtslofigfeit, ſowohl 
aus politifchen wie aus fommerziellen Gründen ben Vertrag ab» 
lehnte und bald darauf Württemberg, Heflen-Darmftadt, Naffau 
und Hannover ein Gleiches thaten, letzteres, im Gegenſatz zu 
Sachſen, obwohl es wirtichaftlic; zur Freihandelspartei gehörte, 
da war eine Krifis des Zollvereins heraufbeſchworen, gefährlicher 
als alle früheren. Der Fortbeitand des Zollvereins nach Ablauf 
der bis Ende 1865 geltenden Verträge war jehr ernftlich in Frage 

& lagen die Verhältniffe, als die Vertretung des deutichen 
Danbdelsftandes, der Deutiche Handelstag, im Dftober 1862 zu feiner 
zweite Tagung nad München berufen wurde. Seinem unter den 
obmaltenden Umjtänden ganz bejonders gewichtigem Votum über 
den Handelsvertrag wurde mit größter Spannung entgegengejehen. 

Hanjemann flojjen über den Gang der preußtich-franzöfiichen 
Unterhandlungen reichlichere Nachrichten als vielen anderen Privat- 
perfonen zu. Einen Handelsvertrag mit Franfreid an fich billigte 
er durchaus; ebenjo war er im allgemeinen bamit einveritanden, 
daß der PVertragstarif die Grundlage für die Geftaltung eines 
neuen allgemeinen Vereinstarifes bilden jolle, Frübzeitig äußerte 
er aber ernite Bedenken gegen die Herabiegung der Eifenzölle, 
die Frankreich gegenüber noch erträglich jei, gemeralifiert indeſſen 
der deutſchen Eiſen- und Montaninduftrie verderblid werden 
müfje.) Sehr verdächtig erjchten ihm die Anfang 1862 nad) 
längerer Pauſe plöglich eintretende Beichleunigung der Verhand- 
lungen. Er ahnte ganz richtig ihren inneren Zuſammenhang mit 
der auswärtigen Bolitif Preußens. Denn joeben mar Bernsdorffs 
Empfehlung des engeren Bundes als der einzig möglichen Bunbes- 
reform durch identiiche Noten VUſterreichs und der anderen deutfchen 
Negierungen ſchroff zurückgewieſen worden, Wiederholt bezeichnete 
er jeßt die deutſche Eifen- und Kohleninduftrie als das Opfer, 

1) Hanjemann an Minifterialdirettor Delbrüd 28. Januar 1862; an 

von ber Heybt 24. Januar. 

Bergengün, David Hanjemann. 46 



122 X. Kapitel. 

welches den „Fortichritts-Deutichtümlern und abftralten Frei⸗ 
händlern“ gebracht werde!) 

Bald darauf fiderte auch etwas von ber Abſicht durch, dem 

Handelsvertrag unter allen Umftänden abzufchließen, auch wenn ber 

Zollverein darüber in die Brüche gehen ſollte. In fichtlicyer Auf- 

regung warnte Hanfemann ſowohl von der Heybt wie ben Minifterial- 

bireftor Delbrüd, der die Unterhandlungen mit Frankreich führte, vor 
einem fo halsbrecherifchen Erperiment und vor der Meinung, daß der 

Ihußzöllnerifche, preußenfeindlihe Süden die Erhaltung des Zoll⸗ 

vereins unter allen Umftänden einer Berftändigung zwiſchen ihm und 
Dfterreich vorziehe.?) Als er aber den Wortlaut des bald darauf 
publizierten Bertragsentmurfes fennen lernte, war er doch angenehm 

enttäufcht. Er fand feine Bejorgnifje übertrieben und ſprach fich 

nad) näherem Studium der zugehörigen Altenftüde durchaus aner- 
fennend über ihn aus. „Er ift Doch,” fchrieb er Beuft am 26. April, 

„als Ganzes betrachtet, ein großes annehmbares Wert, das nie ohne 
von ber Heydtiche Energie zu ftande gefommen wäre. Sie hatten 
recht, dasjelbe alsbald gutgeheißen zu haben. Auch mir gefallen 
einzelne Beftimmungen nicht, aber es ift doch ein viel beſſeres 

biplomatifches Werk, als ich fie längft bier gemohnt bin. Das 

Schlimmfte daran ift, was Preußen fich jelbft auferlegt hat, näm- 
lich für fid) den Vertrag, felbft wenn der Zollverein fi) auflöft. 
Diefe Gefahr ift freilich Hein, aber man foll den Teufel nicht an 
die Wand malen.” Dieje günftige Meinung konnte er freilid) nur 
fo lange fefthalten, als er der Überzeugung war, daß Preußen 

nicht auf unveränderter Annahme bes Entwurfes in feinem ganzen 

Umfange beftehe, daß einzelne Berbefferungen an ihm noch nad)- 

träglich möglich feien und vor allem die Meiftbegünftigung Yranl- 
reichs jo modifiziert oder gebeutet werben könne, daß das be 

ftehende Vertragsverhältnis zu Ufterreich darunter nicht zu leiden 

brauche. Denn ſo hoch er auch die Erleidhterung des Verkehrs 

1) Hanfemann an Beuft 20. Februar; an Bankier Haas in Stuttgart 
24. Sebruar 1862. 

2) Hanfemann an von der Heydt und Delbrüd 28. und 24. März 
1862. 
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an der Weftgrenze anichlug, jo wog fie doch den Vorteil einer 

faft freien Ausfuhr an der Südgrenge nicht auf; der franzöfiiche 

bandelspolitifche 
gehaltene Stufenfolge auf: der franzöfifche Vertrag ift vorteilhaft 
und notwendig; wichtiger die Erhaltung und Erweiterung bes 
freien Verkehrs mit Öfterreid): am mwichtigiten die Erhaltung bes 
Zollvereins. Daraus ergab fich ihm die jelbitverftändliche Fol- 
gerung, daß ber Handelsvertrag nur unter den beiden anderen 
Vorausſetzungen ins Leben treten bürfe, und er zweifelte anfangs 
nidjt daran, daß das möglich fein werde. 

Dieje Angelegenheit bildete natürlich auch einen der wichtigften _ 
Beratungsgegenftände des vom Deutichen Handelätage niedergeſetzten 
Bleibenden Ausſchuſſes, der fich nach Bedürfnis in Berlin ver- 
jammelte und zu deſſen Borfigendem Hanjemann einftimmig er- 
wählt worden war. Im Frühling 1862 jchien die Sadjlage nod) 
fo wenig Grund zu Bejorgniffen zu bieten, dab der Ausſchuß von 

einer Berufung des Hanbelstages in biefem Jahre abfehen zu 
fönnen meinte. m Sommer aber jpigten fi die Verhältnifie, 
mie mir gejehen haben, aufs bedenklichite zu. Preußen erflärte 
an ben Wortlaut des Entmurfes unmmiderruflih gebunden zu fein 
und zeigte ſich entichloffen, alle mit der Forderung bedingungs- 
loſer Annahme des Handelsvertrages verbundenen Folgen auf ſich 
zu nehmen. In der Erkenntnis, daß die Gefahr der Sprengung 
bes Zollvereins afut geworben jei, unterbrady Hanſemann feine 
Kur in Wiesbaden und berief den Bleibenden Ausſchuß zu Mitte 
Auguft nach Berlin. Hier wurde der Beſchluß gefaßt, dem 
Handelstag doch noch Mitte Dftober in München zufammtreten zu 
laffen und auf feine Tagesordnung die brennenden Fragen bes 
Hanbelsvertrags, des Verhältniſſes zu Oflerreich, der Erhaltung 
und Reform des Bollvereins zu jegen. Da auf die Enticheidung 
biefer Fragen dem Handelstag fein unmittelbarer Einfluß zu- 
fand und er nur gutachtliche Außerungen abgeben konnte, deren 
moralijches Gemicht wiederum weſentlich davon abhing, daß fie 

46* 
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behandeln. Es wurde die Parole ausgegeben, daß jeit der faft 
einftimmigen Annahme des Handelsvertrages durch das preußiſche 
Abgeordnetenhaus und der Unterzeichnung bes Vertrages feitens 
ber Regierung die Ehre Preußens an der unveränderten An- 

nahme durch den Zollverein derartig engagiert fei, daß ein pa- 
triotiicher Preuße jet weder an bem Pertrage mäfeln noch der 
Regierung neue nachträgliche Verhandlungen mit Frankreich über 
notwendige Mopifitationen besjelben zumuten dürfe. Auf 
diefen Standpunkt ftellte ſich aud das Älteſtenkollegium der 
Berliner Kaufmannſchaft. Als e8 am 8. September feine Depu- 
tierten zum Handelstag wieder wählte, unter ihnen Hanfemann, 
legte es ihnen mit ausdrüdlicher Berufung auf die Abſtimmung 
im Abgeordnetenhaufe uud die politifchen Motive, welche einige 
deutſche Staaten bei ihrer mwiderfirebenden Haltung leiteten, die 

Verpflichtung auf, „den einmal von Preußen eingenommenen Stand- 
punkt zu behaupten und als den einzig möglichen Ausgangspunft 
für alle andern handelspolitifchen Intereſſen, die uns zunächit be- 
ichäftigen, aufrecht zu erhalten.” Zugleich verfandte das Älteſten- 
follegium ein Rundjchreiben an alle preußtichen Handelsfammern 
mit ber Aufforderung, auch ihre Deputierten mit der bindenden 

Inſtruktion zu verfehen, daß die unveränderte Annahme und Durd)- 
führung des Handelsvertrages das erfte, wichtigfte und unverrüd- 
bare Ziel ihrer Thätigfeit zu bilden habe. Hanjemann antwortete 
fofort, daß er unter ſolchen Umftänden das Mandat ablehne, da 
bindende Initruftionen überhaupt unzwedmäßig jeien und er jeine 

Aufgabe gerade in der Vermittelung zwiſchen den auseinander: 
gehenden Standpunften ſehe. In einem zweiten Schreiben legte 
er feine Anjchauung präzile und Har dar: 

„Ic bin der Anficht,“ fchrieb er dem Ülteftentollegium am 24. September aus 
Baden, „dab Preußens wichtigfte politiſche und vollswirtſchaftliche Errungenſchaft 
feit den Freibeitäfriegen gerade der Zollverein ift, dab deſſen dauerndes Beftehen, 
mit borwiegendem Einfluß Preußens, durch eine befjere Organifation und einen im 
Geiſte bed franzöfiihen Handelsvertrages zu reformierenden Tarif gefichert 
werben müfle; dab ein auf fait alle Erzeugniffe des Bodens und der Induftrie 

auszubehnender zollfreier Werfehr zwiſchen dem Zollverein und Ofterreich ein 
fegenöreicher und zugleich entidheidender großer Fortſchritt des Freihandels fein 
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würde; dab mit Verfolgung dieier Ziele der Handelsvertrag wom 2. Auguft, 
wenn auch mit einigen als Transaftion zu bewilligenden Wodifitationen. eher 
zur Durchführung gelangen wird als mit Fefthaltung des von Ihnen vorge 
friebenen Stanbpunttes; endlich dab diefer den Zollverein und ſomit Preußens 
höchſte politifche Intereſſen in Frage jtellt.“ _ 

Die Auseinanderfegung mit dem Berliner Alteftenfollegium 

war für Hanſemann eine aufregende und aufreibende Arbeit. 

Dieſes Vorgehen der angefehenften deutichen Handelskorporation, 
al3 deren Bertreter er das einflußreihe Prafidium im Bleiben- 

ben Ausſchuß führte, Iegte nicht nur im allgemeinen feiner 

vermittelnden Xhätigfeit einen bemmenden Stein in den Weg, 

fondern ſetzte ihn fogar der Möglichleit aus, dem Handelstage 

überhaupt ganz fern bleiben zu müſſen, wenn er nicht noch ein 

anderes Mandat erhielt. Es märe das, wie Hanjemann mit voll» 
fommen berechtigtem Selbftgefühl jagte, eine unerhörte Blamage 
für den preußifhen Handelsftand gewejen. Sie blieb ihm zum 

Glück erfpart. Hanjemann wurde noch kurz vor der Eröffnung 
des Handelstages in Eupen, Elberfeld und Bochum gewählt. 

Er nahm die beiden erftgenannten Mandate an, in Eupen zugleid 
mit feinem dort ebenfalls gewählten zweiten Sohn Guftav, der al3 

Inhaber der ehemals von Hanjemanns älteftem Sohne Adolf ge 
leitete Tuchfabrik fi) in Eupen eines großen und wohlverbienten 

Anfehens erfreute. Guſtav Hanjemann war fchon für den eriten 

Handelstag zum Bertreter Eupens bejtimmt gemwejen, hatte aber 

das Mandat damals aus Zeitmangel nicht übernehmen fönnen. 

Wenn in daS trübe Gewölk der Sorgen, Widrigfeiten und 
Enttäufchungen, welche der zweite Handelstag Hanjemann bradıte, 

ein freundlicher Lichtſtrahl fiel, fo Hatte er ihn jeinem Sohne zu 

danfen. Sie hatten fich ſeit vielen Jahren, durch weite Ent- 

fernungen von einander getrennt, immer nur flüchtig gejehen und 

waren ſich innerlich nicht nahe getreten. Zu jeiner größten Über- 
tafhung und Freude entdedte Hanſemann jet in dem Sohne, 

als gemeinfame Arbeit an einer großen öffentlichen Angelegen- 
heit fie zum erftenmal zujammenführte, nicht nur einen politifchen 

und vollsmwirtichaftlichen Gefinnungsgenofjen, fondern auch einen 
rüftigen, fenntnisreichen und fähigen Kämpen für die gemeinfame 
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Sade. Guftav hatte fich micht auf den erfolgreichen Betrieb —— 
Fabrik beſchränkt, ſondern auch umfaſſende volkswirtſchäftliche 

Studien gemacht. Schon während der Verhandlung im Abgeord: 
netenhauje über den Hanbdelsvertrag hatte er mit jeinen wertvollen 
Materialien dem einzigen ernithaften Opponenten, Harkort, hilf 
reich zur Hand gehen können. Seht erfreute er den Vater durd; eine 
Ausarbeitung, in der er den aus voller Sachfenntnis geichöpften Be- 
weis lieferte, daß einer der jchwerften Mängel des neuen Tarifs in 
unzureichender Gradation der Zölle für Leinen und Baummoll- 
geipinnite beftehe. Aber auch er mollte den Vertrag aus diejem 
Grunde noch keineswegs verworfen jehen. Vielmehr hoffte er 
gleich; dem Pater, dab der Handelstag einen Ausgleich empfehlen 
werde, ber in erjter Linie die Erhaltung und Reorganijation des 
Bollvereins, dann aber ſowohl einen in der Hauptiahe zollfreien 
Berfehr mit Ofterreich als auch den Handelsvertrag mit Frankreich 
sicher ftelle. Bald nad) dem Schluß des Handelätages ver» 
öffentlichte er eine Schrift über die wirtichaftlichen Verhältniffe des 

Bollvereing,!) die von einem gemäßigt ſchutzzöllneriſchen Gefichts- 
punkte aus eine jcharfe, aber jachliche Kritif an den Unvolltommen- 
heiten des Handelsvertrages übte und aus der umfangreichen 
handelspolitiihen Brojchürenlitteratur jener Zeit durch Klarheit, 
Gründlichkeit und guten Stil hervorragt. 

Am 6. Dftober begannen in München die Beratungen des 
als Borlommiffion des Handelstages fungierenden Bleibenden Aus- 
ſchuſſes. Hanfemann hatte vergebens gehofft, fich mit den anderen 

Referenten über gemeinfam dem Ausichuß vorzulegende Propo- 
fitionen verftändigen zu können. Die Gegenfäbe waren jeit ber 
legten Ausſchußſitzung durch die wachſende politiihe Spannung fo 
verjchärft, daß nicht nur die Neferenten von ihren bivergierenden 
Meinungen nichts nachließen, fondern auch der Ausſchuß im ber 
ne Frage, in Bezug auf den Sandelsvertrag, zu feinem 

4) ae danſemann: Die wirtſchaftlichen Berhältniſſe des Zollvereins. 
auf die Leinen-⸗ Baumwollen⸗ und Wollen⸗Induſtrie. 

Berlin. he Stille. 80, 116 Seiten. 
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Gebiet. Für die Neorganifation des Zollvereins brachte Hanſe— 
mann jein befanntes Projeft in Vorſchlag. Indeſſen war die 
Majorität für irgend melche greifbaren Anträge nicht zu haben, 
Sie beichränfte fich in beiden Fragen auf ganz allgemein gehaltene 
Anregungen: ein zollfreier Verkehr mit Dfterreich und fchleunige 
Reform des Zollvereins, wie jchon der erfte Handelstag es aus- 
geiprochen, ſeien wünjchenswert. Das Hanfemanniche Projekt ſollte 
ohne ein Gutachten des Handelstages den Negierungen zur Er- 
wägung übergeben werben. 

In den Verhandlungen des Handelstages, die vom 14.—18. 
Dftober ftattfanden, prallten die politiichen Gegenſätze unverhüllt 
und in ber benfbar fchroffften Form aufeinander, jo jehr auch 

Hanjemann, dem der Vorfit aufs neue übertragen mar, zu be- 
ruhigen und auszugleichen bemüht war. Die Prüfung der wirt- 
ſchaftlichen Vorteile und Nachteile des Handelsvertrages, ja jelbft 
die Gegenfähe von Freihandel und Schußzoll traten jo ziemlich in, 
den Hintergrund gegenüber den alles beberrichenden politiichen. 
Machtgedanfen. Betonten die Ofterreicher trogig den Rechtsanſpruch 
auf vollitändigen Eintritt im den Zollverein und runde Vermwerfung, 
bes Handelövertrags, jo provozierten fie damit nur die Preußen 

zu fchroffer Hervorfehrung ihrer politiich begründeten Antipathie 
gegen jebe nähere Verbindung mit dem Kaiferftaat. Die ungefähr. 
400 Abgeoroneten bildeten feineswegs eine gleichmäßige Vertretung 
ber deutſchen Handelswelt. Bei weitem nicht alle Hanbelsforporationen. 
hatten Deputierte geichidt. Der Zufall fpielte bei der Zuſammen— 
ſetzung der Berjammlung eine erhebliche Rolle. Sehr bald zeigte: 
fi, dab unter den zollvereinsländifchen Mitgliedern der erflufiv 
preußilche Standpunft bei weitem überwog, demzufolge die vor- 
liegenden volfSwirtichaftlichen Fragen als preußiiche Machtfragen 

zu behandeln waren und die Ehre, daS Anjehen und die Macht. 
Preußens die unbedingte Annahme des Handelsvertrages in feiner 

gegenwärtigen Gejtalt heiſchten. Dieje legtere Auffaſſung bekämpfte 
Hanjemann in einer Nebe, in welcher er es ganz richtig als das ärgjte- 
Armutszeugniß der preußiſchen Diplomatie bezeichnete, wenn ihr wirf- 
lid) jede Möglichfeit auf eine notwendige Änderung des Vertrags hin⸗ 
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„Sch habe dieſe Tribüne,“ ſagte Bederath, „mit ſchwerem Herzen betreten. 
Mit Herrn Hanjemann verband mid, eine langjährige mir jehr wert gewordene 

Gemeinſchaft der politifchen Gefinnung. Sie iſt aufgelöft. Ich kann ihm auf 
2 Are een een denn diejer 

‚ wen bie leitende Macht, ohne bie er längft den: feindfefigen Einflnffen 
feiner Gegner erlegen wäre, im ihrer Stellung erjhüttert, wenn das Anſehen 
Preußens in Europa untergraben wird?" 

Die politiiche QTemperatur in der Verfammlung mußte wirk— 
lid auf den Siedepunft gelangt fein, wenn fie einen bejonnenen 
und erfahrenen Mann ſo leidenſchaftlich erregte. ES zeugt doch 
von einer Berblendung ſondergleichen, wenn Bederath ſich nicht da- 
mit begnügte, die abweichende Meinung feines Freundes als ver- 
fehrt und verberblich zu befämpfen, jondern es über fich gewann, 
ihr auch jeine Achtung zu verjagen. Denn etwas anderes als den 
Vorwurf, daß Hanjemann das Gefühl für preußiiche Ehre einge- 

“ büßt, daß er fich auf die Seite der Gegner Preußens geitellt habe, 
fonnten jeine Worte und die Emphaje jeiner Haltung nicht bedeuten; 

fie mußten um jo verlegender und um fo jchroffer wirken, als 
Hanjemann joeben fich jede Kritik feines Verſtändniſſes der vater- 
ländiichen Ehre mit dem Hinweis auf jeine Vergangenheit ver- 
beten hatte. Bederath fühlte das ſelbſt und fuchte diefen Eindruck 
wieder abzuſchwächen, indem er wenigjtens Hanſemanns jelbftändige 

Gefinnung anerfannte. Obgleich er auch bier in bie ungeheuer: 
liche Übertreibung verfiel, daß Hanjemann mit feinem Staate ge- 
brochen habe und gegen fein eigenes Land auftrete, jo wurben feine 
Worte doc; wider Willen, zur lebhaften Genugthuung der aufs 
peinlichfte berührten Berfammlung, ein glänzendes Chrenzeugnis 
für Hanjemanns unabhängigen Charafter. 

„Eines tröftet mic,“ fuhr Bederath fort. „Das Auftreten des Herrn 
Hanfemann gegen den Staat, dem er durch feine ehrenvolle Vergangenheit an- 
gehört, wirft feinen Schatten!) auf die Unabhängigkeit feines Charakter. Herr 

1) Eine ſtürmiſche Aufregung entitand bei biejer Stelle, weil viele die 
Worte „einen Schatten” gehört zu haben glaubten, fo daß ſich Beckerath dem 
ganzen Sag mit nahdrüdlicher Betonung zu wiederholen genötigt fab. 
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„Ich ſpreche es umummunden aus,“ fagte er, „meine Anfichten hinſichtlich 
deſſen, was für das Vaterland zwemähig und nüßzlich, find dem diametral 
entgegengefebt, was durch die Majorität ausgeſprochen iſt. Es würde deshalb 
meiner politiihen Vergangenheit nicht würdig fein, wenn id) in ein Kollegium 
trete, dad gerade durch dem gefaßten Beſchluß gekennzeichnet iſt. So leid es 
mir tönt, es iſt mir micht möglich, Hier mehr zu wirken... Jeder bat feine 
beftimmte Überzeugung und jeder muß nad) ihr handeln. So ift mein politiiches 
Leben gemwejen, fo lange ich Politif getrieben; das werde ih am Schluſſe meines 
Lebens beibehalten... Nehmen Sie es nicht für ungut, id kann Ihrem 

Wunſche nicht entſprechen und muß auf der Ablehnung beharren.* 

So wurde der Ausſchuß mit lauter Freihändlern teils extremer, 
teils milderer Dbjervanz bejegt. Unter den letzteren befand fich 
auch Bederath, der als Präſident des Ausfchuffes an Hanjemanns 
Stelle trat. 

Aber eine große Genugthuung war Hanjemann und allen 
denen, die mit redlichem Bemühen an einer Berftändigung ge- 
arbeitet hatten, doch noch beſchieden. Kaum drei Wochen nad) 

Schluß des Handelstages überreichte der Bleibende Ausſchuß den 
beutichen Negierungen eine Denfichrift (vom 8. November), welche 
eine furze Motivierung der Handelstagsbeichlüffe enthielt. Zu all 
gemeiner Überrafchung fprach hier der Ausschuß nicht nur feine Über- 
zeugung dahin aus, daß die Erhaltung des Zollvereins eine volks— 
wirtfchaftliche und politische Notwendigfeit im eminenten Sinne des 
Wortes jei, jondern auch die beitimmte Erwartung, „dab Preußen 
die loyale Rüdficht gegen jeine Verbündeten durch nachträgliche 
Verhandlungen mit Frankreich bethätigen wird, welche die Wünſche 
der bisher dijjentierenden Regierungen, joweit es zuläſſig iſt, befür- 

worten.“ Dieje Schlußerflärung bedeutete nicht mehr und nicht 

mweniger als die Umfehr zu der von Hanſemann vertretenen 
Stellung zum Handelsvertrage. Sie war gegen den Willen der 
ertremen Freihändler von den Vertretern der gemäßigten Richtung 

im Ausihuß durchgeſetzt worden. Gie zeigt, daß die fiegreiche 
Partei mit dem Augenblide, wo fie zur Herrſchaft gelangte, auch 
zur Erfenntnis fam, die Aufgabe des Handelstages und ins- 

bejondere jeines Präfidiums dürfe eben feine rein politifche fein; 
daß fie vor der Verantwortung zurüdichredte, welche eine rädfichts- 





Berichterftattung über ben Handelstag. 7135: 

Bleibenden Ausſchuſſes ſetzte, auch den Schein einer fachlichen Be- 

zechtigung für fein verlegendes und Leidenjchaftliches Auftreten gegem 
Hanfemann eingebüßt. 

Aber natürlich machten die Vorgänge in Münden auf die 

Preffe und das Publifum einen unvergleichlich viel nachhaltigeren 
und ftärferen Eindrud als die Folgerungen, melde eine jachliche- 
Prüfung der erjten Kundgebung des neuen Ausichuffes ergeben 
mußte, Die Aufregung legte fich nur jehr allmählich und noch 
geraume Zeit hindurch war Hanjemann in der Preſſe die Ziel- 

ſcheibe der ungerechteiten, gehäfligften Angriffe. Diefe gewannen im 
bem Umftande eine bejondere Folie, daß Anfang November ein 
das Verhältnis Sachſens zum Handelövertrag erörternder Privat- 
brief Beuſts an den Geh. Kommerzienrat Poppe in Leipzig durch 
eine ſächſiſche Zeitung veröffentlicht wurde, in dem jener unter 
anderem erwähnte, daß er joeben mit Hanfemann eifrig verkehrt 
babe: Hanjemann habe einen ganz guten Ydeengang, den er in 
Berlin verlegen wolle. Beuft war dadurch, dab er politifch zu 
Dfterreich, Handelspolitifch zu Preußen hielt, feinem eigenen Lande 
gegenüber in eine heifle Lage und in den Ruf der Doppelzüngigfeit 
geraten. In jolcher Notlage hatte er die Veröffentlihung jenes. 

Briefes, von dem er eine beruhigende Wirkung auf die auch in 
Sachen hochgehenden Wogen der Disfuffion über den Handels- 
vertrag erwartete, veranlaßt. Die in dem angeführten Paſſus er- 
mwähnte Thatſache war richtig. Hanjemann hatte die Sache, für 
bie er wirkte, die Erhaltung des Zollvereins durch Mopififation 

ınbelsvertrags, jo jehr im Auge, daß ihn weder die Ab- 

ftimmung in München noch die ihm miderfahrene perjönlidhe 
Stränfung davon abhielt, fie weiter zu verfolgen. Zu dem Zweck 
verhandelte er auf der Rückreiſe aus München in Dresden mit 
Beuft, auf deſſen fernere Haltung nicht wenig anfam. Über den 
Inhalt diefer Beratung drangen feine weiteren Nachrichten ins 
Publiftum. Da aber befannt war und vorausgejegt werden mußte, 
daß Beuft, obwohl Anhänger des Handelsvertrages, mit dem jchroffen 
Vorgehen Preußens gegen die biffentierenden Regierungen nicht 
einverftanden jein konnte, jo genügte Hanjemanns Gegnern ſchon 
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Handelt worden ijt“, geboten worden. Der Berfajjer war ein Hanſe⸗ 
mann jegt naheſtehender Bolitifer, ein ehemaliger radifaler Demokrat, 
dem fpäter noch als Gehilfen Bismards eine hervorragende Thätig- 
feit beſchieden jein jollte: Lothar Bucher.‘ 

Den meiteren Verlauf der Zollvereinskrife hat Hanjemann 
wohl mit lebhafter Teilnahme verfolgt, aber weder direkt noch 
indireft zu beeinflufjen vermodt. Noch das ganze Jahr 1863 
hindurch zerfielen die Zollvereinsregierungen in zwei getrennte 
Lager: auf der einen Seite Bayern, Württemberg, die beiden - 
Heſſen, Naffan und Hannover als Parteigänger Äſterreichs und 
aus diefem Grunde Gegner des Sandelsvertrages, auf der 
anderen Seite Preußen, Sachen, Baden und die meiften Klein— 
ftaaten. Jene betrachtete Preußen als entichlojjen, die Zollverträge 
nad ihrem Ablauf nicht mehr zu erneuern. Es fanden zwar 
Konferenzen über einen neuen von Preußen vorgelegten Zollvereins- 
tarif ftatt, dem der mit Frankreich vereinbarte Tarif zu Grunde 
gelegt war. Es zeigte fich auch, daß eine Veritändigung über die 
einzelnen Poſitionen unjchwer zu erreichen war, wenn es erjt gelang 
die prinzipielle politijche Differenz über das Verhältnis zu Öfterreich 
zu bejeitigen. Aber bier ebem jchieden fich die Wege. Dem Ber- 
langen der von Bayern geführten Bartei, in eine Beratung der 
öfterreichifchen Borjchläge vom Juli 1862 einzutreten, jegte Preußen 
ein umerjchütterliches Nein entgegen, wenn Bismard aud zu 
Hanjemanns Freude für die VBerhandInngen i. 3. 1863 entgegen- 
fommende Formen mäblte.?) 

Am 17. Dezember 1863 fündigte Preußen jeinerjeits Die 

1) Dieje Thatſache kombiniere ih aus einigen brieflichen Nußerungen 
Hanfemannd und Buchers, obwohl des letzteren Autorſchaft wicht ausdrüdlich 
erwähnt wird. Schon in einem Briefe vom 26. März 1861 an Auerswald 
hatte Hanjemann auf Bucher ald die geeignete Kraft zur Bekämpfung ber 
daniſchen und deutjchfeindlichen Stimmen in der Londoner Prefje hingewieſen 
Er rühmte von ihm, daß er in der Verbannung das Unhaltbare feiner früheren 
a Bm, ſich der vaterfändifchen Interefien warm angenommen und fogar 
feine Verbindung mit der Nationalzeitung geopfert habe, als diefe nicht auf- 
hörte, „dem tosmovolitiſchen Nationalitätsjchwindel das Wort zu reden“, 

9) Weber, Der deutiche Zollverein S. 424. 
Bergengrün, David Hanfemanı. 47 
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Lage zu geraten. So zogen fie es denn vor, ihren Frieden mit 
Preußen zu machen, nachdem diejes einige unmejentliche Zugeftänd- 
niffe in Bezug auf den franzöfiichen Handelsvertrag bemilligt und 
hierüber die Eröffnung neuer Verhandlungen mit Frankreich zu- 
gejagt hatte.) Am 28. Juni 1864 fchloffen Sachſen, Kurheſſen, 
die thüringiichen Staaten, Braunfchweig, Yranffurt und Baden 
den neuen Zollvereinsvertrag mit Preußen ab. Wenige Tage 
darauf, am 11. Juli, thaten Hannover und Oldenburg dasjelbe 
und mußten fi) jogar dazu verftehen, auf den größten Teil des 
ihnen 1851 gewährten Präzipuums aus den Zolleinnahmen zu 

verzichten. Als jet Ofterreich, den Sieg des Gegners vor Augen, 
in Unterhandlungen über einen gewöhnlichen Handelsvertrag willigte 
und die bisher feitgehaltene Forderung einer engeren Zolleinigung 
fallen ließ, erflärten im Laufe des Monats September aud) bie 

übrigen Zollvereinsftaaten ihren Beitritt zu den bereit3 ab» 
geſchloſſenen Verträgen und genehmigten den Handelsvertrag unter 
den von Preußen bewilligten Mopifitationen. Die Beratung über 
den neuen allgemeinen Zollvereinstarif, der dem mit Frankreich ver- 
einbarten nachgebildet war, wurde am 16. Mai 1865 glüdlich zu 
Ende geführt. Schon vorher, am 11. April, war der Handels— 
vertrag mit Ofterreich zum Abſchluß gefommen. Der Form halber 
und um Ofterreich den Rückzug zu erleichtern, enthielt er zwar 
den Vorbehalt, dat die Vertragſchließenden über eine fünftige all» 
gemeine deutjche Zolleinigung verhandeln wollten; in Wirflichfeit 
war ber Gedanke völlig aufgegeben und das 1853 begründete 
Übergangsitadium zur Zolleinigung befeitigt. An die Stelle eines 
gegenseitigen Differentialzolles trat die vollfiändige Gleichitellung 
mit allen anderen Nationen. Preußen Hatte alles erreiht was es 

wollte, mit Ausnahme der Reform der Zollvereinsverfaflung, die 
beim Abſchluß der neuen Verträge gar nicht zur Sprache gebradht 
mworden war. Dafür hatte aber Preußen durch feine großen 

Erfolge eine andere Stellung im Zollverein als früher er- 
rungen. Es mar handelspolitiih zur mahrhaft gebietenden 
Macht geworden. 

I) Weber ©, 486, 
47° 
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Den legten Ausgang der Krife hat Hanſemann nicht mehr 
erlebt. Aber ſchon die Verträge vom 28. Juni und 11. Juli 1864 
fowie das filhtbare Zurüdweichen Äfterreichs gaben ihm die volle 

und freudige Gewißheit, daß Preußen auf der ganzen Linie gefiegt 
babe und der Zollverein gerettet ſei. Zwar erfüllte ſich jeine 
Hoffnung auf Erhaltung und Erweiterung des zollfreien Berfehrs 

mit Ofterreihh nicht. Aber diefes Dpfer ließ fich verjchmerzen 
gegenüber den anderen unendlich viel bebeutungsvolleren Errungen- 

Ihaften. Daß Preußen feinen Willen in Bezug auf den franzöftichen 
Handelsvertrag durchſetzen werde ohne den Zollverein zu jprengen 

und ohne feine Madhtftellung in demjelben zu erfchüttern, hatte er 
nicht für möglich gehalten. Mit grenzenlojem Staunen beobadhtete 
er dieje Wendung der Dinge, die außer dem Bereiche feiner Er— 
wägungen und Berechnungen lag. Ein neues Moment, das er 
nicht gelannt, auf das er im Ernft nicht zu hoffen gewagt hatte, 

griff jet machtvoll in die Gefchide des Vaterlandes ein. „Mein 
Zroft in der ſchmerzlichen Lage, in welcher die Krone und das 
Baterland fich befinden”, hatte er am 4 März 1863 an A. Dppen- 

heim gejchrieben, „ift die Hoffnung, daß wie Ion mehrmals aud) 
jet wieder ein guter Stern über Preußens Geichiden walte.“ Diejer 

Stern war bereit3 aufgegangen, ohne daß er ihn gewahr wurbe. 

Erit in den legten Lebensmonaten Hanjemanns brach er ſiegreich 

und leuchtend durch daS trübe Gewölk, das ihn den Bliden ber 

befümmerten und bangenden PBatrioten entzogen hatte. Die Über- 
‚zeugung, daß der fraftvolle Wille und die geniale Staatsfunft 
BismardS wenn aud auf anderen Wegen, als wie er fie für 

allein gangbar gehalten hatte, Preußen einer neuen und großen 

Zulunft entgegenführe, bat Hanjemann mit ins Grab nehmen 

dürfen. Dieje Erkenntnis aber nötigte ihn noch wenige Wochen 
vor jeinem Tode zu einer Revifion feiner bisherigen Anſchauungen 
über eine richtige preußiſche Politik. 

Kaum ein Ereignis hat Hanjemann jo ſchmerzlich erregt und 

ift ihm jo unglüdverheißend erichienen wie die Ernennung Bis- 

mard3 zum Minijterpräfidenten im September 1862, eine Rad) 

ridt, die ihn gerade während der aufregenden Borbereitungen 
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zum Münchener Handelstage traf. Schon feine Ernennung zum 
Geſandten in Paris im Sommer 1862 hatte ihn mit der größten 
Belorgnis erfüllt. Aus eigener Erfahrung fannte er Bismard nur 
als einen feden, ' ftreitbaren und redegemandten Junker und er 
mußte von ihm nur no, daß er als Gejandter am Bundestage 
troß jeiner verrufenen reaftionären Gefinnung der fchärffte Gegner 
Öfterreich® und aller friedlichen Einigungsbeftrebungen inmerhalb 
des Deutfchen Bundes geworden war. Diefe Wahrnehmungen 

gaben ihm die Überzeugung, dab Bismards politifchen Anſchau— 
ungen ein leitender Gedante fehle; fie erfchienen ihm widerfpruchs- 
voll; ein übermütiges Straftgefühl und ein leichtfinniger, durch 
perfönlichen Ehrgeiz beftimmter Thatendrang mußten offenbar bie 
bervorragenditen Eigenjchaften dieſes Staatsmannes fein. Wie 
fonnte man zu einem folhen Manne Bertrauen fafen! Wenn 
Hanjemann ferner von ihm vernahm, baß er einer politischen 
Annäherung an Frankreich, wenn nicht gar einer Allianz mit ihm 
das Wort rede, jo bejtärfte ihn das in der Meinung, daß Bismard 
mit den Intereſſen feines Landes ein Teichtfinniges, unvorfichtiges 
Spiel treibe. Denſelben Eindrud machten ihm die erften öffent» 
lihen Kundgebungen des neuen Minifterpräfidenten: die Ankün- 

digung einer Eiſen- und Blutpolitif, die Aufforderung an Öfter- 
reich, feinen Schwerpunkt nad) Peit zu verlegen, der Hinweis auf 
den zu fchmächtigen Leib Preußens. In alledem fonnte Hanje- 
mann nur eitle und gefährliche Worte jehen. Nichts gab ihm 
eine Gewähr dafür, dat hinter denfelben fich ein gemaltiger, that- 
fräftiger Wille und die größte ſtaatsmänniſche Einficht verbargen. 
Ohne dieſe erichien ihm aber das Gebahren des Minifters von 
Grund aus frivol. „Das Gerücht, v. Bismard-Schönhaujen jolle 
preußifcher Gejanbdter (in Paris) werden“, jchrieb er aus Nürnberg 
während feiner Berhandlungen mit den ſüddeutſchen Höfen über bie 
Zollvereinsreform am 10. September 1861 an Auerswald, „macht 
einen ſehr ſchlechten Einbrud nicht nur in den Regierungskreijen 
der Mittelftaaten, jondern auch bei den Bewohnern derjelben: bei 

den Regierungen, weil der Genannte befanntlid eine Allianz 
Preußens mit Franfreih und Rußland ſehr wünſcht; bei jenen 
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Preußen in der europäiichen Diplomatie zu fompromittieren und 
das Vertrauen der fonjervatioften Kreife einjchließlich des Beamten- 
tums — etwa mit Ausnahme weniger Heikiporne des Feu— 
balismus — zu verlieren. Ohne einen neuen Premier ſehe ich 
daher feinen Ausweg, wie jchwer aud eine gute Neubildung des 
Minifteriums jein mag.“!) 

Betrachtet man dieje Urteile und vergleicht fie mit dem, mas 
von der wirklichen Weltlage, von den Nbfichten und dem Charafter 
des jo hart angefochtenen Staatsmanne® damals allein befannt 
fein konnte, jo wird man fie nicht nur begreiflich, ſondern bered)- 
tigt finden. Woraus follte damals zur Zeit des heißeften Kon- 
fliftes mit der Vollsvertretung jemand erfennen, daß der Staats» 
mann Bismard die Eierjchalen des Yunfertums längſt abgeftreift 
hatte; daß jeine ausmärtige Politik mehr als ein ziellojes 
Reizen Ofterreichd und der Mittelitaaten, als ein Buhlen um die 
Gunft Rußlands und Frankreichs, mehr als ein frivoles und hoch— 
mütiges Verlegen der nationalen Empfindung war? In dieſem 
Lichte erichtenen Hanſemann anfangs auch noch der dänische Krieg 
und die rüdfichtslofe Eigenmächtigfeit, mit der die beiden Groß- 
mädhte unter Bismards Führung den Forderungen der dieſes— 
mal mit dem Bundestag einverftandenen Nation Troß boten und 
ihre eigenen unverjtandenen Wege gingen. Als aber ber Knäuel 
fidy zu entwirren begann, als ein großer militärifcher, diplo— 
matifcher Erfolg nach dem andern errungen und ſchließlich auch 
noch auf bandelspolitiichem Gebiet das Feld behauptet wurde, da 
ſtutzte Hanſemann erit und dann machte der kluge, er- 

fahrene Mann einen Strich unter feine bisherige politifche Rechnung. 
Er befannte von Bismard überwunden zu fein. Am 23. Juli 
1864 jchrieb er aus Schlangenbad einem großdeutichen Publiziften 
in Wien einen Brief“), der mit nachitehenden Sätzen ſchloß: 

Fr 1) In dem oben S. 740 erwähnten Briefe an A. Oppenheim vom 
4. Mär, 1868. Ob das hier gebrauchte Beiwort „genial“ ironiſch gemeint ift 
ober ob Hanjemann doc ſchon damald Bismards außerordentliche Begabung 
durchſchaut und von feiner Perfönlichkeit einen großen Eindrud empfangen bat, 

vage ich nicht zu enticheiden. 
2) Auf einer Kopie des Briefes iſt laut einem Wermerf aus fpäterer Zeit 

i 
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weil dieſer einen Erfolg errungen, jondern vielmehr eine Rücklehr 
zu den politifhen Grundgedanfen der dreißiger und vierziger 

Jahre, für deren Verwirklichung jeht die jo ſchmerzlich entbehrte 
und ſchließlich für praftiich unmöglich gehaltene Borausjegung ein- 
traf. Nämlich die Vorausjegung, daß die Konftellation der euro- 

verficht, daß eine —* Politik jetzt mit begrumdeter Ausficht auf 
Erfolg offen aufgenommen werden könne, wurde aber daburd un— 
endlich gefteigert, daß die eingetretene Wendung nicht von einem 

blinden Ungefähr herrührte, jondern mwefentlich durch den Willen 
und bie Einficht des leitenden Staatsmannes herbeigeführt war. 
Der großdeutiche Standpunkt Hanfemanns während ber legten 

anderthalb Jahrzehnte war die Folge feiner Überzeugung, daß bie 
preußifche Diplomatie unfähig fei, eine Politik in großem Stil zu 
treiben und jeder Verfuc einer jolchen mit neuen Niederlagen 
enden mwerbe. Und da er für abfehbare Zeit eine Anderung diefes 
Zuftandes für ausgeichloffen hielt, fo hatte er geglaubt, einftweilen 
eine Bolitif der feinen und friedlichen Erfolge empfehlen zu müſſen. 
Wir erinnern uns, daß er diefer Empfehlung wiederholt die Ein» 
ſchränkung hinzugefügt hatte, es jet ja im meiten Bereich der Mög- 
lichkeiten nicht ausgejchlojien, daß einmal Umſtände eintreten, 

welche die been der Unionspolitif realifierbar machten. Er glaubte 

aber nicht, dieſen Zeitpimft noch jelbft erleben zu können, unb war 
überzeugt, daß ihn jeder verfrühte, erfolgloje Verſuch noch weiter 
binausjchteben müſſe. Jetzt war dank einer unvergleichlichen 
Staatskunſt der geeignete Moment gefommen. Preußen mar wieder 
jelbftbewußt und ftarf. Die Weltlage hatte fich verändert: Dfter- 
reich konnte auf den Beiltand Rußlands nicht mehr rechnen. Mochte 
jegt Preußen jeine deutſche Mijfion erfüllen im Widerſpruch oder 

gar im Kampf mit Öfterreich und den Mittelftaaten! Die Mög- 
lichkeit des Erfolges war wieder gegeben und vor allem ber ge 
eignete Mann vorhanden, der fie zu ergreifen mußte. Mit dieſem 
vertrauenspollen Ausblid in die Zukunft hat Hanjemann jeine 

irdiſche Laufbahn bejchlofien. 





Äußerungen Bismards und Kaiſer Wilhelms. 14T 

Frankreich, zu behaupten. Damit aber, daß er die nun eingetretene 
Änderung der Weltlage nicht nur erlebte, fondern fie auch erfannte 
und fich bereit zeigte, die nötigen Konjequenzen aus diejer Wahr- 
nehmung zu ziehen, bewies er noch einmal am Schluß feines 
Lebens, daß jein ftaatSmännifches Denken frei von PBarteiver- 
blendung und Doltrinarismus war. 

Bon der legten Wandlung in Hanjemanns Anfichten hat Bismard 
damals nichts erfahren. Er hat in ihm bis zulegt einen politifchen 
Gegner gejehen und befämpft, — aber auch geachtet. Nach vielen 
Sahren befannte er dem älteften Sohne Hanjemanns: im Grunde jei 
David Hanjemann der einzige Staatsmann der Revolutionszeit 
geweien, der ihm Rejpeft einflößte, — und dem Großjohne Hanje- 
manns hat er einmal erflärt, daß er als Minifterpräfident glüdlich ge 

weſen wäre, einen fYinanzminifter wie Hanſemann zur Seite zu haben. 
Diefe jpäteren Äußerungen Bismards erflären vielleicht auch eine 
auffallende Thatfahe. Bismard macht in den „Gedanken und Er- 
innerungen” aus jeiner Abneigung gegen die liberalen Koryphäen 
der vierziger Jahre fein Hehl. Er nennt fie mit Namen: Gamp- 
haufen, Bederatb, Binde, — und jagt von jedem, warum er ihm 
unigmpathifh war. Hanfemann, mit dem er doch fo oft und fo 
beftig zulammen geftoßen war, wird von ihm gar nicht erwähnt. 

Eine öffentlihe und offizielle Anerkennung ift Hanjemanns 
nneigennübiger patriotifcher Thätigfeit bei feinen Lebzeiten verjagt 
geblieben. Sie fam aber einige Jahre nad) feinem Tode in einem 
Worte Kaifer Wilhelms I. zum Ausdrud. Als Adolf Hanjemann 
i. J. 1872 von jeiten des Geh. KabinettsratS von Wilmomsfi die 

Mitteilung erhielt, daß der Kaiſer beabfichtige, ihm ben erb- 
lichen Adel zu verleihen, jprad; er ein Bebenfen gegen biefen 
Gnadenbemweis aus, falls derjelbe im Zuſammenhang mit feinen 
Bemühungen zur Entwirrung der Rumäniſchen Eifenbahnange- 
legenbeit ftehen jollte, deren glüdliches Gelingen erft die Zufunft 
bewähren müſſe. Gleichwohl erfolgte die Auszeichnung damals 
unb einer weiteren Mitteilung Wilmomsfis zufolge äußerte der 

Kaiſer, was er Adolf Hanfemann in einer jpäteren Aubdienz auch 
perjönlich betätigte, daß der Gnadenbeweis in feinem Zufammen- 
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ihre Briefe aus diejer Zeit zu leſen. Künſtler und Dichter waren 

ee ee Insbeſondere fand die Mufit in 
Hanfemanns Hauje eine edle und verftänbnisvolle Pflege durch 
feine- Xödhter, die weit. über das gewöhnliche Mah hinaus für 
diefe Kunft begabt waren und dieſe Veranlagung von ihrer 
Mutter geerbt hatten. Auch hat Hanjemann felbft fich um die 
deutſche Mufif ein wirkliches Verdienft dadurch erworben, daß er 
noch in Aachen einen Teil von Beethovens Nachlaß für Deutich- 
land rettete.!) Beethovens vertrauter Schüler und Erbe, Schindler, 
bei dem Hanſemanns Töchter ihre mufifalifhe Ausbildung 
‚hielten, wollte den ihm anvertrauten, wertvollen, meiſt aus Noten- 

manuſtripten bejtehenden Schatz nad) England verfaufen. Hanſe— 
mann berichtete darüber nad) Berlin in der Hoffnung, der König 
werde ihn für fid) erwerben. Doch die Verhandlungen zerichlugen 

fi. Hanjemann jorgte indefjen dafür, daß der Nachlaß nicht in 
fremde Hände überging. Später hat König Friedrich Wilhelm IV. 
ihn übernommen und beute bildet er eine Zierde der Königlichen 

Auch einer glüdlichen Geftaltung feiner nächiten häuslichen 
und Kamilienverhältnifje durfte Hanjemann fi) dauernd erfreuen. 
Seine Gattin hat ihn noch um viele Jahre überleben dürfen. 
Sie ift 1876 geftorben. Von jeinen jechs Kindern mwaren zwei 

Töchter und die beiden Söhne glüdlid) verheiratet. Den erfreu- 
lichen äußeren Lebensumftänden brachte Hanfemann aud in feinem 
Alter eine beneidvensmwerte innere Friſche und Elajftizität entgegen. 
‚Geine geijtige Regſamkeit jchien mit den Jahren eher zu- als 
‚abzunehmen. Immer neue Ideen, Entwürfe, Kombinationen ent 
ftanben in jeinem raftlo$ arbeitenden Kopfe. Hatte feine lebhafte 
Art fi mitzuteilen, verbunden mit dem Eindruck ebenjo großer 

Freundlichkeit wie Klugheit, jeiner Unterhaltung von jeher einen 
eigenen Reiz verliehen, jo wurde diefer jegt mod. durch den großen 
Schatz von Erfahrung und Lebensweisheit erhöht, der ſich im 
Laufe der Zeit bei ihm angelammelt hatte und aus dem er feiner 

1) Bergl. die Anm. zu ©. 215. 
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haften Leiden, einem frebsartigen Geſchwür an der Lippe, heim— 

gefucht. Er mußte fich einer Operation unterziehen und blieb- 
monatelang bis in ben Frühling 1864 hinein an das Zimmer- 
gefejlelt. Im Mai begab er fich in Begleitung zweier Töchter 
und feines Privatjefretärs zur Kur nad) Schlangenbad, die ihm 
vortrefflic; befam, jo daß er ſich in bejter Stimmung befand, eifrig. 
forrefpondierte und täglich lange Spaziergänge machte. Er— 
freute fih darauf, feine Thätigfeit bald wieder aufnehmen zu 
fönnen. Nichts deutete darauf Hin, daß feine Tage bereits gezählt. 
maren. 

Am 2. Auquft kehrte er von einem Spaziergange ſtark erhitzt 

beim und erfältete fich heftig. Binnen wenigen Stunden trat eine 
Lungenentzündung ein, die den DVierundfiebzigjährigen nach nur- 
zweitägigem Kranfenlager binmwegraffte. Er jtarb am 4. Auguft 
1864. 

Seine irdiſche Hülle wurde nach Berlin gebracht und auf 
dem Matthäikirchhof beigeſetzt. Dort haben ihm jeine Kinder. 
eine wunderbar ftimmungsvolle Stätte zu bereiten gemußt. Ein 
dorijcher Säulenumgang, der auf einer niedrigen Mauer fteht 
dicht von Epheu umranft, jchlieft das Grabgemölbe ein. Hier 
ruht er in der Nachbarichaft jo vieler Männer, die gleich ihm ihr- 
beftes Streben der Größe des Vaterlandes gewidmet haben. 

Die unmittelbaren jegensreihen Folgen von Hanſemanns 
gemeinnüßiger Thätigfeit hat fein Ort in höherem Maße als. 
Aachen, die Stadt, in der er dreißig Jahre lang wirkte und deren: 
Gebeihen ihm eine Herzensjache war, erfahren. Die Entwidelung 

Aachens zur Großſtadt ift aufs engfte mit dem Namen Hanje- 
manns und mit jeiner Thätigfeit verknüpft. Es verhält fich in 
der That fo, wie die Sachlage jpäter charafterifiert worben ift: wenn 
es heute heißt Cornelimünfter bei Aachen und nicht Machen bei. 
Eornelimünfter, jo ift diefes Verhältnis in erjter Linie ein Ver— 

bienjt Hanlemanns, deſſen zäher mit ausgezeichneter Klugheit ge 

paarter Energie es allein zu verdanken ift, daß die Rheiniſche 
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richtung eines Hanjemann-Dentmal$ zujammengetreten. Die Be 
mühungen desjelben fcheiterten aber daran, daß „das Stückchen 
Erde auf einem öffentlichen Pla der durch Hanfemanns Wirken 
groß gewordenen Stadt” vom Gemeinderat nicht zu erlangen war, 
obwohl ſich im Komitee zwet Bürgermeifter befanden. Die ultra- 
montanen Wortführer im Gemeinderat juchten Hanſemanns Ber 
bienfte nach jeder Richtung zu verkleinern und herabzuſetzen. Ver— 
gebens wurde demgegenüber auf feine Schöpfungen ımb auf jenes 
Protofoll des Stadtrat von 1837 hingewieſen, welches feine Ver 
dienſte um- Machen und die Rheiniihe Bahn in den wärmiten 
Worten anerfannte.?) Man operierte jelbjt mit einem ſolchen 
Gegengrunde, dab die Hanjemann zugedachte Ehrung eine Une 
gerechtigfeit nicht nur gegen mehrere verdiente latholiſche Mit- 
bürger jondern auch gegen Karl den Großen jei, deſſen doch ganz 
andere Bedeutung für die Stadt den Bewohnern nur durch eine 
bürftige Brunnenfigur vergegenwärtigt werde. Nichts ift aber 
harafteriftifcher für die auf flerifaler Seite gepflegten An— 
ſchauungen als die Beurteilung, welche der Arbeitsverein und bie 
Fenerverficherungsgejellichaft im Aachener Gemeinderat erfuhren. 
Es jei ja durch fie viel Gutes gefördert worden, äußerte ein 
Nebner, und fie mögen von faufmännifcher Seite auch Beachtung 
verdienen. „Aber fie haben den Unternehmern großartige Geld» 
mittel zur Verfügung geftellt, fie bilden eine wie im Boben jo 
bier im Volle angelegte Drainage, welche fogar bis in bie Spar- 

1) Aachener Feitung 1867 Nr. 225 und 226, 

2) © ©. 177, 
Bergengrän, David Hanfemann. 48 
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büchje der Magd reicht, um diefelbe gegen Prämien und Zinjen 
ihres Inhaltes zu entledigen und dieſen zur Verfügnng der Unter- 
nehmer zu ftellen. Ja, die verlodenden Zinfen und Prämien 

entziehen dem reife der Familie und der Freundichaft die 
Mittel, wodurch die Liebe fo oft im edeliter Weile fi) Fundgab. 

Die Sparkaſſe kann der Sicherheit wegen nur Kapital geben, mo 
Kapital ift, die Liebe dagegen giebt, wo fie Moral und Not 
findet. Jedoch paßt ja heutzutage dieſe Spracdhe in Gelbjachen 
nicht mehr.“ 

Hanfemann hielt die Beichränfung der öffentlichen und pri- 

voten Wohlthätigfeit auf das Almofengeben für ein Übel; bie 
römiſch⸗katholiſche Praxis Tann der Bedürftigen als Objekte chriftlicher 
Mildthätigkeit nicht entbehren. — Es kam im Gemeinderate 
damals zu feiner Verſtändigung. Das Komitee vertagte bie 
Frage auf eine jpätere Zeit und übergab 1872 feine Akten dem 
ArbeitSvereine. 

Allmählich gewann dann aber doc ein vernünftigeres Urteil 

die Oberhand. Als 1884 der ArbeitSverein das Jubiläum feines 

50jährigen Beſtehens feierte, beichloß der Gemeinderat auf den 
Antrag des Lberbürgermeijters Pelzer, der ftetS ein marmer 

Berehrer Hanjemanns gemejen mar, dem Kölnthorpla den Namen 
Hanlemannplag zu geben, die Ausftattung desjelben aber dem 

Arbeitsverein und der Feuerverſicherungsgeſellſchaft zu überlaffen. 

Dieje jtellten die Mittel dazu bereit und beſchloſſen die Errichtung 

eines Denfmals auf diefem Plage. Die Ausführung des Erz— 

jtandbildes wurde dem Bildhauer Heinz Hoffmeilter übertragen. 

Am 30. September 1888 fand die Enthülung des Denkmals in 

folenner Weile unter Beteiligung faft aller Angehörigen der 
Hanſemannſchen Familie, der Regierungs- und ftädtiichen Behörden 
jowie zahlreicher Honoratioren ftatt. Der Geheime Kommerzien- 

rat Wagner als Vorfigender der Aachener und Münchener Feuer— 
verfiherungsgejellichaft übergab das Denkmal nad) einem Rüdblid 

auf Hanjemans öffentliches Wirken den Vertretern der Stadt 

Aachen. Nah) ihm ergriff Oberbürgermeifter Pelzer das Wort. 

Er gab dem Danf der Stadt gegen die Hochherzigen Stifter des 
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Standbildes, die beiden von Hanfemann begründeten Gejellichaften, 
in einer Rede Ausdrud, welche die Mitbürger noch einmal darauf 
binwies, wa3 fie an Hanjemann bejejjen und morin er ihnen 
ein leuchtendes Vorbild bleibe. Am Abend fand ein großes Feſt— 
mahl jtatt, bei dem der Regierungspräfident von Hoffmann den 
beiden Gejellichaften und jomit auch den Manen ihres Begründers 
den Dank der Staatsregierung für den „gerabezu unermeß— 
lfihen Segen“ ausſprach, den ihre auf die materielle, geiftige und 
fittliche Hebung der handarbeitenden Volksklaſſen gerichtete 
Thätigfeit der Stadt und dem Regierumgsbezirt Aachen gebradht 
hätten 

Das vorliegende Lebensbild Hanjemanns aber faun feinen 
würdigeren Abjchluß erhalten als durch die nachfolgenden vor 

trefflihen Worte aus der erwähnten Rede des Aachener Dber 
bürgermeijters: 

„. . . Wir werben das Denkmal behüten als pietätvolles 

Andenfen an den großen Mann, der mehr ala 30 Jahre 
feines an Thaten und Erfolgen reichen Lebens dieſer Stadt 
angehört, der fein Genie und jeine Thatkraft dieſer Stadt in her- 
vorragendem Maße gewidmet, der mit mweitichauendem Blid in bie 

Zukunft in raftlojer Arbeit und zäher Energie dieſer Stabt Die 
größten Dienfte geleiftet hat. 

In unjeren Augen gilt dad Denfmal in erfter Linie nicht 
dem hervorragenden Staatsmann, auf deifen Haupt fi Glanz 
und äußere Ehren häuften, es gilt nicht dem Minifter, es gilt in 
eriter Linie David Hanjemann dem fchlichten Bürger, der dieſer 
Stadt, welche ihm zur zweiten Baterftabt geworben war, bie 

Wohlthat einer großen Eijenbahnlinie rettete in einer Zeit uns 
geheurer wirtichaftliher Ummälzung in ganz Europa, der in ben 
Mauern diefer Stadt die beiden großen mirtichaftlichen Faktoren 
gründete, die damals zweifelsohne ihres Gleichen in ber Welt 
fuchten und vielleicht heute noch ihres Gleichen juchen und bie jetzt 

feit mehr als einem halben Jahrhundert ihre weittragende, bebeut- 
fame, gemeinnügige Thätigfeit insbejondere zum Wohl dieſer Stadt 
ausüben. 

48* 
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Möge denn das Denkmal für alle Zeit das Andenken Hanfe- 
manns in diefen Mauern und unter unjerer Bevölkerung lebendig 
erhalten, möge es eine ernfte, jtete Aufforderung an unjere be- 

fitenden und wohlbemittelten Mitbürger fein, glei” Hanjemann 
überall, wo es das Gemeinmwohl gilt, von einjeitigem, egoiftiichem 
hun abzulaſſen, gleich ihm ihren Geiſt und ihr Herz, ihre Zeit 
und ihre Kraft in den Dienft des Gemeinwohls zu ftellen. Möge 

e8 aber auch für unjere unbemittelten, von ihrer Hände Arbeit 

lebenden und darauf angewieſenen Mitbürger eine ernfte Mahnung 

fein und bleiben, die goldnen Wege der Arbeit und der Spar: 

famleit zu bejichreiten, auf die Hanjemann fie bingewiejen bat 

und für die er in feiner Schöpfung des Vereins zur Beförderung 

der Arbeitſamkeit und Sparfamleit eine jo wirkſame und jegens- 

reiche Anregung gegeben. Das ift der Wunſch der Bürgermeifter 

und der Bertreter dieſer Stadt bei der Enthüllung dieſes 
Denfmals. Das malte Gott!“ 
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